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VORWORT. 

Das  Erscheinen  des  Werkes,  von  dem  dieses  Buch  ein  Teil  ist,  wird 
keinem  Papyrologen  eine  Überraschung  bereiten;  denn  die  Verfasser  haben 
ihre  Absicht,  eine  Einführung  in  die  Papyruskunde  herzustellen,  schon  vor- 
längst verlautbart.  Es  scheint  sogar  einer  Rechtfertigung  zu  bedürfen,  daß 
sie  ihr  Versprechen  nicht  schon  früher  eingelöst  haben.  Indessen  darf  von 
einer  solchen  wohl  abgesehen  werden  im  Hinblick  darauf,  daß  die  Ver- 
zögerung im  Interesse  der  Sache  selbst  keineswegs  zu  bedauern  ist. 

Es  ist  das  im  Wesen  eines  jugendlichen  und  sich  rasch  entwickelnden 
Wissenszweigs,  wie  die  Papyruskunde  ist,  von  selbst  begründet.  In  den 
Anfängen  dieser  Disziplin  haben  sich  ja  ihre  Grundlagen  von  Jahr  zu 
Jahr  verändert  und  verschoben;  was  hätte  ein  Buch  zu  bedeuten  gehabt, 
welches  den  ursprünglichen  Stand  unserer  Kenntnisse  wiederspiegelte? 
Wer  den  rapiden  Zuwachs  miterlebt  hat,  den  das  Urkundenmaterial  im 
letzten  Dezennium  erfuhr,  der  wird  nicht  verkennen,  daß  ein  vor  zehn 
Jahren  geschriebenes  Lehrbuch  schon  binnen  kurzer  Zeit  an  jedem  Punkte 
versagt  hätte.  Nun  geben  wir  uns  ja  keiner  Täuschung  darüber  hin,  daß 
auch  das  heute  verfaßte  von  dem  Fortschritt  der  Wissenschaft  bald  über- 
holt sein  wird;  doch  dürfte  das  kaum  in  dem  Maße  der  Fall  sein,  als  es 
sonst  geschehen  wäre.  Denn  an  vielen  Stellen  sind  heute  unsere  Kennt- 
nisse schon  so  weit  befestigt,  daß  sie  einer  eigentlichen  Umwälzung  nicht 
mehr  ausgesetzt  sind. 

Im  einzelnen  ist  freilich  überall  noch  große  Vorsicht  erforderlich,  und 
ich  hoflfe,  daß  ich  es  an  derselben  nicht  habe  fehlen  lassen.  Meine  Auf- 
merksamkeit war  in  erster  Linie  darauf  gerichtet,  dem  Leser  nicht  Vor- 
stellungen einzuflößen,  welche  im  Augenblick,  wo  er  das  Buch  liest,  schon 
widerlegt  sein  könnten.  Ganz  läßt  sich  ja  diese  Gefahr  nicht  vermeiden, 
wenn  man  um  den  Stoff  nicht  bloß  herumgehen,  sondern  ihn  ernstlich 
angreifen  wiU,  und  schon  darum  wird  auch  in  Hinkunft  dem  Unerfahrenen 
die  Leitung  eines  sachkundigen  Lehrers  unentbehrlich  bleiben.  Im  übrigen 
aber  habe  ich  vor  aUem  die  Vorsicht  beobachtet,  ganz  unsichere  Gebiete 
lieber  überhaupt  nicht  zu  betreten,  als  den  Unkundigen  der  eminenten 
Gefahr  der  Irreführung  auszusetzen.  Aus  diesem  Grunde  habe  ich  davon 
abgesehen,  alles  zu  erörtern,  was  sich  in  den  Bereich  des  juristischen 
Teils  hätte  einbeziehen  lassen.  Wichtige  Lehren,  wie  die  von  der  Natur 
des  Eigentums  und  sonstiger  dinglichen  Rechte  im  gräko- ägyptischen 
Recht,  von  der  Geschäftsfähigkeit  nach  peregrinischem  Recht,  vom  Straf- 
prozeß und  Asylrecht  u,  a.,  habe  ich  beiseite  gelassen  oder  doch  nur  ge- 
streift und  mich   darauf  beschränkt,   eine  Anzahl   der  wesentlichsten  und 
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dabei   schon  jetzt  annähernd  übersehbaren  Institutionen  in  geschlossenen 
Cruppen  vorzuführen. 

Besondere  Reserve  ist  stets  dort  geübt,  wo  es  sich  um  etwaige  Zu- 
sammenhänge der  griechisch-römischen  mit  der  national-ägyptischen  Rechts- 
entwicklung  handelt.  Da  ich  des  Demotischen  nicht  mächtig  bin,  hätte  ich 
auf  diesem  Gebiete  doch  bloß  eine  eklektische  Wiedergabe  fremder  For- 
schungen geboten,  die  zu  kontrollieren  ich  nicht  in  der  Lage  war,  und 
die  weitgehenden  Meinungsverschiedenheiten,  welche  bei  den  Interpreten 
demotischer  Urkunden  noch  immer  hervortreten,  mahnen  zu  besonderer 
Vorsicht.  Ich  habe  darum  auf  die  Literatur  des  ägyptischen  Rechts  zwar 
an  den  Hauptpunkten  hingewiesen,  mich  aber  jeder  Stellungnahme  zu 
ihren  Resultaten  enthalten.  Wenn  mancher  finden  wird,  daß  ich  hier  zu 
weit  gegangen  bin,  so  ist  dem  zu  entgegnen,  daß  durch  die  beigegebenen 
Literaturzitate  jedem  ermöglicht  ist,  sich  über  den  Stand  der  demotischen 
Wissenschaft  näher  zu  informieren. 

Größer  als  nach  der  ägyptologischen  Seite  hin  war  für  mich  die  Ver- 
suchung, die  Zusammenhänge  zwischen  dem  Recht  der  Papyri  und  dem 
des  klassischen  Griechenlands  zu  verfolgen;  hier  war  ein  festerer  Boden 
gegeben.  Wenn  ich  mir  auch  dieses  Ziel  derzeit  noch  nicht  gesteckt  habe 
—  einzelne  Verweisungen  finden  sich  übrigens  mehrfach  — ,  so  lag  der 
Grund  teils  darin,  daß  dadurch  die  an  sich  schon  nicht  geringe  Aufgabe 
allzusehr  erweitert  worden  wäre,  und  mehr  noch  in  der  vielfach  bestehen- 
den Unsicherheit  darüber,  an  welches  der  griechischen  Partikularrechte 
anzuknüpfen  war.  Denn  im  Gebiete  des  Hellenismus  laufen  die  verbin- 
denden Fäden  vielfach  durcheinander  und  es  wird  noch  mancher  Unter- 
suchungen bedürfen,  bis  hier  die  Entwicklungsreihen  im  einzelnen  fest- 
gestellt sein  werden. 

Innerhalb  des  so  gesteckten  Rahmens  war  es  allerdings  mein  Bestreben, 
jede  Lehre  möglichst  vollständig  darzustellen.  Nur  legte  mir  die  Rücksicht 
auf  einen  erträglichen  Umfang  des  Werkes  manche  Beschränkung  auf; 
hätte  ich  untergeordnetes  Detail  oder  Streitfragen  nicht  in  Anmerkungen 
oder  auch  durch  Verweisung  erledigt,  so  wäre  der  Umfang  der  Grundzüge 
leicht  auf  das  Doppelte  angeschwollen.  Die  richtige  Grenze  zwischen  den 
Anforderungen  der  Kürze  und  jenen  der  Deutlichkeit  einzuhalten  ist  frei- 
lich sehr  schwierig.  Beispielsweise  hätte  es  gewiß  seine  Vorteile  gehabt, 
jedem  Stück  in  der  Chrestomathie  eine  Darstellung  des  zugrundeliegenden 
Tatbestands  zu  geben.  Aber  auch  dies  hätte  das  Buch  zu  sehr  belastet. 
Auch  mußte  es  vermieden  werden,  dem  Leser  das  Studium  allzusehr  zu  er- 
leichtem; er  soll  vielmehr  die  (zu  jedem  Stück  an  der  Spitze  angeführte)  Lite- 
ratur selbst  nachschlagen,  ebenso  die  Einleitungen  der  Herausgeber  (welche 
ich  regelmäßig  nicht  besonders  zitiert  habe).  Vor  allem  empfiehlt  es  sich 
natürlich,  bei  jeder  einzelnen  Urkunde  die  Partie  der  Grundzüge,  zu  deren 
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Illustration  sie  dient,  nachzulesen;  öfters  ist  schon  in  der  Überschrift 
der  Nummer  auf  dieselbe  hingewiesen.  Bei  fundamentalen  oder  schwer  zu 
interpretierenden  Stücken  ist  übrigens  die  Einleitung  eine  ausführlichere. 

Außerdem  sind  schwierigere  Worte  der  Texte  in  den  Fußnoten  erläutert. 
Da  es  jedoch  nicht  zulässig  war,  die  Erläuterung  für  dasselbe  Wort  an 
jeder  Stelle  zu  wiederholen,  möge  der  Anfänger,  wo  sie  fehlt,  nach  dem 
den  Grundzügen  beigegebenen  Register  die  Stelle  nachschlagen,  wo  sie 
gegeben  ist. 

Eine  der  wichtigsten  Aufgaben  war  die  Kritik  der  Texte.  Was  mir 
an  Nachträgen  zu  diesen  bekannt  war,  ist  bei  jeder  Urkunde  an  der  Spitze 
angegeben  und  je  nach  dem  Grade  seiner  Sicherheit  im  Text  oder  den 
Anmerkungen  aufgenommen  worden.  Dabei  mag  ich  allerdings  manches 
übersehen  haben,  was  in  Rezensionen  oder  Monographien  verstreut  liegt 
und  werde  für  bezügliche  Nachweisungen  sowie  für  jeden  sonstigen  Hin- 
weis auf  wünschenswerte  Verbesserungen  im  Hinblick  auf  die  Möglichkeit 
einer  späteren  neuen  Auflage  sehr  dankbar  sein.  Natürlich  ergaben  sich 
bei  der  Nachprüfung  der  Texte  auch  manche  neue  Vorschläge;  einige 
Urkunden,  namentlich  aus  der  benachbarten  Berliner  Sammlung,  konnte 
ich  auch  am  Original  revidieren.  Die  Änderungen,  welche  sich  nach  alle- 
dem gegenüber  den  Editiones  principes  ergeben,  sind  dort,  wo  es  sich  um 
bereits  veröffentliche  Nachträge  handelte,  grundsätzlich  bei  der  einzelnen 
Stelle  nicht  mehr  vermerkt.  Das  Gegenteil  gilt  von  unveröfiPentlichten; 
denn  hier  war  es  geboten,  die  Abweichungen  von  den  gangbaren  Lesungen 
als  gewollte  zu  erklären. 

Herzlichen  Dank  spreche  ich  den  Gelehrten  aus,  welche  bei  der  Nach- 
prüfung zweifelhafter  Stellen  an  den  von  ihnen  verwalteten  Urkunden  mir 
hilfreiche  Hand  geliehen  haben;  A.  S.  Hunt,  F.  Kenyon  und  H.  J.  Bell, 
G.  Vitelli,  F.  Preisigke,  P.  M.  Meyer  und  W.  Schubart  haben  meinen  An- 
fragen stets  aufs  bereitwilligste  entsprochen  und  U.  Wilcken  hat  mir  die 
Ergebnisse  seiner  auf  vielen  Studienreisen  unternommenen  Revisionen 
namentlich  ptolemäischer  Papyri  sowie  manchen  sonstigen  Vorschlag  zur 
Verfügung  gestellt.  Besonderer  Dank  gebührt  G.  Smyly  und  J.  C.  Naber. 
Der  erstere  hat  auf  mein  Ersuchen  den  P.  Petrie  3,  21  (g)  einem  erneuten 
Studium  unterzogen  und  es  dadurch  ermöglicht,  daß  die  Chrestomathie 
denselben  (unter  21)  in  einer  Gestalt  bringt,  in  der  dieses  wichtige  Stück 
an  den  Hauptpunkten  durchsichtig  geworden  ist.  Der  letztere  hat  mir  in 
entgegenkommendster  Weise  noch  vor  anderweitiger  Publikation  die  Neu- 
lesungen überlassen,  welche  er  jüngst  an  den  lateinischen  Papyri  BGÜ 
611  und  628  (370  und  371  der  Chrestomathie)  nach  den  in  Berlin  be- 
findlichen Originalien  hergestellt  hat, 

Leipzig,  im  Juli  1911. 

LUDWIG  MITTEIS. 
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NACHTEÄGE  UND  BERICHTIGUNGEN. 

S.  11  Amn.  5.  Eine  weitgehende  Exemtion  von  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit 
(und  Unterstellung  unter  die  Administrativgeriebtsbarkeit)  wird  jetzt  für 
die  ßaödtKol  ysagyoi  von  Rostowzew,  Kolonat  S.  69  fg.  angenommen. 

S.  14  Ziff.  2.  Zu  dem  dem  Prozeß  vorausgehenden  Vergleichsversucb  s.  auch  die 
Inschrift  aus  Aegina  (2.  Jahrb.  v.  C.)  bei  Dittenberger,  Syll.  Or.  Nr.  329  1. 11, 
wo  vom  t7tL6xdxr\q  von  Aegina  rühmend  berichtet  wird,  daß  er  die  meisten 
Angelegenheiten  zu  schlichten  versuchte,  und  nur  wo  dies  versagte  auf  die 
nQOöxccy^aza  xcl  xovg  vo^ovq  verwies  {xa  ftfv  nXeiöxa  \7tii\Q(o^ivov  gvXXvbiv^ 
xovq  6b  fi[r)]  GvXXvo{iivovq  avuTtivnovlxoq^).  Vgl.  auch  Wilcken,  Arch.  3,  335. 

S.  14  Anm.  2  lies  iniöod-iv  statt  iniöco&iv. 

S.  28.  Zu  den  Epistrategen  vgl.  neuestens  Martin,  Les  epistrateges  (Genf  1911) 
bes.  p.  157  fg. 

S.  33.  Zu  den  Eingaben  mit  der  Bitte  um  Ansetzung  auf  den  KaxaxcoQißfiog  vgl. 
jetzt  auch  Zucker,  Philolog.  69,  449,  welcher  sich  zu  meiner  in  den  Sachs. 
Sitz.-Ber.  und  im  Text  vertretenen  Ansicht  zustimmend  äußert,  jedoch 
in  manchen  Stücken  auch  die  Bitte  um  Autorisation  zur  Haussuchung  er- 
blicken wiU  (a.  0.  456—8). 

S.  33  Anm.  2.  Zu  den  von  mir  in  den  Sitz.-Ber.  S.  63  angeführten  Doppelein- 
gaben können  auch  die  aufdenselben  Tatbestand  bezüglichen  Papyri  Gen.  16 
und  Cattaoui  II  (ed.  Barry,  BuU.  de  l'Inst.  frauQ.  d'archeol.  Orient.  3  p.  1 — 16 
[Sep.-Abdr.])  gezählt  werden,  von  denen  der  erste  an  den  Centurio,  der 
zweite  an  den  Strategen  gerichtet  ist.  Im  Wortlaut  bestehen  hier  freilich 
beträchtliche  Differenzen. 

S.  47.  Zur  Literatur  über  das  Urkundenwesen  ist  mittlerweile  die  eingehende 
und  gründliche  Schrift  von  Berger,  Die  Straf  klausein  in  den  Papyrus- 
urkunden,  Leipzig  u.  Berlin  1911,  hinzugetreten. 

S.  5]  Anm.  2.  Fraglich  bleibt  es,  ob  man  den  in  Oxy.  722,  31  (358)  auftretenden 
yvcüßxriQ  xfig  iXiv%^SQd}\jSsaq\  als  Identitätszeugen  betrachten  darf;  er  be- 
zeichnet sich  eben  nicht  wie  der  yvoaGxriq  ccfKpoiiQcov  in  Oxy.  496,  16  als 
yvcoöxriQ  der  Parteien. 

Der  Schlußsatz  dieser  Anmerkung  soll  natürlich  nicht  sagen,  daß  ich 
die  Auffassung  des  vnoyQutpevg  als  Identitätszeugen  billigen  würde;  denn 
dieser  erscheint  nur  bei  den  Eechtsgeschäften  der  Schreibunkundigen  und 
ersetzt  nur  den  in  ihrer  Handschrift  liegenden  indirekten  Identitätsbeweis. 

S.  58  Z.  16  von  unten.  Hinter  den  Worten  „in  der  Thebais"  schalte  ein  „und 
im  benachbarten  hermupolitischen  Gau".  Denn  die  von  mir  selbst  S.  61  A.  4 
Alinea  2  angeführten  anonymen  hermupolitanischen  Akte  der  Sammlung 
Reinach  Nr.  8.  12.  23.  25.  26  müssen  für  agoranomische  Notariatsakte  an- 
gesehen werden,  zumal  Nr.  12,  5.  13,  8.  25,  8  solcher  für  Hermupolis  (in 
referierender  Weise)  Erwähnung  tun. 

S.  64  Anm.  3  Z.  2  von  unten:  lies  „unseren"  statt  „unserem". 

S.  65  Z.  3  fg.  von  oben.  Zu  den  eigo^isva  oder  avayQafpai  (ich  glaube  eher  zu 
den  ersteren)  ist  jetzt  auch  das  jüngst  von  Preisigke,  Griech.  Urk.  des  ägypt. 
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Mus.  zu  Cairo,  1911  (=  Sehr,  der  wiss.  Ges.  in  Straßburg^  Heft  8)  unter 
Nr.  31  veröffentlichte  umfangreiche  Stück  anzuführen. 

S.  65  Z.  13  von  oben:  lies  „Notariatsämtern"  statt  „Notaritätsäratern". 

S.  78  Z.  24  von  unten.  Die  Worte  „und  die  Verpfändung"  sind  hinter  die  Worte 
„des  Objekts"  zu  stellen.  Denn  die  Verpfändungssteuer  beträgt  nur  2% 
(S.  142). 

S.  79  Anm.  2.  Weitere  Ausführungen  über  den  Zeitpunkt  der  syKvy.Xtov -ZaMung 
beim  Kauf  s.  S.  183/4. 

S.  95  A.  3.  Aus  dem  erst  jetzt  von  Vitelli  und  Wilcken  in  Bd.  I  unter  341  voll- 
ständig publizierten  Florentiner  Papyrus  ergibt  sich,  wie  Wilcken  Bd.  I 
S.  306  bemerkt,  daß  iöiatMi]  und  iöioKtijrog  yT]  nicht,  wie  wir  bisher  an- 
nahmen, identisch  sind,  sondern  letztere  eine  Unterart  der  ersteren  ist. 

S.  96  Anm.  3  Z.  1  von  unten:  1.  RPR  statt  CPR. 

S.  106  fg.  Über  die  juristische  Bedeutung  der  Eintragung  im  Grundbuch  s.  neuer- 
dings noch  Partsch,  GGA  1910,  754  fg.  und  Costa,  Rendiconti  dell' Accad. 
di  Bologna  Cl.  di  sc.  mor.  sezione  giur.  vom  20.  Januar  1911. 

S.  114  Alinea  2.  Die  beiden  Sätze:  „Dagegen  ist  —  für  den  Rest  als  Bürge" 
sind  zu  streichen,  da  ich  mich  (vgl.  S.  268)  schließlich  doch  dafür  ent- 
schieden habe,  der  griechischen  Bürgschaft  noch  für  die  spätere  Zeit  einen 
wenn  auch  nicht  mehr  stark  ausgesprochenen  Charakter  der  Subsidiarität 
beizulegen.  Die  übrigen  a.  0.  gegen  Bortolucei  vorgebrachten  Argumente 
bleiben  natürlich  bestehen  und  reichen  vollkommen  aus. 

S.  129.  An  Literatur  des  Pfandrechts  vgl.  neuestens  noch  B.  Schwarz,  Hypothek 
und  Hypallagma,  Leipzig  1911- 

S.  150.  Ein  weiterer  Fall,  wo  einem  Schuldner  behufs  Sicherung  der  Einbring- 
lichkeit  bloß  die  Veräußerung  einer  Sache  (ohne  ausdrückliche  Verpfändung) 
verboten  wird,  findet  sich  in  dem  neuerdings  von  Milne  publizierten  P.  Ha- 
wara  224  (Arch.  5,  389). 

S.  163.  Einen  auf  die  ccravitoaig  der  Hypotheken  bezüglichen  Papyrus  bringt  so- 
eben P.  Oxy.  Bd.  8  in  Nr.  1105  (lin.  20/l);  daselbst  wird  für  die  «.  eine 
jährliche  Steuer  gezahlt.  Das  würde  mit  dem  S.  163  A,  1  Alin.  2  erwähnten 
französischen  System  gut  übereinstimmen. 

S.  175.  Ein  mit  mglaxo  beginnendes  einfaches  Protokoll  zeigt  neuerdings  auch 
P.  Cairo  37  (ed.  Preisigke),  3.  Jahrh.  v.  C,  Herkunft  unbekannt. 

S.  192  Anm.  7  Alin.  2.    Zu  Lond.  229  vgl.  auch  Schulten,  Hermes  32,  274  fg. 

S.  194  Anm.  2.  Wichtig  für  die  eTraqoij -Frage  ist  der  unedierte  P.  Straßb.  79,  wel- 
chen Kubier  mir  eben  (nach  Lesung  von  Preisigke)  mitteilt  und  in  Sav.  Z 
Bd.  32  besprechen  wird. 

Erklärimg  der  Zeichen. 

[    ]    bedeutet  Ergänzung  einer  Lücke  im  Papyrus. 
<(    y  bedeutet  die  Einschiebung  ausgefallener  Buchstaben. 
<(  y  bedeutet  Buchstaben,  die  im  Original  unrichtigerweise  stehen. 
\  \    bedeutet  Buchstaben,  die  schon  im  Original  gestrichen  sind. 
Fette  Ziffern  bedeuten  die  Nummern  der  Chrestomathie;  normale  und  aufrechte 
die  Seiten  der  Grundzüge,  normale  und  schrägstehende  jene  der  Chrestomathie. 


EINLEITUNG. 

I.  Schon  in  der  Pharaonenzeit  ist  die  Bevölkerung  Ägyptens  keine 
vollkommen  einheitliche,  sondern  von  einem  Einschlag  fremdländischer 
Elemente,  wie  Perser,  Juden  u.  a.  durchsetzt.  In  viel  höherem  Maße  je- 
doch setzt  die  Verschiedenheit  der  Nationalitäten  mit  der  griechischen 
Eroberimg  ein.  Seit  dieser  Zeit  ist  es  namentlich  der  Gegensatz  des 
griechischen  und  des  nationalägyptischen  Volksstammes,  welcher  sich  im 
Rechtsleben  überall  bemerkbar  macht. 

Denn  beide  Stämme  gehen  vom  Prinzip  der  Personalität  des  Rechts 
aas,  und  dieses  Prinzip  wird  auch  durch  die  ptolemäische  Regierung  voll- 
kommen anerkannt,  was  sich  unter  anderem  auch  darin  äußert,  daß  es 
den  Ägyptern  gestattet  blieb,  vor  einheimischen  Notaren  in  demotischer 
Sprache  zu  kontrahieren  (S.  52/3),  sowie  daß  für  rein  ägyptische  Prozesse 
die  nationalen  Gerichtshöfe  der  ' XaoxQLzaL'  kompetent  blieben  (S.  3). 
Demgemäß  unterscheidet  die  ptolemäische  Jurisprudenz  zwischen  dem 
nationalägyptischen,  enchorischen  Recht,  welches  6  xfjQ  xagag  oder  im- 
Xagiog  oder  iy^cogLog  vöfiog  genannt  wird,  und  den  noXitixol  vö^ot.^) 

Letzterer  Begriff  ist  freilich  nicht  auf  den  ersten  Blick  durchsichtig. 

Bis  vor  kurzem  betrachtete  man,  unter  Ablehnung  älterer  Deutungen^), 
die  noXixLxol  vöfioi  als  das  vom  ptolemäischen  Staat  ausgehende  Recht. 
Das  griechische  Personalrecht  dachte  man  sich  dabei  als  von  den  „poli- 
tischen Gesetzen"  mit  eingeschlossen,  aber  nicht  mit  ihnen  identisch. 

Neuerlich  ist  jedoch  der  ansprechende  Vorschlag  gemacht  worden,  in 
den  tcoXltlxoI  vö^ol  nicht  das  Recht  des  Gesamtstaats  zu  erblicken,  son- 
dern bloß  die  von  diesem  nur  anerkannten  Ordnungen  der  griechischen 
Bevölkerung.  Ausgangspunkt  ist  dabei  die  an  sich  einleuchtende  Ver- 
mutung, daß  der  Ptolemäerstaat  nach  der  Besiedlung  des  Landes  mit  grie- 
chischen Kolonisten  Anlaß  hatte,  wie  den  Ägyptern  (s.  unter  II),  so  auch 
den  Griechen  ihr  Recht  zu   verbriefen.     Und  zwar  soll  dies,  wie  weiter 

1)  Der  Gegensatz  ist  besonders  deutlich  in  Tor.  1  Col.  IV  17.  VII  3  und  VU  9; 
cf.  Teb.  5,  216—220.  S.  noch  Oxy.  237  VIII  34.  An  Literatur  vgl.  Brunet  de  Presle  zu 
P.  Par.  p.  353;  Robiou,  Memoire  p.  340;  Revillout,  Chrest.  dem.  1  p.  106;  Mitteis, 
Reichsrecht  p.  50;   Naber,  Arch.  3  p.  7;   Bouche-Leclercq,  Hist.  des  Lagides  4,  75  fg. 

2)  Ältere  unrichtige  Erklärungen  bei  Peyron  zu  Tor.  1  p.  164  und  Lumbroso, 
Recherches  p.  84. 
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angenommen  wird,  nicht  für  die  Nationalität  als  ungeteiltes  Ganze»  ge- 
schehen sein.  Vielmehr  setzt  der  Begründer  unserer  Hypothese,  W.  Schu- 
bart ^),  voraus,  daß  die  Kolonisten  nach  örtlichen  Ansiedlungsgruppen  zu 
Verbänden  zusammengefaßt  worden  sind,  deren  jeder  seine  Satzungen  (reli- 
giösen und  rechtlichen  Inhalts)  erhielt.  Diese  Satzungen,  die  übrigens 
keineswegs  eigentliche  Autonomie  in  sich  schließen^),  mochten  eben  wegen 
ihrer  Beziehung  auf  jene  Verbände  Tiohrtxol  vöfioi  genannt  werden.  In 
der  Tat  ist  es  einleuchtend,  daß  sich  das  Beiwort  ^noXiXLXög^  auf  solche 
Organisationen  sehr  wohl  beziehen  läßt,  während  es  für  das  Recht  des 
Gesamtstaates  auffallend  wäre.    Denn  der  Staat  ist  keine  nöhg. 

Mitunter  werden  von  den  TCokiTizol  vö^ol  die  diccyQcc^fiata,  nQOötdy- 
fiata  und  dtoQd-ca^aTa  unterschieden.^)  Diese  sind  zweifellos  königliche, 
für  den  Staat  als  solchen  geltende  Gesetze.  Daß  sie  den  vöfiot  entgegen- 
gesetzt werden,  erklärt  sich  vortrefflich,  wenn  diese  bloß  bestätigte  Sta- 
tuten der  Kolonistengruppen  waren.  Faßt  man  freilich  mit  der  bisher 
gangbaren  Lehre  auch  diese  als  Staatsgesetze,  so  ist  ein  Gegensatz  zu  den 
diayQa^liata  usf.  nicht  zu  finden.  Aber  gerade  dies  ist  ein  Indiz  für  die 
Richtigkeit  der  bezeichneten  Hypothese.^) 

II.  Die  Kodifikation  der  TtolLXLXol  vo^oi  ist  uns  nicht  direkt  bezeugt. 
Daß  dagegen  das  enchorische  Recht  von  den  ptolemäischen  Königen  einer 

1)  Klio  10,  41  fg. 

2)  Solche  ist  vielmehr  nur  einzelnen  rein  griechischen  Städten  verliehen  worden 
(Bd.  I  S.  13  und  17). 

3)  Am  ausführlichsten  Pur.  62  I  6/7:  xorra  rovg  vöfiovg  xat  to;  dm[)'paftfiara:  xal 
rä  jreJoerayfiDrra  xat  rä  diOQ^mficctci;  vgl.  ferner  Petr.  3,  21  (g),  46  fg.  [21]:  osa  x£  ftTj 
iaxiv  iv  rotg  3iayQd(i^ccaiv,  [aXX'  iv  toig  7fo]Xt,tLKoTg  votioig;  cf  Lille  29  I  10 — 12  (369). 
Vgl.  auch  Grenfell  zu  Revenue  lav?s  p.  91;  Jouguet  und  Lefebvre  zu  P.  Lille  29  p.  131. 

4)  Über  die  weitere  Frage,  wie  sich  die  Begriffe  von  didygafiiia,  «pocrayfia, 
diOQ&cofia  untereinander  verhalten,  sei  hier  nur  kurz  bemerkt,  daß  der  Gegensatz 
der  beiden  ersteren  (deutlich  in  Teb.  5,  264:  xara  ra  Ttgoaräyficera  xaJ.  xcc  diayQÜfi- 
fiaTcc)  vielleicht  zunächst  ein  formeller  ist.  Das  ngoatccy^a  (entsprechend  dem  römi- 
schen Mandatum)  dürfte  durch  die  Form  der  an  einen  oder  alle  Beamten  adressierten 
Instruktion  gekennzeichnet  gewesen  sein,  wie  z.  B.  in  den  Inschriften  aus  Durdurkar 
(Dittenberger,  Syll.  Or.  1  n.  224,  3  cf.  13  fg.)  und  Didymoi  (Dittenb.  1.  c.  225,  33  fg.) 
solche  Instruktionen  so  genannt  werden.  JidyQCi^(ia  ist  vermutlich  im  Gegensatz 
dazu  ein  nicht  an  die  Beamten,  sondern  an  das  Volk  gerichtetes  Edikt.  Ob  freilich 
dieser  Sprachgebrauch  durchgängig  ist,  läßt  sich  fragen;  insbesondere  in  der  römi- 
schen Zeit  werden  auch  Edikte  der  Statthalter  jiQoatdyiiara  genannt  (z.  B.  das  Edikt 
des  Gn.  Vergilius  Capito,  Dittenb.  1.  c.  665,  2  cf.  15  fg.).  —  Wahrscheinlich  ist  ferner, 
daß  man  ein  Regulativ  desto  eher  als  dtay^aftfio;  abfaßte,  je  mehr  es  über  das  Gebiet 
des  internen  Dienstes  hinaus  in  die  Verhältnisse  der  Untertanen  unmittelbar  eingriff; 
doch  ist  die  Grenze  auch  hier  keinesfalls  als  bindende  zu  denken,  wie  das  ngöetayiicc 
über  die  Verjährung,  Tor.  1  IV  30,  zeigt.  —  Unter  dioqO'wiiaxa  scheint  man  die  perio- 
disch wiederkehrenden  Revisionen  gewisser  Verordnungen  zu  verstehen,  deren  Inhalt 
wechselnden  Verhältnissen  angepaßt  werden  mußte,  wie  z.  B.  der  Regulative  über 
Monopolpachtungen  u.  ä.  (vgl.  Wilcken,  Ostraka  1,  514).  —  Zweimal  (Tor.  1  VII  9, 
Teb.  6  I  23)  heißen  Verordnungen  auch  ipricpia^axa,  was  Schubart  a.  0.  45  fg.  auf  die 
Beschlüsse  von  politischen  Organisationen  der  Griechen  bezieht. 
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solchen  unterzogen  worden  ist,  lehrt  Tor.  1  IV  17 fg.;  hier  werden  in 
einer  Verhandlung  '^  ^SQy]  ix  rov  Tilg  X(ÖQag  vö^ov''  zur  Verlesung  ge- 
bracht. Dies  kann  wohl  nur  eine  von  der  damaligen  Regierung  her- 
rührende Sammlung  der  von  ihr  anerkannten  ägyptischen  Gesetze  sein. 
Zwar  hat  es  schon  in  der  Pharaonenzeit  ägyptische  Kodifikationen  oder 
doch  Teilkodifikationen  gegeben,  unter  denen  namentlich  jene  des  Königs 
Bokchoris  (Bekeni'anf)  aus  dem  achten  Jahrhundert  eineu  beträchtlichen 
und  nachwirkenden  Einfluß  auf  das  Vertragsrecht  (nsgi  xüv  övfißoXaCcav) 
genommen  hat.-^)  Daß  aber  der  Turiner  Papyrus  eine  Neuredaktion  durch 
die  hellenistischen  Könige  voraussetzt,  ergibt  schon  der  Umstand,  daß  die 
Gesetze  vor  einem  griechischen  Beamten  verlesen  werden,  also  jedenfalls 
in  griechischer  Sprache;  außerdem  wäre  die  Anerkennung  der  Gesetze, 
welche  von  einer  gestürzten  Staatsgewalt  herrührten,  auch  aus  staats- 
rechtlichen Erwägungen  befremdend. 

Eine  Fixierung  des  ägyptischen  Rechts  hat  auch  in  der  römischen 
Zeit  noch  bestanden^);  in  Oxy.  237  VI  17,  VII  33 fg.  wird  der  Auszug 
einer  solchen  das  einemal  einer  Parteischrift  beigeschlossen,  das  andere- 
mal  vor  Gericht  verlesen,  und  Hinweisungen  auf  das  ägyptische  Recht 
kommen  in  der  Zeit  vor  CaracaUa  noch  öfter  vor  (z.  B.  Oxy.  706,  7; 
CPR  18,  16).  Vielleicht  haben  die  Römer  die  ptolemäische  Kodifikation 
einfach  neu  bestätigt. 

Von  den  übrigen  im  Land  lebenden  Nationalitäten  wissen  wir  noch 
zu  wenig,  um  über  ihre  Rechtslage  bestimmte  Grundsätze  aufstellen  zu 
können.  Doch  ist  stellenweise  bereits  zu  erkennen,  daß  auch  für  sie  Be- 
sonderheiten gegolten  haben  müssen.  So  wird  sich  zeigen  (S.  46),  daß 
für  die  IIsQöaL  xfjg  iiayorrig  Besonderheiten  in  der  Personalexekution  be- 
standen haben,  was  doch  wohl  mit  einer  nationalen  Sonderstellung  in 
Zusammenhang  gebracht  werden  muß,  so  wenig  wir  auch  sonst  über 
diese  Personenklasse  sicher  zu  urteilen  vermögen. 

III.  Für  den  Fall,  daß  Griechen  mit  Ägyptern  in  Rechtsbeziehungen 
traten,  war  natürlich  zunächst  weder  das  ägyptische  noch  das  griechische 
Recht  allein  anwendbar.  Wie  die  daraus  entspringenden  schwierigen  Fragen 
in  den  beiden  ersten  Jahrhunderten  der  Ptolemäerherrschaft  gelöst  worden 
sind,  wissen  wir  nicht;  es  ist  uns  nur  überliefert  (Kap.  I  S.  6),  daß  im 
dritten  Jahrhundert  v.  Chr.  ein  „gemeinsames  Gericht"  (xoivodCxiov)  be- 
standen hat,  von  dem  wir  wohl  nach  dem  Namen  annehmen  dürfen,  daß  es 
eben  für  Prozesse  unter  Parteien  verschiedener  Nationalität  bestimmt  war. 
Nach  welchen  Grundsätzen  es  aber  zu  entscheiden  hatte,  liegt  im  Dunkeln. 

Unter  Euergetes  II  erfloß  dann  das  berühmte  Edikt,  welches  in  Teb. 


1)  Diodor  1,  79.  94,  5.    Andere  Gesetzgeber  zählt  der  Historiker  in  c.  94 — 95  auf. 

2)  Hierzu  vgl.  Mommsen,  Das  ägyptische  Gesetzbuch  (Jurist.  Sehr.  2,  144  fg.). 
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5,  207 — 220  enthalten  ist  und  im  wesentlichen^)  die  Sprache  der  Urkunde, 
aus  welcher  Klage  erhoben  wird^),  sowohl  für  die  Kompetenz  der  (helle- 
nistischen oder  nationalen)  Gerichte  als  auch  für  das  anzuwendende  Recht 
für  maßgebend  erklärt. 

IV.  Eine  der  wichtigsten,  aber  auch  schwierigsten  Fragen  auf  dem 
Gebiet  der  Rechtsnationalität  ist  die,  inwiefern  das  Nebeneinandergelten 
der  beiden  Rechtsordnungen  zu  einer  Modifikation  derselben  geführt  hat.') 

Eine  wechselweise  Beeinflussung  hat  man  sowohl  für  das  griechische 
wie  für  das  ägyptische  Recht  vielfach  vermutet.  So  wird  z.  B.  angenommen, 
daß  die  ägyptischen  Frauen  erst  von  Ptolemäus  Philopator  nach  Analogie 
des  griechischen  Rechts  unter  Geschlechtsvormundschaft  gestellt  worden 
seien,  von  der  sie  nach  einheimischem  Recht  frei  waren,  und  das  dürfte, 
wenn  auch  die  Datierung  nicht  sicher  ist,  einen  richtigen  Kern  enthalten; 
ebenso  die  Annahme,  daß  die  durch  Bokchoris  abgeschafite  Personal- 
exekution durch  die  ptolemäische  Regierung  auch  für  die  Ägypter  wieder 
eingeführt  wurde.  Auch  abgesehen  von  gesetzlichen  Eingriffen  wird  man 
geneigt  sein,  die  Rezeption  griechischer  Rechtsinstitute  durch  die  ein- 
heimische Nation  anzunehmen,  wo  diese  Bräuche  befolgt,  die  dem  griechi- 
schen Recht  entsprechen,  im  altnationalen  dagegen  keine  nachweisbaren 
Anknüpfungspunkte  finden;  diese  Rezeption  mußte  mächtig  befördert 
werden  einerseits  durch  den  Umstand,  daß  die  Ägypter,  wenngleich  nicht 
ausnahmslos  (S.  3fg.),  so  doch  vielfach  den  griechischen  Gerichten  und 
Friedensrichtern  unterworfen  waren ^),  andererseits  dadurch,  daß  es  ihnen 
freistand,  sich  statt  ihrer  einheimischen  auch  der  griechischen  Notariate 
zu  bedienen,  welche  die  Kontrakte  im  Sinn  des  griechischen  Rechts  redi- 
gierten.^) Auch  dürfte  bei  Lücken  des  en chorischen  Rechts  das  griechische 
oft  als  subsidiäre  Rechtsquelle  angewendet  worden  sein.^) 

1)  Näheres,  insbesondere  über  zweifelhafte  Punkte,  s.  unten  S.  7. 

2)  Schon  hieraus  sieht  man,  daß  auch  Griechen  mit  Ägyptern  öfter  in  ägyptischer 
Sprache  kontrahieren,  und  das  bestätigt  sich  mitunter  auch  im  einzelnen;  z.B.  Rein. 7, 19. 

3)  Die  vielfachen  in  der  Literatur  zerstreuten  gelegentlichen  Bemerkungen  über 
diese  Frage  können  hier  nicht  zusammengestellt  werden;  im  allgemeinen  vgl.  Reichs- 
u.  Volksrecht  54  fg.;  Wessely,  Sitz.-Ber.  der  Wien.  Akad.  1891  TX  1—71;  Tauben- 
schlag, Arch.  4,  48  fg. 

4)  In  Grenf.  1,  11  finden  wir  in  einem  Prozeß,  der  unter  zwei  Ägyptern  vor  der 
griechischen  Behörde  eingeleitet  wird,  die  griechische  i^ayetyr)  (deductio  quae  mori- 
bus  fit)  gehandhabt  (Mitteis,  Sav.  Z.  23,  287;  Taubenschlag,  Arch.  4,  46). 

5)  Kontrakte  von  Ägyptern  vor  den  griechischen  Agoranomen  sind  sehr  häufig; 
in  der  Kaiserzeit  ist  die  demotische  Urkunde  überhaupt  im  Absterben  begriflPen.  Ob 
aber  auch  schon  der  Uaxvovßig,  der  in  P.  Gizeh  10388  (Arch.  1,  63)  vor  dem  Agora- 
nomen  ein  Testament  errichtet,  ein  Ägypter  ist,  halte  ich  für  zweifelhaft  schon 
nach  dem  Patronymikon  {Taaxov}',  nach  dem  Verzeichnis  der  Zeugen,  welche  sämt- 
lich nigaai  tfjg  iniyovfig  sind,  scheint  er  mir  der  Klasse  der  Uigaai  anzugehören. 

6)  Ein  Beispiel  gibt  Oxy.  706  (ca.  115  n.  C),  wo  für  das  Patronatsverhältnis 
die  ccerixol  vdnoi  angewendet  werden,  weil  das  zunächst  anwendbare  ägyptische  Ge- 
setz hierüber  nichts  bestimmt. 
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Im  einzelnen  aber  bleibt  die  Frage,  wie  das  ägyptische  Recht  durch 
das  griechische  beeinflußt  worden  isi-,  oft  noch  sehr  zweifelhaft. 

Dasselbe  gilt  auch  umgekehrt  von  der  Einwirkung  des  ägyptischen 
auf  das  griechische  Recht.  Ob  die  einseitige  Homologieurkunde  (Kap.  III 
S.  74/5)  dem  enchorischen  Stil  der  einseitigen  Urkunde  nachgebildet;  ob 
die  beim  Kauf  oft  eintretende  Errichtung  zweier  getrennter  Urkunden  — 
einer  über  das  obligatorische  Kaufgeschäft  {dyviij),  einer  zweiten  über  die 
Auflassung  (xaxayQatpri)  —  von  den  Griechen  dem  ägyptischen  Muster 
entlehnt  ist;  ob  die  griechischen  Hypothekarverträge  rein  hellenistischer 
Herkunft  oder  vom  ägyptischen  Pfandrecht  beeinflußt  sind,  dies  und 
vieles  andere  im  Vermögens-  und  Familienrecht  bildet  den  Gegenstand 
widerstreitender  Hypothesen.^)  Eine  Entscheidung  zu  treffen,  ist  derzeit 
oft  nicht  möglich.  Als  methodischen  Standpunkt  wird  man  jedoch  fest- 
zuhalten haben,  daß  Erscheinungen  im  griechischen  Rechtsverkehr, 
welche  dem  altgriechischen  Recht  entsprechen,  eher  aus  diesem  als  aus 
en chorischer  Beeinflussung  zu  erklären  sein  werden.^) 

V.  In  der  Kaiserzeit  tritt  zu  den  bisher  genannten  noch  das  römische 
Bevölkerungselement  hinzu.  Daß  der  Römer  auch  in  Ägypten  zunächst 
sein  Personalrecht  festhält,  ist  nicht  bloß  selbstverständlich,  sondern  tritt 
auch  in  den  Urkunden  scharf  hervor  bei  aUen  Rechtsgeschäften,  die  dem 
reinen  Jus  civile  angehören.  Hier  ist  schon  die  Sprache  (und  umsomehr 
die  Form^))  der  Urkunden  die  lateinische,  wie  in  den  (aus  dem  Lateini- 
schen nur  übersetzten)  Testamenten  des  6.  Longinus  Castor  vom  J.  189 
(BGU  326  [316])  und  des  Aurelius  Heron  vom  J.  222  (Lips.  10  II  12 
[189]);  in  der  Freilassungsurkunde  des  M.  Aurelius  Ammonion  vom  J.  221 
(Proceedings  of  the  Soc.  of  bibl.  Archeology  26,  145  fg.  =  Bruns,  Fo.'^  1 
p.  369  [362]);   in  der  Kretionserklärung  der  Sarapias  vom  J.  170  (Nouv. 

1)  Die  Untersuchung  wird  dabei  noch  dadurch  erschwert,  daß  sich  die  Natio- 
nalität der  Parteien  oft  nicht  mit  Sicherheit  feststellen  läßt.  Aus  der  griechischen 
Namensform  läßt  sich  durchaus  nicht  immer  auf  griechische  Nationalität  schließen, 
da  öfter  auch  Einheimische  griechische  Namen  annehmen  und  viele  Personennamen 
sind  aus  Bestandteilen  beider  Sprachen  gemischt.  Vgl.  Spiegelberg,  Äg.  und  griech. 
Eigennamen  auf  Mumienetiketten  der  röm.  Kaiserzeit  (Demot.  Stud.  I  [1901]);  Crönert 
in  Wesselys  Stud.  2,  39  fg. 

2)  Darum  wird  man  z.  B.  die  Vermutung  von  Taubenschlag,  Arch.  4,  45,  wonach 
die  Schiedseide,  welche  Griechen  in  Ägypten  sich  zuschieben,  dem  ägyptischen  Vor- 
bild (Diodor.  1,  79)  nachgebildet  sind,  erst  dann  für  gesichert  erdären  können,  wenn 
es  feststeht,  daß  dem  makedonischen  Recht  dieses  Institut  fremd  ist,  was  man  bis 
jetzt  nur  (nach  Analogie  des  sonstigen  griechischen  Rechts)  für  wahrscheinlich 
halten  darf.  Im  übrigen  bin  ich  auf  die  Lehre  von  den  Eiden  im  gräko-ägyptischen 
Prozeß  (vgl.  Revillout,  Rev.  Egyptol.  4,  140  fg.;  5,  23  fg.;  Wilcken,  Z.  f.  äg.  Sprache 
u.  Alt.-Kunde  48,  168  fg.)  in  diesem  Werk  geflissentlich  nicht  eingegangen,  weil  wir 
über  dieselbe  noch  nicht  genügend  klar  sehen  können. 

3)  Das  SinXmiLa  des  römischen  Vormunds  in  BGU  1113,  9  ist  allerdings  nicht 
spezifisch  römisch,  da  in  BGU  913  auch  kleinasiatische  Griechen  es  kennen,  aber  in 
Ägypten  sonst  nicht  heimisch  (BGU  388  II  32  kann  sich  auch  auf  Römer  beziehen). 
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Rev.  bist.  30,  479  fg.  [327]);  in  der  Professio  liberorura  vom  J.  148  (ebenda 
S.  483  fg.)  und  in  dem  Gesucb  um  Datio  tutoris  (Oxy.  720  [324])  usf 
Ferner  empfängt  der  Römer  in  Ägypten  seinen  Vormund,  wie  es  scheint 
bis  auf  Caracalla,  immer  vom  Statthalter,  während  für  den  Peregrinen 
die  lokalen  Magistraturen  kompetent  sind^),  und  höchst  charakteristisch 
ist,  daß  eine  mit  einem  Griechen  verheiratete  Römerin  nicht  ihren  Ehe- 
mann zum  Geschlechts  Vormund  nimmt,  wie  es  sonst  in  Ägypten  durch- 
gängig ist,  sondern  einen  Extraneus,  der  die  Zivität  besitzt.^) 

Wie  sehr  überhaupt  der  römische  Bürgerkreis  auch  in  der  Provinz 
nach  seinem  Recht  lebt,  zeigt  besonders  deutlich  die  Anerkennung  einjähriger 
Usukapion  von  Mobilien,  wenn  Usukapient  und  Eigentümer  Römer  sind.^) 

Daß  aber  auch  Geschäfte,  die  dem  Jus  gentium  angehören,  einen  vom 
sonstigen  provinziellen  Typus  abweichenden  Charakter  annehmen,  wenn 
sie  unter  Römern  errichtet  werden,  läßt  sich  nicht  ohne  weiteres  be- 
haupten. Man  hat  zwar  z.  B.  für  Hypothekarurkunden,  die  unter  Römern 
errichtet  werden,  gewisse  Unterschiede  gegenüber  den  peregrinischen 
Hypothekeninstrumenten  konstatieren  zu  können  geglaubt,  doch  ist  diese 
Behauptung  noch  unsicher^)  und  mitunter  ist  im  Gegenteil  klar,  daß  die 
Römer  in  Ägypten  auch  untereinander  die  hellenistischen  Geschäftstypen 
verwenden.^) 

Und  jedenfalls  passen  sich  die  Römer  im  Verkehr  mit  Nichtbürgern 
unbedingt  dem  hellenistischen  Recht  an.  Das  Jus  gentium,  welches  in 
Ägypten  gehandhabt  wird,  ist  nicht  durchaus  identisch  mit  dem,  was  wir 
in  Rom  als  solches  bezeichnen,  sondern  hat  mehrfach  lokales  Sonder- 
gepräge. So  ist  der  Gebrauch  der  hellenistischen  Exekutivurkunde  auch 
von  den  Cives  nachweislich  geteilt  worden^),  ebenso  wird  die  hellenistische 
Syngraphe  mit  ihren  fiktiven  Empfangsbekenntnissen  von  ihnen  aus- 
gestellt^), während  umgekehrt  die  Stipulation  keine  Rolle  spielt. 

VI.  Eine  tiefgreifende  Wirkung  hat  auch  in  Ägypten  die  Constitutio 
Antonina  geübt.  Es  ist  durch  den  glücklichen  Umstand,  daß  dieselbe 
vor  kurzer  Zeit  in  einem  wenn  auch  nicht  unversehrten,  so  doch  das 
Wesentliche  verdeutlichenden  Papyrus  (Gieß.  40  I  ed.  P.  M.  Meyer  [377]) 
im  Original  aufgefunden  worden  ist,  uns  ermöglicht,  den  Inhalt  dieses 
Gesetzes  bestimmt  zu  erkennen,  wobei  sich  gegenüber  den  nach  der  bis- 
herigen Überlieferung  bestandenen  Anschauungen  noch  Fortschritte  er- 
geben. 

1)  Unten  S.  254.  2)  Unten  S.  253. 

3)  Straßb.  22  II  31  (ed.  Preisigke)  mit  meinen  Bemerkungen  ebenda  p.  85. 

4)  Vgl.  unten  S.  130. 

5)  So  ist  die  Indemnitätserklärung  eines  römischen  Mündels  an  seinen  gewesenen 
Vormund  (BGU  1113  [169])  in  Stil  und  Inhalt  den  peregrinischen  Urkunden  voll- 
kommen gleichartig. 

6)  BGU  888  (239).  7)  P.  Gattaoui  R.  VI  18  fg.  (372). 
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Das  Nähere  über  diese  ist  unten  S.  288  und  Bd.  I  S.  57  auseinander- 
gesetzt. An  dieser  Stelle  ist  demnach  nur  soviel  zu  bemerken,  daß,  wie 
wir  jetzt  mit  ziemlicher  Wahrscheinlichkeit  annehmen  dürfen,  der  Kreis 
der  auch  nach  Caracalla  noch  von  der  Zivität  ausgeschlossenen  Personen 
ein  sehr  viel  größerer  gewesen  ist  als  man  bisher  glaubte. 

Das  hat  nun  für  die  Geschichte  des  Privatrechts  unverkennbar  die 
Bedeutung,  daß  das  römische  Recht  auch  durch  diesen  Kaiser  noch  nicht 
das  allgemeine  geworden  ist,  vielmehr  die  Nationalrechte  in  großem  Umfang 
auch  formell  noch  in  Geltung  geblieben  sein  müssen.  Der  Fortbestand 
derselben  erscheint  für  die  von  der  Constitutio  Antonina  nicht  begünstigten 
Reichsangehörigen  jetzt  nicht  mehr  bloß  als  eine  Folge  des  Schwergewichts 
der  Gewöhnung,  sondern  geradezu  als  juristische  Notwendigkeit. 

Allerdings  aber  ist  die  heute  wohl  anerkannte  Fortwirkung  des 
hellenistischen  Volksrechts  und  sein  weittragender  Einfluß  auf  die 
Umbildung  des  Reichsrechts  aus  diesem  Gesichtspunkt  nicht  zu  erklären; 
denn  gerade  das  hellenistische  Volkselement  ist  im  ganzen  Orient  städtisch 
organisiert,  und  darum  müssen  gerade  diejenigen  Griechen,  deren  An- 
schauungen nach  sozialem  Stand  und  Bildungsgrad  für  das  Rechtsleben 
vorwiegend  in  Betracht  kommen,  schon  durch  Caracalla  die  Zivität  erlangt 
haben.  Die  in  der  frühbyzantinischen  Zeit  eingetretene  HeUenisierung  des 
römischen  Rechts  hat  also  mit  den  Grenzen  der  C,  Antonina  nichts  zu  tun. 


KAPITEL  I. 

PßOZESSRECHT  DER  PTOLEMÄERZEIT. 

Literatur:  Die  ältere  beschränkt  sich,  dem  ihr  bekannten  Material  entsprechend, 
auf  die  Erörterung  einzelner  Punkte  der  Gerichtsverfassung  oder  bestimmter  Ur- 
kunden; so  der  (grundlegende)  Kommentar  von  A.  Peyron,  zu  Tor.  1  p.  91^ — 102 
(über  die  Chrematisten) ;  femer  Revillout,  Chrestom.  demot.  1,  121 — 6,  Rev.  figyptol. 
1,  83—9;  Wilcken,  Observ.  ad  bist.  Aeg.  9—10;  Gott.  G.  A.  1895,  143;  Mittele, 
Eeichsr.  47  fg.;  Gerhard,  Philol.  63,  545  fg.  (bes.  zum  Hermiasprozeß) ;  Krebs,  Nach- 
richten der  Gott.  G.  d.  W.  1892,  536—8;  Wenger,  Arch.  2,  41  fg ,  483  f.  (Kommentare 
zu  den  prozessualen  Amherst-  und  Tebtynispapyri  bietend). 

Die  Anfänge  einer  systematischen  Bearbeitung  des  Prozeßrechts  beginnen  erst 
mit  der  Publikation  der  Magdola-Papyri  durch  Jouguet-Lefebvre,  bull.  corr.  hell.  26 
(1902)  95—127;  27  (1903)  174—205;  vgl.  hier  bes.  den  Appendice  der  Hgg  26,  127—8. 
Sodann  Laqueur,  quaest.  epigraph.  et  papyrol.  (Straßb.  1904)  (über  ivtsv^stg  und  vjto- 
^ivnnocTu)]  P.  M.  Meyer,  Klio  6,  459  fg.;  7,  289—291;  Gradenwitz,  Arch.  3,  22—43 
(über  das  Chrematisten  verfahren) ;  Taubenschlag,  Arch.  4,  1 — 46  (über  die  ptole- 
mäischen  Schiedsrichter) ;  Waszyiiski,  Arch.  5, 1 — 22  (über  die  Laokriten) ;  Schubart, 
Arch.  5 ,  57  fg.  (über  die  alexandrinischen  Gerichtsbehörden).  Eine  umfassende  und 
materialreiche,  wenngleich  der  juristischen  Gesichtspunkte  entbehrende  Darstellung 
gibt  Bouchö-Leclercq,  hist.  des  Lagides  4,  196 — 276.  —  Einzelheiten  noch  bei 
Jouguet-Lefebvre,  Revue  des  öt.  anciennes  1905,  69;  Möl.  Nicole  281  fg.;  Wilcken, 
Arch.  4,  176  —  7;  Moret,  Recueil  des  trav.  relatifs  ä  la  phil.  ögypt.  et  assyr.  17  (1895) 
44 — 49;  derselbe  l'appel  au  roi  (Ext.  des  Actes  du  X*  congrfes  internat.  des  Orienta- 
listes  1894  p.  141 — 166);  Boulard,  les  instructions  öcrites  du  magistrat  (Paris  1906) 
89 — 104;  Lumbroso,  Arch.  4,  70;  Preisigke,  Klio  7,  269;  Engers,  de  Aegypt. 
xfDfträf  administratione  (1909)  49fg. ;  70  fg;  82  fg.  —  Über  die  Zwangsvollstreckung 
insbes.  Lewald  Die  Personalexekution  im  R.  der  Papyri  (Leipz.  1910). 

Die  Erörterung  des  ptolemäisclieii  Prozesses  muß  in  vielen  Punkten 
hypothetiseli  gefaßt  werden,  weil  wir  über  wesentliche  Fragen  noch  un- 
zulänglich unterrichtet  sind.  Wir  haben  eine  Anzahl  von  technischen  Aus- 
drücken aus  den  Papyrusurkunden  der  Ptolemäerzeit  keimen  gelernt;  der 
Versuch  jedoch,  die  zugrunde  liegenden  Einrichtungen  scharf  zu  erfassen, 
scheitert  vielfach  an  der  Dürftigkeit  des  Materials.  Es  läßt  sich  jedoch 
erkennen,  daß  über  das  Prozeßrecht  ausführliche  Verordnungen,  diayQccfi- 
luxra,  bestanden  haben;  insbesondere  wird  häufig  ein  öidyQccfi^a  (Singular) 
zitiert,  u.  z.  schon  im  Jahr  262  a.  C,  welches  einen  umfassenden  Inhalt 
gehabt  haben  muß,^) 

1)  Vgl,  Schubart,  Arch.  5,  68  A.  2;  die  Datierung  vor  262  ergibt  sich  aus  Hib. 
S8,  14  und  92,  22  (23). 
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Die  nachstehende  DarsteUung  hat  fast  ausschließlich  den  Zivilprozeß 
zum  Gegenstand,  bezüglich  dessen  wir  wenigstens  einige  Grundlinien  zu 
erkennen  vermögen.  Vom  Strafprozeß  jener  Zeit  wissen  wir  nur  ganz 
Weniges,  das  zum  Schluß  dieses  Kapitels  zusammenzustellen  ist. 


I.  ÖEßlCHTSVERFASSUNG. 

Der  Gerichtsherr  des  gesamten  Landes^)  ist  in  der  Ptolemäischen  Zeit^) 
der  König,  was  sich  daraus  ergibt,  daß  die  Rechtsschutzgesuche  zu  allen 
Zeiten  an  ihn  gerichtet  werden.^)  Allerdings  aber  ist,  wenigstens  in  Zivil- 
rechtssachen, die  Anrufung  des  Königs  nur  eine  Formel*);  denn  in  Wahr- 
heit werden  die  Gesuche,  wie  die  darauf  ergehenden  Subskriptionen  zeigen, 
bei  bestimmten  Gerichten  oder  Beamten  eingereicht  und  von  diesen  ohne 
weiteres  in  Behandlung  genommen.  Das  ist  juristisch  so  aufzufassen,  daß 
diese  Behörden  vom  König  zur  Annahme  und  Erledigung  der  Gesuche 
ständig  delegiert  sind.  Infolgedessen  hat  die  Nennung  des  Königs  nur 
eine  theoretische  Bedeutung,  ähnlich  wie  wenn  heutzutage  die  Gerichte 
'im  Namen  des  Königs'  Recht  sprechen. 

Die  Behörden,  welche  bei  der  Behandlung  von  zivilen  und  krimi- 
nellen Rechtssachen  in  Betracht  kommen,  sind  teils  kollegialisch  organi- 
siert, teils   einzelne  Beamte.     Inwiefern  mit  dieser  Einteilung  auch   jene 


1)  Eine  Ausnahme  von  diesem  Prinzip  muß  man  nur  insofern  statuieren,  als 
die  griechisch  organisierte  Stadt  Ptolemais  (Bd.  I  S.  16)  sicher  eine  selbständige  Ge- 
richtsbarkeit gehabt  hat.  In  einer  Inschrift  aus  der  Zeit  des  Euergetes  (285 — 247) 
[Dittenberger,  Insc.  Or.  1,  48  1.  14]  wird  von  diKccari^lQtcx  alQEt6{?)]&at  durch  den  Si^nog 
von  Ptolemais  gesprochen.  "Wie  weit  sich  diese  jurisdiktionelle  Autonomie  erstreckte, 
und  wie  lange  sie  erhalten  geblieben  ist,  wissen  wir  ebensowenig,  als  ob  auch  die 
andere  Griechenstadt  Naukratis  und  die  ßeichshauptstadt  Alexandria  einer  gleichen 
teilhaftig  war. 

2)  Das  Gleiche  wird  für  die  Pharaonenzeit  behauptet;  vgl.  Moret,  l'appel  au 
roi  p.  144,  147 — 153;  über  die  Gerichtsbarkeit  dieser  Zeit  überhaupt  vgl.  Arch.  6,  9 
A.  4  und  Zitt. 

3)  Näheres  unten  S.  13—14. 

4)  Anders  in  Verwaltungssachen.  Wo  eine  Eingabe  tatsächlich  an  den  König 
eingereicht  wird  —  was  sich  aus  der  daraufgesetzten  Subskription  der  königlichen 
Kanzlei  ersehen  läßt  — ,  handelt  es  sich  stets  um  religiöse  oder  sonstige  Verwaltungs- 
sachen,  wie  in  dem  Serapeums-Papyi-us  Leyd.  B.  (auch  einige  von  den  nicht  subskri- 
bierten Exemplaren  der  an  den  König  adressierten  Serapeumspapyri  gehören  sicher 
hierher,  wie  Par.  22.  26.  29.  38;  Lond.  1  p.  36  u.  38);  C.  I.  G.  4896  =  Dittenb.  Or.  1 
Nr.  138.  139)  oder  in  Leyd.  G.H.I.  (Bitte  eines  Archentaphiasten  um  eine  ihn  schützende 
allgemeine  Verordnung);  in  der  Inschrift  Fay.  towns  1  p.  48  (Anerkennung  eine» 
Asylrechts).  Auch  Amh.  33  ist  deutlich  Verwaltungssache  (Aufsichtsbeschwerde). 
Teb.  43  (46)  ist  disziplinarische  Selbstanzeige  eines  mit  Unrecht  beschuldigten  Be- 
amten. Bei  Lond.  1  p.  60  (Beschwerde  eines  Soldaten  über  einen  Quartiermeister) 
ist  es  zweifelhaft,  ob  das  Stück  direkt  an  don  König  gegangen  ist,  da  in  1.  26  fg., 
wie  schon  Wilcken  erkannte,  wahrscheinlich  itgoatä^cci  rä  Sslvi  zu  ergänzen  ist,  die 
bekannte  Formel  der  Eingaben,   bei  denen  die  Königsadresse  nur  eine  nominelle  ist. 
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in  richtende  und  bloß  vorbereitende  Behörden  zusammenfallen  mag,  wird 
die  folgende  Darstellung  erörtern. 

Von  kollegialischer  Organisation  (Spruchkollegien)  sind  die  Laokriten, 
die  Chrematisten,  das  xoivodCociov  und  das  Zehnmännergericht  —  diese 
sämtlich  in  der  x^Q*^  —  sowie  die  alexandrinischen  Gerichtshöfe. 

A.  DIE  SPEUCHKOLLEGIEN. 
a)   In  der  /co^a. 

1.  Die  Laokriten  —  nicht  zu  identifizieren  mit  dem  von  Diodor 
1,  75.  76  beschriebenen  Gerichtshof  der  Pharaonen  zeit,  welcher  wahr- 
scheinlich nur  eine  höchste  Instanz  darstellt  —  sind  das  für  die  nationale 
d.  h.  für  die  ägyptische  Bevölkerung  in  der  x^^Q^  {^^-  1  S.  8/9)  bestehende 
Gerichtskollegium.  Es  kann  wohl  angenommen  werden,  daß  sie  aus  der 
pharaonischen  Gerichtsverfassung  herübergenommen  sind.  Vielleicht  haben 
sie  auch  manche  Züge  derselben  bewahrt:  als  solche  könnten  etwa  in  Be- 
tracht kommen:  Besetzung  mit  Angehörigen  des  ägyptischen  Priester- 
stands ^)  und  wohl  auch  manche  Besonderheiten  des  Prozeßverfahrens. 
Aber  wir  sind  im  einzelnen  über  die  Zusammensetzung  und  Organisation 
der  Laokritengerichte  für  die  Lagidenzeit  nicht  unterrichtet.  Anzunehmen 
ist,  daß  die  Laokriten  nicht  einen  einheitlichen  Gerichtshof  darstellen, 
sondern  der  Name  nur  ein  Sammelname  für  eine  größere  Anzahl  von  Ge- 
richten ist,  die  über  das  Land  verteilt  gewesen  sein  werden. 

Von  ihrer  sachlichen  Zuständigkeit  wissen  wir  nur  nach  dem  S.  7 
zu  Erörternden,  daß  sie  in  Privatrechtsstreitigkeiten  urteilten;  jede  weitere 
Kompetenz,  insbesondere  auch  eine  solche  in  Strafsachen  der  Ägypter, 
ist  zweifelhaft.^) 

2.  Die  Chrematisten.  Ihre  Einrichtung  geht  nach  einem  Bericht 
des  Pseudo-Aristeas  §§  110  sq. ^)  auf  Ptolemäus  Philadelphus  zurück*),  der 

1)  Für  die  altägyptischen  Gerichte  wird  solches  behauptet  von  Revillout, 
Cours  137. 

2)  Wenigstens  für  das  dritte  Jahrh.  wird  ihnen  Strafgerichtsbarkeit  zugeschrie- 
ben von  Jouguet-Lefebvre  Mel.  Nicole  287  auf  Grund  des  das.  veröffentlichten 
P.  Magd.  (8),  zustimmend  Taubenschlag  9  A.  1,  zweifelnd  Wenger  Arch.  3,  491  A.  2; 
Waszynski  Arch.  5,  15;  Wilcken  Arch.  4,  176).  Magd.  8  ergibt  nur  soviel,  daß  der 
Anspruch  wegen  privater  Injurien  vor  die  Laokriten  kommen  konnte  (vgl.  für  die 
Chrematisten  S.  6  A.  2).  Eine  wirkliche  KJriminalgerichtsbarkeit  der  Laokriten  halte 
ich  für  unwahrscheinlich.  —  Unrichtig  ist  es,  wenn  Taubenschlag  a.  0.  den  P.  Magd.  21 
in  diese  Frage  mit  hereinzieht;  denn  das  daselbst  genannte  xoivodlxiov  ist  mit  den 
Laokriten  nicht,  wie  er  meinte,  identisch.    Vgl.  S.  6  A.  3. 

3)  Pseudo-Aristeas  ad  Philocratem  §§  110 — 111:  Kai  rolg  iitl  xwv  %q£i&v  öfioloog 
Sl  iy/gänTcov  diaaroXäg  Maxsv  (sc.  6  ÜToXs^atog),  iäv  &vccyKcüov  ij  xatay,aXiaai,  dia- 
KQivsiv  iv  ij^^QCiig  nivxs.  Uqo  noXXov  81  noiov^isvog,  kuI  ^pTjjiaTtffras  xal  rovg  tov- 
Tüov  vnriQ^rag  inita^s  xara  vofiovg,  oncag  fii]  7Coqi6\lov  Xanßdvovteg  oi  yscogyol  xal 
TtQoarciTcci  tfig  noXecag  iXart&ßi.  rä  ta^sia,  Xiyco  8h  tu  zfig  yeaQyiag  TCQoatpOQCc. 

4)  Ohne   positiven   Anhalt   wird    die  Genauigkeit  dieser  Angabe  von  manchen 
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sie  als  Wanderrichter  geschaffen  haben  soll,  damit  die  der  Feldbestellung 
abträglichen  Reisen  der  landbauenden  Bevölkerung  zu  einem  entfernten 
Gerichtshof  entfallen  könnten.^)  Wie  die  Laokriten  bilden  sie  keinen  ein- 
heitlichen Gerichtshof,  sondern  bestehen  in  einer  Mehrheit  von  Kollegien. 
Aus  einer  Inschrift  von  Ghazin  (2)  ist  zu  ersehen,  daß  jedem  der  Chre- 
matistenkollegien  eine  gewisse  Anzahl  von  vofioC  zugewiesen  war.^)  Das 
Chrematistenamt  scheint  kein  dauerndes  und  darum  wohl  auch  kein  Staats- 
amt gewesen  zu  sein;  denn  wo  die  Mitglieder  eines  Chrematistenkollegiums 
aufgezählt  werden,  führen  sie  keinen  Amtstitel.  Vielleicht  sind  sie  darum 
bloß  Privatleute,  die  für  bestimmte  Zeit  (zwei  Jahre  ?)^)  vom  König  zur 
Ausübung  des  Richteramts  berufen  wurden. 

Jedes  einzelne  dieser  Kollegien  umfaßt,  soviel  die  bis  jetzt  bekannten 
Beispiele  (Tor.  13,  1  fg.;  Inschr.  von  Ghazin  cit.)  zeigen,  drei  Mitglieder; 
zu  ihnen  kommt,  wie  der  ebengenannte  Stein  lehrt,  noch  ein  Sekretär 
(yQa^^atsvg),  ein  Diener  (vTtrjQStrjg),  und  vor  allem  ein  BlöayayEx.g  (Tor.  1 
n  6;  3,  37;  Petr.  2,  38c  =  3,  25;  Inschr.  v.  Ghazin;  Grenf.  1,  40;  Amh. 
33,  9;  Tor.  13,  26). 

Dem  letzteren*)  kommt  eine  beträchtliche  RoUe  zu,  was  schon  darin 
hervortritt,  daß,  wo  in  Eingaben  von  Privatpersonen  u.  dgl.  eine  einzelne 
Chrematistenkommission  identifiziert  werden  soll,  dieses  einfach  durch 
Nennung  ihres  SLöaycoys'ig  geschieht,  z.  B.  Amh.  33,  9:  ot  iv  x(p  ngoys- 
ygafifiEvcoi  vo^&i,  .  .  .  iQri^axLCfxaC^  cov  sldaycoysvg  z/fitdg.  Sicher  ist  auch, 
daß  er  das  Äußerliche  des  Geschäftsganges  leitet  (bes.  Grenf.  1,  40  [25]) 
und  für  die  Kommission  die  Amtskorrespondenz  führt.  Ob  er  bei  den 
gerichtlichen  Verhandlungen  mitwirkte,  ist  ungewiß,  nach  dem  Namen 
liegt  der  Schluß  nahe,  daß  ihm  wenigstens,  wie  den  altgriechischen  Ge- 
richtsmagistraten ^),  die  Einführung  (slßdysLv)  der  einzelnen  Prozesse^)  in  die 

bezweifelt  und  die  Möglichkeit  angedeutet,  daß  ein  ähnliches  Kollegium  schon  in  der 
Pharaonenzeit  bestand;  so  Peyron  a.  a.  0.  98 — 99. 

1)  Eine  altgriechische  Parallele  zu  diesem  Gedanken  bei  Lumbroso  Arch.  4,  70. 

2)  Inschr.  von  Ghazin  lin.  7—10  (2).  In  Tor.  1,  II  5  (31)  ist  von  ol  iv  rjj  ©tj- 
ßaidi  xQrifiartötal  die  Rede,  in  Tor.  3,  35  von  ot  inb  xov  IIocvoTtoXitov  fifXQ''  ^' 
ijvrig.  Wie  die  erste  und  dritte  dieser  Stellen  zeigen,  ist  es  nur  zufällig,  daß  laut 
der  zweiten  einmal  der  Sprengel  eines  solchen  Kollegiums  eine  ganze  Epistrategie 
umfaßte. 

3)  In  der  Inschrift  von  Ghazin  nennen  sie  sich  ol  ro  tj  kuI  &  {^tog)  xf^prjjiari- 
■KÖtsg  XQrjticcTiatai. 

4)  Über  die  slaceycoyslg  im  weiteren  Bereich  des  Hellenismus  vgl.  etwa  ephes. 
Notstandsgesetz  Rec.  des  Insc.  lur.  gr.  1  p.  31  1.  5/6,  dazu  die  Hgg  .p.  501  (richtiger 
als  p.  44). 

6)  Meier-Schoemann-Lipsius,  att.  Proz.  1,  95;  Lipsius,  att.  Recht  u.  Rechtsver- 
fahien  1,  46;  Hitzig,  altgriech.  Staatsverträge  über  Rechtshilfe  55. 

6)  Denn  sicher  ist,  daß  als  Objekt  zu  seinem  sloäyuv  nicht  etwa  die  Chrema- 
tisten  selbst  zu  denken  sind  (etwa  so,  daß  sie  unter  seinem  Vortritt  den  Verhand- 
lungsraum betreten  würden);  das  zeigt  Grenf.  1,  40:  6  dadycov  toTg  ;jp73ftaTi.(rraf5 
(Dativ,  nicht  Akkussativ!). 
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Sitzung  obgelegen  habe,  vielleicht  auch  die  formale  Leitung  der  Ver- 
handlung. Daß  er  an  der  Urteilsfällung  teilnahm,  ist  wenig  wahrschein- 
lich, weil  er  in  der  Inschrift  von  Ghazin  erst  hinter  den  Chrematisten 
genannt  und  somit  von  ihnen  getrennt  wird. 

Es  ist  die  Annahme  aufgestellt  worden^),  daß  die  eben  geschilderte 
Organisation  der  Chrematisten  im  zweiten  Jahrhundert  eine  Änderung 
erfahren  habe.  Sie  stützt  sich  vor  allem  darauf,  daß  wir  in  dieser  Zeit 
einmal  (Amh.  33)  die  Chrematisten  zusammen  mit  dem  int[isXi^t7Jg  (Bd.  1 
Kap.  4)  und  ßaailixog  yQafifiarevg  (Bd.  1  Kap.  1)  tagen  sehen.  Indessen 
handelt  es  sich  daselbst  um  Verhältnisse  der  ßaöiXLital  üiQÖöodoi  und  eine 
Verwaltungssache  ^);  es  ist  möglich,  daß  in  solchen  Fällen,  soweit  überhaupt 
die  Chrematisten  hier  zu  fungieren  hatten  (s.  sofort),  von  jeher  ge- 
mischte Kommissionen  bestanden,  und  es  ist  daher  nicht  notwendig  hierin 
eine  neue  Ordnung  zu  erblicken.  Auch  daraus,  daß  es  in  dieser  Zeit 
Beamte  gibt,  welche  ol  stiI  xav  xQLxrjQCav  genannt  werden^),  ist  eine 
solche  nicht  mit  Sicherheit  zu  erschließen,  da  damit  besondere,  nament- 
lich die  stadtalexandrinischen  Gerichte  gemeint  sein  können.*)  Daher  be- 
steht derzeit  noch  kein  zwingender  Grund  zu  der  Annahme,  daß  im  zweiten 
Jahrhundert  die  Chrematisten-Kollegien  dem  Vorsitz  und  der  Mitwirkung 
der  Beamten  unterstellt  oder  letzteren  sonstwie  Teile  der  Gerichtsbarkeit 
übertragen  worden  seien. 

Über  die  sachliche  Zuständigkeit  der  Chrematisten  erhalten  wir  einen 
Fingerzeig  dadurch,  daß  sie  öfters  ol  rä  ßaöcXixcc  xal  TtQoöodiicä  xal  idi- 
cotixä  XQivovTEg  genannt  werden.^)  Mit  ersteren  beiden  Bezeichnungen 
scheinen  Ansprüche  des  Staats  auf  Steuern,  Geldbußen  und  ähnliches 
gemeint  zu  sein;  doch  kann  diese  Kompetenz  nur  mit  gewissen  Be- 
schränkungen gegolten  haben,  da  für  viele  dieser  Ansprüche  vom  Staat 
der  gewöhnliche  Verwaltungsweg  eingehalten  worden  sein  muß,  und  auch 
dort  wo  die  Chrematisten  zuständig  waren,  ist  vielleicht  für  solche  ein 
aus  ihnen  und  Beamten  zusammengesetztes  Kollegium  gebildet  worden 
(s.  oben).  'IdLotixcc  sind  reine  Privatrechtsansprüche,  und  diese  scheinen 
ihnen  ohne  obere  Grenze  überwiesen  zu  sein;  in  Tor.  13  (29)  entscheiden 
sie  über  einen  Betrag  von  1268  Silberdrachmen. 

Streitig  ist  es,  ob  sie  auch  Strafgerichtsbarkeit  besaßen.  Es  läßt  sich 
darüber  wenig  sagen,  weil  die  Überlieferung  bisher  fast  nur  Strafanzeigen 
oder  Voruntersuchungen,  nicht  auch  Verhandlungen  und  Urteile  umfaßt. 


1)  von  P.  M.  Meyer,  Klio  7,  289  fg. 

2)  Genauer:  Anklage  wegen  Unterschlagung  erhobener  Steuergelder. 

3)  S.  Teb.  7  (7)  und  den  Amtstitel  des  kQxi.8Lxa6Ti]g,  unten  S.  9. 

4)  Anders  P.  M.  Meyer,  Klio  7,  291. 

5)  In  Petr.  3,  25,  3   (30)    heißen  sie    ol   xa   ngoaitintovra    tiQivovrtg ;   vielleicht 
ist  dies  eine  ältere  Bezeichnung. 
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Daß  die  Chrematisten  in  den  ersteren  nicht  genannt  sind,  beweist  nicht,  daß 
die  Verhandlung  nicht  schließlich  an  sie  kam.  Zweifellos  scheint  aber 
nur  soviel,  daß  Ansprüche  auf  Geldbußen  wegen  schätzbarer  Privat- 
delikte (bes.  der  Injurienklagen,  yQucpal  vßQsagY)  von  ihnen  abgeurteilt 
werden  konnten.^)  Daß  sie  dagegen  auch  über  öffentliche  Delikte  er- 
kennen und  Freiheits-  oder  Kapitalstrafen  verhängen  konnten,  ist  unwahr- 
scheinlich. 

3.  Das  xoivodCxLov.  Die  Existenz  eines  dritten  Kollegialgerichts 
lernen  wir  für  das  dritte  Jahrhundert,  aber  auch  nur  für  dieses,  aus 
zwei  von  den  Magdolapapyri  (21,  10  [10]  und  23,  9  [9])  kennen.^)  Aller- 
dings ist  dessen  Name  nur  in  der  abgekürzten  Form  jcotvodt(  )  über- 
liefert, so  daß  es  zweifelhaft  ist,  ob  die  Auflösung  in  'KoivodC{y,iov)  —  diese 
Form  wird  hier  gewählt  —  oder  y,oivb{y)  duciaGttjQtov)  oder  jtotvodL7c(a0- 
xtJQiov)  erfolgen  soU.  Nach  zwei  Inschriften  aus  Hierapytna  und  Anaphe*) 
ist  ersterer  Name  auch  für  Ej*eta  als  der  des  allen  dortigen  Städten  ge- 
meinsamen Gerichtshofs  bezeugt.  Was  er  in  Ägypten  bedeutet,  können 
wir  nur  vermuten.  Als  Gegenstand  dieses  Kollegiums  erscheinen  nämlich 
in  den  genannten  Magdolapayri  Zivilprozesse  zwischen  Parteien  verschie- 
dener d.  h.  griechischer  und  ägyptischer  Nationalität^);  der  Name  könnte 
sich  also  daher  erklären,  daß  dieser  Gerichtshof  beiden  Nationen  gewisser- 
maßen gemeinsam  war.  Daß  übrigens  auch  das  xoLvodtxiov,  wie  die  Lao- 
kriten  und  Chrematisten,  in  verschiedenen  über  das  Land  verteilten  Kol- 
legien funktionierte,  also  keine  einheitliche  Behörde  mit  einem  einzigen 
Amtssitz  darstellte,  wird  man  ohne  weiteres  voraussetzen  dürfen. 

Im  zweiten  Jahrh.  v.  Chr.  ist  dieses  Gericht  nicht  mehr  nachweis- 
bar, und  man  darf  sogar  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit  annehmen,  daß 
es  wenigstens  gegen  Ende  desselben  nicht  mehr  bestanden  haben  wird. 
Denn  die  sofort  zu  besprechende  Regulierung  der  Kompetenzgrenzen 
zwischen  Laokriten  und  Chrematisten  etwa  v.  J.  118  läßt  für  dasselbe 
keinen  Raum. 

1)  Beispiele  solcher  auch  in  Magd.  6,  24;  Tor.  3,  48  =  Par.  14,  48. 

2)  Dies  wird  bewiesen  durch  Fay.  12  (15),  vgl.  vielleicht  auch  Hib.  32,  7  (37). 
Doch  darf  man  nicht  überall  da  die  Kompetenz  des  Chrematisten-  (resp.  bei  Ägyptern 
Laokriten-)Gericht8  als  gegeben  ansehen,  wo  es  in  einer  Anzeige  heißt,  sie  soll  über- 
mittelt werden  denen,  '  olg  xaO-rjxEt',  wie  Teb.  16  (44).  39.  44 — 46  (40—41).  47;  denn 
dies  ist  eine  ganz  allgemeine  Floskel,  welche  auch  bei  reinen  Verwaltungseingaben 
vorkommt  (Magd.  9.  36)  und  bloß  die  zuständige  Stelle  bezeichnet,  die  nicht  not- 
wendig ein  Kollegium  sein  muß  (vgl.  Tor.  6  1.  21  mit  1.  30). 

3)  Über  dieses  Gericht  s.  bes.  Waszyhski  a.  a.  0.  3  fg.,  welcher  gegen  die  von 
anderer  Seite  versuchte  Identifizierung  desselben  mit  den  Laokriten  unter  dem  (zu- 
treffenden') Hinweis  darauf  polemisiert,  daß  derselbe  Beamte  an  einem  Tage  eine 
Klagschrift  (Mal.  Nicole  287  (8)  vor  die  Laokriten,  eine  andere  (Magd.  23  [9])  an  das 
Hotvod/xiov  verweist.     Dadurch  ist  Synonymie  sicher  ausgeschlossen. 

4)  Michel,  Recueil  16  und  439. 

5)  So  nach  Magd.  23  (Magd.  21  ist  zu  lückenhaft). 
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Zu  1 — 3.  Was  endlich  die  Kompetenzteilung  zwischen  den  drei  bis- 
her genannten  Grerichten  betrifft,  so  ist  sie  im  dritten  Jahrhundert  viel- 
leicht so  gewesen,  daß  vor  das  ocoivodi'xLov  die  Zivilprozesse  von  Parteien 
gemischter  Nationalität,  vor  die  Laokriten  jene  der  Ägypter,  vor  die  Chre- 
matisten  jene  der  Griechen  untereinander  gelangten.  Gegen  Ende  des 
zweiten  Jahrhunderts  ist  sie,  indem  jetzt  das  TtoivodCxiov  anscheinend  ver- 
schwunden ist,  zwischen  den  Laokriten  und  Chrematisten  durch  ein  in 
Teb.  5,  207  fg.  (1)  erhaltenes  etwa  in  das  Jahr  118  fallendes  Dekret 
von  Euergetes  IL  genau  geregelt  worden: 

a)  sind  beide  Prozeßparteien  Ägypter,  so  ist  den  Chrematisten 
untersagt  zu  judizieren;  folglich  besteht  hier  nur  die  Kompetenz  der 
Laokriten. 

b)  Für  den  Fall,  daß  beide  Parteien  Griechen  sind,  ist  nichts  be- 
stimmt, offenbar,  weil  hier  die  Kompetenz  der  Chrematisten  als  selbst- 
verständlich galt  (was  gleichzeitig  darauf  hindeutet,  daß  Übergriffe  des 
ägyptischen  Gerichts  in  die  Chrematistenkompetenz  weniger  zu  besorgen 
waren,  als  umgekehrt). 

c)  Sind  die  Parteien  verschiedener  Nationalität,  so  kommt  es  auf  die 
Sprache  der  Urkunde^)  an,  auf  die  der  erhobene  Anspruch  sich  stützt. 
Ist  es  eine  griechische,  so  muß  auch  der  Ägypter  vor  den  Chrematisten 
vnsxsiv  xal  Xcc^ßdvsLv  t6  (Jtxatov,  d.  h.  als  Beklagter  wie  als  Kläger 
Recht  nehmen.  Ist  sie  eine  ägyptische,  so  muß  der  Grieche  sich  vor 
den  Laokriten  belangen  lassen  (y7iB%ELv  xo  dCxaiov),  —  wie  es  steht 
wenn  er  als  Kläger  auftritt,  sagt  die  Überlieferung  nicht;  doch  ist 
vielleicht  das  Gleiche  gemeint  und  das  laiißdvsLv  xal  vor  {jTtsxeiv  tb 
dCaaLov  nur  durch  Kopistenfehler  ausgefallen. 

Für  die  Deliktsklagen   ist  eine  Kompetenzgrenze  nicht  aufgestellt. 
4.  Das  Zehnmännergericht.     Ein  Gerichtskollegium  von  10  Män- 
nern, d.  h.  9  Richtern  {ßixaöxaC)  und  einem  Vorsitzenden  {TCQOEÖQog),  be- 
gegnet in  der  Zeit  vom  21.  bis  25.  Jahr  des  Euergetes  L  in  den  Petriepapyri 


1)  Das  Dekret  spricht  aber  nur  von  evvakXäy^uxu^  d.  h.  Vertrags  Urkunden. 
Zwar  pflegt  man  den  Ausdruck  ausdehnend  zu  interpretieren,  so  daß  er  z.  B.  auch 
Testamente  umfaßt.  OflFenbar  aber  hätte  das  oft  zu  Zweifeln  führen  müssen :  wie 
wenn  sich  eine  Rei  Vindicatio  teils  auf  ägyptische  teils  auf  griechische  Erwerbstitel 
der  Vormänner  stützte?  Oder  wenn  beide  Teile  Erwerbsurkunden  in  verschiedenen 
Sprachen  vorbrachten  ?  Und  was  ging  im  Grunde  den  Beklagten  die  Sprache  an,  in 
welcher  dritte  Personen  die  Übertragungsurkunden  errichtet  hatten?  Darum  wird  es 
rätlich  sein  bei  den  ßvvoLlXäyiLara  bloß  an  Verträge  unter  den  Prozeßparteien  zu 
denken  und  andere  Fälle  als  ungeregelt  anzusehen,  wie  es  ja  bei  den  DeUktsan- 
sprüchen  unter  Angehörigen  verschiedener  Nationalität  sicher  der  Fall  war.  Die 
Praxis  scheint  in  solchen  Fällen  dahin  gegangen  zu  sein,  'daß  der  Grieche  den 
Ägypter  wahlweise  vor  den  Chrematisten  oder  den  Laokriten  belangen  konnte,  vgl. 
Tor.  1,  II  6  mit  VII  3.  Das  Umgekehrte  allerdings  wird  schwerlich  zugelassen 
worden  sein. 
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3,  21  (a) — (g)  (3.  21)  zu  Krokodilopolis  im  Faijüm.  Die  Mitglieder  führen 
keinen  Amtstitel^  dürften  also  keine  Beamte  gewesen  sein.  Der  Vorsitz 
wechselt;  ob  der  Vorsitzende  mitstimmt,  ist  fraglich.^)  Neben  dem  Vor- 
sitzenden kommt  noch  ein  slöaycoysvg  vor.^)  Bezeugt  ist  hier  ein  gesetz- 
liches Recht  der  Parteien,  einzelne  Richter  abzulehnen.*)  Es  handelt  sich 
stets  um  Zivilstreitigkeiten^  da  wohl  auch  die  in  Petr.  3,  21  d  genannte  Klage 
wegen  TcXrjyaL  eine  privatdeliktische  dCxrj  vßgscig  ist.  Auffallend  ist,  daß 
die  Beteiligten  regelmäßig  Soldaten  oder  Angehörige  der  imyov^  sind; 
nur  einmal  (21g)  ist  eine  jüdische  Frau  die  Beklagte.  Daß  das  Gericht 
—  mit  einer  Ausnahme  (21g)  —  immer  zu  Versäumnisurteilen  gelangt, 
muß  ZufaU  sein.     Näheres  über  dasselbe  läßt  sich  nicht  sagen.*) 

Im  zweiten  Jahrhundert  ist  dasselbe  nicht  mehr  nachweisbar.  Es 
läßt  sich  also,  da  das  Gleiche  auch  vom  xoivodCzLov  gilt,  als  Ergebnis 
unserer  heutigen  Urkunden  bezeichnen,  daß  in  den  beiden  letzten 
Jahrhunderten  v.  Chr.  in  der  %c)Qa  von  Kollegialgerichten  nur 
die  Laokriten  und  Chrematisten  beglaubigt  sind. 

b)   Alexandrinische  Gerichtshöfe. 

Die  bisher  genannten  Kollegien  fungieren  in  der  x(OQa.  In  Alexan- 
dria hat  es  andere  Kollegialgerichte  gegeben.  Als  solche  sind  bis  jetzt 
das  xQirriQLOv  iv  xr}  avXfj^)  und  mindestens  noch  ein  anderes  bekannt, 
welch  letzteres  in  den  bis  jetzt  bekannten  Urkunden  kurzweg  tö  xQtttlQLOv 
genannt  wird.®)  Jedes  dieser  Gerichte  hat  seinen  Vorsteher  (6  inl  xov 
xQiTTjQLOv),  womit  es  zusammenhängen  wird,  wenn  in  Teb.  7  von  ol  ijtl 
t&v  XQitfiQicjv  gesprochen  wird.  Des  Näheren  sind  wir  über  die  Organi- 
sation desselben  nicht  unterrichtet. 

Unklar  ist  auch,  wie  sich  zu  diesen  Gerichten  der  'AQ^LdLKaörrig  ver- 


1)  Man  kann  gegen  sein  Stimmrecht  auf  die  Analogie  des  altgriechischen  Rechts 
verweisen,  welches  die  Zahl  von  neun  Richtern  liebt  (vgl.  Wilhelm,  österr.  Jahres- 
hefte f.  Archäol.  12,  130).  Immerhin  läßt  sich  der  im  Folgenden  verwendete  Ausdnick 
'Zehnmännergericht'  anf  alle  Fälle  vertreten.  Zu  bemerken  ist  dabei,  daß  diese  Be- 
zeichnung sich  auf  die  einzelne  Spruchkammer  bezieht;  der  Gerichtshof  als  Ganzes 
mag  größer  gewesen  sein;  für  das  Jahr  21  des  Euergetes  I.  sind  19  Richter  nach- 
weisbar; Schubart,  Arch.  5,  67  A.  1. 

2)  Petr.  3,  21  (g),  33  (21). 

3)  Petr.  3,  21  (g),  10  (21);  dazu  Schubart,  Arch.  5,  68  A.  2. 

4)  Für  ein  Ausnahmegericht,  welches  zur  Aufarbeitung  rückständiger  Prozesse 
im  Faijüm  zeitweise  eingesetzt  ist,  hält  es  Bouchö-Leclerq  4,  238  fg. ;  diese  Annahme 
ist  sehr  wenig  ansprechend.  —  Schubart  Arch.  6,  63  denkt  an  ein  Wandergericht, 
nach  Art  der  Chrematisten.  Auch  darauf  ist  Gewicht  gelegt  worden,  daß  dasselbe 
bis  jetzt  nur  für  das  Faijüm  bezeugt  ist  und  mit  der  Sonderstellung  desselben 
zusammenhängen  kann. 

5)  Dieses  in  BGTJ  1098.  1127.  1146.  1166  (zwar  schon  der  Zeit  des  Kaisers  Au- 
gustuB  angehörig,  aber  einen  sicheren  Rückschluß  auf  die  frühere  Zeit  gestattend). 

6)  S.  vor  allem  die  Protarchos-Urkunden  BGU  1050—1061;  1098  f;  Schubart, 
Arch.  5,  67  fg. 
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halten  hat.  Dieser  Beamte  ist  in  den  Papyrus  Urkunden  bisher  nur  für 
die  römische  Zeit  erwähnt,  wo  er  jedoch  eine,  wenngleich  wichtige,  so 
doch  ganz  andere  Stellung  hat,  wie  in  der  Ptolemäerzeit.  Für  diese  ist 
die  Existenz  eines  Amts  unter  diesem  Namen  bis  heute  nur  aus  einem 
Bericht  des  Strabo  (17,  1,  12)  und  einer  Inschrift  des  zweiten  Jahrh.  v.  C. 
(Dittenberger,  Inscr.  Or.  1,  136  [4])  bekannt,  doch  sind  diese  letztem  No- 
tizen ganz  dürftig.  So  können  wir  auf  die  Bedeutung  des  Amts  für  die 
Ptolemäerzeit  nur  aus  dem  Titel  schließen,  welcher  in  der  Kaiserzeit 
lautet:  (isgsvg  xal)  aQxidLxaöT'^g  xal  e%l  ttj  ijiLfieXeCa  t&v  XQi^fiati6ta)v 
ical  xGiv  äXXav  XQLxrjQLCov.  Dies  ist  nun  für  die  römische  Zeit  nur 
Titulatur,  da  der  A.  hier  höchstens  eine  beschränkte,  keine  'Erzgerichts- 
barkeit' mehr  hat  (unten  Kap.  II  S.  28)  und  es  weder  Chrematisten  noch 
XQiTTJQiu  (Gerichtshöfe)  mehr  gibt.^)  Um  so  mehr  muß  diesen  Prädikaten 
ursprünglich,  d.  h.  also  in  der  Ptolemäerzeit,  eine  Funktion  entsprochen 
haben,  wonach  etwa  dem  ^AgiidiXKöTYis  die  Oberaufsicht  über  die  Chre- 
matistengerichte  und  alexandrinischen  Gerichthöfe,  vielleicht  auch  die  Zu- 
sammensetzung dieser  Kollegien  zugestanden  hat.  Ob  er  etwa  Vorsitzender 
eines  unbekannten  höchsten  Gerichtshofs  gewesen  ist,  wissen  wir  nicht, 
wobei  übrigens  zu  bemerken  ist,  daß  wir  von  der  Existenz  eines  Instanzen- 
zugs für  die  Ptolemäerzeit  überhaupt^)  keine  Nachricht  besitzen.  Der  Amts- 
sitz des  ^AgiLditiaotrig  muß  natürlich  in  Alexandrien  gewesen  sein. 

B.  EINZELBEAMTE. 

Gehen  wir  von  den  Kollegialgerichten  zu  den  in  Rechtssachen  tätigen 
Beamten  über,  welche,  wie  zu  betonen  ist,  stets  nur  als  einzelne,  wenn- 
gleich unter  Umständen  unter  Zuziehung  eines  beratenden  Konsiliums^) 
funktionieren,  so  muß  die  Frage  zunächst  die  sein,  ob  ihnen  überhaupt 
—  von  den  Spezialfällen  privilegiarischer  Beamtenjudikatur  für  gewisse 
Fälle  (S.  11)  abgesehen  —  eine  wirkliche  Gerichtsbarkeit  zusteht.  In 
Betracht  kommen  vor  allem  der  ETtiötQcitrjyog^  der  örQazTj'yög,  der  iniöxd- 
TTjg  xov  voiiov,  der  iotLördtrjg  rrjg  xa^rjg  und  der  xcofioyQafifiarsvg.^)  Von 
andern  Beamten,  wie  z.  B.  dem  olxov6[iog  oder  dem  sniGtdxrig  t&v  xaroC- 
xav  iTinicov,  ist  es  von  vornherein  klar,  daß  sie  höchstens  eine  Spezial- 
Jurisdiktion im  Gebiet  ihres  Ressorts  gehabt  haben  können  (S.  11),  keine 
allgemeine.     Soweit  es  sich  dagegen  um  die  obengenannten  Beamten  der 


1)  Abgesehen  von  der  Übergangszeit  unter  Augustus;   a.  die  oben  S.  8  A.  5 — 6 
angeführten  Urkunden. 

2)  Für  die  Pharaonenzeit  (19.  Dynastie)  wird  mitunter  ein   solcher  aus  der  In- 
schrift des  Mes  gefolgert;  vgl.  Bouch^-Leclercq  4,  207 — 209. 

ä)  Ein  solches  hat  der  inL6täxT\s  xov  vofiov  in  Tor.  1,  I  .Sfg. ;  Par.  15  I  2  fg. 
4)  Über  den  Charakter  dieser  Ämter  s.  Bd.  I  S.  9  fg. 
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allgemeinen  Verwaltung  handelt,  ist  zunächst  zwischen  Zivil-  und  Straf- 
gerichtsbarkeit zu  unterscheiden. 

Was  die  erstere  anlangt,  ist  es  möglich  (bestimmte  Behauptungen 
soUen  nicht  aufgestellt  werden),  daß  es  eine  Beamtengerichtsbarkeit  in 
Zivilsachen  überhaupt  nicht  gegeben  hat 

Dafür  spricht  zunächst  schon  der  Bestand  der  Gerichtshöfe,  mit  deren 
Vorhandensein  eine  Rechtsprechung  der  Beamten  sich  wenig  vertragen 
würde.  Insbesondere  ist  auch  die  Annahme  einer  elektiven  Konkurrenz 
beider  mit  den  Quellen  nicht  wohl  vereinbar.  Für  das  dritte  Jahrh. 
V.  Chr.  sehen  wir  in  den  Magdolapapyri  stets  (8  fg.),  daß  zwar  die  Klage 
beim  Strategen  eingereicht  wird,  dieser  aber,  wenn  ein  (von  ihm  persön- 
lich oder  durch  seinen  Delegatar,  den  STtLörcctrjg  tfjg  xco^irjs,  vorgenom- 
mener) Vergleichsversuch  scheitert,  die  Sache  sofort  an  die  Laokriten 
oder  das  xotvodC(xLov)  verweist.  Darnach  ist  die  magistratische  Tätigkeit 
hier  nur  eine  vermittelnde.^)  Aber  auch  für  die  spätere  Zeit  ist  derzeit 
keineswegs  unwahrscheinlich,  daß  die  Beamten  in  Privatstreitigkeiten 
höchstens  eine  vermittelnde,  keine  entscheidende  Funktion  üben  konnten. 
Man  hat  zwar  hier  darauf  hingewiesen,  daß  einerseits  in  Amh.  33  Be- 
amte mit  den  Chrematisten  in  einem  Spruchgerichtshof  vereinigt  sind 
und  andererseits  im  sog.  Hermiasprozeß  (Tor.  1)  Verhandlungen  vor  dem 
iTtLördtrjg  rov  vo^ov  geführt  und  anscheinend  mit  Urteil  beendet  würden. 
Aber  im  ersteren  Falle  liegt  eine  Verwaltungssache  vor.  Gegen  die  Be- 
weiskraft des  letzteren  aber  ist  zu  bemerken,  daß  ihm  bereits  ein  ganz 
gleichartiges  Verfahren  vor  einem  andern  STtiördtrjg  vorausgegangen  war 
(Par.  15),  wo  der  Kläger  abgewiesen  worden  war;  daß  die  Sache  trotzdem 
zu  einer  zweiten  Verhandlung  gelangt,  zeigt,  wie  wenig  solche  Sprüche 
zu  bedeuten  hatten.^)  Gegen  jede  zivilrechtliche  Kompetenz  der  Beamten 
spricht  denn  auch  die  Art,  wie  im  Dekret  des  Euergetes  II.  (S.  7)  die 
Gerichtsbarkeit  der  Chrematisten  und  Laokriten  geregelt  wird;  man  hat 
hier  den  Eindruck,  daß  es  außer  diesen  eine  weitere  Instanz  nicht  gab. 


1)  Beispielsweise  hatte  in  Rein.  7,  17  (16)  der  Strateg  schon  vor  der  ^vrsv^ig 
an  den  König  interveniert.  —  Hib.  34,  3  (34),  wo  eine  Vollstreckung  Hatä 
Ttgöatayfici  rov  inietärov  stattfindet,  kann  sich  aus  dem  unten  erwähnten  Anerken- 
nungsurteil   im  Vergleichstermin  erklären. 

2)  Man  darf  sie  auch  nicht  als  xpicft?  (arbitria)  der  'dUif  (iudicium)  —  dazu 
Recueil  Inscr.  lur.  gr.  1  p.  44  —  entgegenstellen;  die  -/.giaig  ist  immer  noch  vollstreck- 
bar, diese  Sprüche  nicht.  —  Auch  darauf  ist  kein  Gewicht  zu  legen,  daß  in  Magd. 
24,  7;  25,  7;  26,  13  dem  Strategen  Beweise  durch  Zeugen  resp.  Eid  angeboten  werden; 
denn  daß  auch  ein  bloß  vermittelnder  Funktionär  die  Sache  erheben  kann,  ist  selbst- 
verständlich. —  Beachtenswert  ist  endlich  auch  die  Form,  in  welcher  die  Beamten 
ihren  Bescheid  über  die  Rechtssache  abgeben.  Während  die  Chrematisten  ihr  Urteil 
einleiten  mit  UyvaiLsv  oder  ßvvsnQivccfisv  (21  1.  11,  29  1.  23),  sagen  die  kogno- 
szierenden  Beamten  des  sogenannten  Hermiasprozesses  in  Par.  15  11  69 ;  Tor.  1  X  1  (31) 
bloß  Hi'7ta^8v\  vgl.  Taubenschlag  a.  0.  30  A.  1. 
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Was  die  Strafjudikatur  betrifft,  ist  daran  zu  erinnern,  daß  wir  hier 
von  einer  Zuständigkeit  der  Spruchkollegien  nichts  Bestimmtes  wissen 
und  eine  solche  wenigstens  dort  nicht  wahrscheinlich  ist,  wo  es  sich  um 
Freiheits-  und  Kapitalstrafen,  nicht  um  bloße  Geldbußen  handelt.  Freilich 
folgt  daraus  noch  nicht  mit  Notwendigkeit  die  Kompetenz  von  Einzel- 
beamten, da  man,  namentlich  für  schwerere  Straftaten,  noch  an  irgend- 
welche uns  unbekannte  Gerichtskollegien  denken  kann.  Möglich  ist,  daß 
leichtere  Kriminalfälle  von  den  Strategen  abgeurteilt  wurden.  Aber  sichere 
Behauptungen  lassen  sich  aus  den  Urkunden  noch  nicht  ableiten,  auch 
nicht  aus  SteUen  wie  Par.  36,  20 fg.;  40,  48;  41,  31;  Grenf.  1,  38,  16; 
Rein.  17,  14 fg.;  Teb.  15,  I,  15  (43);  Petr.  3,  28e,  wo  zwar  überall  der 
Stratege  in  Strafsachen  intervenieren  soU,  ohne  daß  jedoch  der  Inhalt 
seiner  Tätigkeit  ersichtlich  ist.  Zu  bemerken  ist  auch,  daß  die  Adresse 
der  Strafanzeigen  nicht  immer  die  gleiche  ist;  manchmal  richten  sie  sich 
an  den  Strategen  oder  untergeordnete  Gaubeamte  ^),  manchmal  aber  auch 
an  den  König  (Petr.  2,  17,  1  mit  der  Erläuterung  3  pag.  51  unten.^)  Hier 
bleibt  alles  unklar.^) 

C.  SPEZIALKOMPETENZEN. 

Schließlich  greifen  bezüglich  bestimmter  Personenklassen  privilegi- 
arische  Vorschriften  ein,  nach  welchen  dieselben  den  ordentlichen  Kom- 
petenzen ganz  oder  teilweise  entrückt  sind.  So  sollen  Beschwerden  gegen 
die  Beamten  der  Zentralfinanzverwaltung  (yTtotstayfisvoL  rfi  ölolx'^ösl)  nur 
der  Kognition  des  diOLxrjtyjg  unterstellt  sein  (Petr,  3,  36  V.  11  fg.  [5],  neu 
eingeschärft  laut  Teb.  7)*).  Ferner  genießen  die  Pächter  des  königlichen 
Bodens  (yacoQyovvres  trjv  ßaöLXixrjv  yf}v),  die  VTtorsXetg  und  alle  anderen 
im  staatlichen  Finanzinteresse  tätigen  {eTCiTCSTilB'y^Bvoi  xalg  TtQoGÖdoig) 
eine  Ausnahmestellung  gegenüber  dem  Dekret  des  Euergetes  II.  über  die 
Kompetenz    der    Chrematisten    und    Laokriten.^)     Jedenfalls    hat    in    Pro- 

1)  Ka^oyQainiaxEvg:  Teb.  16  (44).  39.  44fg.  (40/1).  47;  kQpcpvlav.ixri?:  Teb.  41.  43 
I  20.  Daß  die  Anrufung  des  ersteren  ein  Privilegium  der  ßaaili-nol  ysagyal  war  (Meyer, 
Klio  7,  291)  ist  nicht  unmöglich. 

2)  So  auch  Teb.  43,  wo  jedoch  eine  disziplinarische  Selbstanzeige  vorzuliegen 
scheint.     Eine  solche  geht  aber  in  Leyd.  A.  auch  an  den  Strategen. 

3)  Einzelheiten:  Teb.  14  (42)  (der  ßaoili-Aog  yQafi^atsvg  requiriert  einen  wegen 
Mords  Beschuldigten)  wird  bloße  Voruntersuchung  bedeuten.  Hib.  72,  14  (das  Ver- 
schwinden des  Siegels  eines  Tempels  wird  dem  Strategen  angezeigt)  kann  mit  der 
Oberaufsicht  über  den  Tempel  zusammenhängen.  In  Petr.  3,  32  gb  soll  der  Strateg 
wohl  bloß  die  Schadenshöhe  feststellen;  hierzu  soll  er  durch  den  olyiov6(iog  beauf- 
tragt werden  (Verwaltungssache). 

4)  Ich  führe  diese  Vorschrift  hier  an,  weil  sie  herkömmlich  unter  den  Privilegia 
fori  genannt  wird.  Im  Grunde  ist  sie  aber  weniger  ein  solches,  als  die  Durchführung 
des  Gedankens,  daß  hier  Verwaltungssachen  vorliegen. 

5)  Teb.  5,  210  (1);  das  Nähere  bleibt  unklar.  Man  hat  die  Vorschrift  dahin 
ausgelegt,   daß  diese  Personen  stets  vor  dem  griechischen  Chrematistengericht  Recht 
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zessen  über  Domanialpachtungen  die  ausschließliche  Kompetenz  der  Do- 
mänenbehörde  platzgegriffen  (vgl.  Einleitung  zu  32).  VieUeicht  hat  auch 
für  aktiye  Soldaten  ein  besonderes  Forum  bestanden.^)  Daß  dagegen  ein 
solches  für  alle  Kleruchen  und  Katöken  bestanden  habe,  ist  nicht  zu  er- 
weisen.^) 

II.  DAS  VERFAHREN. 

Die  Darstellung  des  gerichtlichen  Verfahrens  muß  sich  fast  aus- 
schließlich auf  den  Zivilprozeß  beschränken,  weil  die  Überlieferung  für 
den  Stra^rozeß  so  gut  wie  vollständig  fehlt.  Außerdem  ist  zu  bemerken, 
daß  sich  das  Nachfolgende  auf  das  Verfahren  in  der  xg>qcc  begeht.  Von 
jenem  vor  den  alexandrinischen  Gerichten  haben  wir  keine  Nachrichten, 
und  wenn  man  auch  annehmen  kann,  daß  die  eigentlichen  prozessualischen 
Grundgedanken  hier  wie  dort  dieselben  gewesen  seien,  so  fehlt  es  doch 
für  manche  Einriebtungen  des  ländlichen  Verfahrens  in  Alexandrien  schon 
am  ParaUelismus  der  tatsächlichen  Voraussetzungen,  wie  besonders  für 
das  einleitende  Verfahren  vor  dem  Strategen  und  STtiördrrig  tilg  xcöfirjs 
(S.  14  fg.). 

1.  Die  Eingaben.  Für  die  Erkenntnis  des  zivilen  Prozeßgangs  ist 
auszugehen  von  den  ziemlich  zahlreichen  Eingaben  an  Behörden,  in 
welchen  über  erlittenes  Zivilunrecht  Beschwerde  geführt  wird.  Dabei 
empfiehlt  es  sich,  für  diese  Eingaben  den  Ausdruck  'Klage'  zu  vermeiden, 
weil  derselbe  in  sich  unklar  ist  und  sowohl  die  Eingabe  an  das  Gericht 
als  die  Ladung,  als  auch  den  in  der  mündlichen  Verhandlung  vor  Gericht 
gestellten  Antrag  bedeuten  kann.  Übrigens  erwächst  hier  der  Unter- 
suchung eine  Schwierigkeit  daraus,  daß  es  bei  vielen  Eingaben  zweifelhaft 
ist,  ob  es  sich  um  einen  Privatrechtsstreit  oder  um  eine  Strafanzeige  oder 
um  eine  Verwaltungssache  handelt.  Man  muß  darum  von  jenen  Stücken 
ausgehen,  wo  das  erste  sicher  ist. 

zu  nehmen  und  zu  geben  hätten,  was  kaum  ganz  korrekt  ist.  Denn  für  die  iitorsXsZg 
insbesondere  beachte  Petr.  2,  18,  13  (6)  (dazu  Wilcken,  Arch.  3,  516),  wo  ein  solcher 
sich  auf  den  Standpunkt  stellt,  daß  er  überhaupt  nicht  dem  ordentlichen  Gericht 
untersteht.  Für  die  ßccaiXiKol  ysaqyoi  freilich  ist  ein  soweit  gehendes  Privileg  mir 
noch  recht  zweifelhaft;  sie  genießen  jedoch  Begünstigungen  im  Prozeß  (s.  zu  26) 
und  vielleicht  (?)  nach  einem  wohl  nur  auf  sie  bezüglichen  (arg.  1.  15)  didyQccfiiicc  (von 
Ptolemaeus  Philadelphus?),  Petr.  3,  26  (Grenfell,  Rev.  Laws  p.  95),  eine  Spezialkompe- 
tenz  bei  Prozessen  wegen  Viehschadens;  außerdem  auch  bei  Prozessen  über  die  ge- 
pachtete ßccaiXiiir}  yfj  selbst  (Grenf.  1,  11)  (32).  —  Worauf  sich  die  Kompetenz  in  BGU 
1006  bezieht,  sieht  man  nicht. 

1)  In  Rein.  7,  27  (16)  wird  in  einem  Prozeß  zwischen  solchen  um  die  Judikatur 
des  imatccTTig  t&v  naroiKwv  iTtniav  gebeten;  vgl.  auch  Teb.  54  (17),  wo  allerdings 
nur  der  Beschwerdeführer  eine  militärische  Stellung  hat  und  vielleicht  auch  kein 
eigentlicher  Prozeß  bezweckt  ist. 

2)  Die  bez.  Annahme  von  Jouguet-Lefebvre,  bull.  corr.  hell.  26,  128  beruht  auf 
einer  überholten  Lesung  von  Magd.  4  i.  f.  (vgl.  Wilcken,  Arch.  4,  48). 


IL  Das  Verfahren.  13 

Die  Eingaben  in  Zivilsaclien  sind  entweder  an  den  König  adressierte^) 
ivtsvi,£Lg  oder  an  einen  Beamten  adressierte  v7CoiiV7]fiata]  bei  Jetzteren 
lautet  die  Adresse  bald  an  den  Epistrategen^)  oder  Strategen^),  bald 
kommt  auch  der  sXLßtdrrjg  tov  vo^iov,  und  jener  r^g  xco^rjg,  sowie 
der  TcofioyQa^fiarsvg  vor.*)  Außerdem  wird  mitunter  berichtsweise  auch 
von  einer  ^svt£vi,ig  an  die  Chrematisten'  gesprochen;  da  jedoch  die  er- 
haltenen Orginalexemplare  von  solchen  (Fay.  11  und  12  (14/5);  Tor.  3) 
stets  die  Königsadresse  haben,  sind  auch  die  nur  berichtsweise  genannten 
Eingaben  an  die  Chrematisten  jedenfalls  an  den  König  adressiert  ge- 
wesen. Damit  stimmt  es  auch  überein,  daß  die  im  Original  überlieferten 
Eingaben  mit  Adresse  an  den  König  und  die  nur  relationsweise  er- 
wähnten an  die  Chrematisten  gleichmäßig  den  Namen  £vtsvi,ig  führen. 
Die  Regel  ist  eben  einfach  diese:  "Evtsv^ig  ist  jede  an  den  König  adres- 
sierte Eingabe,  während  jede  an  einen  Beamten  adressierte  als  vTtö^vrjfia 
bezeichnet  wird.^) 

Dabei  ist  aber  daran  zu  erinnern,  daß  die  Königsadresse  nur  nomi- 
nell ist  und  in  Wahrheit  die  ivtsv^sug  entweder  beim  Strategen  oder 
den  Chrematisten  überreicht  werden  (vgl.  oben  S.  2)^),  sodaß  die  könig- 
liche Kanzlei  mit  ihnen  gar  nichts  zu  tun  bekommt. 

1)  Daher  'ivrsv^ig  stg  tb  tov  ßaatUcag  ovo(ia\  Petr.  2,  2,  1  1.  3;  2,  12  EE  4  (p.  32); 
3,  64  (c). 

2)  Tor.  1  I  16  n  29  (31);  Lond.  2  p.  13  (18).  Dagegen  sind  Tor.  VI— VIII  Gesuche 
in  Verwalttingssachen. 

3)  Par.  13;  Tor.  1  I  14. 

4)  'ETtierdtris  tov  vo^lov:  Tor.  8;  11;  auch  im  Hermiasprozeß  (Tor.  1  cf.  Par.  16) 
wird  die  Verhandlung  von  diesem  geführt.  Der  'Eici6rdtr}g  rfjg  xcbftj]?  in  Par.  13,  28 
und  in  Leyd.  Ä.  3 — 15  könnte  vom  Strategen  delegiert  sein,  nach  dem  Schema  der 
Magdolapapyri  (vgl.  S.  14  A.  3);  beweisend  aber  Magd.  12,  8.  Der  KcoiioyQcciiiiatsvg 
erscheint  in  Teb.  49  und  50 ;  öfter  wird  er  in  Strafeingaben  angerufen  (40  fg.).  Wo 
andere  Beamte  angeführt  werden,  wie  z.  B.  der  olKOvö^iog  (bes.  Petr.  3,  32  (g)  Recto  b 
[p.  70]),  handelt  es  sich  immer  um  Verwaltungssachen  (im  angef.  Fall  um  Feststellung 
einer  Feldbeschädigung  auf  der  Domäne),  oder  um  privilegierte  Personen  (Petr.  2,  18,  1 
Beschwerde  über  einen  vTtorsXijg).  Zu  Rein.  19  vgl.  Einl.  zu  27.  —  Eingaben  an  den 
&QXi(pvXccHlTrig  sind  stets  polizeilicher  Natur. 

5)  Davon  braucht  auch  in  Magd.  6,  9  und  17,  2  keine  Ausnahme  vorzuliegen; 
denn  wenn  hier  in  ivrsv^SLg  von  älteren,  beim  Strategen  überreichten,  ivts-v^sig  die 
Rede  ist,  so  sind  die  älteren  ivTSv^£t,g  gewiß  gerade  so  auf  den  Namen  des  ßa- 
ciXsvg  stilisiert  gewesen  wie  alle  übrigen  Magdolapapyri.  Allerdings  ist  Laqueur, 
der  die  obige  Unterscheidung  richtig  erkannt  hat,  geneigt,  dieselbe  erst  dem  zweiten 
Jahrhundert  zuzuschreiben,  und  für  das  dritte  auch  ivrev^^ig  an  die  Beamten  als 
möglich  anzunehmen;  aber  von  seinen  Beweisstücken  sind  Petr.  2,  12  (3)  und  2  (2) 
sicher  auf  Königseingaben  zu  beziehen  und  Petr.  2,  4  (9).  13  (18  b)  sind  durchaus 
unsicher.    Vgl.  auch  Wilcken,  Arch.  4,  224. 

6)  Ersteres  zeigen  die  Magdolapapyri,  wo  die  Subscriptio  stets  vom  Strategen 
herrührt;  ersteres  und  letzteres  der  Umstand,  daß  sowohl  beim  Strategen  als  bei  den 
Chrematisten  die  ivrsv^stg  ins  ayyslov  geworfen  werden  (S.  16  A.  6).  Vgl.  auch 
Preisigke,  Klio  7,  259.  —  Effektive  Überreichung  beim  Könige  mag  vorgekommen 
sein,  wo  es  sich  um  hochstehende  Personen  handelte,  und  natürlich  ist  sie  häufig 
in  Verwaltungssachen  u.  ä.     Vgl.  noch  P.  Meyer,  Klio  7,  291. 
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Wahrscheinlich  ist  übrigens  die  Unterscheidung  zwischen  svtsvi,ig 
nnd  vxöfivrjficc  noch  durch  ein  inhaltliches  Merkmal,  also  in  yiel  sach- 
licherer Weise  als  durch  die  bloße  Verschiedenheit  der  Adresse  gerecht- 
fertigt. Wenn  es  nämlich  richtig  sein  soUte,  daß  die  Beamten  überhaupt 
keine  Gerichtsbarkeit  besaßen  (S.  10),  sondern  höchstens  durch  eine  Art 
von  friedensrichterlicher  Tätigkeit  Streitigkeiten  schlichten  durften,  so 
wäre  der  Gegensatz  von  €vrevi,ig  und  vnö^vrj^a  nicht  bloß  der  äußere 
der  Adresse,  sondern  auch  ein  innerlicher,  nämlich  jener  der  auf  Rechts- 
schutz und  Gerichtsverfahren  hinzielenden  und  darum  an  den  König  als 
Quelle  des  Rechts  gerichteten  Eingabe  einerseits,  andererseits  der  bloßen 
Anrufung  behördlicher  Autorität,  um  den  Gegner  durch  diese  zu  frei- 
willigem Nachgeben  zu  bestimmen.^) 

2.  Für  das  weitere  Verfahren  über  die  svtev^Lg,  welche  bei  der 
eben  ausgesprochenen  Annahme  allein  zu  einem  wahren  Zivilprozeß  führen 
und  unter  festen  Regeln  stehen  würde,  geben  uns  die  Magdolapapyri  für 
die  Mitte  des  dritten  Jahrhunderts  ein  deutliches  Bild.^)  Die  an  den 
König  adressierte  svtsv^lq  wird  beim  Strategen  überreicht.  Der  Stratege 
nimmt  zunächst  und  zwar,  falls  der  Beklagte  in  der  Gaumetropole  wohnt, 
persönlich,  andernfalls  durch  den  hnLördtrig  rij?  xcofit^g^),  d.h.  den  Vorsteher 
des  Dorfes,  den  er  hierzu  durch  eine  auf  die  svt£vi,cg  gesetzte  vjioyQaipi/l 
delegiert,  einen  Vergleichsversuch  vor."*)  Und  zwar  wird  im  Fall  der  Ver- 
weisung an  den  iTtiGtatrjg  diesem  durch  die  vnoyQutpri  aufgegeben,  die 
Parteien  bei  mißlungenem  Vergleichsversuch  an  den  Strategen  zurückzu- 
verweisen. Dabei  wird  mitunter  (nicht  immer)  der  Zweck  der  Rückver- 
weisung folgendermaßen  bezeichnet:  Mamit  sie  beim  zuständigen  Gericht 


1)  In  der  Tat  ist  bei  allen  vnoitvrmaxa  diese  Annahme  durchfühibar.  Daß  die 
Beamten  mitunter  mit  den  Parteien  sehr  eingehend  verhandeln  und  sogar  merito- 
rische  Erkenntnisse  fällen  (bes.  in  Tor.  1  der  i%taTdxr\(s),  beweist  nicht,  daß  diese 
Erkenntnisse  wirkliche  Urteile,  also  der  Rechtskraft  fähig  und  vollstreckbar  waren. 
Richtig  Taubenschlag,  Arch.  4,  1  fg.  Es  ist  hierbei  auch  auf  die  Analogien  aus  der 
römischen  Zeit  zu  verweisen  (S.  34),  wo  die  bloß  friedensrichterliche  Natur  solcher 
Erkenntnisse  sehr  deutlich  hervortritt.     Näheres  oben  S.  10. 

2)  Wie  weit  dieses  Verfahren  geschichtlich  zurückreicht,  wissen  wir  nicht.  Wenn 
die  Ladung  in  Hib.  92  (23)  dasselbe  voraussetzen  sollte  (S.  19),  so  wäre  sein  ältestes 
Zeugnis  das  Jahr  263/2,  also  noch  einige  Jahrzehnte  hinter  die  Magdolaeingaben  zu- 
rückgehend. Wahrscheinlich  aber  gehört  es  zu  den  ältesten  Einrichtungen  des  ptole- 
mäischen  Reichs. 

3)  Letzteres  meist  in  den  Magdolapapyri.  —  Die  Einleitung  des  Vergleichs- 
versuchs vor  dem  iniatärriq  dürfte  dabei  dem  Parteibetrieb  obgelegen  haben,  d.  h.  es 
war  Sache  des  Klägers,  demselben  die  vom  Strategen  subskribierte  ivxsv^Lg  vorzu- 
legen und  um  Ladung  des  Beklagten  zum  Vergleichstermin  zu  bitten.  Das  zeigt 
Petr.  2,  2,  (2)  (22)  und  so  kann  vielleicht  auch  Leyd.  A.  1.  4  fg.  verstanden  werden; 
das  imSad-sv  inöiivrjiicc  kann  die  Eingabe  gewesen  sein,  womit  der  Kläger  die  Iv- 
Tsv^ig  mit  der  Subscriptio  des  Strategen  dem  inißTavrjg  vorlegte.  —  Auf  Vergleichs- 
versuch beim  Strategen  selbst  bezieht  sich  wohl  Petr.  2,  12  (3)  (12);  8,  29  (e— h)  (13). 

4)  Vgl.  dazu  das  Notstands-Ges.  von  Ephesus  Recueil  1,  p.  31  1.  8;  38  1.  87/8. 
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(statt  dessen  kommt  auch  vor:  bei  den  Laokriten  oder  beim  xoivodCiCLOv) 
Recht  finden'.^)  Die  Bedeutung  des  Ganzen  ist  klar:  der  Strateg  sucht 
stets  zunächst  einen  Vergleich  zu  bewerkstelligen;  bei  dessen  Mißlingen 
verweist  er  die  Sache  an  das  Spruchkollegium.  Die  erste  den  Vergleichs- 
versuch betreffende  Erledigung  wird  dabei  öfter  'iQriiiaxlt,siv,  die  so  er- 
ledigte Eingabe  evrsvi,is  nexQT^^cctiöfisvr]  genannt.^) 

Über  den  Inhalt  der  für  dieses  Verfahren  bestimmten  svtsv^eig  ist 
zu  bemerken:  Sie  enthalten  die  Angabe  des  Klagegrundes,  aber  kein 
TL^iri^a  tfig  dCxrjg  (S.  17)  und  keine  Ladung  an  den  Beklagten,  vielmehr 
die  Bitte  um  amtliche  Verfügung. 

Doch  ist  hierbei  sofort  eine  Einschränkung  zu  machen,  welche  uns 
gleichzeitig  daran  erinnern  muß,  daß  unserer  Erkenntnis  hier  noch  enge 
Schranken  gezogen  sind.  Es  muß  nämlich  festgestellt  werden,  daß  in  den 
Magdolaurkunden  niemals  eine  Überweisung  an  die  Chrematisten  er- 
sichtlich ist:  wo  vielmehr  in  ihnen  das  Gericht  der  Überweisung  aus- 
drücklich  genannt  wird,  erscheinen  immer  nur  eiitweder  die  Laokriten 
oder  das  xotvodCxiov,  außerdem  in  Petr.  3,  21  (g)  einmal  das  Zehnmänner- 
gericht'), und  es  ist  möglich,  daß  auch  in  den  FäUen,  wo  ein  bestimmtes 
Gericht  der  Überweisung  nicht  genannt  ist*),  nur  eines  von  diesen  ge- 
meint ist.  Insbesondere  ist  bezüglich  der  Chrematisten  auch  hervorzu- 
heben, daß  wir  —  allerdings  nur  für  die  spätere  Zeit  —  bestimmt  wissen, 
daß  bei  ihnen  Eingaben  auch  direkt  überreicht  werden  konnten.^)  Natür- 
lich wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  daß  das  Eingreifen  der  Strategen 
und  vorgängiges  Vergleichsverfahren  auch  bei  den  zu  ihrer  Kompetenz 
gehörenden  Fällen  fakultativ  möglich  war®),  aber  jedenfalls  ist  dies 
zweifelhaft. 

Kehren  wir  noch  einen  Augenblick  zu  dem  Vorverfahren  der  Magdola- 
papyri  zurück,  so  ist  noch  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  schon  in  diesem 
Vergleichsverfahren  (also  vor  dem  Strategen,  beziehentlich  ejtLördxTjg  tf]g 

1)  Letzteres  in  Magd.  21.  23.  Mal.  Nicole  p.  287;  das  'zuständige  Gericht'  ohne 
nähere  Determination  wird  mit  'olg  Ka&rjyisi^  bezeichnet. 

2)  Petr.  2,  2  (2)  1.  1.  Der  Ausdruck  ist  übrigens  ein  allgemeiner,  der  auf  jede  Er- 
ledigung durch  irgend  eine  Behörde  oder  auch  den  König  Anwendung  findet,  cf.  Par. 
30,  6;  Tor.  3,  38;  Rein.  7,  27;  Lond.  1  p.  40  1.  67;  Magd.  6,  8;  Fay.  12.  28. 

3)  S.  meine  Einl.  zu  dieser  Urkunde  (21). 

4)  S.  Anm.  1. 

5)  Tor.  1  II  5:  rolg  iv  rjj  ©rißatSi  ;f()7]fio:rKJrars  ivißaXov  ivtsv^iv  eis  ro  ngo- 
ts&hv  vn'  avx&v  &yyilov;  Fay.  11.  12.  —  P.  Meyer,  Klio  6,  462;  7,  590  Z.  6  nimmt 
sogar  an,  daß  bei  den  Chrematisten  direkte  Einreichung  von  jeher  obligatorisch 
war,  was  jedoch  eine  verfrühte  Behauptung  ist. 

6)  In  BGU  1004  (33)  sieht  es  beinahe  so  aus,  als  ob  der  Petent  an  ein  Ver- 
gleichsverfahren dächte,  und  es  handelt  sich  dort  um  eine  Chrematistensache.  Aber 
da  dort  der  Prozeß  schon  in  einem  vorgeschrittenen  Stadium  steht  und  außerdem 
die  Erledigung  des  Gesuchs  nicht  ersichtlich  ist,  darf  aus  diesem  Stück  nicht  viel 
geschlossen  werden. 
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X(b{it]g)  ein  Eingeständnis  des  klägerischen  Anspruchs  mit  der  Wirkung 
eines  Anerkenntnisurteils  und  sofortiger  VoUstreckbarkeit  erfolgen  konnte. 
Diese  Frage  ist  ziemlich  bestimmt  zu  bejahen.  Es  zeigen  dies  die  in 
Magd.  23,  6  (9);  21,  7  (10);  25,  7;  34,  4,  ygl.  18,  5  (etwas  anders  ge- 
faßt) und  41,  5.  6  vorkommenden  Petite  yga^au  xg>  sntötdcTri,  ävaxaXsßd- 
(isvov  avrbv  (den  Beklagten),  iäv  [isv  biioXoyi^ari,  %Q&i,ai  avTo'v  o.  ä.^)  Ob 
auch  ein  in  diesem  Termin  geschlossener  Vergleich  {pvyxGiQriGigy)  voll- 
streckbar war,  läßt  sich  deshalb  nicht  sagen,  weil  über  die  Wirkung  eines 
vor  dem  Gericht  geschlossenen  Vergleichs  nichts  bekannt  ist.  Daß  im 
Vergleichstermin  ein  Versäumnisurteil  möglich  war,  ist  kaum  anzunehmen.^) 

Wie  lange  das  eben  geschilderte  Vorverfahren  vor  dem  Strategen 
in  Geltung  gestanden  hat,  ist  nicht  sicher.  Von  Einzelnen  wird  es  auf 
das  dritte  Jahrhundert  beschränkt,  aus  welchem  die  Magdolapapyri  stammen. 
Jedoch  ist  zu  bemerken,  daß  auch  in  Rein.  18,  27  (26)  aus  dem  Ende 
des  zweiten  Jahrhunderts  v.  Chr.  von  einer  Ingerenz  des  iMörccTrjg  xfig 
xafiTjs  die  Rede  ist*),  und  wir  daher  keinesfalls  ausschließen  können,  daß 
jene  Verfahrensart  während  der  ganzen  ptolemäischen  Zeit  gegolten  hat, 
allerdings  nur  mit  der  Beschränkung  (S.  15),  daß  sie  in  den  vor  die  Chre- 
matisten  gehörigen  Prozessen  keinesfalls  obligatorisch  war,  mindestens 
nicht  im  zweiten  Jahrhundert. 

Euer  kann  vielmehr  der  Prozeß  so  eingeleitet  werden,  daß  der  Kläger 
seine  —  an  den  König  adressierte  —  Eingabe  direkt  bei  den  Chrematisten 
überreicht,  worauf  diese  ohne  weiteres  mit  der  Ladung  vorgehn.^) 

Als  Äußerlichkeit  ist  schKeßlich  zu  bemerken,  daß  die  Überreichung 
der  Eingaben  an  den  Strategen  oder  die  Chrematisten  nicht  durch  Einhän- 
digung an  ünterbeamte,  sondern  durch  Einwurf  in  einen  zu  diesem  Zwecke 
aufgestellten  Behälter  (ayyetov)  geschieht.^) 

3.  Die  Ladung.  Von  dieser  sind  zwei  sehr  deutlich  zu  unterschei- 
dende Formen  zu  erkennen:  die  TCQÖöxXrjöis  im  altgriechischen  Stil  und 
die  amtliche  Ladung. 

a)  Erstere  Hegt  vor  in  Hib.  30  (20)  und  Petr.  3,  21  (g)  (21).     Cha- 

1)  So  ist  es  vielleicht  auch  zu  erklären,  wenn  in  Hib.  34,  2  (34)  ein  ngoarayfia 
rov  iniGTÜTov  als  Vollstreckungstitel  genannt  wird.  Das  mag  ein  Anerkenntnisurteil 
gewesen  sein. 

2)  Tor.  1  n  11  (31). 

3)  Aus  Hib.  92  (dazu  S.  19)  läßt  sich  dafür  nichts  ableiten. 

4)  Ich  wiU  damit  nicht  sagen,  daß  dieses  Stück  auf  unser  Verfahren  bezogen 
werden  muß;  aber  denkbar  ist  diese  Beziehung. 

5)  Das  war  wohl  auch  praktisch,  da  man  das  Eintreffen  dieser  Wanderrichter 
an  einem  bestimmten  Ort  nicht  immer  genügend  lange  vorher  erfahren  haben  wird, 
um  noch  das  Vergleichsverfahren  durchzuführen. 

6)  Für  die  Chrematisten  Tor.  1  H  5;  Petr.  3,  20  R  11  4;  für  den  Strategen  (wo- 
mit das  von  Peyron  a.  0.  100  f.  Gesagte  entfällt)  Petr.  2,  12  EE  4  1.  2  (p.  32);  iy,- 
ßl^ßlTjxa]  {erg.  von  Wilcken).  —  Vgl.  noch  Leyd.  F.  11. 
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rakteristisch  ist  in  beiden  FäRen:  Der  vom  Kläger  ausgehende  Schriftsatz 
richtet  sich  nicht  an  eine  Behörde,  sondern  an  den  Beklagten-,  es  ist  also 
Privatladung  durch  Zustellung  eines  Schriftsatzes.  Dieser  enthält  die  An- 
gabe des  Klagegrundes,  ferner,  da  es  sich  in  beiden  angeführten  Stücken 
um  sogen,  dixai  rifirjtaC  im  Sinne  des  griechischen  Rechts  handelt^),  das 
rCiii^fia  rfjg  dixrjg,  d.  h.  die  Angabe  des  Streitwerts-,  sodann  die  Erklärung 
'rj  öCxri  0oi  yQatpriGExai  kv  tö  kv  (Ortsangabe)  dixaßtriQCcoL  evcoTtLov',  also 
Ankündigung  der  späteren  mündlichen  Klageedition  im  Termin;  endlich 
die  Anführung  der  Ladungszeugen  (xX'^toQSs).  Es  entspricht  das  ge- 
nau der  TtQÖöJcXrjßig  des  altgriechischen  Rechts^);  wir  haben  es 
also  mit  einer  Anwendung  klassischer  Prozeßformen  zu  tun. 

Ich  vermute  darum,  daß  diese  Ladungsform  erst  dann  einsetzt,  wenn 
es  sich  nicht  mehr  um  ein  Vorverfahren  (vor  dem  Strategen  oder  ijtiörd- 
TTjg  tilg  Ttcö^rjg)  handelt,  sondern  erst  wenn  nach  fruchtlosem  Verlauf  des- 
selben es  sich  herausstellt,  daß  es  nun  zur  richtigen  dlxrj  vor  dem  Ge- 
richt kommt.  ^)  Daher  ist  sie  meiner  Vermutung  nach  nicht  schon  auf 
das  Vorverfahren  anwendbar. 

b)  Amtliche  Ladung.  Diese  greift  Platz  im  Vorverfahren  vor  den 
Beamten;  d.  h.  also,  wo  dieses  einzutreten  hat,  ladet  der  zum  Vergleichs- 
versuch berufene  Beamte  die  Parteien  hierzu  von  sich  aus;  Petr.  2,  2  (2) 
(22);  Leyd.  A.  1.  13—17. 

Femer  findet  sie  (mindestens  im  zweiten  Jahrhundert)  dort  statt,  wo  eine 
ivtsvlig  direkt  bei  den  Chrematisten  überreicht  wird,  also  ein  Vorverfahren 
überhaupt  nicht  stattfindet.  So  sehr  man  gerade  in  diesen  Fällen  eine 
private  nQoßJcXrjßig  vor  die  Chrematisten  erwarten  und  begreifen  würde, 
steht  dem  doch  der  Inhalt  dieser  Art  von  ivtsv^sLg  entegen;  denn  es 
wird  darin  gebeten,  daß  die  Chrematisten  '  ocvaxaXsödfievoL  oder  jtQOözXr]- 
öd^Evoi*)  (tbv  evayö^svov)  xgCvatöiv"  usf. 

Die  Einzelheiten  des  Ladungsakts  entziehen  sich  unserer  Kenntnis. 
Bei  der  privaten  ^QÖßxXrjöig  wird  wohl  der  Kläger  mit  seinen  ^T^topfg 
die  Zustellung  an  den  Belangten  vollzogen  haben.  Die  amtliche  Ladung 
mag  vielleicht  öfter  durch  Vermittlung  des  ^svix&v  jtQdxtcoQ  erfolgt  sein, 
wenigstens  erscheint  in  Rein.  7  (16).  19  (27)  dieser  Beamte  mit  den  Ladungen 
in  Zivilsachen  beschäftigt.^)     Bei  den  Chrematisten  erscheint  zweimal  als 


1)  Über  diesen  Begriff  Meyer-Schömann-Lipsius,  att.  Proz.*  208  fg. 

2)  Att.  Proz.  *  770  fg;  vgl.  auch  die  ebenda  213  A.  S.^J  zit.  Stücke  und  die  Inschr. 
von  Knidos,  Recueil  des  Insc.  Iiu:.  Gr.  1  p.  156,  bes.  162  B. 

3)  Die  Richtigkeit  dieser  Annahme  muß  allerdings  erst  durch  die  Zukunft  be- 
stätigt werden. 

4)  Mit  Rücksicht  auf  letzteren  Terminus  mag  man  auch  diese  Ladung  als 
nQÖaKXriaLg  bezeichnen;  aber  dem  attischen  Prozeßrecht  würde  diese  Terminologie 
nicht  entsprechen.  —  Man  vgl.  auch  die  TrpöffxZrjcis  durch  das  Gericht  in  Tor.  13,  19. 

5)  Vgl.  auch  Hib.  92  (23)  1.  21.  —  Über  den  ^svixmv  agccKtcog  s.  S.  19. 
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Ladungsorgan  der  Xoysvrtjg  (Fay.  11,  29;  12,  30).  Doch  mag  es  wohl  sei«, 
daß  mitunter  die  Zustellung  der  Ladung  dem  Kläger  überlassen  blieb 
(Einl.  zu  24). 

Der  Belangte  hat  bei  der  Ladung  Bürgen  für  sein  Erscheinen  zu 
stellen,  welche  in  Hib.  92  (23);  Rein.  7,  35  (16)  die  Haftung  für  das 
Kapital,  die  Zinsen  und  Nebengebühren  (tä  yivöiieva)  und  einen  (wohl 
mit  dem  imter  5  erwähnten  identischen)  Zuschlag  von  10  7o  für  den  Fall  des 
Ausbleibens  übernehmen  und  sich  dabei  der  7tQäi,ig  y.axä  xh  didyga^na 
—  d.  i.  wohl  sofortiger  Exekution  —  ^^nterwerfen.  In  wessen  Hand  dieses 
Versprechen  geleistet  wird,  ist  bei  Hib.  92  nicht  ganz  klar;  in  Rein.  7  ist 
ist  es  der  ^svixav  TtQccxtcjQ.  Wurde  die  Bürgenstelluug  verweigert,  so 
ging  der  Ladungsbeamte  wohl  mit  Haftnahme  des  Geladenen  vor;  dies 
dürfte  der  Sinn  von  nuQakaaßdvsiv  in  Rein.  19  sein,  s.  Einl.  zu  dieser  Nr. 

Baöihxol  yBG3Qyoi  genießen,  wie  ich  aus  Rein.  18  und  19  (26.  27, 
s.  die  Einl.  zu  diesen  Stücken)  zu  entnehmen  glaube,  das  Privileg,  daß  sie 
während  der  Saatzeit  nicht  geladen  werden  dürfen. 

4.  Von  der  weiteren  Entwicklung  des  Prozesses  wissen  wr  nur 
Einzelnes.  Ersichtlich  ist,  daß  im  (ersten)  Termin  vor  Gericht  ein  lv(h- 
%iov  dCxrjv  yqdcpEiv  gegenüber  dem  Beklagten  stattfand  (Hib.  30,  25;  Petr. 
3,  21  g,  32 — 34).  Dieses  entspricht  wohl  dem  edere  actionem  vor  dem 
Prätor,  wie  es  im  römischen  Zivilprozeß  stattfand.  Der  Ausdruck  ygäcpsiv 
ist  dabei  vielleicht  so  zu  verstehen,  daß  die  Edition  durch  Verlesung  eines 
(mit  der  zugestellten  TCQÖöxXrjöig  identischen,  s.  20  und  21)  Schrift- 
satzes stattfand.  Ob  die  Wirkungen  des  Prozeßbeginns  erst  hieran  ge- 
knüpft waren  oder  sich  schon  an  die  vollzogene  TtQÖöxXrjöLg  anschlössen, 
wissen  wir  nicht.  —  Vom  Chrematistenverfahren  insbesondere  hören  wir, 
daß  es  daselbst  eine  diaXoyij  täv  evtsvi,£(ov  gab,  und  es  wird  einmal  be- 
antragt, bei  dieser  diaXoyr]  dem  Gegner  die  Vertretung  durch  Anwälte  zu 
untersagen  (Amh.  33,  23).^)  Da  ÖLaXoyij  Auswahl  oder  Prüfung  bedeutet, 
könnte  man  hierbei  an  einen  Termin  denken,  in  welchem  nicht  sowohl  zur 
Sache  verhandelt,  sondern  nur  das  Vorhandensein  der  Prozeß  Voraussetzungen 
(u.  zw.  für  alle  angemeldeten  Prozesse  auf  einmal)  untersucht  wurde,  etwa 
analog  der  altgriechischen  dvdxQiöLg^),  doch  ist  diese  Auslegung  nicht 
zwingend,  und  ich  bin  mehr  geneigt,  die  duaXoyri  einfach  als  Verhandlung 
zu  verstehen.  —  Sicher  ist  endlich,  daß  bei  den  Chrematisten  Versäumnis- 
urteile ^)  gefällt  werden  konnten,  und  zwar  droht  dem  säumigen  Beklagten 

1)  Letzteres  bezieht  sich  aber  nur  darauf,  daß  es  sich  im  gegebenen  Fall  um 
eine  Fiskalangelegenheit  handelt:  in  gewöhnlichen  Prozessen  ist  die  Zuziehung  von 
Anwälten  durchaus  erlaubt  und  üblich. 

2)  Was  freilich  der  Beamte  ngog  ratg  ävccKgiesoLv  (Teb.  86  II  1/2)  in  Ägypten 
für  eine  Bedeutung  hat,  weiß  ich  nicht. 

3)  Der  technische  Ausdruck  für  die  Versäumnis  ist  'SUri  ^q}]^os'  (Petr.  3,  21 
a— f;  BGU  1004  n  21  u.  ö.) 
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Prozeßverlust  (Tor.  13,  21  (29);  Petr.  3,  25  1.  53 fg.  (30),  der  säumige 
Kläger  hat  dem  Beklagten  die  Terminskosten  zu  ersetzen  (Petr.  3,  25  cit.). 
Das  Urteil  wird  in  der  Sitzung  verkündigt  und  vom  eißayayevs  ausge- 
fertigt (Tor.  13,  26/7).  Der  technische  Ausdruck  für  die  Fällung  des  Ur- 
teils ist  övyxQlvuv  (zusammensprechen,  vgl.  das  lateinische  Con-demnare).^) 
Wie  sich  dazu  die  gleichfalls  vorkommenden  Termini  yi^väGZEiv  (21  1.11; 
28  1.  8),  xaraömdlnv  (3  1)  lin.  3.  10,  f  lin.  3.  9),  duUysiv  (1  1.  219)  und 
xqCvelv  verhalten,  ist  noch  nicht  festzustellen. 

5.  Was  den  Inhalt  des  Urteils  betrifft,  so  wissen  wir  nicht,  ob  das- 
selbe Naturalkondemnation  enthalten  konnte  oder  (nach  Art  des  römi- 
schen Geschwomenspruchs)  immer  auf  Geldentschädigung  lauten  mußte.^) 
Wiederholt  finden  wir  der  Kondemnationsumme  einen  (Sukkumbenz-) 
Zuschlag  von  10  7^  hinzugefügt.^)  Das  Tempus  iudicati  dürfte  10  Tage 
betragen  haben.*) 

6.  Die  Zwangsvollstreckung  gefällter  Urteile  ist  gleichfalls  durch  das 
grundlegende  Vxoze&-dLuyQa^iia  (S.  1)  geregelt.  Sie  ergeht  im  Auftrag 
des  Gerichts^)  durch  den  Ttgccxtcag  i,svi,xäv  (oder  i^svMÖg).^)  Der  Name 
dieses  Beamten,  der  für  je  einen  Gau  bestellt  ist  und  außerdem  auch  noch 
mit  gerichtlichen  Zustellungen  und  Ladungen  beschäftigt  scheint,  ist  noch 
nicht  erklärt^),  ebensowenig  sein  Verhältnis  zu  dem  in  Hib.  34,  7  genannten 


1)  Dem  avynQtiLcc  stellt  sonderbarerweise  der  Aasdruck  ^ vTfoyqatpri*  (eigentlich 
die  Unterschrift  auf  eine  Eingabe)  gleich;  s.  zu  (31)  VTI  33. 

2)  Letztere  Möglichkeit  angedeutet  bei  Gradenwitz  a.  0.  36.  Doch  handelt  es 
sich  in  Fay.  12,  worauf  er  verweist,  schon  von  vornherein  nur  um  Schadensersatz,  und 
auch  in  Tor.  3  kann  eine  gesetzliche  Buße  gemeint  sein,  wobei  die  Naturalrestitution 
noch  übrig  bleibt.  Allerdings  aber  läßt  sich  eine  Naturalkondemnation  durch  die 
Chrematisten  nicht  erweisen ;  denn  in  Hib.  34,  2  fg.,  wo  teilweise  diese  oder  Geldent- 
schädigung auferlegt  wird,  und  in  Amh.  30,  42,  wo  reine  Naturalrestitution  erfolgen 
soll,  handelt  es  sich  nicht  um  Chrematistensprüche  (vgl.  A.  4). 

3)  Hib.  32,  9  (37).  92,  19  (23);  Lille  29  I  7. 

4)  Denn  in  Tor.  13  liegen  die  Daten  des  Vollstreckungsbescheids  und  des  Urteils 
um  10  Tage  auseinander  (vgl.  für  die  Kaiserzeit  die  10  Tage  in  Flor.  56,  9/10;  CPR 
19,  13).  —  Wenn  Wenger,  Arch.  2,  14,  darauf  aufmerksam  macht,  daß  in  Amh.  30  die 
Räumungsfrist  besonders  erbeten  wird,  so  wird  das  keine  wahre  Judikatsfrist  sein; 
denn  es  liegt  wohl  Beamtenkognition  vor  (über  letzteren  Punkt  Taubenschlag,  Axch. 
4,  30  A.  1).     Daß   auch  sie  10  Tage  beträgt,  ist  wohl  Anologiebildung. 

5)  Vgl.  Tor.  13,  24  (für  die  Chrematisten).  Die  vollstreckbare  Ausfertigung  gibt 
daselbst  der  siGayaysvg.  —  Über  das  itgöaray^a  des  inLarcirrig  in  Hib.  34  vgl.  S.  16  A.  1. 
Die  Verha'tung  im  Auftrag  des  yiwiioyQaiinarsvg  Teb.  34  bezieht  sich  schwerlich  auf 
eine  Zivilsache. 

6)  Dieser  Beamte  wird  genannt  in  Tor.  13  1.  15  und  24;  Magd.  41,  5;  Rein.  7,  35. 
19,  17;  Teb.  5,  221/2.  165;  vielleicht  sind  auch  die  TtQcc-AtoQsg  in  Hib.  30,  18.  92,  22 
u.  a.  hierher  zu  stellen.  Öfter  auch  in  römischer  Zeit;  Oxy.  286,  15.  712,  1  u.  8.  825; 
BGÜ  970,  26.  10a8,  13;  Lips.  120,  1. 

7)  An  Liter,  vgl.  Peyron,  P.  Tor.  2  p.  50 fg.;  Revillout,  Rev.  Egypt  2,  94;  Grenf.- 
Hunt,  P.  Oxy.  2  p.  279  u.  4  p.  178;  Teb.  1  p.  56;  Jouguet-Lefebvre  zu  Magd.  41; 
Gradenwitz,  Arch.  3,  30;  Reinach  in  P.  Rein.  p.  40;  Bouchä-Leclercq  3,  389;  Tauben- 
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TtQdxzoQ  IdLcoTLx&v.  Die  Vollstreckung  kann  sowohl  Personal-  als  Real- 
exekution sein.  Die  Personalexekution  ^)  besteht  in  Verhaftung  {naQuXaii- 
ßdcvsLv)  und  Abführung  in  das  Schuldgefängnis  {q)vXax7],  d£ö^(Dt7]QL0v)] 
ob  sie  sich  bis  zur  Verknechtung  steigern  kann,  ist  zweifelhaft.^)  Ent- 
zogen sind  ihr  im  fiskalischen  Interesse  durch  Dekrete  von  Euergetes  II. 
die  ßaöiUxol  ysoQyoC,  vTioTsXstg  und  verwandte  Klassen  (Teb.  5,  221  fg.). ^) 
Die  Vermögensexekution  erfolgt  durch  Pfändung*) ;  deren  weiteren  Verlauf 
kennen  wir  nicht.  Auch  hier  haben  übrigens  die  eben  bezeichneten  Per- 
sonenklassen ihre  Privilegien;  es  soU  den  /3aötAtxot  yecoQyoC  ein  Haus  mit 
zugehörigem  landwirtschaftlichen  Inventar,  den  staatlichen  Monopolarbeitern 
der  Webstuhl  usf.  belassen  werden.^) 

Ob  neben  dieser  amtlichen  Vollstreckung  auch  noch  private  Voll- 
streckung möglich  war,  ist  nicht  allseits  mit  Sicherheit  zu  sagen.  Die 
Personalexekution  ist  wohl  stets  durch  den  7tQccy,XG)Q  vollzogen  worden^), 
worauf  schon  der  Bestand  des  öffentlichen  Schuldturms  deutet;  nur  be- 
züglich einer  Personenklasse,  der  UtQöai  T-jjg  i%iyovfis^  scheint  auch  pri- 
vate Duktion  zulässig  gewesen  sein,  wenigstens  wenn  sie  in  einer  voll- 
streckbaren Vertragsurkunde    direkt    verabredet    wurde  ^)    (Kap.  II  S.  46). 

schlag,  Arch.  4,  11  A.  1;  Wenger,  D.  Lit.-Ztg.  1909  p.  692.  Über  den  «eaxrwe  im 
allg.  Wilcken,  Ostr.  1,  564.  611.  622  A.  1. 

1)  Hib.  34  (34).  Außerdem  s.  die  Klausel  der  Schuldscheine;  17  3tpä|ts  ^ffrto  ?x 
TS  aizov  xov  SeSavEiiiotog  xccl  ix  t&v  v-Ttag^övrav  ccvrä.  Besonders  häufig  erscheint 
die  Personalexekution  bei  Fiskalschuldnern,  Insc.  Rosett.  (Dittenb.,  Insc.  Or.  90)  1. 13/4; 
Petr.  2,  4  (7).  5  (c).  19  (Ib);  Hib.  94.  95;  Bull,  de  la  soc.  Archeol.  d'Alex.  2  p.  66; 
Auch  fiie  in  Rein.  19,  1«  drohende  Verhaftung  (oben  A.  18)  wäre  ohne  die  Personal- 
exekution nicht  denkbar.  —  Im  Pharaonenreich  soll  letztere  durch  Bokchoris  abge- 
schaflFt  gewesen  sein  (Diod.  1,  79);  sie  ist  also  unter  den  Ptolemäem  wiederhergestellt 
worden;  wie  man  wohl  annehmen  darf,  durch  das  umfassende  didygaiiiia  über  das 
Prozeßrecht  (S.  1).  Darauf  deutet  die  Wendung:  itgdaasiv  Kccrd  tö  ^taypaji/xo;  in 
EQb.  88,  14;  89,  17;  90,  16;  91,  13;  92,  20  fg.;  Amh  43,  12.  Schwer  zu  sagen  ist,  was 
es  bedeutet,  wenn  in  Privatkontrakten  mitunter  eine  ng&^ig  ag  ngog  ßaailLKa  verab- 
redet wird.  Dies  nimmt  man  gewöhnlich  an  für  Hib.  124;  126  (in  Petr.  1,  16  [2]; 
Hib.  94  95  bezieht  sich  die  Klausel  auf  Piskalschuldner).  Wenn  die  Tatsache  richtig 
ist  —  da  die  Kontrakte  unvollständig  sind,  ist  nicht  absolut  sicher,  daß  es  sich 
daselbst  um  reine  Privatschulden  handelt  —  müßte  die  Fiskalexe kution  irgendwie 
verschärft  gewesen  sein.  Vgl.  Einl.  zu  (36)  und  im  ganzen  Lewald  39  fg.  und  Zitt., 
insb.  auch  die  daselbst  S.  40  A.  2  beigebrachten  Parallelen  aus  dem  langobardischen 
und  älteren  französischen  Recht. 

2)  In  Rein.  7,  4  (16)  sagt  ein  Schuldner  'xivdvvsvcov  ävt'  iXev&igov  SovXog 
ysvißO'ai' ;  aber  das  kann  Redensart  sein. 

3)  Reinach  p.  40  findet  einen  Widerspruch  zu  dieser  Vorschrift  in  Rein.  19,17, 
wo  ein  ß.  y.  anläßlich  eines  bevorstehenden  Prozesses  bittet,  daß  der  ngäxxcog 
^svix&v  ihn  nur  während  der  Saatzeit  mit  dem  nagalaiißdvsLv  verschonen  soll.  Doch 
darf  der  Ausdruck  nicht  wörtlich  genommen  werden;  es  wird  die  gewöhnliche 
Ladung  gemeint  sein;   s.  die  Einl.  zu  27. 

4)  Hib.  32;  vgl.  Hib.  63,  8. 

5)  Teb.  5,  231  fg.  (36). 

6)  Daher  wohl  auch  nur  auf  Grund  vorgängigen  Vollstreckungsdekrets. 

7)  Erforderte  sie  dann  ein  besonderes  Vollstreckungsdekret?     Vgl.  S.  46. 
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Von  der  Vermögensexekution  dagegen  ist  es  zweifelhaft,  ob  sie  nicht  stets 
auch  durch  private  ivsxvQccöiu  stattfinden  konnte,  wie  im  altgriechischen 
Recht.^) 

Endlich  können  außer  den  Urteilen  auch  noch  vollstreckbare  Ur- 
kunden als  Vollstreckungstitel  dienen,  von  welcher  wichtigen  Erscheinung 
in  Kap.  V  zu  sprechen  ist. 

AMANG.    STRAFPKOZESS. 

Vom  Strafverfahren  läßt  sich  nur  folgendes  sagen.  Strafanzeigen 
(TtQOGayysXCai,)^)  erfolgen  entweder  beim  Strategen  (Petr.3, 28e;  Par.36  u.a.) 
oder  beim  exiöxarris  rijs  Jtco/ii^g  (Teb.  283  fg.,  auch  52;  Hib.  72,  4),  xofio- 
yQafifiaxsvs  (Petr.  2,  38  a;  Teb.  44.  45  u.  a.),  ccQiiq)vXayiixris  (Par.  6;  11(?); 
Teb.  41;  Petr.  3,  28  e  1.  14;  Rein.  17),  kurz  bei  jeder  Person,  welche  poli- 
zeiliche Funktionen  ausübt.  Solche  nehmen  wohl  auch  die  dringlichsten 
Erhebungen  und  Verfügungen  vor;  doch  scheint  die  weitere  Untersuchung 
in  der  Hand  des  Strategen  zu  liegen  (Teb.  15  I  15;  Rein.  17,  14;  Hib. 
72,  14  [wenn  Strafsache]).^)  .  Öfter  werden  provisorische  Maßregeln  er- 
griffen: Untersuchungshaft  (Petr.  2,  19,  la  1.  9;  Teb.  15  I  13.  53.  25—26; 
Petr,  3,  28e  V.  b  1.  4  [p.  60]*);  Vermögenssequestration  (Teb.  14,  9—10). 
Die  einfache  Ladung  zum  Untersuchungsbeamten  erfolgt  unter  Gestellungs- 
bürgschaft (Teb.  156)^)  oder  gegen  Geldkaution  (?).  ®) 

Daß  der  Strateg  die  Untersuchungen  zu  führen  scheint,  ist  eben  ge- 
sagt worden;  doch  bleiben  dabei  die  eigentlich  strafprozessualischen  Fragen 
offen.  Wir  wissen  nicht,  ob  das  Verfahren  auf  dem  Akkusations-  oder, 
was  wahrscheinlicher  ist,  auf  dem  Inquisitionsprinzip  ^)  beruhte  und  eben- 


1)  Vgl.  Lille  8;  Hib.  63  dazu  Lewald  42  A.  2. 

2)  Auch  ivT£vi,sig  au  den  König  werden  in  Strafsachen  vorgekommen  sein,  und 
vielleicht  sind  uns  in  Lond.  1  p.  60  und  Petr.  2,  17,  (1)  solche  erhalten.  Daß  aber  im 
dritten  Jahrhundert  die  Form  der  ivx£vi,t,s  in  Strafsachen  sogar  die  vorwiegende  ger 
wesen  sei  (Bouche-Leclercq  4,  275),  ist  eine  nicht  genügend  fundierte  Annahme. 

3)  Vor  wem  die  fragmentiert  erhaltenen  Verhandlungen  in  Petr.  2,  17  (3,  22) 
und  2,  18,  2  (a)  (b)  erfolgten,  wissen  wir  nicht.  Daß  es  sich  um  Strafsachen  handelt, 
ist  wenigstens  bei  der  zweiten  wahrscheinlich. 

4)  Die  letzte  Stelle  ist  freilich  unklar.  Vom  Gerichtsdiener  wird  daselbst  aus- 
gesagt: Xaßav  (;SQa^\La.g)  2  cccpfjyiev,  7taQEd69ri  bs  UaäiTL  dsßfiocpvXayiL,  d.  h.  er  ließ  den 
Beschuldigten  (gegen  Kaution?)  frei,  dieser  wurde  aber  dem  Kerkermeister  übergeben. 
Liegt  Korrektur  vor? 

5)  Nicht  hieher  Hib.  93,  wo  es  sich  entweder  um  Garantie  für  einen  provisorisch 
aus  der  Schuldhaft  entlassenen  handelt  (Partsch,  Bürgschaftsr.  212)  oder  um  eine 
Verwaltungssache. 

6)  Ist  so  der  Bericht  in  Petr.  3,  28 e  V.  (b)  lin.  4.  6.  11.  15  zu  verstehen? 

7)  Der  Fall  Amh.  35,  wo  die  Priester  des  Tempels  in  Soknopaiu  Nesos  gegen 
den  Xs6ä)Vig  wegen  betrügerisch  in  ihrem  Namen  erhobener  Steuern  Klage  führen, 
kann  nicht  für  das  Gegenteil  herangezogen  werden,  weil  kein  reiner  Kximinalfall 
vorliegt. 
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sowenig,  welches  das  zuständige  Forum  war.  Daß  öfter  —  bei  geringen 
Vergehen  —  von  einem  diayvävai  des  Strategen  gesprochen  wird,  läßt 
nicht  einmal  den  Schluß  mit  Sicherheit  zu,  daß  er  hier  ein  Urteil  fällte, 
obwohl  das  möglich  ist;  es  könnte  die  di,dyv(06ig  auch  auf  die  Erhebung 
einer  Anklage  hinauslaufen.  Bei  schwereren  Straftaten  ist  man  schon  von 
vornherein  nicht  geneigt,  an  Judikatur  eines  Einzelbeamten  von  mittlerem 
Rang  zu  glauben;  welche  Instanzen  hier  zuständig  waren,  davon  besitzen 
wir  nicht  einmal  eine  Andeutung  in  den  Papyri. 

Erwähnung  verdient  noch,  daß  wenigstens  im  Steuerprozeß  die  Tor- 
tur (xeid'avcc'yxrf)  Anwendung  findet^);  wahrscheinlich  ist  sie  also,  wie 
auch  im  altgriechischen  Recht,  auch  gegen  freie  Angeschuldigte  zulässig 
gewesen. 


1)  Amh.  31  II  11.    Verboten  wird   durch  Euergetes  II.  ihre  Anwendung  gegen- 
über den  TtgoEötrixotsg  räv  iagcov  ngoGÖSav  (Teb.  5,  58). 


KAPITEL  II. 

RÖMISCHER  KOGNITIONSPROZESS 

(IN  ZIVILSACHEN). 

Literatur:  Zusammenfassend  (mit  Ausschluß  der  Gerichtsverfassung):  Mitteis, 
zur  Lehre  von  den  Libellen  und  der  Prozeßeinleitung  nach  den  Papyri  der  früheren 
Kaiserzeit,  Leipz.  Sitz.-Ber.  1910,  61 — 126  (im  folgenden  zitiert  mit  „Sitz.-Ber."),  worin 
meine  sämtlichen  früheren  Schriften  über  diesen  Gegenstand  (CPR  1,  74 — 99;  270 — 3; 
Hermes  30,  567— S2;  34,  98—102;  Sav.  Z.  27,  350—4;  28,388—93;  29,471/2)  als  bloße 
mehrfach  abgeänderte  Vorarbeiten  aufgegangen  sind.  Spezialarbeiten:  Gradenwitz, 
Hermes  28,  321  fg.;  Einführ.  7—24;  Wenger,  Actio  judicati  153—162;  Rhist.  Pap. 
Stud.  (1902),  (bes.  über  Gestellungsbürgschaften^  Vadimonien  und  Gerichtsverfassung; 
dazu  Wilcken,  D.  Lit.  Zeit.  1902,  Sp.  1241— 5;  Erman,  Sav.  Z.  22,  241  fg.;  Graden- 
witz, Arch.  2,  571);  Brassloff,  zur  Kenntnis  des  Volksrechts  in  den  Ostprovinzen 
(1902),  27—69  (dazu  Wenger,  D.  Lit.  Zeit.  1903,  Sp.  612—4);  A.  Stein,  Arch.  1, 
445 — 9;  Parts ch.  Die  Schriftformel  im  röm.  Provinzialprozeß  (1905);  Boulard,  les 
Instructions  ecrites  du  magistrat  au  jage-commissaire,  Paris  1906  (dazu  Wenger, 
Berl.  Phil.  Wochschr.  1907,  Sp.  142  fg.;  Koschaker,  Gott.  G.  A.  1907,  807  fg.);  Fli- 
niaux,  Nouv.  Rev.  hist.  33,  535  fg. 

Zur  Gerichtsverfassung  insbesondere:  Hirschfeld,  Verwalt.-Beamte  345 fg.;  vgl. 
auch  Jung,  Wiener  Stud.  14,  227  fg.;  Wilcken,  Arch.  4,  366—422. 

Über  den  Anwaltstand  insbesondere  Reichsrecht  u. Volksrecht  189 fg. ;  Conrat, 
melanges  Fitting  13  fg.;  Wenger,  Stellvertretung  im  R.  der  Papyri  150 — 6. 

Das  Verständnis  des  Prozeßverfahrens  in  Ägypten  bereitet  für  die 
römische  Zeit  kaum  geringere  Schwierigkeiten  als  für  die  ptolemäische. 
Dies  aus  verschiedenen  Gründen.  Vor  allem  hat  im  römischen  Ägypten 
nie  der  ordentliche  Zivilprozeß  mit  seinen  uns  bekannten  Regeln  gegolten, 
sondern  nur  das  Kognitionsverfahren,  dessen  Grundsätze  uns  selbst  für 
den  klassischen  Rechtskreis  großenteils  unbekannt  sind  und  dessen  größere 
Freiheit  die  Ermittelung  der  an  sich  gewiß  auch  hier  vorhandenen  Normen 
erschwert.  Zweitens  ist  das  überlieferte,  wenn  auch  an  sich  nicht  dürf- 
tige Material  fast  stets  unvollkommen,  weil  wir  nirgends  vollständigen 
Prozessen,  sondern  überall  nur  herausgerissenen  Bruchteilen  von  solchen 
begegnen.  Endlich  leiden  namentlich  die  Eingaben  der  Parteien,  die 
wohl  nur  selten  von  gebildeten  Juristen  verfaßt  sein  mögen,  vielfach  an 
großer  Unklarheit  und  Unbestimmtheit,  während  in  den  von  den  Ge- 
richten ausgehenden  Schriften  vieles  als  bekannt  vorausgesetzt  wird,  was 
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wir  erst  zu  wissen  verlangen.    Deshalb  kann  hier  nur  ein  unvollständiges, 
überall  der  Ergänzung  bedürftiges  Bild  gegeben  werden. 

Im  nachstehenden  ist  übrigens  bloß  der  reine  Zivilprozeß,  d,  h.  das 
Verfahren  in  Privatreehtsstreitigkeiten  in  eigentlichen  Betracht  gezogen, 
nicht  auch  der  Strafprozeß  und  das  Verwaltungsverfahren,  bei  denen  eine 
systematische  Erörterung  nach  den  Papyri  noch  weniger  durchführbar  ist 
als  beim  ersteren.  Doch  ist  zu  bemerken,  daß  eine  scharfe  Trennung 
derselben  vom  Zivilprozeß  nicht  überall  möglich  ist.  Insbesondere  ist  es 
im  konkreten  FaU  oft  schwer  zu  sagen,  ob  man  es  mit  einem  Zivil-  oder 
Strafverfahren  zu  tun  hat,  da  z.  B.  aus  Delikten,  Eigentumsvorenthal- 
tung u.  ä.  beide  abgeleitet  werden  können  und  der  einzelne  Papyrus  viel- 
fach die  Natur  des  in  ihm  bezeugten  Verfahrens  nicht  erkennen  läßt; 
wozu  noch  kommt,  daß  die  Biegsamkeit  des  Kognitions Verfahrens  eine 
Vermischung  ziviler  und  krimineller  Elemente  in  ein  und  demselben  Pro- 
zeß als  durchaus  denkbar  erscheinen  läßt.^)  —  Außerdem  grenzt  auch  das 
Verwaltungsverfahren  oft  so  nahe  an  den  Kognitionsprozeß  in  Privat- 
rechtsstreitigkeiten, daß  auch  hier  eine  scharfe  Trennung  nicht  überall 
möglich  oder  selbst  nur  wünschenswert  ist,  zumal  da  seine  Formen  oft 
auf  die  des  ersteren  zurückschließen  lassen.  Aus  diesen  Gründen  sind 
auch  einzelne  Stücke  nicht  rein  privatrechtlicher  Natur  im  folgenden  ein- 
bezogen worden. 


I.  GEBICHTSVERFASSÜNG. 

Als  oberster  Grundsatz  ist  hier  festzuhalten,  daß  das  Geschworenen- 
institut und  die  durch  dasselbe  bedingte  römische  Teilung  des  Prozesses 
in  die  beiden  Hauptstücke  „in  jure"  und  „in  judicio"  in  Ägypten  nie  zur 
Anwendung  gekommen  ist.  Der  Zivilprozeß  ist  also  hier  immer  Kogni- 
tionsprozeß, d.  h.  der  Inhaber  der  Gerichtsgewalt  hat  sich  nicht,  wie  es 
die  republikanische  und  klassische  Ordnung  des  streng  römischen  Pro- 
zesses vorschrieb,  auf  die  bloße  Feststellung  der  Prozeßvoraussetzungen 
und  die  Überweisung  der  sachlichen  Verhandlung  an  die  Geschworenen 
zu  beschränken,  sondern  er  ist  berufen,  den  Prozeß  selbst  durch  Verhand- 
lung und  Urteil  zu  erledigen,  wodurch  freilich  weitreichende  Delegationen 
nicht  ausgeschlossen  werden  (S.  42  fg.). 


1)  Ein  sehr  deutliches  Beispiel  bietet  P.  Flor.  61  (80):  Schuldprozeß,  aber  gleich- 
zeitig hat  der  Statthalter  dem  Gläubiger  wegen  Eigenmacht  Schläge  angedroht.  Oder 
P.  Straßb  41  (93):  Prozeß  über  ein  Legat,  aber  die  Schuldnerin  ist  verhaftet  worden 
(Begründung  s.  A.  14  zu  93).  Besonders  häufig  ist  diese  Konkurrenz  bei  den  Eingaben 
an  den  Strategen  (116 fg.),  die  freilich  nicht  zum  eigentlichen  Prozeßverfahren 
gehören. 


MK 
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1.  DER  PRAEFECTUS  AEGYPTI. 


Der  Inhaber  der  Gerichtsbarkeit  ist  der  Statthalter  {sTtuQxoSr 
'fjysßäv).  Da  über  die  Natur  und  Geschichte  dieses  Amtes  bereits  an 
anderer  Stelle  gesprochen  ist  (Bd.  I  S.  31  f.),  ist  hier  nur  hinzuzufügen^ 
daß  in  den  ersten  drei  Jahrhunderten  der  Eaiserzeit  die  Gerichtsbarkeit- 
in Ägypten  grundsätzlich  und  mit  bloßem  Vorbehalt  der  etwa  dem  Juri- 
dicus  Alexandriae,  vielleicht^)  auch  dem  aQxiSixaöXT^s  eingeräumten 
Spezialkompetenzen,  sowie  der  besonderen  Befugnisse  des  ijtitgo^og  tov 
idCov  Xöyov,  dem  Praefectus  Aegypti  allein  zusteht,  und  zwar  sowohl  in. 
Zivil-  wie  in  Strafsachen.  Alle  anderen  Beamten,  insbesondere  die  Epi- 
strategen  und  Strategen  entbehren  der  Jurisdiktionellen  Befugnisse.^) 

Die  Ausübung  der  statthalterlichen  Gerichtsbarkeit  erfolgt  auf  dem 
Konvent  (diaXoyi6fi6g)^),  auf  dem  übrigens  gleichzeitig  auch  die  sonstige 
Inspektion  des  Konventssprengeis  durch  den  Statthalter  sich  vollzieht. 
Die  regelmäßigen  Konventsorte*)  sind  nur  drei:  Alexandrien  für  den 
Sprengel  des  westlichen  Delta,  Pelusium  für  das  östliche  Delta  und 
Memphis  für  die  Thebais  und  Heptanomis.  An  jedem  dieser  Orte  wird 
der  Konvent  anscheinend  jährlich  abgehalten,  und  zwar  treten  als  übliche 
Perioden  hierfür  derzeit  hervor:  für  Alexandrien  etwa  Juni/ Juli,  für  Pelu- 
sium der  Januar,  für  Memphis  Ende  Januar  bis  April,  was  allerdings 
noch  auf  dürftigem  Beobachtungsmaterial  beruht.  Doch  sind  in  örtlicher 
Beziehung  Ausnahmen  vorgekommen,  indem  gelegentlich  der  Konvent- 
auch  in  anderen  als  den  offiziellen  drei  Städten  abgehalten  wurde,  so 
sicher  in  Arsinoe  im  zweiten  Jahrh.^)  Wonach  sich  übrigens  die  Zu- 
gehörigkeit der  Rechtssachen  zu  einem  bestimmten  Konventssprengel  in 
Zweifelsf äUen  richtete,  wissen  wir  nicht. 


1)  Über  die  Frage,  ob  auch  dem  'AQxiSixaati^g  eine  gewisse  (jedenfalls  sehr  be- 
schränkte) Gerichtsbarkeit  zukommt,  s.  u.  S.  27  fg. 

2)  Das  wird  in  den  Urkunden  mitunter  sogar  ausdrücklich  betont;  so  heißt  es- 
in  Lond.  2  p.  172,  16  (62):  tovSs  tov  xgccyiiarog  Sso(Uvov  tfjg  tov  XaiingotccTOv  ijys- 
(i6vog  .  .  .  tfi-ayrcbeetös;  Oxy.  486,  8  (69)  verweist  der  Epistrateg  einen  Prozeß  an  den. 
rjysiiav',  vgl.  noch  Oxy.  71  I  3  (62),  Flor.  36  1.  1  fg.  (64)  u.  a. 

3)  Vom  eigentlichen  Konvent  ist  die  iniSri^Ltt  zu  unterscheiden,  welcher  Aus- 
druck die  Inspektionsreise  bedeutet  und  auch  z.  B.  bei  den  Epistrategen  (BGU  168, 
19  [121])  und  auch  noch  in  der  nachdiokletianischen  Zeit  (Lips.  'AI,  26),  ja  selbst  noch 
nach  Justinian  (Aphrod.  67009,  20  [1  p.  37])  vorkommt. 

4)  Das  Verdienst,  diese  Orte  und  Sprengel  festgestellt  zu  haben,  gebühiir 
Wilcken  (Arch.  4,  367),  der  sie  hauptsächlich  in  Oxy.  709  im  Zusammenhalt  mit  Flor. 
61,  46  (80)  erkaimt  hat.  Die  früher  herrschende  Ansicht  ging  dahin,  daß  der  Kon- 
vent für  jeden  vo^og  in  dessen  Metropole  stattgefunden  habe. 

5)  BGU  908;  Teb.  669;  vielleicht  auch  Amh.  80  (drittes  Jahrb.),  doch  rechnet 
Wilcken  mit  der  Möglichkeit,  daß  Arsinoe  im  2.  Jahrh  sogar  offizielle  Konventsstadt 
geworden  ist.  —  Zweifelhaft  ist,  ob  auch  die  laut  Straßb.  5,  7  in  Hermupolis  parva 
gehaltene  Yerhandlong  auf  dem  Konvent  stattgefunden  hat. 
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Auf  dem  Konvent  finden  sich  außer  dem  Statthalter  auch  der  Epi- 
strateg  und  die  Strategen  der  zum  Konventsbezirk  gehörigen  vo^ot  und 
wohl  auch  die  hohen  Beamten  der  alexandrinischen  Zentral  Verwaltung 
(Juridicus,  aQXidixadtTjs^  ÖLOLxrjtrjg,  iTtCxQOTCog  Tot»  Idiov  Xöyov)  ein. 

Die  Frage,  wie  es  möglich  war,  daß  der  Statthalter  in  der  Konvents- 
zeit die  Rechtsangelegenheiten  so  ausgedehnter  Bezirke  erledigte,  ist  dahin 
zu  beantworten.  Zunächst  ist  ein  großer  Teil  aUer  Streitigkeiten  gar 
nicht  an  ihn  gelangt,  sondern  von  den  Unterbehörden  zwar  nicht  kraft 
eigentlicher  Gerichtsbarkeit,  aber  doch  kraft  einer  polizeilichen  oder  friedens- 
richterlichen Tätigkeit  geordnet  worden.  Außerdem  aber  verweist  er  die 
Mehrzahl  der  Streitsachen  durch  Delegation  (JcvaTCo^m^)  an  die  ihm  unter- 
stehenden Beamten,  sei  es  zur  Entscheidung  selbst,  sei  es  wenigstens 
zur  Vorbereitung  derselben. 

In  der  nachdiokletianischen  Zeit  ist  Ägypten  in  mehrere  Provinzen 
zerlegt  (Bd.  I  S.  72 fg.),  deren  Vorsteher  jetzt  den  Titel  r}ys[i(DV^)  führen, 
während  die  ursprünglich  damit  gleichbedeutende  Bezeichnung  snaQ%og 
nur  dem  Praefectus  Aegypti  in  Alexaadrien  (seit  etwa  380 — 382  praefectus 
Augustalis  genannt)  zukommt,  der  gleichzeitig  die  Oberaufsicht  über  die 
Teilstatthalter  führt  (I.  S.  73).  Diesem  scheint  dabei  im  vierten  Jahrb.  die 
Zivilgerichtsbarkeit  auch  in  den  Teilprovinzen  konkumerend  mit  den 
riye^ovss  im  voUen  Umfange  zuzustehn^),  und  auch  von  der  Strafgerichts- 
barkeit ist  das  Gegenteil  in  den  Urkunden  nicht  ersichtlich.  Jedoch 
werden  jetzt  anscheinend  keine  Konvente  mehr  abgehalten;  wahrscheinlich 
üben  die  Statthalter  ihre  Jurisdiktion  vorwiegend  an  ihrem  ständigen 
Amtssitz,  was  allerdings  nicht  ausschließt,  daß  sie  gelegentlich  auch  auf 
ihren  Inspektionsreisen  {ßmdriyiCai)  Prozesse  erledigen.^) 

2.  BESCHRÄNKTE  JURISDIKTIONELLE  KOMPETENZEN. 

a)  Der  Juridicus. 

Neben  dem  Präfekten,  aber  ihm  im  Rang  untergeordnet,  steht  der 
Juridicus  Alexandreae  oder  dixaLodÖTrjg^),  welcher  nach  Analogie  der  legati 
iuridici  dem  Präfekten  vom  Kaiser  beigegeben  war;  wie  sein  Name  und 
die  Äußerung  des  Strabo  17, 1, 12  p.  797,  er  sei  räv  noXXSiv  xqCöscjv  xvQLog, 
beweist,  ist  er  ursprünglich  spezifisches  Organ  der  Rechtspflege,  wobei 
sein  Mandat  vom  Kaiser  selbst  ausgeht.    Allerdings  kann  seine  Kompetenz 


1)  Seltener  ist  ägxav.  Doch  kommt  es  sowohl  in  den  Papyri  (z.  B.  Lips.  33  11 
16  [56];  34,  19;  37,  27)  als  in  den  Rechtsbüchern  gelegentlich  auch  für  den  Statt- 
halter vor.     Gewöhnlich  bedeutet  es  die  städtischen  Behörden. 

2)  Mitteis,  Sitz -Ber.  106. 

3)  Oben  S.  25  Anm.  3. 

4)  Dazu  Gollinet-Jouguet,  Arch.  1,  305;  Wilcken,  ebenda  312. 
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nur  eine  beschränkte  gewesen  sein,  da  als  der  allgemeine  RieMer  des 
Landes  in  den  Urkunden  überall  der  Praefectus  erscheint  (ygl.  S.  25  A.  2). 
Insbesondere  ist,  wenn  laut  Oxy.  237  VI  6/7  die  Präfekten  wiederholt 
verordnet  haben,  man  solle  ihnen  in  Privatrechtsangelegenheiten  keine 
iniGxoXal  überreichen,  hierbei  die  Betonung  sicher  nur  auf  das  Wort  im- 
dtoXav  zu  legen:  d.  h.  nicht  etwa  die  Anrufung  des  Statthalters,  sondern 
nur  die  Form  der  den  ordentlichen  Geschäftsgang  umgehenden  Immediat- 
eingabe (Sitz.-Ber.  86  fg.)  soll  abgestellt  werden.  —  Welches  übrigens 
die  vorbehaltene  Kompetenz  des  Juridicus  war,  ist  derzeit  noch  nicht  mit 
Sicherheit  ermittelt;  man  nahm  oft  an,  worauf  der  Titel  Juridicus  Ale- 
xandreae  hinwies,  daß  sie  sich  auf  Prozesse  bezog,  die  mit  hauptstädti- 
schen Verhältnissen  in  Zusammenhang  standen;  doch  kommt  auch  der 
Titel  'Jur,  Aegypti'  vor  (Hirschfeld,  Verw. -Beamte  351).  Immerhin  ist 
eine  Spezialkompetenz  für  Römer  und  Griechen  denkbar.^) 

Außerdem  ist  der  Juridicus  durch  Marc  Aurel  auch  zur  selbständigen 
Bestellung  von  Vormündern  für  römische  Bürger  kompetent  erklärt  worden 
(D.  1,  20,  2).  Nebenbei  finden  wir  ihn  aber  auch  mit  einzelnen  Verwal- 
tungsgeschäften befaßt.^)  Daß  er  vom  Statthalter  auch  zur  Leitung  von 
Prozessen,  die  nicht  in  seine  Spezialkompetenz  fallen,  delegiert  werden 
kann,  ist  sicher.^)  Durch  die  diokletianische  Verwaltungsreform  ist  er 
nicht  beseitigt  worden.^) 

ß)   Der  aQ^idixadtris, 

Dieser  Beamte,  dessen  voller  Amtstitel  in  römischer  Zeit  lautet: 
*(l£Q6vg  xal)  aQiiö Lxaörijs  icccl  tcqoq  tfj  eiti^EXeCa  täv  ^QrjficcT lötäv  xal  xcbv 
äXkcov  XQLtr}QC(ov\  war  unter  den  Ptolemäern  ein  stadtalexandrinischer 
Beamter;  in  der  Kaiserzeit  ist  seine  Kompetenz  auf  die  ganze  x^9^  er- 
streckt worden,  doch  ist  uns  der  Inhalt  seines  Amtes  für  beide  Perioden 
noch  nicht  genau  bekannt.  Sicher  ist,  daß  ihm  die  Leitung  der  Urkunden- 
archive in  Alexandrien  zusteht  (Kap.  III)  und  daß  er  in  dieser  Funktion 
mit  der  Registrierung  von  Urkunden  befaßt  ist;   bei  der  Geltendmachung 


1)  Charakteristisch  —  wenn  auch  zunächst  auf  eine  Verwaltungssache  bezüg- 
lich —  ist  Gen.  4,  wo  ein  in  Arsinoe  wohnhafter  Grieche,  der  fälschlich  in  die  dörfische 
Kopfsteuerliste  eingetragen  worden  ist,  den  Juridicus  um  Wahrung  seiner  arsinoi- 
tischen  avaygacpi]  bittet.  —  In  Oxy.  237  VII  39  fg.  hat  der  Juridicus  allerdings  auch 
mit  Ägyptern  zu  tun;  doch  kann  dies  auf  Delegation  zurückgehen.  —  Eingaben  an  ihn 
sind  übrigens  selten;  insbes.  in  BGÜ  327  (61)  erhält  er  eine  solche  nur  als  diaöexo- 
fisvog  ra.  Karcc  trjv  rjysiioviccv.  In  BGÜ  378  (60)  wird  er  bloß  als  Delegatar  des  Statt- 
halters angegangen.     Unbestimmt  BGÜ  1042,  5. 

2)  Mitteis,  Leipz.  Papyri  S.  180.  In  Flor.  89  vertritt  er  den  dioixijrrjs  (Arch.  4,  453). 
H)  Obwohl  es   durch  BGÜ   1019,  8  nicht  bewiesen  wird    (es   könnte  sein,   daß 

dieser  Prozeß  eben  in  die  Kompetenz  des  Juridicus  fiel),  folgt  es  doch  aus  BGU  378. 
4)  Vgl.  D.  1,  20;  C.  J.  1,  4,  30  und  den  vor  dem  Juridicus  geführten  Prozeß  aus 
dem  4.  Jahrh.  in  Arch.  1,  298  fg. 
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von  Exekutivurkunden  bildet  er  eine  Zwischeninstanz  zwischen  dem  Statt- 
halter und  dem  Strategen  (Kap.  V).  Außerdem  wird  er  mitunter  vom 
Statthalter  zur  Durchführung  von  Prozeßverhandlungen  delegiert,  BGU 
136  (86).^)  Eine  generelle  selbständige  Jurisdiktion  hat  ihm  im  all- 
gemeinen, ebenso  wie  dem  Juridicus,  sicher  gefehlt.  Doch  wird  mitunter 
auf  Grund  von  Oxy.  281  (66)  (cf.  260  [74])  —  dazu  neuestens  auch  BGU 
1155  (67)  — ,  wo  Eingaben  an  ihn  gerichtet  sind,  eine  spezielle  Kom- 
petenz (etwa  für  Prozesse  aus  övyxcoQrjeig-Urkmiden,  Oxy.  281  1.  7)  für 
ihn  vermutet^),  welche  freilich  theoretisch  mehr  als  ständige  Delegation 
aufzufassen  wäre.  Der  Amtssitz  des  apjjtdixaöri^'g  ist  Alexandrien;  die 
früher  aus  BGU  136  abgeleitete  Meinung,  daß  er  auch  einen  zweiten 
solchen  in  Memphis  gehabt  habe,  ist  heute  allgemein  aufgegeben.^) 

3.  BEAMTE  MIT  POLIZEILICHER  ODER  FRIEDENSRICHTERLICHER 

FUNKTION. 

a)  Hierher  gehören  zunächst  die  Epistrategen  {ßni6tQccxriyoL  oder 
kTclxQonoL  rfjg  i^tiöTQttTrjyCas) ,  d.  h.  die  Vorsteher  der  drei  Hauptteile,  in 
welche  das  Land  Ägypten  jetzt  (Bd.  I  S.  36)  administrativ  zerlegt  ist.  Sie 
sind  reine  Administrativ beamte,  denen  die  Aufsicht  über  die  politische 
(und  finanzielle?)  Verwaltung  ihres  Gebietes  zusteht  (I  S.  37).  Mit  der  Ge- 
richtsbarkeit haben  sie  also  an  sich  nichts  zu  tun.  Doch  werden  sie 
vom  Statthalter  häufig  als  Delegatare  zur  Entscheidung  von  Prozessen 
verwendet;  außerdem  werden  sie  als  Inhaber  einer  PoKzeigewalt  oft  von 
den  Parteien  in  Privat-  und  Strafsachen  um  Abhilfe  angerufen^),  was  den, 
jedoch  unrichtigen,  Schein  einer  ihnen  zustehenden  richterlichen  Befugnis 
hervorrufen  kann  (S.  34). 

Mit  der  Zerschlagung  Ägyptens  in  Teilprovinzen  durch  Diokletian  ist 
das  Amt  des  Epistrategen  untergegangen. 

b)  Ferner  gehören  hierher  die  Strategen,  das  sind  die  Vorsteher 
der  vo^oi,  in  welche  das  Land  zerfällt.  Diesen  —  im  Rang  unter  den 
bisher  genannten  Funktionären  stehenden  —  Beamten  kommt  die  polizei- 
liche und  finanzielle  Administration  ihrer  Bezirke,  seit  Anfang  des  3.  Jahrh. 
allerdings   nur   mit   Ausnahme    der  —  jetzt  munizipalisierten  —  Metro- 


1)  Unklar  ist  seine  Stellung  in  Straßb.  5,  7,  wo  er  in  einem  Prozeß  eine  Partei- 
rolle inne  hat. 

2)  Koscliaker,  Sav.  Z.  28,  280;  Wilcken,  Arch.  4,  406;  Schubart,  Arch.  5,  69. 
Vgl.  jedoch  die  Einl.  zu  66.  —  Dunkel  bleibt  BGU  614,  wo  er  gleichfalls  angegangen 
wird.  —  In  der  augusteischen  Zeit  wird  er  einmal  in  einer  Darlehnssache  angerufen, 
BGU  1155,  6  fg. 

3)  Vielmehr  erscheint  er  daselbst  nur  anläßlich  des  Konvents  und  im  Gefolge 
des  Statthalters.    In  BGU  136  ist  er  delegierter  Richter. 

4)  Die  Beispiele  sind  zahlreich;  vgl.  Oxy.  70;  486,  27  (59);  BGU  168  (121)  u.  a. 
Sitz.-Ber.  79  fg. 
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polen  ^)  zu,  wobei  sie  der  Aufsicht  und  dem  BefeU  der  Epistrategen  unter- 
stehn.  Auch  sie  werden  kraft  ihrer  Polizeigewalt  oft  zur  Intervention  in 
Privat-  und  Kriminal  Sachen  angerufen;  aber  eigentliche  Gerichtsbarkeit 
hat  ihnen  ebenso  wie  dem  Epistrategen  gefehlt.^)  Selbst  die  an  sich 
naheliegende,  oft  vertretene  Annahme,  sie  seien  zur  Entscheidung  kleinerer 
Rechtssachen  ständig  delegiert  gewesen,  findet  in  den  Urkunden  keine 
Stütze. 

Dagegen  erscheint  der  Strateg  berechtigt  zu  gewissen  Akten  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit:  Aufsicht  über  die  bei  den  Agoranomen  depo- 
nierten Privattestamente ^),  welche  auch  bei  ihm  zu  eröffnen  sind*);  zur 
Vormundsbestellung  über  die  Peregrinen  seines  Bezirks  ^);  zur  amt- 
lichen Zustellung  empfangsbedürftiger  Willenserklärungen.®)  Femer  wird 
er  oft  als  Delegatar  des  Statthalters  zur  Entscheidung  von  Prozessen  oder 
Vorbereitung  der  Entscheidung  verwendet. 

Seit  dem  vierten  Jahrh.  verschwindet  der  Strateg  aus  den  bekannten 
Prozeßurkunden. ^)  In  den  Rechtsbüchem  ist  jetzt  ötQarrjyog^)  die  Be- 
zeichnung für  die  städtischen  Magistrate;  und  wo  der  Name  in  den  Papyri 
noch  vorkommt  ^),  hat  er  gleichfalls  veränderte  Bedeutung.  In  den 
Prozeßurkunden  werden  jetzt  mehr  die  noXitavö^svoL  (Decuriones) 
der  Bezirksmetropolen  genannt,  welche  auch  im  Gebiet  der  Verwaltung 
bekanntlich  teilweise  an  die  Stelle  der  Strategen  geti-eten  sind,  wenn- 
gleich nicht  vollständig.  Jurisdiktion  steht  ihnen  ebensowenig  zu,  wie 
sie  jenen  zugekommen  war,  und  selbst  eine  ständig  delegierte  Nieder- 
gerichtsbarkeit ist  nicht  nachzuweisen^**),    dagegen  werden  sie  öfter  zur 


1)  wobei  jedoch  auch  diese  wenigstens  noch  der  Aufsicht  des  Strategen  unter- 
stem sind  (Bd.  I  S.  42). 

2)  Daß  dem  Strategen  (ebenso  wie  dem  Epistrategen)  ein  Tribunal  (ßri^a)  zu- 
geschrieben wird  (Oxy.  37;  237  V  13;  BGU  361  II  12),  steht  nicht  entgegen. 

3)  Oxy.  106  wird  die  Rückgabe  desselben  an   den  Erblasser  von  ihm  bewilligt. 

4)  Lond.  2,  p.  176,  10  fg.,  cf.  CPR  95,  9;  102,  11;  BGÜ  592  II  6.  Daher  dürfte  in 
BGU  448  der  Umweg  über  den  Präfekten  überflüssig  gewesen  sein. 

5)  Oxy.  56. 

6)  Lond.  3  p.  108  n  1231  stellt  er  eine  Pachtkündigung  zu.  Man  vgl.  auch 
die  in  Flor.  99  anscheinend  durch  ihn  verkündete  Verwahrung  der  Eltern  gegen  die 
Bezahlung  der  Schulden  eines  verschwenderischen  Sohnes. 

7)  In  einem  Prozeß -vTrdfivjjfia  vom  Jahre  303  (Oxy.  71  I  18  [62])  wird  er  noch 
genannt. 

8)  GIoss.  graec.  lat.  438,  44:  argarriyög  magistratus,  duumvir.  Fr.  Sin.  19,  52  (K.) 
C.  I.  4,  1,  30  pr.:  ö  tfjg  TtoXswg  ^xdtxos  ^  ßtQaTrjyog.  Vgl.  Mitteis,  Abb.  d.  Berl.  Akad. 
1905  p.  53. 

9)  Wessely,  Prolegomena  ad  papyr.  graec.  novam  coUectionem  (Wien  1883), 
p.  13  fg.;  Magirns,  Wien.  Stud.  1886  unter  Nr.  14;  Geizer,  Stud.  51  fg.;   cf.  Bd.  I  S.  77. 

10)  In  Lips.  64,  29  u.  37  kommt  ein  ;^a;iaKJtxa<yr^S  'Odascog  vor,  der  vielleicht 
ein  ständiger  Delegatar  des  Statthalters  für  kleinere  (nicht  auch  größere,  arg.  Lips.  36) 
Rechtssachen  in  dieser  abgelegenen  Gegend  ist,  aber  kein  städtischer  Beamter  zu 
sein  scheint. 
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Entscheidung  der  in  den  Metropolen  stattfindenden  Prozesse  delegiert^), 
namentlich  der  jtQoxoktrevö^svog,  worunter  vielleicht  der  jeweilige 
Princeps  curiae  zu  verstehen  ist^),  wird  oft  so  verwendet.  Außerhalb  der 
Städte  scheinen  die  Praepositi  pagi  delegiert  zu  werden.^)  Auch  sind 
wohl  die  einen  wie  die  andern  öfter  als  Friedensrichter  um  Vermittlung 
angegangen  worden.*) 

c)  Auch  die  niederen  Organe  der  Polizeigewalt  (Gensdarmen)  in  den 
x&fiai,  wie  ixarovtaQxcci,  dexaddQ%ai,  imöxdxai  t&v  (pvXaTiLxSyv 
werden  öfter  um  Abhilfe  gegen  geschehenes  Unrecht  angerufen;  natürlich 
hat  auch  ihr  Einschreiten  nur  provisorischen  Charakter. 

4.  DER  sniTPonoi:  Tor  iaioy  Aoror, 

Schließlich  ist  noch  des  STtCxQOTCog  rov  idCov  Xöyov  (kurzweg  auch 
l'dtog  Xöyog  genannt)  zu  gedenken.^)  Er  steht  allen  den  hier  genannten 
Beamten  dadurch  selbständig  gegenüber,  daß  ihm  ein  besonderes,  selbst 
der  Ingerenz  des  Präfekten  entzogenes  Ressort  überwiesen  ist,  zu  dem 
insbesondere  die  Einziehung  gewisser  dem  Kaiser  gebührender  Heimfällig- 
keiten wie  Bona  vacantia  und  caduca  gehört.  Deshalb  fallen  die  bezüg- 
lichen Prozesse,  in  denen  das  kaiserliche  Interesse  oft  durch  Delatoren 
vertreten  ist,  in  seine  ausschließliche  Kompetenz.  Um  den  gewöhnlichen 
Privat-  und  Strafprozeß  handelt  es  sich  dabei  aber  nicht  mehr. 

5.  HILFSBEAMTE. 

Außerdem  sind  noch  gewisse  niedere  Beamte  zu  nennen,  welche  für 
die   eigentliche  Judikatur  in  keiner  Weise  in  Betracht  kommen  können. 

Hierher  gehören  zunächst  die  ^svLxäv  jtQccxtoQsg  (Kap.  I  S.  19),  die 
auch  in  dieser  Periode  (bis  auf  Diokletian)  noch  vorkommen  und,  soviel 
wir  sehen,  mit  der  Vollziehung  gefällter  Urteile  befaßt  werden^),  obwohl 
bei  derselben  auch  andere  Beamte  verwendet  werden  (S.  45  A.  5). 

Ferner  hat  jeder  höhere  Beamte  eine  Anzahl  Hilfsbeamter,  deren  Ge- 
samtheit insbesondere  auch  beim  Statthalter  Officium  (ra|tg)  genannt  wird. 

1)  Oxy.  67,  8 fg.  (66);  Lips.  38  I  18  (97);  CPR  19, 1  (69). 

2)  Mitteis  zu  CPR  1  p.  61—2.  Anders  Brassloff,  zur  Kenntnis  des  Volksrechts 
(Wien  1902)  58:  Stellvertreter  der  7Colizsv6\isvoi.  Aber  dagegen  vgl.  Lond.  2  p.  273, 
3 — 4:  TtQvxavig  ngonoXitsvö^Evog.  Die  von  Grenfell-Hunt  zu  Oxy.  67  1.  2  ausgesprochene 
Ansicht,  wonach  Tt^oTtoUrBvoiLSvog  einen  gewesenen  Dekurionen  bezeichnet  (das 
müßte  nQüitolitsvoäiiBvo?  lauten),  ist  später  von  Grenfell-Hunt  (zu  Oxy.  913,  4)  zu- 
gunsten meiner  Auffassung  aufgegeben  worden. 

3)  Z.  B.  Lond.  3  p.  129,  19  (95). 

4)  So  der  Praepositus  in  Flor.  36,  15  (64). 

5)  Über  ihn  speziell  P.  Meyer,  Festschr.  f.  Hirschfeld  148  fg. 

6)  Vgl.  Oxy.  712.    Lip.  120.    BGU  970,  26.    1038,  15  und  andere  oben  S.  19. 
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Unter  den  Officiales  der  Magistrate  spielen  namentlich  die  vnriQixm  eine 
besondere  Rolle;  sie  werden  betraut  {li,BQXovxai)  nicht  bloß  mit  Zustel- 
lungen, sondern  auch  mit  der  Entgegennahme  des  Gestellungsversprechens 
(vgl.  das  officio  cavere  in  Paul.  sent.  1,  13a,  la)  und  anderer  Kautionen 
{lnavä  nuQaöxelv,  BGU  388  III  8—10  [91];  592  II  9;  613,  13  [89]),  Auf- 
nahme von  Inventaren  (CPR  18,  35  [84]),  Vollzug  von  Sequestrationen 
(BGU  388  cit.),  endlich  auch  mit  der  XoyoQ'EGCa^  d.  h.  Abnahme  von 
Rechenschaftslegungen  in  Prozessen  (Catt.  Verso  V  26  fg.  [88];  BGU 
613,  42);  vielleicht  sind  auch  einzelne  der  als  TiQixal  aal  ^söCtul  (judices 
pedanei)  bestellten  Personen  aus  ihnen  entnommen  worden,  was  selbst 
Ulpian  als  vorkommend,  wenngleich  nicht  empfehlenswert  bezeichnet 
(D.  5,  1,  82).^)  Ferner  wirken  sie  mit  bei  der  Ausfolgung  amtlich  depo- 
nierter Testamente  (Oxy.  1,  106),  vollziehen  polizeiliche  Rückstellung  ge- 
raubter Gegenstände  (BGU  467)  oder  Arrestierung  von  Schuldnern  (Oxy. 
259,  14  [101];  CPR  20  II  14)  u.  a. 

6.  DER  DEFENSOR  CIVITATIS. 

In  der  byzantinischen  Zeit  wird  für  kleinere  Rechtssachen  der  De- 
fensor plebis  oder  civitatis  {exdixog  oder  dr}g)7]v6coQ)  eingeführt.  Die 
Schaffung  dieses  Amtes  fällt  nicht,  wie  man  gewöhnlich  meint,  erst  in 
das  Jahr  364,  sondern  schon  vor  das  Jähr  319^),  obwohl  es  um  diese 
Zeit  noch  nicht  in  allen  Provinzen  bestanden  hat;  denn  in  lUyricum 
wurde  es  wirklich  erst  364  eingeführt.  In  Ägypten  ist  es,  wie  neuestens 
Oxy.  901  (70)  zeigt,  schon  im  Jahre  336  als  ständiges  Amt  vorhanden 
gewesen. 

Die  Aufgabe  des  Defensor,  zu  welchem  Amt  nach  den  Papyri  (vgl. 
C.  Th.  1,  29,  3)  häufig  6%oXa6Tixoi^  d.  h.  Anwälte  berufen  zu  sein  scheinen, 
ist  zunächst  der  Schutz  der  niederen  Bevölkerung  gegen  Ungerechtigkeiten 
der  Potentiores;  seit  dem  Jahre  365  (C.  Th.  1,  29,  2)  auch  die  Recht- 
sprechung in  'minores  causae'  (durch  Justinian  auf  50,  später  auf  300  So- 
lidi  erweitert).^)  Demgemäß  finden  wir  in  den  Papyri  Schutzgesuche  an 
den  Defensor  und  zwar  auch  in  wirklichen  Zivilsachen,  außerdem  aber 
um  Befreiung  aus  rechtswidriger  Schuldhaft  (Oxy.  902  [72];  Lips.  Inv. 
244  [71]>)    Auch  in  Ehesachen  interveniert  der  Defensor,  teils  zur  Unter- 

1)  Direkte  Anhaltspunkte  hiefür  geben  die  Papyri  nicht;  vielmehr  werden  zu 
Pedanei  meist  distinguierte,  oft  die  höchsten  Beamten  bestellt. 

2)  C.  I,  6,  1,  5,  dazu  Mitteis,  Sav.  Z.  30,  401  (auf  Grund  von  Oxy.  901). 

3)  über  das  Einzelne  Bethmann  -  Hollweg ,  Zivilproz.  3,  107  fg.,  Seeck,  Art.  De- 
fensor civitatis  bei  Pauly-Wissowa  8,  2365  fg. 

4)  Ebenso  PER  Inv.  4204  (Führer  Nr.  34;j),  an  den  ^xdixos  'Hga-nX^ovg  nölsms, 
betr.  eine  Erbschaft,  mit  dem  Schlußpassus:  dib  TtccgaiiccXä  rrjv  arjv  nceiSsvciv,  yisXsvöai 
tovtov  ovvXrjiicp&iivcii  xal  tv  xSi  ccocpciXst  ysvead'at.  xal  v.cctavayuaad'fjvcci  unoXoyriGaeQ'ai 
(iot  xtZ. 
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-drückung  des  Ehebruchs  (BGU  401),  teils  durch  Zustellung  von  Scheidungs- 
briefen (Oxy.  129). 

7.  KIRCHLICHE  GERICHTSBARKEIT. 

Einen  weiteren  Charakterzug  der  byzantinischen  Zeit  bildet  die  jetzt 
-allmählich  anerkannte  Gerichtsbarkeit  der  Kirche;  sie  tritt  auch  in  den 
Papyri  hie  und  da  hervor.  Besonders  wichtig  ist  der  in  Lips.  43  (98) 
enthaltene,  derzeit  älteste  Richterspruch  {diatra)  eines  Bischofs,  der  noch 
dem  vierten  Jahrh.  angehören  dürfte.  Andere  hierher  gehörige  Stücke 
sind  Oxy.  9031);  BGU  103;  vieüeicht  auch  Grenf.  2,  99(a).2) 

Außerdem  treten  in  der  spätesten  Zeit  noch  auffallend  oft  Schieds- 
gerichte in  Tätigkeit;  z.  B.  Oxy.  893-  (99);  BGU  315;  Lond.  3  p.  253; 
Wien.  Stud.  9,  266  fg.  Inwiefern  dies  mit  dem  Verfall  der  weltlichen 
Oerichtsbarkeit  oder  mit  kirchlichen  Anschauungen  zusammenhängt,  bleibt 
weiteren  Untersuchungen  vorbehalten. 


II.  DAS  VERFAHREN. 
A.  DIE  VERSCHIEDENEN  AETBN  DEE  LIBELLE. 

Die  Darstellung  des  Rechtsganges  muß  unbedingt  von  den  Libellen 
ihren  Ausgang  nehmen,  weil  dies  der  Punkt  ist,  für  den  wir  das  weitaus 
ximfassendste  Material  besitzen,  und  weil  neben  den  erhaltenen  Libellen 
die  Amtskorrespondenzen,  Dekrete  und  gerichtlichen  Verhandlungen  stark 
zurücktreten. 

Innerhalb  der  Libelle  sind  wieder  zu  unterscheiden: 

1)  solche,  die  auf  Einleitung  eines  wirklichen  gerichtlichen  Verfahrens 
abzielen,  und 

2)  solche,  welche  bloß  polizeilichen  oder  friedensrichterlichen  Schutz 
bezwecken,  einschließlich  einer  besonderen  Gruppe  von  solchen,  die  sich 
Tielleicht  am  besten  als  Anzeigen  bloß  rechtserhaltender  Natur  bezeichnen 
lassen. 

Unter  den  ersteren  lassen  sich  unterscheiden  die  Eingaben  an  den 
Präfekten  selbst,  resp.  was   dem   gleichsteht,   an  den  Juridicus  und  selbst 


1)  Dazu  Wenger,  Wiener  Eranos  (1909)  274. 

2)  Dazu  Wilcken,  Arch.  3,  126;  5,  272.  Allerdings  enthält  das  Stück  keinen 
direkten  Hinweis  auf  kirchlichen  Charakter  des  Verfahrens  und  könnte  die  diceircc 
(1.  6)  auch  privates  Schiedsgericht  sein;  aber  der  Inhalt  der  gestellten  Kaution 
(1.  10 — 12)  scheint  mir  mit  einem  solchen  nicht  vereinbar.  —  Wegen  Nov.  34  c.  9, 
wonach  Frauen  in  Zivilsachen  nicht  verhaftet  werden  sollen,  möchte  ich  die  ür- 
.kunde  noch  vor  das  Jahr  656  ansetzen. 
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Archidikastes  ^),  andererseits  die  an  den  Strategen  gerichtete  Bitte  um  Zu- 
stellung einer  Ladung  auf  den  Konvent.  Die  Stücke  der  zweiten  Kate- 
gorie dagegen  sind  stets  an  den  Strategen  oder  untergeordnete  Polizei- 
organe, allenfalls  auch  an  den  Epistrategen  gerichtet,  niemals  an  die 
eigentlichen  Träger  der  Jurisdiktion.  Wir  betrachten  zunächst  diese 
zweite  Gruppe,  also 

I.  DIE  EINGABEN  UM  POLIZEILICHEN  ODER  FRIEDENSRICHTERLICHEN 
SCHUTZ  RESP.  ZUM  ZWECK  DER  RECHTSERHALTUNG. 

Adressaten  sind  im  einzelnen  der  Strateg  in  seiner  Eigenschaft  als 
oberster  Leiter  der  Gauverwaltung,  ferner  der  Centurio  {sxarovtdQxrjs)^ 
mitunter  auch  der  Decurio  (dExadccQxVS)  oder  auch  der  imötätrjg  tav 
(pvlaTCLtäv,  sämtlich  Organe  der  niederen  Ortspolizei. 

Dabei  unterscheiden  sich  die  eigentlichen  Schutzgesuche  von  den 
bloß  rechtserhaltenden  Eingaben  schon  durch  das  Petit.  Dieses  lautet 
nämlich  bei  den  ersteren  etwa  so: 

"0%'sv  ov  dvvcc^Evog  xad'rjßvxcc^Siv^  a|tö  a^d-Tivai  avtbv  inl  66  nQog 
tfjv  dsovöav  ^TtE^odov  o.  ä. 

Der  Typus  der  rechtserhaltenden  Eingabe  ist  dagegen  beim  Petit 
dieser: 

"09'Ev  EjtiSCdcofiaL  xal  a^ia  ev  xataicoQiß^G)  yEvißd'ai  tovxo  xo  ßißU- 
ölov  TCQog  TÖ  ^EVEiv  ^oi  xov  koyov  'JtQog  xovg  (pavi]6ofiEvovg  alxCovg  o.  ä. 

Die  Stücke  der  ersten  Gruppe  werden  in  ziemlich  gleicher  Verteilung 
bald  an  den  Strategen,  bald  an  die  niederen  Polizeiorgane  adressiert.  Jene 
der  zweiten  ganz  überwiegend  an  den  Strategen,  viel  seltener  an  die 
Polizeibeamten.  Indessen  ist  der  Unterschied  in  der  Adresse  nicht  von 
durchgreifender  Bedeutung,  diese  liegt  vielmehr  lediglich  im  Inhalt  des 
Petits  selbst,  und  dieses  ist  wieder  durch  die  jeweilige  Sachlage  bedingt. 

1.  Wo  um  Ansetzung  auf  den  xaxaxcoQtö^ög  gebeten  wird,  also  bei 
den  Stücken  der  zweiten  Gruppe  (rechtserhaltende  Eingaben),  handelt  es 
sich  beinahe  immer  um  FäUe,  wo  ein  Verfahren  gegen  den  Angeschul- 
digten, sei  es  polizeilicher,  sei  es  zivilprozessualer  Natur,  der  Sachlage 
nach  ausgeschlossen  ist.  ^)  Prüft  man  nämlich  die  Tatbestände  der  Schriften 
im  einzelnen,  so  ergibt  sich  in  der  überwiegenden  JVlehrheit  der  FäUe,  daß 
der  Gegner    des   Gesuchstellers    entweder   nach    seiner   Person    oder    nach 


1)  An  beide  natürlich  innerhalb  der  Grenzen  der  ihnen  zustehenden  Spezial- 
gerichtsbarkeit;    vgl.  oben  S.  26  fg. 

2)  Vgl.  Mitteis,  Leipz.  Sitz.-Ber.  66/7;  69—76.  Material:  BGU  2  (113).  35.  45. 
46  (112).  72.  242.  321  (114).  651  (111).  731 II;  Gen.  28  (109);  Grenf.  2,  61;  Lond.  2  Nr.  363 
p.  170;  Teb.  330  (110);  Fay.  108  (wobei  unvollständige  und  deshalb  nicht  sicher  zu 
bestimmende  Stücke  nicht  mitgerechnet  werden).  Über  Teb.  333;  BGU  651;  Flor.  9 
vgl.  a.  0.  65/6. 
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seinem  Aufenthalt  unbekannt  ist.^)  Demgemäß  ist  der  Zweck  dieser 
Eingaben  nicht  auf  Einleitung  einer  Verhandlung  gerichtet,  sondern  geht 
dahin,  die  Behörde  möge  die  Anzeige  zur  Kenntnis  (wörtlich  „in  ihr 
Aktenverzeichnis",  xataxcoQt'ßfiog)  nehmen.  Der  weitere  Zweck  dessen 
kann  entweder  darin  gesucht  werden,  daß  sie  nunmehr  Recherchen  zur 
Ermittlung  des  Gegners  einleite;  oder  möglicherweise  auch  darin,  daß 
durch  die  Eingabe  eine  etwaige  Verjährung  des  Anspruchs  ausgeschlossen 
werden  soll.*) 

2.  Die  Eingaben  der  zweiten  Kategorie,  also  die  auf  ccx^rlvai  (oder 
^£t<xxs[i(p&7ivaL)  gerichteten,  setzen  einen  bekannten  Gegner  voraus  und 
bezielen  eine  unmittelbare  polizeiliche  oder  friedensrichterliche  Intervention 
der  angerufenen  Beamten.^)  Es  ist  hierbei  geflissentlich  der  Ausdruck 
Entscheidung  vermieden  und  bloß  von  Intervention  gesprochen.  Denn 
entscheiden  im  Sinne  des  römischen  Zivilprozesses  können  diese  Be- 
amten aus  eigener  Macht  heraus,  und  sofern  sie  nicht  vom  Statthalter 
delegiert  werden,  nicht.  Wohl  aber  können  sie  kraft  ihrer  doch  immer- 
hin bestehenden  obrigkeitlichen  Autorität  wenigstens  provisorisch  Ord- 
nung schaffen  oder  die  Parteien  zu  einer  Anerkennung  oder  einem  Ver- 
gleich drängen.  So  ist  es,  wo  es  sich  um  Störungen  des  öffentlichen 
Friedens  handelt,  ihre  polizeiliche,  wo  reines  Zivilrecht  in  Frage  steht,  ist 
es  eine  Art  friedensrichterlicher  Tätigkeit,  die  sie  entfalten.  Hierbei  ist 
die  Tätigkeit  des  Strategen  mit  jener  des  Centurionen  im  wesentlichen 
gleichartig;  vielleicht  daß  von  diesem  mehr  nur  der  allernächste  brachiale 
Schutz,  von  jenem  eine  mehr  sachliche  Schlichtimg  erwartet  wurde  — 
aber  bindende  Entscheidung  einer  Rechtsfrage  war  die  eine  so  wenig  wie 
die  andere.  So  läuft  denn  ihre  Tätigkeit,  wenn  die  Parteien  nicht  gut- 
willig parieren,  darauf  hinaus,  dieselben  an  den  Statthalter  zu  verweisen 
und  allenfalls  bis  zur  Eröffnung  des  Konvents  ein  Provisorium  zu  schaffen. 
Nach  BGU  467  scheint  in  solchen  Verhandlungen  sogar  die  Vertretung 
durch  Sklaven  möglich  gewesen  zu  sein. 

Die  rein  friedensrichterliche  unverbindliche  Natur  dieser  Tätigkeit 
wird  in  den  Urkunden  öfter  dadurch  verdunkelt,  daß  auf  das  Verfahren 

1)  Den  Nachweis  im  einzelnen  s.  bei  Mitteis  a.  0.  73/4. 

2)  Letzterer  Punkt  bleibt  fraglich;  Sitz.-Ber.  72/3.  —  Zu  bemerken  ist  noch,  daß 
in  manchen  Fällen  der  sofort  zu  besprechenden  a;^#^vo:i- Eingabe,  wenn  sie  an  den 
kyiuTovTäQxris  gerichtet  ist,  noch  ein  Karaxcogic^iog -Geeuch  an  den  Strategen  parallel 
geht  (BGU  221 — 2).  Dies  hat  dann  nur  den  Zweck,  bei  beiden  Behörden  Anzeige  zu 
erstatten;  manchmal  sind  solche  Doppelanzeigen  aber  auch  wörtlich  gleichlautend 
stilisiert.     Vgl.  Sitz.-Ber.  65/6. 

3)  Material:  Eingaben  mit  Petit  &x&iivai,  inl  ei  BGU  22.  36  (125).  98.  322  (124). 
759.  1036  (118);  Oxy.  282  (117);  Amh.  78  (123);  Lond.  3  p.  135  L  15;  2  p.  166/7; 
Teb.  331;  Gen.  3  (122).  16;  Pap.  zitiert  in  der  Introd.  zu  Amh. 125;  mit  anderer  Fassung 
BGU  467;  Fay.  296;  Gen.  6  (120);  Oxy.  285.  898;  Wessely,  Specim.  tab.  11  Nr.  20.  21; 
cf.  tab.  11  Nr.  17  1.  13  fg. 
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(z.  B.  vor  dem  Strategen)  Ausdrücke  angewendet  werden,  die  eigentlich 
dem  ordentlichen  Prozeß  entsprechen.-^)  Daß  dieselben  jedoch  nicht  ernst 
zu  nehmen  sind,  sehen  wir  daraus,  daß  die  Parteien  die  Entscheidung  des 
6TQccT7]y6g  gar  nicht  zu  respektieren  brauchen.  Dann  wird  an  einen 
höheren  Magistrat  gegangen.^)  Dieses  muß,  wenn  eine  endgültige  Ent- 
scheidung herbeigeführt  werden  soll,  der  Statthalter^)  sein.  Mitunter  finden 
wir  allerdings  auch,  daß  man  sich  vom  Strategen  an  den  Epistrategen 
wendet*),  aber  das  bedeutet  nicht,  daß  dieser  etwa  Gerichtsbarkeit  hat, 
vielmehr  ist  auch  seine  Intervention  juristisch  genau  so  zu  bewerten 
wie  die  des  Strategen;  nur  daß  man,  weil  er  der  Gauverwaltung  über- 
geordnet ist,  von  seiner  höheren  Autorität  auch  noch  dort  eine  friedliche 
Schlichtung  erwartet,  wo  die  der  Gauverwaltung  zu  versagen  scheint. 
Wie  wenig  aber  auch  das  Verfahren  vor  dem  Epistrategen  auf  das  Prä- 
dikat der  Endgültigkeit  Anspruch  hat,  zeigt  z.B.  Oxy.  486:  hier  ist  dieser 
angegangen,  aber  er  sieht  sich  genötigt,  die  Sache  an  den  Statthalter  zu 
verweisen,  weil  die  Parteien  zu  keiner  Einigung  zu  bringen  sind. 

Das  Resultat  ist,  daß  jede  definitive  Entscheidung  nur  in  der  Hand 
des  Präfekten  liegt,  und  dies  wird  auch  durch  direkte  Äußerungen  in  den 
Urkunden  bestätigt.^) 

Der  Grund,  weshalb  man  in  so  vielen  Fällen  sich  zunächst  an  die 
TJnterbehörden  wendet,  ist  der,  daß  es  sich  hier  regelmäßig  um  Bagatell- 
sachen handelt,  wie  Diebstahl,  Raufhändel,  Feldbeschädigung.  Dabei  bleibt 
es  bei  der  mangelhaften  juristischen  Formulierung,  die  diese  Stücke  zeigen, 
meist  auch  zweifelhaft,  ob  Schadenersatz  oder  Strafe  gefordert  wird,  so 
daß  eine  Unterscheidung  zwischen  Zivil-  oder  Strafeingaben  schon  aus 
diesem  Grunde  hier  undurchführbar  ist,  abgesehen  davon,  daß  sie  in  diesem 
Verfahren  auch  keine  Berechtigung  hätte. 

Schließlich  ist  noch  zu  fragen,  in  welcher  Weise  die  Strategen  usf., 
falls  eine  Weiterverweisung  der  Sache  an  den  Statthalter  nötig  ist,  diese 
bewerkstelligen.  In  einzelnen  Fällen  kommt  es  vor,  daß  sie  den  Parteien 
direkt  befehlen,  vor  dem  Statthalter  zu  erscheinen®);  auch  können  dies- 
bezügliche Vadimonien  abgeschlossen  werden.'^  Doch  scheint  dies  nicht 
die  Regel  gebildet  zu  haben;    überwiegend  läuft  die  Sache  darauf  hinaus, 


1)  Z.  B.  'ij  inl  6tQaTr}yov  avriyiaxdßtaöig'  Oxy.  260,  8  (74);  vgl.  BGU  168,  11  (121); 
Oxy.  71  I  10  (62)  usf.     Sitz.-Ber.  77/8. 

2)  BGU  168  (121);  Gen.  31  (119);  Oxy.  711  9/10  (62).  97;  Par.  69D  \.  20. 

3)  Respektive  —  innerhalb  seiner  Spezialkompetenz  —  der  Juridicus  (vielleicht 
auch  der  Archidikastes,   vgl.  S.  27 — 8). 

4)  Z.  B.  BGU  168. 

5)  Sitz.-Ber.  80/1 ;  vgl.  oben  S.  25  Anm.  2. 

6)  O.xy.  486,  28—31  (59). 

7)  Oxy.  260  (74). 
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daß  der  Strateg  Sjsine  Tätigkeit  einfach  einstellt  und  es  dem  Beschwerten 
überläßt,  den  Statthalter  anzurufen. 


n.  EINGABEN  BEHUFS  EINLEITUNG  DES  GERICHTLICHEN  VERFAHRENS. 
1.  Ladungen  anf  den  Konvent. 

Eine  Anzahl  von  Eingaben  ist  darauf  gerichtet,  den  Beklagten  auf 
den  Konvent  zu  laden.  Adressat  dieser  Eingaben  ist  stets  der  6tQar7]y6g. 
Das  Petit  lautet  auf  Zustellung  eines  Exemplars  der  Eingabe  an  den 
Gegner,  damit  er  auf  dem  Konvent  erscheint.^)  Dieser  ist  also  hier  als 
Ziel  der  Eingabe  ausdrücklich  genannt.  Terminologisch  ist  hierbei  zu  be- 
merken, daß  einige  dieser  Stücke,  Amh.  81,  Teb.  303.  434  die  bezweckte 
Zustellung  als  xaQayyEUa  oder  ^aQayytXXsiv  bezeichnen,  so  daß  man  sich 
versucht  fühlt,  auf  Eingaben  dieser  Art  den  Ausdruck  jtaQayyelia^  der 
bekanntlich  den  Parallelterminus  zur  lateinischen  Litis  denunciatio  dar- 
stellt, anzuwenden.     Im  einzelnen  lautet  das  Petit  wie  folgt: 

«Itö,  tovtov  TÖ  L60V  di  vTcrjQSTov  ^stccdod-flvca  avtS)^  iv  sidf)  naQ£66- 
[isvov  avrbv  ixl  t6  CsQcbraTov  tov  rjyefiövos  ßrjfia,  otcov  eäv  xov  tov  vofiov 
diaXoyiöfibv  rj  ötxaiodoöCav  TtOLfjtaL  o.  ä. 

Daraus  ersieht  man:  die  Ladung  geht  vom  Kläger  aus,  nicht  etwa 
vom  Strategen,  sie  ist  also  nicht  Evocatio,  d.  h.  amtliche  Ladung,  sondern 
nur  eine  amtlich  zugestellte  Privatladung.  Der  Strateg  hat  nur  eine 
die  Ladung  beurkundende  Funktion,  wie  sich  denn  gelegentlich  auf 
solchen  Stücken  der  Zustellungsvermerk  seiner  Offizialen  findet  (BGU  226, 24). 

Die  Wirkung  der  Ladung  ergibt  sich  aus  dem  Wortlaut  der  Ur- 
kunden: er  geht  auf  naQelvai  stcl  t6  tov  rjye^ovog  ßfj^a^  OTtov  rbv  tov 
vo^ov  dialoyLö^Lov  xoifjxai,  also  auf  Erscheinen  zum  Conventus  juridicus. 
Im  dritten  Jahrh.  heißt  es  einmal  (Amh.  81  [54])  noch  ausführlicher: 
"naQsivai  xal  TtQOdsÖQevetv  tc5  ßTJfiart,  tov  Xaimgoxccrov  rj/xäv  rjys^övog, 
£0t  av  tä  JiQog  avrbv  ^rjtovaeva  xägag  Xccßri\  also  auf  Erscheinen  und 
Abwarten  der  Verhandlung  und  des  Urteils,  und  diese  Verpflichtung  des 
Belangten  kehrt  auch  in  einigen  anderen  Stücken  wieder,  welche  auf  den 
Prozeß  wenigstens  indirekt  Bezug  haben.  Die  gleiche  Tätigkeit  des  tcuq- 
eivttv  xal  TCQoösdQEVEiv  obliegt  aber  auch  der  Klagepartei,  Oxy.  486, 9  (59). 
Der  Sachverhalt  ist  eben  dieser:  die  Konventsladung  lautet  nicht 
auf  einen  bestimmten  T;ig,  sondern  auf  die  Konventsperiode 
überhaupt;    deshalb  haben   die  Parteien  beim   Beginn  des  Konvents   zu 


1)  Material:  BGU  226  f.'>0);  Teb.  434  (desc.)  (51);  Lond.  2  Nr.  358  p.  172  (52); 
Teb.  303  (63);  Amh.  81  (54).  Zeugenladung  mit  ähnlichem  Inhalt:  Oxy.  484.  — 
Nicht  immer  ist  der  Konvent  als  Ladungszeit  ausdrücklich  genannt,  sondern  im 
zweiten  und  letzten  Stück  das  ßfnia.  xov  riysitövog  schlechthin,  das  aber  in  der  %wßa 
wohl  auf  den  Konvent  zu  deuten  ist. 
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erscheinen  und  dann  so  lange  dort  zu  bleiben,  bis  ihre»  Sache  aufgerufen 
und  zu  Ende  verhandelt  wird.  Dieses  beiderseitige  Warten  kann  recht 
lange  dauern,  weshalb  z.  B.  in  Oxy.  486  die  klägerische  Partei  bittet,  sie 
wegen  dringender  Erntearbeiten  vorläufig  zu  entlassen  und  die  Sache  ^nl 
Tovg  tÖTtovg,  d.  h.  an  die  Lokalbehörde  zu  delegieren.  Andererseits  lassen 
wohl  die  Parteien,  um  nicht  übersehen  zu  werden,  ihr  Erscheinen  und 
die  Verhandlungsbereitschaft  auf  dem  Konvent  amtlich  feststellen.^) 

Unklar  bleibt,  ob  und  in  welcher  Weise  der  Statthalter  von  den  auf 
dem  Konvent  zu  erwartenden  Sachen  im  voraus  informiert  wurde.  Es  ist 
wohl  möglich,  daß  er  eine  Übersichtsliste  derselben  schon  vor  Beginn 
des  Konvents  erhielt,  doch  ist  uns  hierüber  nichts  überliefert.^) 

Selbstverständlich  und  auch  durch  die  Urkunden  bezeugt  ist  es,  daß 
die  Ladung  vor  den  Statthalter  außer  durch  die  hier  besprochene  private 
TtaQayysUa  in  den  ersten  drei  Jahrhunderten  auch  noch  durch  amtliche 
Zitation  (Evokation)  des  Statthalters  selbst  erfolgen  konnte.^)  Li  den 
Rechtsbüchem  erscheint  für  diese  Zeit  die  Evokation  sogar  als  die  ein- 
zige Form  der  Ladung  zum  Kognitionsprozeß,  neben  welche  nunmehr 
allerdings  die  oben  dargestellte  itaqayyElCa  (litis  denunciatio)  als  neue 
Erscheinung  und  Vorläufer  des  späteren  Denunziationsprozesses  tritt. 

2.  Eingaben  an  den  Präfekten. 

Solcher  Eingaben,  welchen  die  an  den  Juridicus  (dixatoddri^g)*)  ge- 
richteten gleichzustellen  sind,  sind  uns  schon  aus  den  ersten  drei  Jahr- 
hunderten mehrere  erhalten,  teilweise  allerdings  nur  in  indirekter  Uber- 
lieferimg.^)  Hierbei  ist  jedoch  zwischen  zwei  verschiedenen  Kategorien 
zu  unterscheiden,  nämlich  den  v7ioiiv7]uara  und  den  sniGToXaC.^)  Der 
Unterschied  zwischen  beiden  liegt  natürlich  nicht  bloß  in  der  äußeren 
Stilisierung,  obwohl  allerdings  die  Epistola  im  Briefstil  (6  dslva  rä  rjys- 
(lövL  laiQsiv)^  das  Hypomnema  im  hypomnematischen  StiH)  (rö  rjye^ovi, 
nagä  tov  öslvog)  gehalten  ist.     Vielmehr  ist  der  wesentliche  Unterschied 

1)  Wessely,  specim.  tab.  8,  11,  16  (68). 

2)  Ich  habe  ursprünglich  geglaubt,  daß  die  -/.araxcogiefiog-GeBuche  (S.  33)  gerade 
diesem  Zweck  dienen  (Hermes  30,  57.^ fg.),  bin  aber  angesichts  des  heute  vorliegenden 
Materials  zu  der  oben  (S.  33  fg.)  dargelegten  Auffassung  derselben  gekommen,  wonach 
sie  mit  dem  Konvent  nichts  zu  tun  haben  (Sitz.-Ber.  69  fg.). 

3)  Lond.  2  p.  153,  4/5  (87);  Giss.  34  (=  Arch.  5,  137)  5/6  (75);  cf.  Oxy.  281,  23—5 
(06);  Lond.  2  p.  149,  12  fg. 

4)  Und  auch,  wenn  und  soweit  der  agxidfxccötTje  eine  Spezialkompetenz  gehabt 
haben  sollte,  Eingaben  an  diesen. 

5)  Vgl.  Mitteis,  Sitz.-Ber.  85  fg.  Material  für  die  ersten  drei  Jahrh. :  Lond.  2 
p.  168  (57).  p.  172  1.  14  (52);  Amh.  Sl,  4,  5  (54);  BGU  327  (61).  64>  (?  ob  nicht  an 
den  Epistrategenv);  Straßb.  41,  18  (93);  Ü.xy.  38  (58).  237  V  6.  VI  12.  —  An  den  Si- 
y.c(Lod6rr}g  BGU  378  (60).   1042,  5.  —  An  deu  aQxidrAaazi^-  Oxy.  281  (66);  cf.  BGU  1156. 

ü)  Näheres  Sitz.-Ber.  86  fg. 

7)  Über  beide  Stilarten  vgl.  Kap.  III  S.  55  und  57. 
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folgender.  Das  Hypomneraa  wird  dem  Statthalter  vom  Kläger  oder  einem 
Bevollmäcbtigten  desselben  in  einer  Sitzung  (Sessio  de  piano  oder  auch 
pro  tribunali)^)  zu  eigenen  Händen  überreicht,  daher  auch  nur  in  der 
Zeit,  welche  für  die  Rechtspflege  bestimmt  ist.  Dieses  ist  (nebst  der 
Konventsladung)  die  einzige  korrekte  Form  der  Anrufung  des  Statthalters. 
Die  Epistola  dagegen,  welche  eigentlich  unzulässig  ist  und  von  den  Statt- 
haltern öfter  durch  Edikte  verboten  2),  praktisch  freilieh,  wie  wir  sehen, 
auch  ebenso  oft  geduldet  wurde,  ist  ein  nicht  persönlich  in  der  Sitzung, 
vielmehr  unabhängig  von  der  Geschäftszeit  dem  Statthalter  überreichtes 
oder  zugesendetes  Schriftstück,  welches  die  Einleitung  eines  eigentlichen 
Prozesses  nicht  zur  Folge  haben  kann. 

Was  nun  den  Zweck  dieser  Eingaben  betrifft,  so  läßt  sich  für  die 
Episteln,  eine  juristische  Bedeutung  derselben  nicht  formulieren,  weil  sie 
eben  überhaupt  außer  der  Ordnung  sind  und  der  Statthalter  berechtigt 
wäre,  sie  zurückzuweisen.  Wenn  das,  wie  gesagt,  nicht  immer  geschieht, 
so  ist  es  nur  Konnivenz  gegen  den  öfter  in  angesehener  Stellung  befind- 
lichen Briefschreiber.  ^)  Der  Statthalter  verfügt  dann  wohl  Untersuchung 
der  Sache  durch  den  Strategen  oder  Ahnliches,  was  aber  schließlich  nur 
auf  einen  Versuch  friedlicher  Beilegung  hinauslaufen  kann. 

Über  den  Zweck  des  Hypomnema,  der  unzweifelhaft  ein  juristischer 
gewesen  ist,  sehen  wir  nicht  recht  klar.  Es  wäre  denkbar,  daß  dem 
Hypomnema  eine  der  oben  bezeichneten  Konventsladungen  parallel  lief 
und  daß  es  bezweckte,  den  Statthalter  auf  die  Ladungssache  vorzubereiten. 
Doch  stehn  dieser  Annahme  Bedenken  entgegen*)  und  ist  es  wahrschein- 
licher, daß  dem  Hypomnema  noch  keine  Ladung  des  Beklagten  entspricht, 
vielmehr  der  Kläger  dadurch  eine  amtliche  Verfügung  des  Statthalters 
(Evokation  des  Beklagten,  Bestellung  eines  Delegatars)  veranlassen  wollte. 

Die  Erledigung  des  Hypomnema  erfolgt  durch  vjtoyQccq)rj.  Diese  vno- 
yQacpr]  wurde  vom  Statthalter  entweder  sofort  in  der  Sitzung  oder  erst 
später  erteilt^),  in  welch  letzterem  Fall  er  sich  in  der  Sitzung  auf  die 


1)  Vgl.  Vat.  fr.  166.  163. 

2)  Oxy.  237  VI  7.  Vgl.  Libanius  adv.  assistentes  magistr.  c.  11  (Förster  4  p.  11); 
adv.  Eustath.  c.  61  (Förster  4  p.  97);  Sitz.-Ber.  87. 

3)  Bei  den  Episteln  in  Oxy.  237  (oben  S.  27)  ist  der  Briefsteller  Ratsherr  von 
Hermupolis. 

4)  Denn  diese  Libelle  enthalten  nie  eine  Erwähnung  einer  gleichzeitig  erfolgten 
Ladung;  auch  sind  die  Faijümer  Stücke  dieser  Art  alle  von  einem  Tag  datiert,  wo 
der  Faijümer  Konvent  mindestens  schon  zu  Ende  gehen  dürfte,  während,  wenn  sie 
einer  Konventsladung  entsprachen,  zu  erwarten  war,  daß  sie  kurz  vor  dem  Konvent 
(in  Alexandrien)  überreicht  wurden.  In  einem  einzelnen  Fall  hätte  diese  Erscheinung 
natürlich  nichts  zu  bedeuten;  aber  daß  sie  oft  vorkommt,  wäre  bei  jener  Auffassung 
auffällig. 

5)  Letzteres  wohl  dann,  wenn  der  Fall  zu  kompliziert  war,  um  sofort  eine  Ver- 
fügung zu  treffen. 
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Entgegennahme  des  Stücks  beschränkt  haben  wird.  Zugestellt  wird  die 
Ausfertigung  der  vTCoyQUfpri  dem  Kläger  auch  vieUeicKt  stets  erst  nach 
der  Sitzung  und  zwar  im  Wege  des  Aushangs.^) 

Der  Inhalt  der  vTtoyQacprj  ist  wiederum  ein  verschiedener. 

a)  In  vereinzelten  Fällen  lautet  sie  bloß  folgendermaßen:  ^El'  ti  8C- 
xaiov  ix£i£^  tovtG)  xQfiGd^ai  dvva6ai,'.^)  Der  Zweck  dieser  fast  nichts- 
sagenden Erledigung  ist  nicht  ganz  durchsichtig.  Möglicherweise  fand 
sie  statt,  wenn  der  Kläger  den  Statthalter  nicht  auf  dem  zugehörigen 
Konvent,  sondern  z.  B.  in  Alexandrien  (während  der  Beklagte  z.  B.  im 
memphitischen  Konventssprengel  wohnte)  aufsuchte,  und  bedeutete  dann 
Verweisung  auf  den  zuständigen  Konvent.  Doch  lassen  sich  auch  andere 
Gründe  denken.^) 

b)  Der  regelmäßige  Inhalt  der  vnoygacpi^  ist  jedoch  die  Verweisung 
an  einen  Unterbeamten  des  Präfekten.  Diese  beginnt  immer  mit  evxvxs 
(tc5  dsivi).     Hierbei  ist  wieder  zwischen  zwei  Fällen  zu  unterscheiden. 

a)  Entweder  lautet  die  vTCoyQaq^-r]  einfach:  evxvxs  {tä  8 elvi),  ohne 
weiteren  Zusatz.  Als  der  Beamte,  an  den  der  Kläger  sich  zu  wenden  hat, 
wird  hierbei  stets  der  Epistrateg*)  bezeichnet.  In  solchen  Fällen  ist, 
wie  es  scheint,  eine  eigentliche  Delegation  des  Epistrategen  zur  Verhand- 
lung und  Entscheidung  der  Angelegenheit  gemeint.  Der  Statthalter  hat 
dann  mit  der  Sache  nichts  weiter  zu  tun.  Es  ist  möglich^),  daß  dann 
dem  Epistrategen  auch  das  Recht  zukam,  die  Sache  zur  Entscheidung 
weiter  zu  delegieren,  z.  B.  an  den  Strategen  des  Gaues,  dem  die  Parteien 
angehörten.  Dies  entspräche  zwar  nicht  den  gewöhnlichen  Regeln,  da  die 
übertragene  Jurisdiktion  sonst  nicht  weiter  übertragbar  ist,  könnte  jedoch 
durch  allgemeine  Regulative  oder  spezielle  Instruktion  den  Epistrategen 
(und  gleichgestellten  Funktionären)  besonders  eingeräumt  worden  sein. 

ß)  In  anderen  FäUen  haben  die  Worte  svrvxs  tä  dstvi  noch  einen 
weiteren  Zusatz,  wie  '6'^,  idv  xl  xfig  s^iTig  duayvcböecjs  xaxaldßri^  ex'  i^e 
ccvansfiil^H.^)     Durch   diesen  Zusatz  wird  eine   eigentliche  Delegation  der 

1)  Sofortige  Zustellung,  d.  h.  Rückgabe  des  subskribierten  LibeUes  in  der 
Sitzung  mußte  oft  deswegen  ausgeschlossen  sein,  weil  die  Verfügung  des  Präfekten 
(wenn  sie  überhaupt  sofort  erfolgte)  doch  erst  in  die  Akten  eingetragen  werden  mußte. 

2)  BGÜ  614,  18—19;    Oxy.  237  V  37. 
8)  Das  Nähere  Sitz.-Ber.  98/9. 

4)  Oxy.  486,  37  (59);  BGU  582  (wenn  Zivilprozeß);  BGU  511  17;  Lond.  2  p.  172 
1.  18  (52);  ähnlich,  d.  h.  mit  dem  inhaltlosen  Zusatz  o?  rä  ■zgoGrfn.ovza  TtoLTJasi  BGU 
256,  33.  Über  nicht  hierher  gehörige  Fälle  Sitz.-Ber.  98  A.  2;  100  A.  1.  —  Übrigens 
ist  es  selbstverständlich,  daß  auch  an  den  Juridicus  oder  andere  hochgestellte 
Funktionäre  in  gleicher  Weise  verwiesen  wurde.  Nur  würde  ich  in  BGü  1019,  9/10 
keinen  sicheren  Beleg  dafür  erblicken;  denn  möglicherweise  fiel  dieser  Rechtsfall 
schon  an  sich  in  die  Kompetenz  des  Juridicus  und  war  beim  Präfekten  nur  irrtüm- 
lich vorgebracht  worden. 

5)  Näheres  darüber  Sitz.-Ber.  103/4  und  in  der  Einl.  zu  93. 

6)  O.xy.  237  V  7;  BGÜ  871,  10;  (Verwaltungssache:  BGU  1085).    Hermes  30,581; 
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Entscheidung  ausgeschlossen  und  die  Verweisung  auf  ein  bloßes  Kom- 
missariat beschränkt.  Der  Adressat  solcher  Subskriptionen  ist  niemals 
der  Epistrateg,  den  man  vielmehr  nur  mit  VoUdelegationen  betraut  zu 
haben  scheint,  sondern  regelmäßig  der  Strateg.  Seine  Aufgabe  ist  es 
dann,  auf  Grund  des  ihm  erteilten  Auftrags  die  Parteien  zu  vernehmen 
und  nach  gepflogener  Erhebung  der  Sache  das  Aktenmaterial  dem  Statt- 
halter zur  weiteren  Verfügung,  insbesondere  eventuellen  Einleitung  des 
ordentlichen  Prozesses,  zu  unterbreiten. 

Veränderungen  im  vierten  Jahrhundert.  In  dieser  Zeit  haben 
sich  die  Libelle  insofern  verändert,  als  es  jetzt  Strategen  und  Epistrategen 
nicht  mehr  gibt  und  auch  die  Konventeinteilung  hinweggefallen  ist.  Doch 
besteht  der  Unterschied  zwischen  polizeilichen  resp.  friedensrichterlichen 
Eingaben  und  solchen  an  den  Statthalter  auch  jetzt  noch  fort.  Nur  rchten 
sich  die  ersteren  jetzt  an  die  neuen  an  Stelle  der  Strategen  und  Epi- 
strategen getretenen  Ortsbehörden.  ^)  Gänzlich  hin  weggefallen  ist  die 
Konventsladung.  Die  Ladung  des  Beklagten  geschieht  vielmehr  jetzt  offi- 
ziell durch  Litis  denunciatio  {naQayysXLo)  im  jüngeren  Sinn  des  Wortes. 
Von  einer  solchen  finden  wir  ein  sehr  vollkommenes  Exemplar  erhalten 
in  Lips.  33  11,  11  fg.  (55).  Es  unterscheidet  sich  von  den  Parangelien  der 
ersten  Jahrhunderte  dadurch,  daß  es  nicht  an  die  Behörde  mit  Bitte  um 
Zustellung  an  den  Beklagten  stilisiert  ist,  sondern  der  Beklagte  direkt  an- 
geredet ist;  allerdings  ist  es  entsprechend  der  Verordnung  von  Konstantin 
C.  Th.  2,  4,  2  (zumal  es  eine  Denunciatio  ex  auctoritate  enthält)  bei  der 
Behörde  (im  gegebenen  FaU  der  iiy^iiav)  überreicht,  welche  die  Zustellung 
beurkundet.  Nach  den  Angaben  der  Rechtsbücher  würde  man  erwarten, 
daß  dies  im  vierten  Jahrh.  die  einzige  Form  der  Ladung  bildet.  Auf- 
fallenderweise fluiden  sich  daneben  auch  Eingaben,  welche  an  den  Statt- 
halter adressiert  sind  und    diesen  um   Evokation  des  Beklagten   bitten.*) 


Sitz.-Ber.  99.     über  die   entsprechende  Verfügung   durch  Dekret  in   mündlicher  Ver- 
handlung s.  unten  S.  43. 

1)  Praepositns  pagi  Amh.  141  (126);  vvxroffTpdrTjyog  Lips.  39  (127);  toäottjptjttj? 
BGü  670;  auch  Offiziere:  ^napxog  d7,rig  ctgartaräv  Lond.  2  p.  281  (128)  (diese  nament- 
lich bei  kleineren  Strafsachen);  Lond.  2  p.  271,  — 4,  — 5,  —6,  —7/8,  —79/80,  —  82  u.  a. 
Eine  Theorie  der  Amts  Organisation  der  Ortspolizei  ist  m.  E.  für  diese  Zeit  noch  nicht 
möglich. 

2)  So  Oxy.  67  (56).  71  (62);  Grenf.  2,  78  (63);  Flor.  36  (64);  Amh.  142  (65). 
Hierbei  wird  allerdings  in  Oxy.  67  die  Eingabe  vom  r]y£y.ä>v  faktisch  als  Litis  denun- 
ciatio behandelt  (1.  8—12;  Sitz.-Ber.  108);  ob  bei  den  anderen  Stücken  das  Gleiche 
geschehen  ist,  läßt  sich  nicht  feststellen,  und  ich  halte  es  nach  Amh.  146  (76)  sogar 
für  sehr  zweifelhaft;  denn  die  dort  stattfindende  amtliche  Evokation  entspricht  so 
genau  dem  Antrage  in  Amh.  142,  daß  sie  wohl  als  Paradigma  für  die  Erledigung 
solcher  Evokationsanträge  gelten  darf  Der  scheinbare  Widersprmh  zu  der  Litis- 
denunziationstheorie  der  Rechtsbücber  erklärt  sich  wohl  so,  daß  in  derartigen  Fällen 
das  Verfahren  als  halbkriminelles  aufgefaßt  worden  ist. 
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B.  DIE  ENTWICKLUNG  DES  YEEFAHRENS  IM  EINZELNEN. 

1.  Wie  wir  bereits  gesehen  haben,  beginnt  das  Verfahren  mit  Ladung 
des  Beklagten,  sei  es  durch  Litis  denunciatio  (des  älteren  oder  jüngeren 
Stils),  sei  es  durch  Evokation.  Ob  der  Beklagte  beim  Empfang  der  De- 
nunziation für  sein  Erscheinen  Kaution  stellt,  ist  zweifelhaft,  und  ein- 
zelne Stücke  sprechen  dagegen.^)  Die  Evokation  konnte  wohl  auch 
von  zwangsweiser  Vorführung  begleitet  sein^);  inwiefern  andernfalls  Kau- 
tionsstellung obligatorisch  war,  ist  den  Papyri  gleichfalls  nicht  sicher  zu 
entnehmen;  doch  dürfte  sie  oft  verlangt  worden  sein.^) 

Daß  nach  der  Ladung  beide  Parteien  sich  zu  den  Gerichtssitzungen 
einzufinden  und  daselbst  bis  zur  Erledigung  ihrer  Angelegenheit  zu  warten 
haben,  wurde  für  die  ersten  drei  Jahrhunderte  bereits  bemerkt  (S.  36/37). 
Im  vierten  Jahrhundert,  dem  Zeitalter  des  eigentlichen  Denunziations- 
prozesses, ist  diese  Wartepflicht  dadurch  gemildert,  daß  vor  Ablauf  von 
vier  Monaten  nach  Zustellung  der  Denunciatio  der  Antrag  auf  Einleitung 
des  Kontumazial Verfahrens  nicht  gestellt  werden  kann.  Daraus  ergibt  sich 
folgender  Zustand:  Die  Parteien  brauchen  erst  am  letzten  Tage  des  vierten 
Monats  zu  erscheinen.  Ausbleiben  an  diesem  Termine  zieht  für  den  Be- 
klagten Einleitung  des  Kontumazialverfahrens,  für  den  Kläger  dagegen 
Sachfälligkeit  mit  sich.  Übrigens  steht  es  den  Parteien  auch  frei,  früher 
zu  erscheinen  und  zu  verhandeln,  so  daß  der  obige  Zeitpunkt  nicht  als 
eigentlicher  gesetzlicher  Verhandlungstermin  gelten  kann.*) 

In  welcher  Weise  die  Reihenfolge  der  Verhandlungssachen  vor  dem 
Statthalter  bestimmt  wurde,  ist  nicht  bekannt. 

2.  Über  den  Fortgang  der  Verhandlung  werden  wir  erst  durch  Ur- 
kunden des  vierten  Jahrhunderts^)  näher  informiert,  während  wir  aus  der 
früheren  Zeit  nur  unzulängliche  Bruchstücke  von  Verhandlungsprotokollen 
besitzen.  Die  Protokolle  des  vierten  Jahrhunderts  geben  das  Bild  einer 
ziemlich  scharf  formalisierten  Einleitung,  welche  in  wesentlichen  Punkten 


1)  Sitz.-Ber.  113. 

2)  Das  in  den  Urkunden  häufig  vorkommende  Begehren  um  &%%^i)vai  deutete  ich 
in  Sitz.-Ber.  63  A.  1  auf  zwangsweise  Vorführung ;  auf  bloße  Ladung  unter  Androhung 
der  Zwangsgeetellung  bezieht  es  Wengerj  R.  bist.  Pap.  Stud.  112  A.  4.  Für  letztere 
Auffassung  fällt  jetzt  der  jüngst  erschienene  P.  Aphrod.  67926,  13  ins  Gewicht,  wo 
von  &yayslv  kxdrtQOv  (ligog  die  Rede  ist;  denn  beide  Parteien  wird  man  nicht 
zwangsweise  vorführen.     Anderseits  aber  vgl   Anm.  3. 

3)  Man  vgl.  dazu  77  und  78;  auch  werden  kleine,  kautionsunfähige  Leute  bei 
der  Ladung  verhaftet.     Vgl.  Einl.  zu  71. 

4)  Mitteis,  Sav.  Z.  27,  351  fg.;   Sitz.-Ber.  114. 

5)  Material:  Lips.  38  (97);  Lond.  3  Nr.  II  971  p.  128  (95);  CPR  233  (letztere  beide 
allerdings  verwaltungsrechtlich,  aber  doch  wohl  analog  zu  verwenden);  P.  Bouriant, 
Arch.  1,  298  fg.  (96).  —  Der  P.  Kairo,  Arch.  1,  340,  sowie  die  Protokolle  der  älteren 
Zeit  bieten  wenig. 
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den  Grundsätzen   des  ordentlichen  klassischen  Zivilprozesses  nachgebildet 
ist,  obwohl  es  sich  hier  immer  um  Cognitio  extra  ordinem  handelt. 

a)  Die  Protokolle^)  konstatieren  zunächst,  wer  von  den  Parteien  und 
ihren  Vertretern  anwesend  ist,  Lips.  38  I  2  fg.  und  P.  Bouriant  (Arch. 
1,  298  1.  2  fg.).  Sodann  wird  in  den  nach  dem  Jahr  382  fallenden  Pro- 
tokollen, wenn  für  eine  Partei  ein  Prozeßprokurator  erschienen  ist,  dessen 
Vollmacht  verlesen  und  zu  den  Akten  genommen.  Das  entspricht  der 
dem  genannten  Jahr  entstammenden  Vorschrift  C.  Th.  2, 12, 3,  mag  übrigens 
schon  früher  üblich  gewesen  sein.  Darauf  kommt  es  im  Fall  der  Pro- 
kuratur  noch  zur  erforderlichen  Prozeßkaution,  also  beim  Prokurator  des 
Beklagten  zur  Cautio  iudicatum  solvi  Jedoch  findet  die  Kaution  dabei 
nicht  für  eine  Actio  iudicati  gegen  den  Prokurator  statt,  wie  es  dem 
klassischen  Recht  entsprechen  würde,  sondern  für  eine  solche  gegen  die 
vertretene  Partei  selbst.  Das  hängt  offenbar  damit  zusammen,  daß  in  der 
späteren  Zeit  der  mit  schriftlicher  (wenn  auch  nur  privatschriftlicher) 
Vollmacht  ausgestattete  Prokurator  dem  Kognitor  gleichgestellt  wird. 
Eine  Kautionsbestellung  auf  Seite  des  schriftlich  bevollmächtigten  kläge- 
rischen Prokurator  (Cautio  ratam  rem  haberi)  wird  aus  dem  gleichen 
Grund,  wenigstens  in  späterer  Zeit,  nicht  mehr  verlangt.^) 

b)  Nach  den  Regeln  des  klassischen  Prozesses  müßte  es  nun  zur 
Editio  actionis  kommen,  was  in  P.  Bouriant  auch  tatsächlich  der  Fall  ist 
und  auch  sonst  die  Regel  zu  bilden  scheint.  Doch  kommt  es  auch  vor, 
daß  der  Statthalter  schon  vor  erfolgter  Edition  einen  Iudex  pedaneus  be- 
stellt, was  jedenfalls  eine  aus  praktischen  Gründen  stattfindende  Irregula- 
rität ist.')  In  solchen  Fällen  bleibt  es  dem  Judex  überlassen,  nicht  bloß 
die  Edition  vor  sich  vollziehen  zu  lassen,  sondern  auch  Exzeptionen  nach 
freiem  Belieben  zuzulassen  (Lips.  38  II  8 — 5  [97]). 

Wo  dagegen  die  Regel  befolgt  wird,  hat  nach  der  Edition  die  Im- 
petratio  actionis  unter  Feststellung  der  zugelassenen  Einreden  zu  erfolgen.*) 
Erst  darauf  vollzieht  sich  die  Bestellung  des  Judex  pedaneus,  falls  der 
Präfekt  die  Sache  nicht  persönlich  in  der  Hand  behält. 

c)  Bei  dieser  Bestellung  ist  es  in  der  früheren  Zeit  und  bis  in  das 
vierte  Jahrhundert  hinein  nicht  selten,  daß  dem  Judex  der  Streitpunkt 
vom  Statthalter  durch  eine  formelähnliche  Instruktion  bekannt  gegeben 
wird,   wie    es  z.B.   in  BGU  136,  24 fg.  lautet:    6   rov   vo^ov   ötQatrjybg 


1)  Über  die  Führung  und  Form  der  gerichtlichen  Protokolle  im  allgemeinen: 
Mommsen,  röm.  Strafr.  512  fg. ;  Wilcken,  Abh.  der  sächs.  Ges.  27  (1909),  Nr.  23;  vgl. 
auch  Harnack,  Berl.  Sitz.-Ber.  1910,  122  fg. 

2)  Über  dieses  alles  Mitteis  zu  Lips.  38  (p.  120  fg.);    Sitz.-Ber.  115  fg. 

3)  Lips.  38  I  i.  f.  (97);    näheres  Sitz.-Ber.  S.  118  fg. 

4)  Dies  ist  aus  den  Urkunden  nicht  unmittelbar  zu  belegen,  folgt  jedoch  aus 
den  Rechtsbüchern  und  Lips.  38  (Sitz.-Ber.  118  fg.). 
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i^erdösi  ütsgl  tovtov,,  xccv  (paväßt  ot  tcsql  tbv  ^avo^yscc  xatä  ravtrjv  tijv 
alxCav  avtSLXrj^fisvoi,  täv  naxQcicov  tfig  ixxaXovöi^g,  a7Coxata6rad'f}vav  avrri 
xoLT^eei  xä  nQoßr^Tiovxa.^)  Wahre  Prozeßformeln  im  Sinne  des  klassi- 
schen Rechts  sind  solche  Instruktionen  natürlich  nicht.^)  Seit  dem  Jahre  338 
finden  wir  sie  nicht  mehr. 

Yon  der  Bestellung  eines  eigentlichen  Judex  pedaneus  ist  wieder  die 
Bestellung  eines  bloßen  Kommissars  zu  unterscheiden.  Sie  entspricht 
genau  der  oben  S.  40  besprochenen  Bestellung  von  Kommissaren  durch 
Subscriptio  und  erfolgt  mit  denselben  Worten^),  aber  natürlich  mündlich 
zu  Protokoll.  Hier  ist  daher  der  Kommissar  nur  dazu  bestellt,  die  Sache 
zu  erheben  und  dem  Statthalter  zu  einem  späteren  Yerhandlungstermin 
wieder  vorzulegen. 

4.  Die  Personen,  welche  in  obiger  Weise  zu  Judices  pedanei  bestellt 
werden,  sind  verschiedene.  Niemals  ist  es  der  Epistrateg,  da  man  diesen 
nur  durch  vTtoyQaq^ri  in  der  Weise  delegiert  zu  haben  scheint,  daß  auch 
schon  die  Einleitung  des  Prozesses  (Edition  usf.)  bei  ihm  zu  erfolgen 
hatte,  vgl.  S.  39b a.  Häufig  dagegen  finden  wir  Strategen,  Offiziere  und 
sonstige  Beamte.*)  Im  vierten  Jahrhundert  insbesondere  die  jiQonoXixEvd- 
^svoL  der  Bezirkshauptstädte.  Alle  diese  Beamten  werden  so  häufig  be- 
stellt, daß  sie  ganze  ProtokoUbände  über  ihre  Verhandlungen  zu  führen 
pflegen.  ^) 

Nicht  selten  ist  es  dabei,  daß  auf  die  Auswahl  des  Judex  pedaneus 
den  Parteien  Einfluß  gestattet  wird.  Sie  machen  also  dem  Statthalter 
einen  Vorschlag,  welchen  dieser  berücksichtigt.  Doch  ist  er,  da  der  Judex 
pedaneas  kein  Geschworener  ist,  hierzu  nicht  verpflichtet;  auch  sind  ver- 
mutlich nur  Beamte  in  dieser  Weise  zur  Wählbarkeit  zugelassen  worden. 
Der  von  den  Parteien  übereinstimmend  vorgeschlagene  Judex  wird  regel- 
mäßig als  (isGCxrjg  xal  xQiX7]g  (arbiter  et  judex)  bezeichnet,  während  der 
vom  Statthalter  einseitig  ernannte  schlechtweg  xgixijg  heißt.®) 

1)  Gradenwitz,  Hermes  28,333;  Mitteis,  Hermes  30,580;  Boulard  a.  0.;  Partsch, 
Schriftformel  im  Prov.-Prozeß  72  fg  ;  Mitteis,  Sitz.-Ber.  121  A.  1. 

2)  Diesen  selbstverständlichen  Satz  hat  besonders  Boulard  a.  0.  mit  großer  Breite 
ausgeführt;  ziemlich  überflüssigerweise,  da  nie  jemand  das  Gegenteil  behauptet  hat. 

3)  P.  Cattaoui  Verso  E  4fg.  HI  20fg.  V  20fg.;  BGU  245  II  2—4;  388  II  9;  Straßb. 
6,  18;  Wessely,  Specim.  tab.  11  Nr.  18  (cf.  Lond.  2  p.  149);  BGU  613,  14(?);  Oxy.  237 
V  7  fg.;  Hermes  30,  581.  Über  die  Bestellung  von  Rechnungssachverständigen  {Xoyo- 
■ö-^Tat)  insbesondere  Sitz.-Ber.  122. 

4)  Material:  CPR  18  (84)  (ein  Kohortenpräfekt) ;  Oxy.  653  der  xiUäQxrig;  BGU 
114  I  4/5  der  atQccxriyö?  von  Alexandrien;  Oxy.  37  (79),  cf.  38  (68);  BGU  136  (?)  (86). 
245  1I(?)  der  Gaustrateg;  BGU  592  11  2  ein  gewesener  Gymnasiarch;  Lond.  2  p.  153 
1. 12  fg.  (87)  ein  gewesener  Exeget;  Lond.  3  p.  129  (Verwaltungssache):  der  Präpositus 
pagi.  Unbekannte  Personen:  BGU  19  (85);  Rein.  44  (82).  Unsicher  sind  die  Funktio- 
nen des  vnofLvriiiatoyQäcpog  in  Straßb.  22  11  28.     Näheres  Sitz.-Ber.  124. 

5)  Sitz.-Ber.  125. 

6)  Sitz.-Ber.  124  fg. 
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5.  Über  das  Urteil  bieten  die  Urkunden  wenig  Aufschlüsse;  doch 
ergibt  sich  nirgends  eine  Spur  Ton  Condemnatio  pecuniaria,  die  auch  im 
Kognitionsprozeß  nicht  zu  erwarten  wäre  (vgl.  bes.  Oxy.  1,  37  [79]  u.  a.). 

6.  Die  Zwangsvollstreckung,  welche  nach  Ablauf  des  Tempus 
iudicati^)  eintritt,  ist,  gemäß  den  allgemeiuen  Grundsätzen  des  römischen 
Zivilprozesses,  Personal-  oder  Realexekution. 

Die  erstere^)  entspricht  sowohl  dem  römischen  als  dem  vorrömisch- 
ägyptischen  Landesrecht,  wie  es  sich  in  der  Ptolemäerzeit  (S.  20)  gestaltet 
hatte  und  ist  wohl  nie  ganz  aufgehoben  worden.  Wir  finden  Zeugnisse 
für  sie  zunächst  aus  der  Zeit  des  Augustus  iu  BGU  1138  (100)  vom  Jahre 
19/18  V.  Chr.  und  der  des  Tiberius  in  Oxy.  259  (101).  Im  J.  68  n.  Chr.  aller- 
dings äußert  sich  der  Praefectus  Aegypti  Ti.  Julius  Alexander  in  seinem 
bekannten  Edikt  (102)  so,  als  ob  die  ngä^i^  ix  t&v  ecaimtcav  von  Augustus 
vollständig  aufgehoben  worden  wäre;  doch  wird  man  wohl  berechtigt  sein, 
dies  nicht  wörtlich  zu  verstehen,  sondern  auf  die  von  Augustus  eingeführte 
Möglichkeit  der  Cessio  bonorum  zu  beziehen.^)  Nur  ist  die  Anwendung 
privater  Schuldhaft  —  abgesehen  etwa  von  dem  srngulären  Fall  des 
äyfhyifiog,  s.  unten  S.  46  —  jedenfalls  von  jeher  als  unzulässig  betrachtet 
worden*);  wir  sehen  in  den  oben  angeführten  Quellen  stets  den  öffent- 
lichen Schuldturm  {(pvlaxTJ  oder  nQaxtÖQSLov)  m  Verwendung  stehn. 

Die  Fortdauer  der  Personalexekution  in  der  späteren  Zeit  ergibt  sich 
sowohl  aus  der  ständigen  Klausel  der  Schuldverschreibungen,  wonach  die 
Vollstreckung  stattfinden  soll,  'ex  re  tov  vicoxqeov  (xal  ix  r&v  vtcccq^ 
%6vtGiv  avttSy,  wie  aus  dem  Umstand,  daß  bei  der  Ladung  zum  Prozeß 
stets  auch  das  äysiv  (ducere)  zulässig  geblieben  ist  (S.  41  A.  3);  femer 
aus  dem  Parallelismus  der  außerägyptischen  Praxis  °);  besonders  in  den 
byzantinischen  Papyri  endlich  tritt  sie  wieder  ganz  direkt  hervor.  Sehr 
bezeichnend,  wenn  auch  scherzhaft,  sagt  ein  Brief  aus  dem  vierten  Jahrh. 
(Fay.  135,  7):  tva  iiij  dö^rj  jitot  öTQcctiditag  ocTtoöTlXac  im  aal  (=  tth} 
xal  6vyxli6d-f}g  'd%Qi  av  nXrjQaGrig.     Oxy.  902  vom  J.  465  zeigt  einen  im 

1)  Ein  solches  dürfte  allerdings  für  das  Kognitionsverfahren  nicht  gesetzlich 
festgelegt  gewesen  sein,  wurde  aber  wohl  von  Fall  zu  Fall  vom  Richter  nach  freiem 
Ermessen  anberaumt;  "Wenger,  Actio  iud.  246  fg. 

2)  Reichsrecht  444—458. 

3)  Reichsrecht  447  A.  5  war  ich  geneigt,  für  eine  wörtliche  Auslegung  des 
Edikts  einzutreten;  aber  seit  dem  Erscheinen  von  Oxy.  259  bin  ich  anderer  Ansieht; 
Arch.  1,  352/3. 

4)  Ausdrückliche  Verbote  derselben  bringt  die  nachklassische  Zeit;  C.  Th.  9, 11, 1; 
9,  5,  1.  2. 

6)  Reichsr.  452  fg.  —  Die  Angabe  von  Bethmann-HoUweg,  Ziv.-Proz.  8,  314: 
„Schuldhaft  trifft,  abgesehen  von  Insolvenz,  nur  den  fiskalischen  Schuldner",  ist  un- 
richtig. In  C.  Th.  11,  7,  3  (a.  320)  enthalten  zwar  die  beiden  ersten  Sätze  ein  all- 
gemeines Verbot  von  Carcer  und  Verbera;  aber  der  dritte  Satz  läßt  sofort  für  con- 
tumaces  debitores  die  'aperta  et  libera  custodia  militaris'  zu.  Was  diese  praktisch 
bedeutet,  zeigen  die  sonstigen  Quellen. 
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dBdiimrriQiov  verhafteten  Schuldner,  ebeniBO  Lips.  Inv.  Nr.  244  (71),  ähn- 
Hch  Lond,  1  Nr.  113, 12(d)  (p.  227,  8  fg.). 

Abusiv  ist  übrigens  neben  dem  öffentlichen  Schuldturm  stets  die 
Privathaft  gehandhabt  worden^),  und  die  Behandlung  der  Schuldner  war 
auch  im  öffentlichen  Schuldgefängnis  mitunter  eine  sehr  rauhe.  ^)  —  Nur 
konnte  sich  der  Schuldner  durch  Cessio  bonorum,  unter  den  für  dieselbe 
bestehenden  Bedingungen,  von  der  Schuldhaft  befreien,  wofür  jetzt  Lips. 
Inv.  244  (71)  ein  Beispiel  aus  dem  fünften  Jahrhundert  bringt. 

Die  Realexekution  ist  in  den  Papyri  Spezialexekution,  wie  sie  dem 
Kognitions verfahren  eigentümlich  ist.  Von  der  Generalexekution  (missio 
in  bona)  des  Ordinarverfahrens  findet  sich  in  Ägypten  keine  Spur,  obwohl 
natürlich  im  Fall  des  Konkurses  Missio  in  bona  auch  hier  verfügt  worden 
sein  muß.  Übrigens  sind  die  überlieferten  Fälle  der  Vermögensexekution 
meist  insofern  eigentümlich  gestaltet,  als  sie  regelmäßig  nicht  zur  Voll- 
streckung von  gerichtlichen  Urteilen  stattfinden,  sondern  behufs  Voll- 
streckung der  sehr  verbreiteten  Exekutivurkunde.  Und  da  es  sich  bei 
dieser  wieder  fast  immer  um  Vollstreckung  in  bestellte  Konventional- 
pfänder  handelt,  wird  die  Darstellung  dieses  Punktes  besser  im  Anschluß 
an  die  Lehre  vom  Pfandrecht  gegeben  (vgl.  Kap.  V).  Allgemein  läßt  sich 
jedoch  schon  hier  bemerken,  daß  ein  privater  Zugriff  des  Gläubigers 
grundsätzlich  als  ausgeschlossen  gilt  und  ein  amtliches  Vollstreckungs- 
dekret verlangt  wird^);  das  ist  bezüglich  der  Bealexekution  vielfach  be- 
zeugt (s.  Kap.  V),  folgt  aber  auch  bezüglich  der  Personalexekution  von 
selbst  daraus,  daß  sie  eben  im  öffentlichen  Gefängnis  vor  sich  geht.  Auch 
die  einzelnen  VoUzugshandlungen  sind  durch  Beamte  vorgenommen  worden. 
Als  solche  erscheinen  am  häufigsten  die  ^svix&v  jtQccxtOQsg,  welches  ptole- 
mäische  Institut  sich  also  auch  in  der  Kaiserzeit  erhalten  hat.*)  Doch 
kommt  es  auch  vor,  daß  der  Stratege  in  solchem  Zusammenhange  ge- 
nannt wird.^) 


1)  Die  das  Verbot  des  Privatkerkers  einschärfenden  Konstitutionen  C.  Th.  9, 11, 1; 
9,  5,  1  sind  gerade  nach  Ägypten  adressiert.  Auch  in  Lips.  Inv.  Nr.  244  (71)  werden 
die  Idiat,  kariai  in  1.  6  ein  Privatgefängnis  des  Gläubigers  bedeuten.  Das  Bild  einer 
wahren  Folterkammer  in  einem  solchen  gibt  jetzt  Aphrod.  67005,  15 — 19. 

2)  In  dem  oben  (A.  1)  angeführten  P.  Lips.  beschwert  eich  der  Schuldner:  ,^'OnsQ 
6cTtr]YQQSvfi^vov  Tolg  vdftois  (gemeint  ist  C.  Th.  11,  7,  3)  ißaaaviad-riv  ....  xal  iv  tjj 
Srnioaia  flpxr^". 

3)  Dasselbe  ist  natürlich  vom  Inhaber  der  Gerichtsbarkeit  zu  erbitten,  also  vom 
Statthalter  resp.  Dikaiodotes  (und  Archidikastes  ?)  auf  Grund  etwaiger  Spezialkom- 
petenz.  Doch  mag  der  Statthalter  unter  Umständen  die  Prüfung  der  Vollstreckbar- 
keit einem  Delegatar  überwiesen  haben;  hierauf  bezieht  sich  vielleicht  BGU  613,4 — 6 
(vgl.  G.  I.  7,53,6);  ob  auch  der  in  Oxy.  237  VIII  3  genannte  „^jtuQxoQ  ßzoXov  Tial  [inl 

4)  Belegstellen  in  Kap.  I  S.  19  A.  6,  sovde  S.  30  A.  6. 

5)  BGU  378,  23  fg.   (ob  nur  als  vermittelndes  Organ  zwischen  SiKccioSorrig  und 
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Eine  Besonderheit  wird  allerdings  bezüglich  jener  Schuldner  anzu- 
nehmen sein,  welche  in  einer  (Exekutiv-)Urkunde  zugesagt  hatten,  daß  sie 
bei  Nichterfüllung  als  dycoyi^oi  gelten  sollten;  diese  Klausel,  jedenfalls 
schon  aus  der  ptolemäischen  Zeit  herrührend  (S.  20),  ist  in  vielen  ale- 
xandrinischen  Urkunden  der  augusteischen  Zeit  ersichtlich.^)  Die  Wirk- 
samkeit derselben  scheint  allerdings  nur  bei  IliQöat  r^g  eTnyovrig^)  statt- 
gefunden zu  haben,  denn  die  Kontrahenten  jener  Urkunden  werden  als 
solche  bezeichnet.^)  Sie  muß  von  der  gewöhnlichen  Personalexekution 
verschieden  gewesen  sein  und  zwar  offenbar  im  Sinne  einer  Verschärfung; 
denn  es  steht  noch  neben  der  ayaytftog- Klausel  stets  die  (bei  Nicht- 
Persem  allein  übliche)  Verabredung  '17  de  tiqü^is  iöxa  sx.  xs  avxov  .... 
xad^ccTtsQ  EX  dtxrjg'.  Ihre  Bedeutung  darf  etwa  darin  gesucht  werden,  daß 
die  Vollstreckung  noch  über  die  gewöhnliche  Personalexekution  hinaus 
beschleunigt  war*),  auch  läßt  sich  fragen,  ob  nicht  in  diesem  Fall 
private  Schuldknechtschaft  (und  Arbeitszwang)  eintrat.  Doch  ist  über 
all  dies  noch  nichts  Bestimmtes  zu  ermitteln. 


^Bviii&v  nQcc'KtcoQ?).     Vgl.  femer  die  ivsxvQwv  XfjiirpLg  durch  den   Strategen  in   Oxy. 
71  I  18  (62)  nnd  die  argariattai  in  Fay.  135,  7;  allerdings  lauter  recht  unklare  Stellen. 

1)  BGU  1052—7.  1106.  1115—9.  1121—2.   1142—3.  1145—7.  1150—1—6. 

2)  Über  diesen  Begriff  s.   Bouche-Leclercq,   hist.   des  Lagides  4,  36 fg.;    Otto, 
Priester  und  Tempel  1,  224  fg.;  Schubart,  Arch.  5,  112  fg. 

3)  Hierzu  noch  Oxy.  271,  10—11;  Lips.  120,  dazu  Lewald  a.  0.  29,  A.  2. 

4)  Z.  B.  wird  das  Mahnverfahren  (Kap.  V)  entfallen  sein.    Ob  auch  das  gericht- 
liche Duktionsdekret  (so  Lewald  52)?. 


KAPITEL  in. 

ME  URKUNDE. 

Literatur:  Allgemeine  Übersicht,  zunächst  vom  Standpunkt  des  römischen 
Rechts,  mit  nachfolgender  Vergleichung  der  gräko-ägyptischen  Urkunde:  Mitteis, 
Rom.  Privatr.  1,  290 — 314.  —  Für  die  römische  Urkunde  speziell  grundlegend: 
Mommsen,  Hermes  12,  88 fg.  =  Jur.  Schriften  3,  221  fg.  und  Brunner,  Zur  Rechts- 
geschichte der  röm.  und  germ.  Urkunde  44 — 66.  Siehe  außerdem  noch  Voigt,  Rom. 
R.-Gesch.  2,  378 — 386  und  die  daselbst  S.  381  Anm.  14  Zitt.  Spezialuntersuchungen 
(Unterschrift  und  Zeugenzahl)  bei  Bruns,  Ges.  Sehr.  2,  ü7 — 128.  —  Für  die  byzan- 
tinische Zeit:  Bethmann-Holl-weg,  Ziv.-Proz.  3,  168—175;  279 — 287.  —  Das  alt- 
griechische Urkundenwesen  ist  in  neuerer  Zeit  mehr  für  die  öffentliche  Urkunde 
untersucht  worden;  dabei  bietet  jedoch  Wilhelm,  Beitr.  zur  griech.  Inschr.-Kunde 
(1909)  229 — 328  jetzt  besonders  durch  Berücksichtigung  der  Papyri  auch  für  die 
gräko-ägyptische  Privaturkunde  Wertvolles.  Für  die  altgriechische  Privaturkunde 
vgl.  etwa  Gneist,  Formelle  Verträge  (1845)  421  fg.;  Dareste,  Nouv.  etudes  du  droit 
(1902)  96—108  und  Keil,  Anonymus  Argentoratensis  192—3;  305  A.  1  (letztere  beide 
besonders  auf  die  öffentliche  Verwahrung  der  Urkunden  Rücksicht  nehmend);  Kera- 
mopullos,  Klio  4,  18 — 28  (über  die  Unterschriften).  Zusammenfassend  Beauchet, 
Hist.  du  droit  priv.  de  la  republ.  Äthan.  4,  46 — 82  mit  Angaben  älterer  Literatur. 
Vgl.  noch  Wilhelm,  österr.  Jahreshefte  f.  Axchäol.  12,  125  mit  Literatur;  Dziatzko, 
Artt.  „Archiv"  und  „Buch"  in  Pauly-Wissowa;  Deissmann,  Licht  aus  dem  Osten 
(1909)  Kap.  in. 

Speziell  für  die  Papyrus-Urkunden: 

1.  Demotisches  Urkundenwesen :  Revillout,  Authenticite  des  actea  (Rev.  egyp- 
tol.  2,  103  fg.):  Les  obligations,  2°  le9on;  Pr^cis  1,  595  fg.  u.  ö.;  Lumbroso,  Recher- 
ches  258  (über  die  ftoroypaqpot);  Bouche-Leclercq,  Hist.  des  Lagides  4  (128 — 133); 
Otto,  Priester  und  Tempel  2,  295  fg.  (über  die  /xovoypaqpot);  Griffith,  The  Rylands 
Papyri  3,  32  fg.  und  passim:  Bry,  Essai  sur  la  vente  dans  les  papyrus  Gröco-^gyptiens 
(Paris  1909)  27  fg. 

2.  Griechische  Urkunden  der  Ptolemäerzeit.  Im  allgemeinen:  Bouchä-Leclercq 

4,  133  fg.;  P.  Meyer,  Klio  4,28—31;  6,  420 ff.;  Reinach,  Pap.  Rein.  S.  43— 51; 
Rubensohn,  P.  Elephant.   S.  6—17;  Wilcken,  Arch.  5,  202—7;   Bry  a.  0.  77—95. 

Über   die    Syngraphophylax- Urkunden    insbesondere:   Lumbroso,    Recherches 

5.  58  ff. ;  neuere  Literatur  dieser  Materie  (beginnend  mit  der  Veröffentlichung  der 
Tebtynis-Papyri):  Grenfell-Hunt  zu  Teb.  105  p.  462;  P.  Meyer,  Klio  6,  451—465; 
Wilcken,  Arch.  3,  522;  4,  187  fg.;  5,  204  fg. 

3.  Ptolemäische  und  römische  Urkunden  gemeinsam.  Im  allgemeinen:  Graden- 
witz, Einführung  91—94;  110—112;  122—150  (dazu  Wilcken,  Deutsche  Lit.-Zeitg. 
1900  Sp.  2466—8);  Waazynski,  Bodenpacht  9-36  (dazu  P.  Meyer,  Berl.  Phil. 
Wochenschr.  1906  Heft  51  u.  52;  Wenger,  Arch.  4,  190  fg.);  Gentilli  in  den  Studi 
di  filol.  class.  13,  276—289,  vgl.  auch  Wessely,  Denkschr.  der  Wiener  Akad.  1902  IV 
50 fg.;  Ferrari,  i  documenti  greci  medioevali  di  diritto  privato  dell'  Italia  meri- 
dionale  e  loro    attinenze    con    quelle  bizantini    d'   Oriente   e  coi   papiri   greco-egizii 


48  Kap.  III.    Die  Urkunde. 

(Leipzig,  Teubner  1910)  112  fg.  (dazu  Eabel,  Sav.  Z.  31,  472  fg.);  Preisigke,  Giro- 
vesen  im  griech.  Ä^pten  (Straßb.  1910),  272—536  (dazu  Partsch,  G-ött.  G.  Anz. 
1910,  737—44;  749—51.  Diese  in  allen  wesentlicben  Punkten  zutreffende  Kritik  der 
Preisigke  sehen  Aufstellungen  erschien  erst  während  der  Korrektur  und  konnte  zu 
den  einzelnen  Punkten  nicht  mehr  zitiert  werden). 

Agoranomische  und  Grapheions-Urkunden  insbesondere:  Peyron  zu  P.  Tor.  1 
p.  83;  Wessely,  Die  ägyptischen  Agoranomen  als  Notare  in  den  Mitteil.  E.  R.  5,  7  fg.; 
Mitteis,  Hermes  30,591—602;  Gerhard,  Philol.  63,  öOlfg;  Erman,  Arch.  2,455—8; 
Koschaker,  Sav.  Zeitsch.  28,  283 fg. 

Synchoresis-Ürkunden :  Koschaker,  Sav.  Z.  28,  270fg.;  Schub  art,  Arch. 
6,  47  fg.;  Lewald,  röm.-ägypt.  Grundbuchrecht  87 — 91. 

Cheirographa :  Grenfell-Hunt,  Introd.  zu  P.  Oxy.  719;  Preisigke,  P.  Straßb. 
1  p.  108  fg.;  Koschaker,  Sav.  Z.  29,  1  fg. 

Bank-diaypaqp?} :  Mitteis,  Sav.  Z.  19,  220fg;  Gradenwitz,  Arch.  2,  106  fg.; 
Festgabe  für  R.  Koch  (1903)  254fg.;  mölanges  Nicole  193fg.;  Erman,  Arch.  2, 
458—462;  Wenger,  Stellvertretung  in  den  Papyri  (1907)  81.  209;  Preisigke, 
Girowesen  s.  c;  vgl.  noch  Piaton,  las  banquiers  dans  la  l^gislation  de  Justinien, 
Nouv.  Rev.  bist.  1909/10  (nicht  unmittelbar  einschlägig). 

Registrierung  und  Versteuerung  der  Urkunden:  Buttmann,  Abb.  der  Berl. 
Akad.  1824,  89fg.;  Droysen,  Rhein.  Mus.  f.  Philologie  3  (1829)  491  fg.;  Lumbroso, 
Rech.  303  fg.;  348  fg.;  Revillout,  Rev.  Egypt.  2,  113  fg.;  Mitteis,  Hermes  30, 
692fg.;  34,  91  fg.;  Naber,  Arch.  1,  85  fg.;  :^13fg.;  2,  32  fg;  Gradenwitz,  Festg. 
f.  R.  Koch  264  fg.;  Koschaker,  Sav.  Z.  28,  254fg.;  Schubart,  Arch.  5,  57  fg. 

4.  Für  das  Urkundenwesen  der  byzantinischen  Zeit  kommt  außer  der  verglei- 
chenden Heranziehung  der  Literatur  über  die  frühmittelalterliche  Urkunde  besonders 
in  Betracht:  W.  Ed.  Schmidt,  die  griech.  Pap.-Urk.  der  kgl.  Bibliothek  zu  Berlin 
1842,  306  fg.;  Wessely,  Denkschr.  der  Wiener  Akad.  XXXVII  (2.  Abt.)  98—101; 
WaszyÄski  a.  0.  36  fg.;  J.  Pfaff,  Tabellio  und  Tabellarius  (Wien  1905).  —  Ohne 
Berücksichtigung  der  Papyri  handelt  über  die  Urkunde  dieser  Zeit  Saboulard, 
^tude  sur  ia  forme  des  actes  de  droit  privä  en  droit  Romain  (Paris  1889)  74 fg.;  für 
die  Vollziehungsfonnel  insbes.  Brunner  a.  0.  67 — 79;  vgl.  auch  Gaudenzi  in  Atti  del 
Congresso  intemaz.  di  scienze  storiche  (Roma.  1903)  vol.  IX  sez.  V,  419  fg.  —  Über 
Scheda  und  Anthenticum:  derselbe,  sulla  suplice  redazione  del  docum.  ital.  nel 
medio  evo  (Florenz  1908)  Appendix  S.  357—364. 


I.  EINLEITUNG. 

I.  Im  gräko-ägyptischeti  Rechtsverkehr  ist  es  überaus  beliebt,  den 
Abschluß  von  Rechtsgeschäften  durch  Errichtung  einer  Urkunde  zu  ver- 
briefen. Diese  Sitte  ist  eine  so  beherrschende,  daß  die  Erw^ähnung  bloß 
mündlich  geschlossener  Verträge  eine  große  Seltenheit  darstellt.  Sie  sind 
eigentlich  nur  auf  folgenden  Gebieten  nachweisbar: 

1.  bei  Realkontrakten  (Darlehen);  hier  war  schon  für  das  altägyp- 
tische Recht  von  Bokchoris  (Diod.  1,  79,  1)  die  Vorschrift  aufgestellt 
worden,  daß  bei  nicht  beurkundeten  Darlehen  der  Eidesbeweis  zulässig 
sein  solle,  und  ähnliche  Vorschriften  dürften  auch  die  eingewanderten 
Makedonier  aus  dem  altgriechischen  Recht  mitgebracht  haben  (vgl.  das 
soloniscbe  Gesetz  im  lex.  Seguer.  s.  v.  8oi,a6xaC  bei  Bekker,  Anecd.  I 
p.  242,  19).  Demgemäß  finden  wir  nicht  beurkundete  Darlehen  erwähnt 
in  BGU  183,  23;  Lond.  2,  p.  204, 11  und  wohl  auch  Oxy.  494,  10;  Magd. 
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25,  2(7),   sowie  eine  bloß  realiter  vollzogene  Hingabe  in  Sequestration  in 
Lips.  32,  4. 

2.  Auch  Kaufverträge  kommen  mitunter  in  rein  mündlicher  Verein- 
barung zustande,  aber  bei  einigermaßen  namhaften  Objekten  doch  nur  so, 
daß  der  mündliche  Vertrag  durch  Arrha  bestärkt  wird^)  (Lond.  2  p.  204,11; 
wohl  auch  CPR  19,4.  24  (69),  wobei  die  Wirkung  dieses  Vertrags 
näherer  Untersuchung  bedarf  (s.  Kap.  VI). 

3.  Endlich  wird  oft  der  äyQaq)og  yocfiog  erwähnt;  hierüber  unten 
Kap.  VIII. 

Im  übrigen  wird  natürlich  die  Erwägung  nicht  übersehen,  daß  der 
unschriftliche  Vertrag  uns  nicht  direkt  überliefert  sein  kann.  Aber  wenn 
er  alltäglich  wäre,  würden  wir  öfter  von  ihm  gesprochen  hören,  und 
außerdem  kommt  die  ungeheuere  Menge  geschriebener  Verträge  in  Be- 
tracht. 

IL  Was  nun  die  Urkunden  betrifft,  so  sind  zunächst  einige  allge- 
meine Begriffe  zum  leichteren  Verständnis  des  Nachfolgenden  festzustellen. 

a)  Der  Jurist  teilt  die  Urkunden  nach  ihrem  Inhalt  ein  in  Zeugnis- 
urkunden und  Dispositivurkunden.  Erstere  sind  solche,  in  welchen 
ein  rechtlich  relevanter  Vorgang,  der  sich  bereits  vor  der  Errichtung  der 
Urkunde  zugetragen  hat,  durch  diese  nur  bestätigt  und  dadurch  leichter 
beweisbar  werden  soll;  z.  B.  über  ein  bereits  gegebenes  und  darum 
schon  an  sich  rechtsverbindliches  Darlehen  wird  ein  Schuldschein  aus- 
gestellt oder  über  ein  mündlich  errichtetes  Testament  wird  zur  Festhal- 
tung des  Testamentsinhaltes  ein  Protokoll  errichtet.  Dispositiv  sind 
solche  Urkunden,  wo  das  Rechtsgeschäft  gerade  erst  durch  die  Errichtung 
der  Urkunde  zustande  kommt,  z.  B.  ein  Kauf,  Ehevertrag  oder  Testament, 
bei  welchen,  sei  es  kraft  gesetzlicher  Ordnung,  sei  es  kraft  Parteiverab- 
redung, erst  die  Vollziehung  der  Urkunde  das  Geschäft  ins  Leben  rufen 
soll.  Inwiefern  eine  Urkunde  der  ersteren  oder  der  letzteren  Kategorie 
angehört,  läßt  sich,  da  mündliche  Rechtsgeschäfte  in  Ägypten  jedenfalls 
nicht  gänzlich  ausgeschlossen  sind  (oben  S.  48),  oft  schwer  sagen;  in 
manchen  FäUen  ist  jedoch  die  dispositive  Natur  vollkommen  klar,  wie  bei 
Urkunden  über  einen  eyyQatpog  ydfiog  (Kap.  VIII),  und  wahrscheinlich 
sind  auch  jene  über  Testamente  und  Konsensualverträge  regelmäßig  als 
dispositive  anzusehen.^) 

b)  Ihrer  Stilisierung  nach  werden  die  Urkunden  eingeteilt  in  ob- 
jektive und  in  subjektive,  je  nachdem  über  den  beurkundeten  Hergang 
vom  Standpunkt  eines  unparteiischen  Beobachters  in  der  dritten  Person 
referiert  wird    (z.  B.  biioXoysi  6  deiva)    oder  die  Parteien   selbst,   in  der 

1)  So  auch  Gradenwitz,  Einfükrung  82,  104;  vgl.  noch  Oxy.  67;  dazu  Eger, 
Grundbuchwesen  101  A.  1. 

2)  Vgl.  zu  der  Frage  auch  Rabel,  Sav.  Z.  28,  336—7. 
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ersten  Person  redend,  die  Urkunde  redigieren  (z.  B.  bfioXoya).  Mit  dem 
Gegensatz  von  Zeugnis-  und  Dispositivurkunden  hat  diese  Einteilung  nichts 
gemein;  denn  jede  der  beiden  letzteren  Urkunden  kann  ebenso  gut  ob- 
jektiv als  subjektiv  stilisiert  werden  (z.  B.  —  Zeugnisurkunde  — :  1.  X. 
bestätigt  ein  Darlehen  erhalten  zu  haben;  2.  ich  bestätige  usf.;  —  Dis- 
positivurkunde — :  1.  X.  errichtet  hiermit  sein  Testament;  2.  ich  errichte 
hiermit  usf.). 

Von  den  ägyptischen  Urkunden  sind  vor  allem  das  x^^'Q^ygatpov  und 
das  vTtö^vTj^a  subjektiv  stilisiert;  aUe  übrigen  Urkunden  sind  objektive. 

c)  Eine  dritte  Einteilung  ist  die  in  öffentliche  und  private  Ur- 
kunden. Erstere  werden  vor  einem  öffentlichen  Funktionär  errichtet^ 
letztere  ohne  Zuziehung  eines  solchen.  Die  Beweiskraft  der  ersteren  ist 
nach  den  meisten  Gesetzgebungen  eine  höhere,  indem  sie  (solange  nicht 
unrichtige  Beurkundung  nachgewiesen  wird)  bezüglich  des  in  ihnen  ver- 
brieften Vorganges  voUen  Glauben  genießen,  während  den  letzteren  Be- 
weiskraft nur  nach  Maßgabe  richterlicher  Würdigung  zukommt.  Zwar 
wird  diese  stets  dahin  führen,  wenigstens  die  von  einer  Partei  unter- 
schriebene Erklärung  auch  als  von  ihr  abgegeben  anzusehen^),  und  dies 
kann  sogar  positiver  Rechtssatz  sein;  aber  wo  solche  Unterschrift  nicht 
vorliegt,  wo  also  z.  B.  nur  Zeugenurkunden  ohne  Parteiunterschrift  be- 
stehn  oder  wo  die  Echtheit  der  letzteren  bestritten  wird,  sowie  auch  hin- 
sichtlich der  die  Erklärung  nur  begleitenden  Umstände,  wie  Zeit  und  Ort 
der  Ausstellung,  ist  das  richterliche  Ermessen  notwendig  ein  freies. 

Inwiefern  das  Gesagte  auch  für  Ägypten  Geltung  beanspruchen  darf, 
ist  nicht  unzweifelhaft. 

Sicher  ist,  daß  der  Gegensatz  von  öffentlichen  und  Privaturkunden 
auch  hier  eine  Rolle  spielt,  und  zwar  eine  sehr  beträchtliche.  Dieselbe 
kommt  auch  in  der  Terminologie  zum  Ausdruck,  insofern  für  die  öffent- 
lich errichtete  Urkunde  der  Ausdruck  drjfiööLog  ;i;()7j/[iaTtö/u.dg  technisch  ist. 
Aber  ob  der  juristische  Wert  dieses  Begriffes  auf  das  Gebiet  des  pro- 
zessualen Beweises  zu  erstrecken  ist,  ist  nicht  absolut  gewiß.  Sicher 
ist  vielmehr  nur,  daß  in  den  Quellen  eine  ganz  andere  Funktion 
der  Öffentlichkeit  der  Urkunde  hervortritt:  die  Kraft  der  reinen 
Privaturkunde  ist  nämlich  in  Ägypten  eine  beschränkte,  indem  vor  allem 
die  Fähigkeit,  als  Beweismittel  produziert  zu  werden,  bei  ihr  mindestens 
restringiert,  wenn  nicht  ganz  ausgeschlossen  ist  (S.  83  fg.).  Insofern  ist  also 
der  Gegensatz  beider  Urkundenarten  zunächst  nicht  auf  dem  Gebiet  der 
Beweiskraft,  sondern  vor  allem  auf  dem  Gebiete  der  Produktions- 
fähigkeit  zu  suchen. 

1)  Darauf  beruht  die  von  der  späteren  Ptolemäerzeit  ab  immer  mehr  vordrin- 
gende Übung  persönlicher  Unterschrift. 
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Wenn  demgemäß  die  Öffentlichkeit  einer  Urkunde  in  Ägypten  nicht 
deren  Authentizität  bedeutet,  sondern  deren  Publizität,  so  knüpft 
sich  hieran  die  weitere  Tatsache,  daß  auch  die  Frage,  wann  eine  Urkunde 
den  Charakter  der  Publizität  hat,  sich  nicht  bloß  nach  der  Form  ihrer 
Errichtung  (d.  h.  ob  notariell  oder  nicht)  bestimmt.  Publizität  genießt 
vielmehr  jede  Urkunde,  sobald  sie  in  das  von  den  hierzu  berufenen  staat- 
lichen Behörden  geführte  Urkundenregister  eingetragen  ist  —  das  antike 
Analogon  zum  Document  enregistre  des  französischen  Rechts.  Solche  Ein. 
tragung  kommt  natürlich  den  vor  staatlichen  Notaren  auch  errichteten 
Urkunden  schon  kraft  der  Errichtung  zu;  diese,  wie  oben  gesagt  drj^ööLot 
XQr]fiatt6[ioC  genannt,  sind  also  notwendig  registriert  {avayEyQa^^sva). 
Es  steht  aber  den  Parteien  frei,  auch  Urkunden,  die  rein  privat  errichtet 
sind,  nachträglich  registrieren  zu  lassen  (vgl.  das  Nähere  unter  IV).  Da- 
durch erlangen  dieselben  die  Publizität,  sind  zwar  nicht  eigentliche  öri- 
fjiööLOL  xQ7}[iatL6(ioC,  aber  doch  ccvayeyQa^fiivcc  oder  dedrjfioöiCjfiEva^)  und 
stehen  in  der  Produktionsfähigkeit  jenen  vollkommen  gleich. 

Von  der  Beweiskraft  der  Urkunden  dagegen  wird  in  den  Papyri 
überhaupt  nicht  gesprochen. 

In  dieser  Beziehung  erscheint  mir  nun  zunächst  soviel  sicher,  daß  die 
Registrierung  als  solche  der  Urkunde  einen  erhöhten  Beweiswert  nicht 
verschafft.  Denn  im  Registrierungs vorgange  an  sich  liegt  nichts,  was  für 
die  Authentizität  derselben  Garantien  leisten  würde:  die  Privaturkunde  wird 
z.  B,  nachweislich  ohne  Prüfung  ihrer  Authentizität  auf  einseitigen  An- 
trag des  Destinatars  registriert  und  kann  durch  diesen  Vorgang  um 
nichts  beweiskräftiger  geworden  sein,  als  sie   es   ohne  das  Register  war. 

Die  Frage  kann  daher  nur  die  sein,  ob  den  drjfiööioi  %Qriiiaxi6^oC 
im  engeren  Sinn,  d.  h.  den  von  einer  Behörde  nicht  bloß  registrierten, 
sondern  auch  errichteten  Akten,  eine  absolute  Beweisstärke  zukam. 

Prima  facie  würde  man  das  als  selbstverständlich  voraussetzen.  Es 
erhebt  sich  freilich  dagegen  ein  wesentliches  Bedenken;  nämlich  dieses, 
daß  in  den  notariellen  Urkunden  die  Identität  der  Parteien  so  gut  wie 
nie  amtlich  konstatiert  wird^),  wozu  noch  hinzukommt,  daß  die  gerade  bei 
solchen  Urkunden  in  manchen  Gauen  (S.  75  A.  6)  ganz  alltägliche  Angabe 
des   Signalements   der   Parteien    (S.  75)  fast    zwecklos    erscheint^),   wenn 

1)  Der  Unterschied  beider  Ausdrücke  wird  unten  S.  82  fg.  auseinandergesetzt  werden. 

2)  In  einem  Ehevertrag  (Oxy.  496,  16)  wird  einmal  ein  yvaaxriQ  cciKpotigov  {täv 
yaiiovvrwv)  namhaft  gemacht,  der  vielleicht  eine  Amtsperson  ist;  dagegen  ist 
schon  der  yvcogl^cov  in  BGU  581, 14  kein  Beamter  (und  vielleicht  überhaupt  nur  Zeuge 
der  Zahlungsfähigkeit,  nicht  der  Identität).  —  Anders  stände  es  freilich,  wenn  man 
den  oft  auftretenden  vjtoyQcccpsvg  als  Identitätszeugen  ansehen  wollte. 

3)  Höchstens  die  Rücksicht  auf  mögliche  Homonymien  bleibt  dann  noch  übrig ; 
aber  dieser  konnte  durch  Angabe  der  Patronymika  und  Metronymika  hinreichend 
entsprochen  werden. 
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der  Notar  ihre  Identität  durch  eigene  Bekanntschaft  oder  Identitätszeugen 
festgestellt  hätte.  So  wenig  man  jedoch  diese  Tatsachen  übersehen  darf, 
so  ist  doch  die  Annahme,  daß  öffentliche  Beamte  tagtäglich  niederge- 
schrieben hätten,  bestimmte  Personen  hätten  etwas  erklärt,  ohne  daß  das 
irgendwie  hätte  wahr  zu  sein  brauchen,  überaus  anstößig^),  und  ebenso 
müßte  man  fragen,  welchen  Wert  dann  die  dtjfiööioi  xQrj}iari,6iioi  für  die 
Parteien  hatten?  Denn  da,  wie  wir  später  sehen  werden,  Zeugen  bei  ihnen 
nur  selten  zugezogen  werden,  ja  in  der  ptolemäischen  Zeit  sogar  die 
Unterschrift  der  Parteien  fehlt,  hätten  solche  Akte  einen  viel  geringeren 
Beweiswert  gehabt  als  das  einfache,  nachträglich  registrierte  Chirographum.^) 
Ich  neige  daher,  obwohl  ich  den  Punkt  nicht  für  ganz  zweifelsfrei  ansehe, 
doch  zu  der  Meinung,  daß  der  dtj^ööLog  xQrniaxLa^og  in  jeder  Hinsicht 
den  Beweiswert  einer  öffentlichen  Urkunde  hatte.  ^) 


n.  DIE  EINZELNEN  ÜRKUNDSAßTEN  DER  PTOLE- 
MÄISCHEN UND  DER  FRÜHEREN  KAISERZEIT. 

1.  DIE  DEMOTISCHEN  URKUNDEN. 

Das  enchorische  Urkundswesen  der  Ägypter  läßt  sich  nach  den  Dar- 
legungen der  heutigen  Agyptologen  etwa  folgendermaßen  schildern.  Die 
Rechtsgeschäfte  werden  von  den  Parteien  vor  einer  offiziellen  Urkunds- 
person errichtet,  welche  von  den  Griechen  iiovoyQatpog  genannt  wird*); 
da  diese  sich  entweder  selbst  als  Priester  oder  doch  als  'schreibend  im 
Namen  der  Priester'  bezeichnet^),  hat  es  den  Anschein,  daß  den  Tempeln 
das  Recht  notarieUer  Beurkundung  zustand.     Außerdem    werden   Zeugen 


1)  Ja  man  kann  fast  sagen,  in  sich  widersprechend;  denn  in  der  Angabe:  'A. 
hat  etwas  erklärt',  liegt  doch  auch  die  Angabe:  'der  Erklärende  war  A.  und  niemand 
Anderer'.  Doch  dürfte  diese  Erwägung  nicht  für  jedermann  zwingend  sein;  denn 
wirklich  findet  sich  in  der  Spezialliteratur  über  das  Notariat  mitunter  die  Behaup- 
tung, daß  'ohne  direkte  Beurkundung  der  Parteienidentität  das  Notariatsdoku- 
ment die  Identität  der  Parteien  nicht  nachweisen  würde'  (Oesterley,  Das  deutsche 
Notariat  [1845]  2,  350).  Freilich  wird  ihr  von  anderer  Seite  widersprochen  (Weißler, 
Das  Notariat  der  preuß.  Monarchie  1896,  243—4). 

2)  Ihre  Beweiskraft  hätte  nämlich  erst  dann  eingesetzt,  wenn  die  Identität  der 
Parteien  zugestanden  oder  sonst  bewiesen  war,  während  beim  Chirographum  die 
Handschriftenvergleichung  auch  den  Identitätsbeweis  herstellen  kann. 

3)  Man  wird  dabei  anzunehmen  haben,  daß  der  Beamte  sich  über  die  Identität 
doch  irgendwie  zu  informieren  hatte  und  nur  nicht  verpflichtet  war,  diese  besonders 
zu  konstatieren  und  die  Quelle  seiner  Kenntnis  anzugeben. 

4)  tJber  die  Erklärung  dieses  Wortes  s.  die  verschiedenen  Ansichten  bei  Bouchö- 
Leclercq  4,  132  A  2.  Nennungen  des  (tovoypaqpos  z.  B.  in  Lond.  1  p.  45,  29/30  (129) : 
Petr.  2,  32,  2  (a)  (p.  110)  1.  13  mit  der  Verbesserung  in  3  p.  69;  Grenf.  1,  17,  26;  2, 
25,  12;  Par.  49,  18.   65,  12;  Magd.  12,  5  (130);  Teb.  1,  189.  209. 

5)  Dazu  vgl.  Otto,  Priester  und  Tempel  1,  30.  32  A.  1;  2,  295  fg. 
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—  und  zwar  bei  Immobiliar -Verkaufsurkunden  (einschließlich  der  Hypo- 
thezierungen)  meist  in  der  Zahl  von  16  —  zugezogen;  doch  kommen 
auch  geringere  Zahlen  vor.^)  Die  Stilisierung  beginnt  in  objektiver  Form: 
„Es  spricht  N.  N."^);  sodana  wird  die  Parteierklärung  in  direkter  Rede 
und  in  der  ersten  Person  formuliert;  außerdem  oft  durch  Eides-  und  Ver- 
wünschungsformeln (letztere  gegen  die  Zuwiderhandelnden)  unter  den 
Schutz  der  Götter  gestellt.  Das  Datum  steht  bei  dieser,  wie  überhaupt 
bei  fast^)  allen  Objektivurkunden,  an  der  Spitze  des  Kontextes. 
Die  Urkunde  wird  ganz  vom  ybovoyQacpog  geschrieben;  die  Parteien  und 
Zeugen  setzen  keine  Unterschrift  bei;  wohl  aber  werden  ihre  Namen, 
da  Zeugen  wie  Parteien  die  Urkunde  von  außen  versiegeln,  den  Siegeln 
hinzugefügt.  Der  Mangel  der  Siegelung  durch  die  verpflichtete  Partei 
scheint  nach  Magd.  12,  5  (130)  als  ein  wesentlicher  zu  gelten.*) 

In  der  Ptolemäerzeit,  ja  vielleicht  schon  seit  der  Regierung  des 
Königs  Bokchoris  (8.  Jahrh.  a.  C.)  soU  nach  Behauptung  mancher  Ge- 
lehrter das  ursprünglich  ausschließliche  Beurkandungsprivileg  der  Priester 
zugunsten  der  Konkurrenz  privater  Urkundsverfasser  gebrochen  worden 
sein  und  sich  nur  in  der  Thebais  erhalten  haben.  Aber  jedenfalls  sind 
von  den  demotischen  Urkunden  auch  in  dieser  Periode  die  meisten  noch 
von  einem  ^ovoyQacpog  verfaßt  und  kommt  der  Ausdruck  auch  außerhalb 
der  Thebais  vor.^) 

2.  DIE  GßlECHISCHEN  ÜEKÜNDEN. 

A.  PRIVATURKUNDEN. 

Die  griechische  Urkunde,  welche  die  makedonischen  Eroberer  bei 
ihren  Rechtsgeschäften  errichten,  ist  ursprünglich  reine  Privaturkunde, 
und  zwar  in  zwei  Arten. 

I.  Die  Syngraphophylaxurkunde.  Sie  ist  eine  objektive  und  wird 
fast®)  ausnahmslos  vor  sechs  Zeugen  (daher  övyyqacpri  ii,a^dQrvQog  Leyd. 

1)  WaszyÄski  40.     S.  auch  die  demotischen  P.  Reinach. 

2)  Dies  ist  singulärerweise  einmal  sogar  in  einer  griechischen  Agoranomen- 
urkonde  aus  Hermonthis  nachgeahmt  worden,  Leyd.  M.  2. 

3)  Eine  Ausnahme  bilden  nur  die  avyx'aQ'nosig  (S.  65)  und  die  objektiven  Miet- 
und  Pachtverträge  aus  Oxyrhynchos  (S.  60  A.  2). 

4)  Griechische  Übersetzungen  demotischer  Urkunden,  woraus  auch  der  Nicht- 
ägyptolog  sich  über  den  Stil  authentisch  informieren  kann,  enthalten:  Leyd.  P.; 
Lond.  1  p.  46  (129);  Wessely,  Spec.  tab.  5,  5;  6,  6.  7;  9/10,  15.  16;  12,  24;  13,  29; 
14,  30;  Teb.  1,  164;  BGU  1002;  vgl.  auch  Giss.  36  II  1.  10  fg. 

5)  Mitunter  wird  behauptet,  die  nicht  priesterlichen  Verfasser  demotischer 
Urkunden  seien  avvccXXccy^ccroyQätpoi  genannt  worden.  Dem  stünde  es  schon  ent- 
gegen, wenn  bei  Wessely,  Spec.  tab.  13  Nr.  29  (S.  6)  die  Ergänzung  [Sloc  AscoviSov 
/iovoyjpaqpou  [xo:]i  6vva\XXay[LaxoyQä(fiov]  richtig  sein  sollte;  das  sieht  eher  so  aus, 
als  ob  6vvaXXa.y\i,atoyQä(po?  den  Verfasser  griechischer  Urkunden  bedeuten  würde. 
Vgl.  über  den  letzteren  —  sehr  zweifelhaften  —  Begriff  unten  S.  66  A.  7. 

6)  Ausnahmen  (7  Zeugen)  vielleicht  in  flib.  96   (und  90?). 
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A  11)  erriclitet.  Sie  wird  eröffnet  mit  dem  Regierungsdatum;  sodann 
folgt  sofort  der  Kontext.  Die  Zeugen  werden  erst  am  Schluß  aufgeführt. 
Sie  pflegen  die  Urkunde  nicht  zu  unterschreiben,  ebensowenig  tut  dies 
der  Aussteller;  wohl  aber  wird  dieselbe,  oder  genauer  gesagt,  das  Innen- 
exemplar davon  (S.  77)  durch  die  Zeugen  und  den  Aussteller^)  von  außen 
versiegelt,  wobei  jedem  Siegel  der  Name  des  Sieglers  beigesetzt  wird.^) 
Einem  der  Zeugen  wird  die  Urkunde  in  Verwahrung  gegeben,  weshalb 
dieser  cvyyQafpocpvXai,  genannt  wird;  diese  seine  Stellung  wird  am  Schluß 
des  Kontextes  z.  B.  mit  den  Worten  " övyYQacpofpvXai,  6  dstva'  o.  ä.  kon- 
statiert, oft  auch  der  Empfang  von  ihm  bestätigt;  sein  Außensiegel  steht 
auch  immer  an  erster  Stelle.  Im  Fall  eines  Prozesses  hat  er  die  Urkunde 
dem  Gericht  vorzulegen  (28  1.  25  fg.). 

Die  Abfassung  der  6vy'yQa(poq)vXai,-JJrkvinde  war  reine  Privatsache 
und  wurde  daher  von  irgendeiner  schreibkundigen  Person,  meist  wohl  von 
einem  gewerbsmäßigen  Urkundenschreiber  ^),  vollzogen.  Zwar  kam  es,  seit 
die  Vorschrift  Platz  gegriffen  hatte,  daß  die  Privaturkunden  einem  staat- 
lichen Notariat  zur  Registrierung  vorzulegen  waren  (S.  79),  vor,  daß 
dieses  zu  der  vorgelegten  Syngraphophylaxurkunde  die  sog.  scriptura  in- 
terior  (S.  77)  hinzuschrieb ^),  wenn  die  Parteien  diese  verabsäumt  hatten; 
aber  diese  rein  äußerliche  Manipulation  machte  die  Urkunde  nicht  zu 
einem  eigentlichen  drj^ööiog  xgrjfiatLöfiög.  Sie  war  jetzt  zwar  eine  re- 
gistrierte, aber  noch  immer  keine  notarielle. 

In  der  Kaiserzeit  ist  die  Sitte,  die  Urkunde  einem  privaten  Syngra- 
phophylax  in  Verwahrung  zu  geben,  abgestorben.^)  Das  ist  auch  begreif- 
lich, weil  die  jetzt  eintretende  Verwahrung  der  Urkunden  in  der  ßißXto- 

1)  Die  Bemerkung  von  Bry  78,  daß  ursprünglich  nur  die  Aussteller  siegeln, 
wird  durch  die  Papyri  nicht  ge^tüzt.  Daß  die  Siegelung  für  die  Beweiskraft  der 
Urkunde  resp.  bei  Dispositivurkunden  für  die  Gültigkeit  des  Geschäfts  erforderlich 
war,  ist  wahrscheinlich;  beweisbar  aber  ist  es  m.  E.  nui  für  die  ägyptische  Urkunde, 
da  ich  den  hierher  gehörigen  P.  Magd.  12  (130)  von  einer  solchen  verstehe.  A.  A.  P. 
Meyer,  Klio  6,  457,  welcher  diesen  Papyrus  auf  eine  griechische  Urkunde  bezieht. 

2)  Er  steht  im  Genetiv,  z.  B.  'Entn^vovs:  (Siegel  des)  Epimenes.  Die  Beischrift 
ist  jedoch  keineswegs  eine  eigenhändige. 

3)  Eine  Amtsperson,  wie  man  früher  glaubte,  ist  der  cvyypaqpoqovial  nicht,  son- 
dern Obmann  der  Zeugen.  Doch  schließt  das  nicht  aus,  daß  etwa  Privatpersonen, 
welche  die  Verfassung  von  Urkunden  als  Gewerbe  betrieben  (Privatnotare),  auch 
regelmäßig  als  Syngraphophylakes  benutzt  wurden.  Hierauf  müßte  auch  der  Papyrus  bei 
Wessely,  Spec.  isag.  tab.  12  Nr.  27  bezogen  werden,  wenn  die  auffallende  Unterschrift 
cvyyQcc{cpo)(pvX{a^)  TsrsX{£xu)  (ein  Beurkundungsvermerk  des  6.  kommt  sonst  niemals 
vor)  richtig  gelesen  ist.  Manche  Gelehrte  sind  geneigt,  den  wiederholt  begegnenden 
Ausdruck  avvaXXccyficcroyQäcpog  (unten  S.  56  A.  7)  auf  solche  Privatnotare  zu  beziehen, 
z.B.  Bouch^-Leclercq  4,  130  Anm.  2. 

4)  Dies  hat  Wilcken,  Arch.  3,  523  an  den  Tenispapyri  gezeigt. 

6)  Daß  Teb.  382  v.  J.  31  v.  C.  noch  eine  Syngr.- Urkunde  ist,  ist  nach  den  im 
Arch.  5,  240  bekannt  gegebenen  nachträglichen  Mitteilungen  von  Hunt  wahrscheinlich. 
Aber  jedenfalls  haben  wir  kein  späteres  Beispiel. 
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^i]X7j  iyxt'r]6sc}v  (S.  94)  sie  durchaus  überflüssig  machte.  Dagegen  kommt 
Errichtung  vor  sechs  Zeugen  mitunter  noch  vor^),  obwohl  die  Belege  bei 
Rechtsgeschäften  unter  Lebenden^)  verhältnismäßig  selten  sind,  wie  denn 
auch  bis  jetzt  noch  keine  vollständigen  Originalien  dieser  Spezies,  son- 
dern nur  auszugs-  oder  berichts  weise  Erwähnungen  derselben  vorliegen 
(BGÜ  260  [137].  813.  989  [136]  und  das  zu  989  gegebene  Zitat  von  PER 
Nr.  1577,  sowie  P.  Hawara  p.  31.  303,  20).  Jedenfalls  ist  ersichtlich,  daß 
man  diesen  i^a^ccQTVQoi,  6vyyQacpaC  einen  höheren  Beweiswert  beilegte  als 
dem  einfachen  xaiQoyQatpov^  in  BGÜ  260  heißt  es  in  einer  chirographa- 
rischen  Quittung:  bnöQ'S  eäv  cclQfj,  ixdcböcoi  6ov  (l.ßoi)  e^a^uQtvQOv  axox^v. 

Andererseits  werden  die  i^a^ccQtvQOL  anscheinend  auch  von  den  dtj- 
fiööLot,  %Qripi,aTL&[ioC  unterschieden  (BGU  260,  4). 

In  welchem  Sinne  ist  solche  Unterscheidung  zu  verstehen?  Wilcken 
Arch.  5,  206  ist  geneigt,  beide  Typen  sehr  aneinander  anzunähern.  Nach 
seiner  Vermutung  hat  die  oben  geschilderte  Praxis,  wonach  die  ygacpslov- 
Beamten  bei  Registrierung  der  Syngraphophylaxurkunde  die  etwa  fehlende 
Scriptura  interior  ergänzten,  allmählich  dahin  geführt,  daß  sie  überhaupt 
die  ganze  Urkunde  aufsetzten.  Es  läge  also  eine  'Zwitterbildung'  vor: 
Niederschrift  durch  das  ygacpslov,  wobei  aber  'der  private  Charakter  in- 
sofern bewahrt  blieb,  als  der  Zeugenapparat  beibehalten  wurde'.  M.  E. 
sind  wir  zur  Annahme  einer  solchen  Zwitterbildung  derzeit  noch  nicht 
gezwungen.  Es  ist  nicht  bewiesen,  daß  solche  Urkunden  in  der  Kaiser- 
zeit nicht  von  privaten  Schreibern  herrührten.^)  Daß  es  von  ihnen  amtliche 
Abschriften  gibt  (BGU  989,  übrigens  bloßer  Auszug,  S.  64  A.  2),  erklärt 
sich  ja  sehr  wohl  schon  daraus,  daß  die  Originale  oft  anläßlich  der  ävayQatpri 
(S.  79)  in  amtliche  Verwahrung  gegeben  wurden  (vgl.  S.  82  A.  1).  Ich 
halte  es  derzeit  für  wahrscheinlicher,  daß  auch  die  övyyQacptj  s^a^aQtvQog 
der  Kaiserzeit  eine  wahre  Privaturkunde  ist,  die  einfache  Fortsetzung  der 
Syngraphophylaxurkunde,  nur  ohne  den  GvyyQacpo(pvkah,. 

n.  Das  ;^£t^dypo;9?ov  ist  eine  Urkunde,  welche  im  Briefstil,  also 
subjektiv  gehalten  ist,  daher  auch  ohne  Zeugen.  Sie  beginnt  mit  der 
Grußformel  (6  dsiva  ta  dslvi  xaCqaivY),  das  Datum  steht  am  Ende. 
Unterschrift  des  Ausstellers  ist,  wie  beim  Brief  überhaupt,  nicht  üblich, 
und  wo  sie  ausnahmsweise  vorkommt  (BGU  69.  71.  520;  Fay.  34),  eigent- 


1)  Eingehend  Wilcken,  Arch.  5,  205;  vgl.  auch  schon  Mitteis,  R.  P.-R.  1,  309  A.70. 

2)  Bei  Testamenten  ist  die  Zuziehung  von  6  Zeugen  bis  auf  die  Constitutio 
Antonina  immer  üblich  geblieben,  findet  aber  auch  dann  statt,  wenn  das  Testament 
vor  einer  Behörde  errichtet  ist,  und  scheint  gesetzlich  erfordert  gewesen  zu  sein 
(unten  Kap.  IX). 

3)  Testamente  u.  ä,  (BGU  86)  zählen  nicht;  vgl.  A.  2. 

4)  Das  laiQiiv  fäUt  jedoch  initunter  weg;  über  diese  verkürzte  Formel  s.  Wilcken, 
Jahrb.  der  Altertumsfreunde  im  Rheinland  1886  LXXXVI  und  Ostraka  1,  84;  Viereck, 
Hermes  30,  110;  Gerhard,  Untersuch,  zur  Gesch.  des  griech.  Briefs  (Heidelb.  Diss.  1903). 
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lieh  stilwidrig;  erst  in  der  byzantinischen  Quasi-Epistola  (unten  S.  88  Z.  3) 
wird  sie  häufig.  Auch  diese  Urkundenart,  welche  man  früher  nicht  über 
das  erste  vorchristliche  Jahrhundert  zurück  nachweisen  konnte,  ist  jetzt 
in  den  Papyri  schon  für  die  frühptolemäische  Zeit  erkenntlich  (Büb.  86 
a°  248;  Leyd.  C  [p.  21]  a°  162/1  u.  &.y)  und  reicht  schon  auf  das  klas- 
sische Griechenland  zurück.^) 

Mit  den  xsLQÖyQaqia  verwechsele  man  nicht  die  vnoygafpri  der  Par- 
teien auf  Objektivurkunden.  Es  ist  schon  in  der  Ptolemäerzeit  häufig, 
daß  unter  einer  Syngraphophylaxurkunde  wenigstens  die  durch  die  Ur- 
kunde verpflichtete  Partei  eigenhändig  unterschreibt;  in  der  Kaiserzeit 
ist  das  bei  Objektivurkunden  sogar  die  Regel.  Im  Sinne  des  römischen 
Rechts  würde  allerdings  auch  diese  Unterschrift,  wegen  ihrer  Eigenhändig- 
keit, als  Chirographum  zu  bezeichnen  sein  (Rom.  Priv.-R.  1,293);  im  gräko- 
ägyptischen  Sprachgebrauch  aber  nennt  man  isiQÖyQatpov  nur  selbständige 
Handscheine,  welche  Briefform  haben  (die  Epistolae  des  römischen  Rechts). 
Diese  Form  ist  natürlich  bei  der  vjtoyQCicpr]  ausgeschlossen,  auch  hat 
letztere  keine  selbständige  Datierung.  Sie  stellt  zwar  fast  immer  ^)  eine 
wirkliche  Erklärung  dar,  indem  die  Partei  —  mitunter  mit  großer  Aus- 
führlichkeit —  den  Inhalt  ihrer  Willenserklärung  resümiert;  aber  das 
ist  nur  ein  Annex  der  eigentlichen  Urkunde.  Da  es  vorkommt,  daß  auf 
einem  Papyrus  gerade  der  Kontext  zerstört,  die  Unterschrift  dagegen  er- 
halten ist,  so  ist  es  wichtig,  aus  den  inneren  Kennzeichen  heraus  diese 
von  einem  xsiQÖyQacpov  zu  unterscheiden.*) 

Nach  dem  Namen  erwartet  man,  daß  das  x^''QO'yQa(pov  vom  Aussteller 
stets  eigenhändig  geschrieben  sein  sollte^);  und  oft  ist  das  auch  der  FaU; 
jedoch  sind  viele  Cheirographa  aUographisch,  und  in  manchen  derartigen 
Stücken  ist  nach  ihrem  sehr  vollendeten  Stil  wahrscheinlich,  daß  sie  durch 
gewerbsmäßige  Urkundenschreiber^)  aufgesetzt  sein  werden.'^ 


1)  Hib.  94  a"  258  ist  kein  wahres  Chirographum,  sondern  vnoyQatpi];  so  viel- 
leicht auch  Hib.  87. 

2)  Mitteis,  Rom.  Privatr.  1,  296  A.  17. 

3)  Bloße  Namensunterschrift  (des  Pächters)  kommt  unter  den  Privaturkunden 
bloß  bei  den  Pachtangeboten  in  Form  von  vno^vrmaru  (S.  57)  vor,  wo  sie  allerdings 
ziemlich  häufig  ist.    Die  Erklärung  dessen  s.  S.  58  A,  1. 

4)  So  ist  z.  B.  Fay.  89,  7  fg.  (166)  bloße  vnoyQUfpri  (vgl.  zu  dem  Stück  S.  64  A.  2), 
ebenso  BGU  989  (136)  (oben  S.  55).  In  ffib.  94  endlich  ist  1.  3—15  wohl  Amtsprotokoll, 
welches  der  Bürge  des  Steuerpächters  nur  unterschreibt. 

6)  Daher  auch  %£LQÖyQacpov  ISidygacpov,  vgl.  Gradenwitz,  Einführung  38  A.  1. 
Mitunter  auch  rj  delia  (sC.  xeiQ)  genannt,  Oxy.  533,  18;  Fay.  124,  14;  BGÜ  899,  13; 
944,  11  (die  beiden  letzten  Stücke  byzantinisch). 

6)  Anders  (und  abzulehnen)  Gradenwitz,  Einführung  126. 

7)  So  wahrscheinlich  sonach  die  Existenz  solcher  Urkundenschreiber  schon  für 
die  ptolemäische  und  frühere  Eaiserzeit  erscheint,  so  ist  doch  ein  bestimmter  Name 
für  sie  nicht  festzustellen.  In  Betracht  kommt  zunächst  der  Ausdruck  avvaXiayfuc' 
xoyqäipog  (darüber  Eger,  Grundbuchwesen  113):  in  Oxy.  237  Vili  36 — 37  sieht  es  so  aus, 
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Bei  gegen seitigen  Verträgen  nimmt  das  Cheirographon  mitunter  die 
Form  an,  daß  beide  Parteien  sich  mit  %aiQEiv  anreden.  Nicht  so  als  ob 
die  Grußformel  zweimal  niedergeschrieben  würde,  sondern  so,  daß  sie  lautet: 
'O  dsivu  aal  6  Östva  aXXijXoig  iccCqsiv.  'OfioXoyov^sv  dXXrjXoig  usf.;  vgl. 
z.  B.  Flor.  47  (146);  Lips.  28  u.  a.  Doch  ist  das  keineswegs  unbedingt  not- 
wendig; es  kann  auch  der  eine  Teil  allein  die  beiderseitigen  Erklärungen 
formulieren  und  der  andere  sie  z.  B.  durch  Unterschrift  oder  stillschweigend 
annehmen;  vgl.  z.  B.  CPR  10  (145);  BGÜ  71. 

Zu  den  genannten  Hauptkategorien  tritt  noch  eine  untergeordnete 
Abart  der  Privaturkunden  hinzu,  nämlich: 

III.  Das  VTtö^vrjua. 

Unter  einem  Hypomnema  versteht  man  eigentlich  eine  Eingabe  an 
eine  Behörde.  Es  wird  in  der  Art  stilisiert,  daß  an  der  Spitze  die  Be- 
zeichnung der  Behörde  im  Dativ,  darauf  die  des  Einreichers  mit  jiagd 
und  dem  Genitiv  steht  (z.  B.  AvqitiXCg)  Kvqg)  vvxroöTQattjyo)  tfjg  'Eq^ov 
TCÖXecog  nagä  xov  dstvog  [Lips.  39]),  und  zwar  stets  ohne  die  Grußformel 
XaCQSiv,  worauf  der  Kontext  folgt.  In  dieser  Form  werden  aber  auch 
Angebote  zu  privaten  Rechtsgeschäften  gestellt,  besonders  wenn  der  eine 
Kontrahent  eine  sozial  übergeordnete  Person  ist,  welche  derartige  Kon- 
trakte mit  niedrig  stehenden  Personen  wie  ein  PatrimoniaUierr  in  größerer 
Anzahl  zu  schließen  pflegt;  darum  ist  die  hypomnematische  Form  ganz 
alltäglich  bei  Pacht-  und  Mietkontrakten,  und  zwar  in  der  Weise,  daß 
die  Pächter  und  Mieter  dem  Grundherrn  den  Pacht-  resp.  Mietantrag  ein- 
reichen. 

An  sich  enthält  dabei  das  vTCÖiivtj^ia  nur  eine  Offerte,  und  der  Ver- 


als  ob  darunter  der  Privatnotar  verstanden  würde  (vgl.  auch  S.  54  A.  3),  weil  ßvvaXXay^a- 
royQcc(pog  hier  zu  {ivrificov  (öffentlicher  Notar)  im  Gegensatz  steht.  Aber  Bedenken  erregt 
wieder  Teb.  386  1.  12— l;i  (dazu  Eger  a.  0).  —  Noch  anders  und  gleichfalls  noch  un- 
klar steht  es  mit  dem  Begriff  des  vofioygdcpog  (Koschaker,  Sav.  Z,  29,  17  A.  2;  vgl. 
auch  Naber,  Arch.  2,  32;  Grenfell-Hunt  zu  Oxy.  2  S.  84  A.  1;  Preisigke,  Girowesen 
277).  Er  kommt  vor  in  Ox.  34  I  9  (188);  Gen.  42,  32;  Fay.  24,  19.  28,  15.  36,  23; 
BGU  18,  27.  581,  16.  647,  16.  888,  4  (voftoypagjo?  rjjs  ayogäg).  891  V  23  [und  danach 
auch  in  R.  25  (vgl.  Nachträge)  zu  ergänzen];  Teb.  384,  14.  397,  34  {diinav  xa.  ttaxd 
xr]v  vo^oyQucpiav).  Im  letzteren  Papyrus  macht  die  eben  angeführte  Bezeichnung  es 
wahrscheinlich,  daß  hier  der  vo^oyQaipog  ein  öffentlicher  Funktionär  ist,  kein  privater 
Schreiber;  hier  stellt  er  auch  wie  die  öffentlichen  Notare  eine  objektive  Homologie 
her.  Auch  sonst  ist  zu  bemerken,  daß  die  vofioyQcccpoi  mehrfach  Erklärungen  an  Be- 
hörden verfassen,  und  auch  die  von  ihnen  geschriebenen  Verträge  auffällig  oft  solche 
mit  Behörden  sind  (BGU  581  sogar  vom  Apparitor  nachgeprüft!),  so  daß  man  sie  für 
Joumalbeamte  der  Behörden  halten  könnte.  Da  aber  die  Stilisierung  bei  ihnen  meist 
die  des  Chirographum  ist  (vgl.  BGU  1135,  7:  vofi.oypaqpix?]  inicroX'^  und  1136  mit  der 
Anmerkung  des  Herausgebers)  und  besonders  mit  Rücksicht  auf  Oxy.  34  I  9  (188)  ist 
die  Frage  nach  ihrer  Stellung  sehr  zweifelhaft. 

Von  den  vo^ioygcccpoi  unterscheide  man  wohl  die  vo(iiiioL  (tabelliones) ;  wie  es 
scheint,  obliegen  diese  der  Abfassung  der  Rechtsurkunden  der  römischen  Bürger 
(Koschaker  a.  0.  16  fg.);  sie  sind  sicher  Privatpersonen. 
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trags  ab  Schluß  kann  dabei  in  einer  beliebigen  Urkundenform  erfolgen; 
oft  aber  vollzieht  er  sich  durch  einen  einfachen  Vermerk  auf  dem  vtcö- 
fiVTj^a,  d.  h.  er  wird  durch  die  Unterschrift  des  Inhalts,  man  habe  auf 
das  Gesuch  hin  gepachtet^)  resp.  verpachtet,  bestätigt.  Und  zwar  ist  in 
der  Mehrzahl  der  FäUe  nur  die  Unterschrift  einer  der  beiden  Parteien 
(zumeist  die  des  Antragstellers^)  erhalten);  wahrscheinlich  unterschrieb 
jeder  Teil  nur  die  für  den  andern  bestimmte  Ausfertigung. 

B.  ÖFFENTLICHE  URKUNDEN  {AHM02I0I  XPHMATISMOI). 

I.  Die  Agoranomenurkunde. 

A)  Sie  ist  bis  jetzt  erst  von  der  ersten  Hälfte  des  zweiten  Jahrhun- 
derts ab  (Grenf.  1,10  a°  174)  bezeugt,  aber,  da  die  Agoranomie  in  Ägypten 
schon  um  das  Jahr  265  nachweisbar  ist^),  vermutlich  bedeutend  älter. 
Sie  ist  eine  objektive  und  wird  vor  einem  von  den  ptolemäischen  Königen 
geschaffenen  Beamten,  dem  Agoranomen^),  errichtet;  also  ist  sie  aach  eine 
öffentliche.  Der  Amtsbezirk  des  Agoranoraen  ist  in  der  ptolemäischen 
Zeit  entweder  der  ganze  Gau  oder  eine  Toparchie  desselben;  in  der  rö- 
mischen Zeit  umfaßt  er  stets  den  ganzen  Gau  und  residiert  der  Agoranom 
in  dessen  Metropole. 

Man  hat  vermutet,  daß  diese  griechische  Notariatsbehörde ^)  als  das 
hellenistische  Parallelinstitut  der  den  Ägyptern  dienenden  Monographen 
gedacht  und  dazu  bestimmt  war,  der  einheimischen  Bevölkerung  die  Mög- 
lichkeit gesicherter  Kontraktserrichtung,  an  welche  sie  durch  jene  ge- 
wöhnt war,  in  griechischer  Sprache  zu  bieten.  Wie  dem  auch  sei,  jeden- 
falls konnten  sich  Ägypter  und  Griechen  gleichmäßig  dieser  Behörde  be- 
dienen und  ihre  Bedeutung  ist,  obwohl  alle  anderen  Urkundsarten  daneben 
bestehen  blieben,  bald  eine  sehr  große  geworden.  Zu  bemerken  ist  frei- 
lich, daß  agoranomische  Urkunden  für  die  ptolemäische  Zeit  bis  jetzt 
nur  in  der  Thebais  nachweisbar  sind^);  doch  ist  dies  möglicherweise  nur 
durch  die  zufälligen'')  Fundverhältnisse  bedingt.    In  den  drei  ersten  Jahr- 


1)  Hierin  liegt  auch  die  Erklärung  dafür,  daß  in  Pachtangeboten  der  Pächter 
oft  bloß  mit  dem  Namen  unterschreibt  (S.  56  A.  3).  Er  behält  sich  nämlich  vor,  wenn 
der  Vertrag  zustande  kommt,  zum  Namen  das  'ifit69(06ä^ir}v  wg  ngoKBiTai'  hinzu- 
schreiben zu  können.     Oft  ist  nur  letzteres  eigenhändig  geschrieben. 

2)  Erklärung  dessen  bei  Mitteis  zu  P.  Lips.  19,  29  (S.  59).  Fälle,  wo  die  Unter- 
schrift des  Verpächters  vorliegt,  z.  B.  in  CPR  247;  Gen.  10.  34.  66.  69;  Straßb.  43. 

3)  Hib.  29  R.  3,  cf.  Magd.  31,  7  aus  der  Zeit  des  Philopator. 

4)  Er  ist  unter  den  Ptolemäern  ein  Staats-,  seit  der  Kaiserzeit  ein  liturgischer 
städtischer  Beamter.     Preisigke,  städt.  Beamtenwesen  5,  11,  31  fg. 

5)  Doch  kommen  den  Agoranomen  auch  noch  andere  Funktionen  zu,  vgl.  Hib.  29. 

6)  Die  Mehrzahl  stammt  aus  Pathyris  (=  Gebelen).  Ein  Verzeichnis  der  ptole- 
mäischen Agoranomen  gab  (i.  J.  1905)  Gerhard  a.  0.  608  fg. 

7)  Vgl.  Jouguet,  Revue  critique  1906,  1,  107—108;  aber  auch  Bouchä-Leclercq 
4,  136  A.  3. 
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hunderten  der  römischen  Zeit  finden  sich  Agoranomennrkunden  auch 
außerhalb  der  Thebais.^)  Im  vierten  Jahrhundert  yersch windet  die  agora- 
nomische  Urkunde  gänzlich.^) 

Mit  der  Agoranomenurkunde  verwandt  imd  wohl  nur  eine  Unterart 
derselben  ist  die  ygatpstov-Urkunde',  wir  geben  ihr  diesen  Namen  deshalb, 
weil  die  Urkundsbehörde  sich  hier  als  rö  ygaipElov  bezeichnet.  Da  yqa- 
fpeiov  ein  allgemeiner  Ausdruck  ist,  der  eigentlich  die  Schreibstube  be- 
deutet, ist  es  wohl  möglich,  daß  das  ygacpsiov  nur  eine  Filiale  der  Ago- 
ranomie  oder  mitunter  gar  nur  ein  anderer  Name  für  dieselbe  ist.^)  Im 
allgemeinen  läßt  sich  beobachten,  daß  die  Notariatsämter  in  den  Dörfern 
vorwiegend  als  'yQa(pBia  bezeichnet  werden  (viele  Beispiele  bietet  das 
Faijüm),  während  in  den  Gaumetropolen  die  Notariate  meist  als  Agora- 
nomien  erscheinen;  doch  kommen  im  herakleopolitischen  Gau  in  der 
severischen  Zeit  ' STtLrijQTjTal  äyoQavo^Lag^  auch  auf  den  Dörfern  vor*) 
und  wird  umgekehrt  in  verschiedenen  Metropolen  für  die  Urkunden- 
behörde außer  dem  Titel  dyoQavo^slov  auch  der  Name  'ygcccpstov'  ver- 
wendet.^) Insbesondere  die  Fälle  der  letzteren  Art  sind  es,  aus  denen  man 
den  Eindruck  gewinnt,  daß  ygacpslov  vielleicht  bloß  eine  andere  Bezeich- 
nung (u.  zw.  Funktionsbezeichnung)  für  das  ayogavonstov  darstellt.^)  Außer- 
dem ist  es  wohl  begreiflich,   daß   in   den  x&^au,  wo   der  Agoranom  nicht 


1)  Vgl.  z.  B.  Oxy.  99.  375.  380.  577.  722.  723  und  die  Ermächtigung  an  die 
Agoranomen  zur  Beurkundung  in  Oxy.  241—3  (180)  u.  a.;  BGU  177,  4;  193,  11; 
Par.  17;  CPR  6—8;  59;  64;  67;  71  u.  a. 

2)  Eine  der  ihr  verwandten  (s.  das  im  Text  folg.)  yeaqpeiov-Urkunden  findet  sich 
noch  i.  J.  328  (Flor.  14). 

3)  Das  habe  ich  schon  Hermes  30,  597  und  Arch.  1,  190  vermutet;  so  auch 
Koschaker,  Sav.  Z.  28,  284;  Preisigke,  Girowesen  274/5.  —  So  könnte  sich  auch  der 
diinmv  rä  ygacpta  xfig  (irixQonSXscog  Kai  x&v  TQiäv  (isgiScov  in  Arsinoe  (Wessely,  Wien. 
Sitzb.  153,  56)  erklären. 

4)  CPR  6 — 8  u.  a. ;  einmal  anscheinend  ein  ayogavo^islov  auch  in  einem  Dorf 
des  arsinoitischen  Gaues  (BGU  888,  11);  wogegen  BGU  193  II  10  nach  Grenfeil-Hunt 
Teb.  II  p.  399  als  Belegstelle  ausscheidet  und  BGU  177,  3  lückenhaft  ist. 

5)  Im  oxyrhynchi tischen  Gau  zwar  ist  bis  jetzt  in  der  Hauptstadt  auch  für  die 
römische  Zeit  noch  kein  yQa(pstov  genannt,  sondern  nur  in  Komen  resp.  Toparchien, 
Oxy.  637.  808;  Auson.  3  (184).  Dagegen  kommt  zu  Diokletians  Zeit  ein  YQaq>stov  in 
Hermupolis  vor  (Amh.  95  U  21;  Lips.  5  II  9;  Straßb.  51,  25);  in  der  Zeit  des  Anto- 
ninus  Pius  ein  solches  in  Koptos  (Lond.  2  p.  153,  22  (87)  und  ebenso  im  Jahr  95  v. 
Chr.  eines  in  Alexandrien  (Lond.  2  p.  203  1.  9).  Auch  in  Arsinoe  (wo  in  den  Dörfern 
die  yQuqjsia  massenhaft  sind)  ist  für  die  Hauptstadt  ein  ygccipstov  erwähnt  (Wessely, 
Wiener  Sitz.-Ber.  153,  p.  56;  Lond.  2  p.  215,  11). 

6)  Dazu  s.  besonders  Lips.  4,  30  vgl.  mit  5  H  9.  Letztere  Stelle  besagt,  daß  der 
(in  Lips.  4  im  Original  vorliegende)  Sklavenkauf  vor  dem  ygacpeiov  in  Hermupolis  zu 
errichten  sei.  In  Lips.  4,  30  wird  konstatiert,  daß  für  diesen  Kauf  die  Gebühren  an 
die  Agoranomia  gezahlt  sind.  Damit  wäre  die  Gleichung  direkt  bewiesen  —  wenn 
nicht  die  Möglichkeit  bliebe,  daß  beim  Sklavenkauf  die  äyogavofila  auch  noch  in 
anderer  Funktion  wie  als  Urkundsamt  intervenieren  konnte,  z.  B.  als  Kontrollbehörde 
(vgl.  Kap.  VI),  oder  daß  4,  30  auf  den  obligatorischen  Vorvertrag  hinzielt. 


60  Kap.  lll.    Die  Urkunde. 

persönlich  dirigiert,  sondern  nur  durch  untergeordnete  Gehilfen  vertreten 
ist,  der  verflachende  Ausdruck  'yQcccpelov'  mit  Vorliebe   gebraucht  wurde. 

[Zu  bemerken  ist  allerdings,  daß  die  beurkundende  Tätigkeit  der 
yQaqjsla,  in  welcher  sie,  wie  gesagt,  den  agoranomischen  Funktionen  voll- 
kommen parallel  gehen,  erst  für  die  Kaiserzeit  nachweisbar  ist;  aus  der 
ptolemäischen  Zeit  haben  wir  noch  keine  sicheren  Belege  für  diese, 
sondern  nur  für  die  noch  zu  besprechende  registrierende,  die  darin 
besteht,  daß  sie  von  bereits  errichteten  Privaturkunden,  die  man  ihnen 
zu  diesem  Behuf  vorlegt,  den  Inhalt  in  ein  Urbarium  der  Rechtsgeschäfte 
eintragen.  Doch  mag  es  auf  der  Lückenhaftigkeit  unserer  Überlieferung 
beruhen,  daß  wir  nicht  auch  für  die  notarielle  Tätigkeit  der  älteren 
yQccgjslcc  Zeugnisse  besitzen.] 

Das  Mvrj^ovslov.  Außerdem  finden  wir  noch  andere  Namen  für 
Beurkundungsämter;  so  kommt  z.  B.  in  Tebtynis  i.  J.  106  a.  C.  ein 
ccQxelov  täv  (ivrjiiovcov  vor  (Teb.  166);  in  Oxyrhynchos,  wo  es  ein 
ccyoQavo^slov  gibt,  auch  noch  der  Name  fivr}u,ov6Tov  (Oxy.  483,  19);  der 
Agoranom  im  Faijüm  führt  in  BGÜ  177,  6  auch  den  Titelzusatz  'av  tcoI 
^V7J(i(ov\  Wie  dies  zu  verstehen  ist,  ob  das  fivrj(ioveTov  noch  eine  selb- 
ständige koordinierte  Behörde  neben  dem  ayoQavo^elov  resp.  ygacpslov 
oder  bloß  eben  die  für  die  Beurkundung  bestimmte  Abteilung  des 
ersteren  ist,  also  eigentlich  nur  ein  besonderer  Name  für  dieses,  bleibt 
ungewiß. 

Ein  ganz  neutraler  Ausdruck  endlich  ist  aQii^  oder  aQislov,  welcher 
eigentlich  die  Behörde  schlechthin,  daher  auch  das  Notariatsamt  (BGÜ 
86,25;  252,  11)^)  bezeichnen  kann. 

B)  Was  die  äußere  Form  der  Agoranomen-  resp.  Grapheionurkunden 
betrifft,  ist  folgendes  zu  sagen.  Sie  beginnen  meist ^)  mit  dem  Datum 
(u.  zw.  angegeben  nach  dem  Regierungsjahr  des  Königs  oder  Kaisers  und 
dem  Ausstellungsort).  Des  weiteren  ist  aber  zu  unterscheiden  je  nachdem 
die  Urkunde  einen  ausdrücklichen  Legalisierungsvermerk  des  Notariats 
trägt  oder  nicht. 

a)  Der  ausdrückliche  Legalisierungsvermerk  besteht,  wo  als  Urkunds- 
behörde die  Agoranomie  angegeben  wird,  regelmäßig  in  einem  Zweifachen: 
aa)  gleich  hinter  dem  Regierungsdatum  und  Ausstellungsort  folgt  die  Be- 
zeichnung des  amtierenden  Agoranomen  (resp.  seines  Gehilfen),  z.  B.  hv 
KQOxodiXayv  n6Xu  inl  ÜKVi'ßxov^)  ocyoQccvö^ov,  worauf  sich  der  Urkunden- 

1)  Aber  auch  die  ßtßUo&'^Kr];  Lumbroso,  rendic.  delF  Acc.  dei  Line.  1903,  311  fg. 

2)  Ausnahmen,  wo  das  Datum  zum  Schluß  steht,  kommen  in  Oxyrhynchos,  u.  zw. 
hauptsächlich  in  Pacht-,  Miet-  und  Dienstverträgen  vor  (Oxy.  498/9;  725;  730). 

3)  Über  diesen  (in  Krokodilopolis  residierenden)  Paniskos,  sowie  über  seinen 
in  Pathyris  exponierten  und  sehr  häufig  begegnenden,  wegen  seiner  übel  redigierten 
Protokolle  bei  den  Papyrologen  berüchtigten  Substituten  Hermias  s.  Gerhard  a.  0. 
562  fg. 
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text  anschließt.  —  ßß)  Am  Schluß  dieses  Textes  folgt  dann  meist  die 
"Unterschrift  des  Agoranomen  (oder  seines  Vertreters),  z.  B.  Uaviöxog 
X£XQr}((icctLyMy)]  hierbei  ist  das  Wort  xsxQTi^dxixa  stereotyp.  —  Wo  die 
TJrkundsbehörde  sich  als  yQatpetov  bezeichnet,  lauten  die  betreffenden  Ver- 
merke: zu  Anfang  z.  B.  diä  xov  ev  Evrj^SQELa  yQucpelov,  und  die  Unter- 
schrift etwa:  8iä  "Hgcovog  xov  Ttgbg  xä  ygafpeCa  Evrj^EQSLag  (Faj.  98,  28). 
Mitunter  findet  sich  jedoch  die  Legalisierungsklausel  aus  dem  Kontext  heraus- 
gerückt, so  daß  nur  am  Schluß  oder  auch  an  der  Spitze  der  Urkunde  die 
Notiz:  livaysy Qanxai  (oder  ivxdxaxxai)^)  dtä  xov  (z.  B.  sv  'HqücxIsCo) 
yQcccpsCov  steht. 

Es  ist  übrigens  einleuchtend,  daß  wir  auf  den  angegebenen  Stilunter- 
schied zwischen  agoranomischen  und  y^agpctov- Urkunden  kein  besonderes 
Gewicht  legen  dürfen;  dies,  abgesehen  von  seiner  Geringfügigkeit,  schon 
deswegen  nicht,  weil  wir  ja  das  yQcccpslov  gar  nicht  scharf  von  der  Agora- 
nomie  unterscheiden. 

Zuziehung  von  Zeugen  pflegt  —  abgesehen  von  den  Testamenten 
(vgl.  Anm.  3)  —  meistens  zu  fehlen;  ausnahmsweise  kommen  jedoch  Zeugen 
vor.^)  Auch  die  Parteiunterschrift  fehlt  in  den  ptolemäischen  Stücken,  hat 
sich   aber  in  der  römischen  Zeit  zu  einer  allgemeinen  Übung  entwickelt. 

ß)  Außer  den  eben  besprochenen  Urkunden,  welche  sich  schon  durch 
die  Nennung  des  dyoQuvofislov  oder  yQacpstov  ausdrücklich  als  vor  diesen 
errichtete  bezeichnen,  gibt  es  noch  eine  große  Zahl  solcher  Objektiv- 
urkunden,  bei  denen  die  Errichtung  vor  einer  Behörde  äußerlich  nicht 
ersichtlich  gemacht  ist,  aber  doch  aus  sachlichen  Gründen  mit  überwie- 
gender Wahrscheinlichkeit  anzunehmen  ist,  daß  sie  aus  einem  Notariats- 
bureau herstammen.*) 


1)  Über  Fälle,  wo  diese  Unterschrift  fehlt,  vgl.  Gerhard  a.  0.  515—17;  Wenger, 
Stellvertretung  81 — 83;  Bry  a.  0.  86.  —  Die  Behauptung,  daß  sie  in  der  römischen 
Zeit  überhaupt  nicht  mehr  nachweisbar  sei  (Bry  87)  wird  widerlegt  durch  Oxy.  99, 
11/12.     Die  Unterschrift  in  CPß  5  allerdings  ist  von  sehr  zweifelhafter  Lesung. 

2)  Ausnahmsweise  kommt  statt  dessen  auch  vor  xaT£jja)(ei(J'9'r]) :  Teb.  397,  1; 
CPR  27,  32.  Bloß  ein  Datum  steht  in  CPß  11,  40;  29,  33,  doch  wäre  Nachprüfung 
wünschen  swert. 

3)  Zwei  Zeugen:  Grenf.  1,  27.  Daß  freilich  außerdem  in  agoranomischen  Testa- 
menten sechs  Zeugen  vorkommen  (P.  Cairo  Arch.  1,  64  und  Grenf.  1,  12),  gehört  nicht 
hierher,  weü  es  mit  der  Besonderheit  des  Testaments  zusammenhängt  (oben  S.  55  A.  2). 

4)  Darauf  hat  zuerst  Erman,  Arch.  2,  455  fg.  hingewiesen;  weitere  Ausführung 
bei  Koschaker,  Sav.  Z.  28,  28s  f.  Die  Zahl  dieser  anonymen  Notariatsakte  ist  eine 
sehr  große,  ja  überwiegende.  Insbesondere  in  den  oxyrhynchitischen  Objektivurkunden 
wird  eine  Amtsstelle  fast  nie  genannt.  Dafür  findet  sich  häufig  die  Notiz,  die  Ur- 
kunde sei  iv  ccyviä  errichtet.  Grenfell-Hunt  zu  Oxy.  4,  722,  12  (p.  202)  sind  geneigt, 
in  dieser  Angabe  den  Hinweis  auf  den  (auf  offener  Straße  amtierenden)  Agoranomen 
resp.  Agoranomiegehilfen  zu  erblicken;  zustimmend  Koschaker,  Sav.  Z.  28,  293  A.  4; 
Wilcken,  Sav.  Z.  30,  505  A.  3.  (Vgl.  noch  Wilamowitz,  GGA  1898,  683 ;  Wenger,  Stell- 
vert.  143  A.  1.) 

Gleiche  durchgängige  Anonymie  der  Notariatsbehörde  zeigen  ferner  die  ptole- 
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Es  läßt  sich  nämlich  zunächst  zeigen,  daß  der  Legalisierungsvermerk 
der  Notariatsbehörden  selbst  auf  sicher  notariellen  Urkunden  fehlen 
kann.  Denn  es  gibt  mehrere  Urkunden,  die  weder  den  Vermerk  'diä  tov 
yQacpsLov'  noch  eine  entsprechende  Unterschrift  tragen  und  doch 
nachweislich  aus  diesem  Bureau  stammen,  indem  dies  aus  dem  Kontext 
hervorgeht  (BGU  196,  19  [162];  Lond.  2  p.  215,  11;  Lips.  4,  30  und 
27, 17)1);  ^gi   (jazu  die  Einl.  zu  Nr.  162. 

Daneben  kommen  nun  freilich,  und  zwar  sehr  häufig,  auch  solche 
vor,  welche  nicht  einmal  einen  solchen  indirekten  Hinweis  auf  eine  be- 
urkundende Behörde  enthalten. 

Aber  es  ist  kaum  möglich,  diese  für  rein  private  anzusehen;  denn 
1.  es  fehlt  absolut  jeder  Hinweis  auf  einen  privaten  Urkundsverfasser 
und  es  fehlen  auch  Urkundszeugen,  während  doch  das  ganze  Wesen  der 
Objektivurkunde  gerade  dadurch  bedingt  ist,  daß  sie  vor  irgendwelchen 
Urkundspersonen  errichtet  wird  (oben  S.  49  fg.);  2.  außerdem  stimmen  sie 
in  der  inneren  Stilisierung  mit  den  sicheren  Notariatsurkunden  vollkommen 
überein;  3.  für  Urkunden,  die  sicher  private  sind,  nämlich  für  xscQO- 
yQacpa,  ist  in  dieser  Zeit  eine  besondere  Nachbehandlung  behufs  ihrer 
gerichtlichen  Verwendbarkeit  erforderlich,  nämlich  die  öiquoöCcaGig  (unten 
S.  82),  und  von  dieser  ist  bei  den  objektiven  Urkunden  (abgesehen  von 
einigen  ganz  vereinzelten  Fällen,  die  gegenüber  der  großen  Masse  nichts 
beweisen  und  auch  anderweitig  erklärbar  sind  [S.  86])  nie  die  Rede;  auch 
dies  spricht  dafür,  daß  letztere  keine  bloßen  privaten  Urkunden  sind.  4.  End- 
lich: wo  auf  Objektivurkunden  der  (sofort  zu  besprechende)  Amts  vermerk 
'ccvayByQa'jixai'  o.  ä.  mit  dem  Datum  erhalten  ist,  stimmt  letzteres  immer 
mit  dem  Datum  des  Kontrakts  selbst  überein;  das  deutet  darauf,  daß 
beides  zusammenfiel.^) 

C.  Verwahrung  der  Agoranomen-  und  Grapheionurkunden. 
Es  ist  selbstverständlich,  daß  ein  Amtsexemplar  der  vor  den  ocyoQccvo- 
fieta  und  ygatpela  errichteten  Urkunde  bei  diesen  verblieb;    den  Parteien 

maischen  Notariatsurkunden  der  Sammlung  Reinach,  Nr.  23.  26  und  (ergänzt)  8.  12.  25. 
Aber  auch  in  anderen  Ausgaben  findet  man  Beispiele  in  Fülle. 

Wie  ist  die  an  sich  auffallige  Erscheinung,  daß  so  viele  Notariatsakte  ihren 
Ursprung  nicht  angeben,  zu  erklären?  Es  ist  zu  bedenken,  daß  der  Sachkundige 
schon  aus  dem  objektiven  Stil  auf  die  Herkunft  vom  Notariat  des  Ausstellungsortes 
schließen  konnte.  Wie  aber,  wenn  auch  der  Ausstellungsort  nicht  genannt  war  (z.  ß. 
Oxy.  278  u.  a.)?  Für  diese  Fälle  ist  anzunehmen,  daß  solche  Stücke  nicht  die  für 
die  Parteien  bestimmten  Ausfertigungen,  sondern  Amtsexemplare  (d.  h.  Bruchstücke 
der  t6^oi  ßvynoXXrieiybOL  oder  der  sigöfisvcc,  S.  63)  darstellen;  solche  brauchten  natür- 
lich die  Angabe  des  Orts  nicht. 

1)  Nur  sollte  man  dafür  nicht  auch  Papyri  zitieren,  die  unten  abgerissen  sind, 
wie  BGU  86.  394,  Amh.  110;    da  kann  der  Vermerk  am  Schluß  gestanden  haben. 

2)  Richtig  erkannt  von  Koschaker,  Sav.  Z.  28,  286;  vgl.  bes.  auch  daselbst  A.  3. 
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wurde  natürlich  auf  Verlangen  je  eine  Ausfertigung  ausgehändigt.^)     Das 
heißt  ixdLÖövaL,  die  Ausfertigung  wird  iicd66L}iov  oder  ccvt{'yQccg)ov  genannt. 
Sodann  werden  bei  jeder  Urkundsbehörde 

1.  die  bei  ihr  verbliebenen  Amtsexemplare  in  bestimmten  Zeitab- 
schnitten zu  einer  Rolle  (röfiog  övyxokkriöniog)  zusammengeklebt.^) 

2.  Außerdem  wird  —  mindestens  seit  Beginn  der  Kaiserzeit  — 
von  jeder  Urkunde  eine  amtliche  Abschrift  genommen  und  es  werden 
diese  Abschriften  gleichfalls  zu  einer  Rolle  vereinigt;  eine  solche  Ab- 
schriftenrolle heißt  elQo^evov  (von  slqslv,  also  die  Reihe).  Ihr  Zweck  ist 
der:  sie  wird  an  die  ßtßXLod-i]xrj  iyxtrjdscov  der  Gaumetropolen  (S.  92) 
abgeliefert.^)  Das  ist  auch  erklärlich;  denn  die  Verwahrung  der  Origi- 
nalien  in  den  einzelnen  Schreibstuben  war  nicht  ausreichend  verläßlich 
imd  es  empfahl  sich,  Kontrollexemplare  in  der  städtischen  Bibliothek  zu 
haben. 

Demgemäß  ist  die  ßißho&rjxr}  iyxrtjöscov  ein  Zentralarchiv  ihres 
Gaues:  an  sie  liefern  sämtliche  Notariate  Urkundenkopien  ab,  ja,  wie  wir 
später  sehen  werden,  auch  von  den  trapezitischen  diayQcccpaC  werden  an 
sie  Kopien  abgegeben,  welche  ^sigoiisva  t^aTts^irixcc",  von  den  eben  be- 
sprochenen 'slQÖfisva  ygafpsCav'  o.  ä.  wohl  zu  unterscheiden  sind.  —  Bei 
den  Notariaten  verbleiben  dagegen  die  to^ot  evyxoXlriöi^oL. 

Entstand  nachträglich  für  eine  der  Parteien  das  Bedürfnis,  noch  ein 
Exemplar   von   der  Urkunde   zu   erhalten,   so   konnte   nunmehr   auch   die 


1)  Daß  dies  geschehen  ist,  wird  gelegentlich  auf  dem  Amtsexemplar  vermerkt: 
Teb.  397,  1:  e  ih,s86{%-r\6av)  kvl  kyidexcp:  5  Ausfertigungen  erteilt.  Wie  in  CPR  27,  32 
die  Formel  Srni°  i%BSor  [nach  Lesung  von  Hunt  GGA  1897,  464]  aufzulösen  ist,  weiß 
ich  nicht;  der  Vorschlag  von  Preisigke,  Girowesen  434  ist  nicht  anziehend.  Vgl. 
noch  Teb  556;  Oxy.  494,  25.  —  Die  abweichende  Auffassung  der  inSoaiiia  bei  Preisigke 
483  fg.  scheitert,  wie  derselbe  eigentlich  zugibt,  an  Teb.  556.  —  Die  im  Text  ge- 
genannten iy-doöifia  entsprechen  dem,  was  in  lateinischer  Sprache  Authenticum  oder 
Exemplar  heißt;  das  bei  der  Behörde  zurückbleibende  Konzept  ist  lateinisch  die 
'Scheda'.  Vgl  dazu  Gaudenzi,  sulla  duplice  redazione  del  documento  italiano  nel 
medio  evo  (Florenz  1908)  357  fg.  und  Oxy.  1022,  29.  —  Gleiche  iyid6at,fia  finden  sich 
bei  trapezitischen  ÖLaygacpcei,:  Lond.  3  p.  157,  15;  160,  19;  16;^,  15. 

2)  Eine  Ausnahme  von  der  Einverleibung  in  den  t6[ioe  evyxoXX-qcnios  dürften 
wohl  die  Testamente  gebildet  haben;  denn  wir  sehen,  daß  sie  vom  Agoranomen  dem 
Testator  auf  Wunsch  behufs  Aufhebung  zurückgegeben  werden  (Oxy.  106 — 7).  Sie 
wurden  wohl  separat  verwahrt. 

3)  Wir  haben  über  die  Deposition  der  ygacpftcc  bei  der  ßi,ßXio&r\yi'r]  m.  W.  keine 
direkten  Zeugnisse;  denn  P.  Ausonia  3  (184)  und  Grenf.  2,41  (18B)  nennen  die  Biblio- 
thek nicht  ausdrücklich.  Aber  es  deutet  auf  sie  ganz  ausreichend  die  Analogie  von 
Lips.  9,  21,  wo  die  siqÖhsvcc  der  Bank-Jtaypaqpat  bei  ihr  erliegen,  und  in  Flor.  46,  1 
(185)  ist  bei  der  ;fö)eiMTj  ßißX.  (wohl  =  ßißX.  iyyitrjascov)  das  Gleiche  der  Fall. 

Preisigke,  der  richtig  darauf  hinweist,  daß  die  Bibliotheken  Archive  sind,  hebt 
diesen  Satz  dadurch  wieder  auf,  daß  er  die  den  Gegenstand  ihrer  Verwahrung  bil- 
denden ilgofisva  als  bloße  Auszüge  betrachtet  (unten  S.  64  A.  3),  während  in  Wahrheit 
sowohl  die  Bibliothek  als  das  Notariat  vollständige  Urkunden  besitzt,  erstere  die  Ab- 
schriften, letzteres  die  Originale. 
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ßLßkiod-rjxr}  ayocrtjöscov  aus  dem  bei  ihr  befindlichen  etQÖfisvov  ihr  eine 
beglaubigte  Abschrift  (ävrCyQaq)ov  d7ie6xs^fisvov)  geben.  ^)^) 

3.  Endlich  führt  das  Notariat  über  die  aufgenommenen  Urkunden 
noch  eine  dvayQacpi]  öv^ßoXaCcov.  d.  h.  eine  Liste  der  von  ihm  aufgenom- 
menen Rechtsgeschäfte  unter  auszugsweiser  Angabe  ihres  wesentlichen 
Inhalts.^)     Anscheinend  wird  auch  diese  an  die  /3i/3AtoO'ij'xij  eingeliefert. 

Die  angeführten  Regeln,  welche  freilich  in  der  Literatur  vielfach 
verkannt  werden,  ergeben  sich  aus  einem  Papyrus  von  Antaiopolis  (publ. 
von  Vitelli  Ausonia  1907  p.  139  sub  Nr.  3  [184]),  dann  aus  dem  unver- 
öffentlichten Münchner  Papyrus  Nr.  32,  der  die  Überschrift  'i^  siQOfisvov  yQcc- 


1)  Diese  Sorte  von  ivrlygacpcc  ist  also  wohl  zu  unterscheiden  von  den  S.  63  (oben) 
genannten,  welche  auch  iKdöaiiia  heißen.  Die  letzteren  sind  nämlich  juristisch  ge- 
nommen Originalausfertigungen  der  Urkunde,  welche  dabei  eben  vom  Notariats- 
amt in  mehreren  Originalexemplaren  (eins  für  das  Amt,  die  anderen  für  die  Parteien) 
hergestellt  wird;  sie  tragen  auch  die  Original  Unterschriften  der  Parteien,  welche  also 
mehrmals  unterschreiben  müssen.  Ganz  deutlich  ist  dies  z.  B.  in  Lips.  3,  wo  ein 
Scvrlygcccpov  (Col.  II  13)  einer  Kauf-diaypaqp?j  lauter  Originalunterschriften  trägt  (Col.  1 
6—16);  ähnlich  in  BGU  1065  (vgl.  1.  1  mit  1.  18).  Wo  dagegen  ein  avxiyQacpov  keine 
Originalunterschrift  hat  (z.  B.  CPR  4  u.  v.  a.)  dürfen  wir  annehmen,  daß  es  sich  um 
ein  von  der  ßißXiod'ri-AT\  nachträglich  erteiltes  dcvriygacpov  insßKs^iidvov  handelt.  Da 
von  den  meisten  Urkunden  schon  das  Notariat  den  Parteien  ccvrlygacpa  (im  Sinne 
von  „Ausferi;igung")  gegeben  haben  wird,  werden  die  insGKS^iiiva  hauptsächlich  nur 
dann  verlangt  worden  sein,  wenn  das  ursprüngliche  ccvrlygcccpov  verloren  gegangen 
war  oder  wenn  man  gleichzeitig  die  Urkunde  an  verschiedenen  Orten  verwenden  mußte. 

2)  In  einzelnen  Fällen  (Fay.89;  BGU  174;  189  (?)  und  989  —  letzteres  registriertes 
k^aiiccQTVQOVy  S.  55)  —  finden  wir  statt  einer  Kopie  des  vollständigen  Kontraktstextes 
bloß  eine  solche  des  Datums,  avaypaqpjj-Vermerks  und  der  -uxcoypaqp^.  Diese  Er- 
scheinung läßt  sich  vielleicht  so  erklären,  daß  die  ßLßXio9iJKri  statt  vollständiger  Ab- 
schriften (denn  um  solche,  nicht  um  Originalien  handelt  es  sich  dabei  nachweislich 
stets)  mitunter  nur  eine  Abschrift  der  vnoygacpr]  gab,  ähnlich  wie  in  Flor.  46  eine 
?ylTj(M/Jis  der  bloßen  vnoyQOKprj  einer  diaygafpri  erteilt  worden  ist.  Daß  man  dagegen 
den  Urkundentext  auch  auf  dem  Original  durch  eine  vTKoyQcccpri  ersetzen  konnte, 
was  Wilcken,  Arch.  5,  205  A.  3  annimmt  und  als  'verselbständigte  tutoypaqprj '  be- 
zeichnet, halte  ich  für  wenig  wahrscheinlich.  —  Übrigens  findet  sich  bei  Fay.  89 
und  BGU  174  noch  eine  weitere  Kuriosität.  Ersteres  Stück  hat  an  der  Spitze  den 
dvaypaqpTj- Vermerk,  dann  großen  freien  Raum,  dann  -^^toypaqprf;  ähnlich,  nur  mit  ver- 
änderter Einteilung  und  abgerissener  vnoyQucpri,  das  zweite.  Ich  vermute  fast,  daß 
hier  bloß  provisorische  Abschriften  vorliegen;  d.h.  daß  man  Parteien,  welche  etwa  eilig 
waren,  zunächst  nur  eine  Kopie  der  Unterschrift,  des  Datums  und  drvaypaqpT] -Ver- 
merks gab,  wobei  man  durch  Freilassung  des  erforderlichen  Raumes  die  Möglichkeit 
vorbehielt,  die  Abschrift  später  zu  vervollständigen. 

3)  Ihr  Zweck  ist  leicht  einzusehen:  da  die  einzelnen  Urkunden  vor  der  Zu- 
sammenklebung im  TOJU.OS  leicht  verloren  gehen  können,  hat  der  Beamte  über  sie 
eine  Übersichtsliste  zu  führen.  Unrichtig  erblickt  Preisigke,  Girowesen  413  in  ihnen  bloß 
die  Versandnachweise  zu  der  Einsendung  der  Akten  (S.  63  A.  3)  an  das  Zentralarchiv. 
Irrig  ist  auch  a.  0.  die  Annahme,  das  slgo^evov  enthalte  bloß  Auszüge  der  Urkunden. 
Der  im  nachfolgenden  Text  zitierte  Münchener  Papyrus  enthält  unter  der  Überschrift 
i^  slgo\Livov  ygcccpsiov  einen  vollständigen  Text;  ebenso  ist  nach  Lips.  9,  22/3  aus 
einem  slgo^svov  (allerdings  zgaits^triyiöv)  ein  vollständiges  Scvtlygucpov  genommen 
worden.)  —  Einen  unserem  Scvuygacpal  entsprechenden  Index  aus  dem  6.  Jahrh.  findet 
man  bei  Marini,  pap.  diplom.  p.  272 — 5. 
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ipdov'  trägt  und  der  gleichen  Überschrift  in  PER  138  (Wessely,  Denkschr. 
d.  Wien.  Akad.  II  47,  IV  11),  sowie  aus  Grenf.  2,  41,  16  ff.  (183)  und  der 
Parallele  der  trapezitischen  Praxis  (S.  71/2).  Der  Münchner  Papyrus  und 
PER  138  sind  direkte  Reste  von  stgöfieva,  aber  auch  Bruchstücke  von 
avayqacpaC  sind  erhalten  (Flor.  51  [182];  PER  Nr.  2030—34.  2045  bei 
Wessely  Mitt.  E.  R.  5,  107 fg.;  ob  auch  Oxy.  808  (von  den  Hgg.  unrichtig 
als  Fragment  eines  diccötQo^a  diagnostiziert;  doch  ist  auch  die  Diagnose 
auf  dvayQttcpT]  unsicher;  vgl.  Lewald,  Grundbuch  18  A.  1)?^) 

Außer  diesen  Zeugnissen  wird  die  hier  dargelegte  Auffassung  auch 
durch  das  unten  S.  81  fg.  über  das  Verfahren  bei  dem  avayQagjsiv  von 
Privaturkunden  zu  sageude  unterstützt  und  erläutert. 

II.  Die  ör'j/jjcö^TjötS- Urkunde.  Außer  den  über  die  ganze  xG)Qa 
verteilten  Notaritätsämtern  der  ayoQavofieicc  und  y^atpsla  treten  auch  in 
Alexandrien  Urkundsbehörden  auf;  Zwar  reicht  unsere  Kenntnis  von 
diesen  nicht  über  die  augusteische  Zeit  zurück^);  aber  natürlich  we^rden 
sie  viel  älter  sein.  Die  Überlieferung  läßt  freilich  auch  noch  für  die 
spätere  Zeit  manches  zu  wünschen  übrig. 

Wir  erfahren  zunächst,  daß  es  auch  in  Alexandrien  äyoQavofiEla  und 
fivrjfiovEla  (was  vielleicht  identisch  ist  oben  S.  60)  gegeben  hat');  der 
Urkundsstil  dieser  Amter  wird  wohl  derselbe  gewesen  sein,  wie  jener  der 
gleichnamigen  Notariate  auf  dem  Land. 

Aber  daneben  wird  die  Beurkundung  auch  noch  von  Gerichtsbehör- 
den geübt. 

Als  solche  erscheinen  1.  der  Archidikastes;  2.  ein  zweites  Gericht, 
welches  in  den  Urkunden  schlechthin  xqittjqlov  genannt  wird;  endlich 
3.  ein  'xQttTJQiov  inl  tf}  avlfj'  (Hofgericht). ^)  Von  den  beiden  letzteren 
wissen  wir  übrigens  nichts  Näheres;  nach  dem  Amtstitel  des  Archidikastes, 
welcher  im  vollen  Umfang  lautet:  {'IsQevg  xaV)  ccQXidixaöTrig  xal  ngbg  x^ 
eni^sksia  t&v  xQijuaxLötav  xal  räv  akXav  XQirriQiav^),  läßt  sich  vermuten, 
daß    sie    diesem    Beamten   irgendwie    subordiniert    waren    (Kap.  I    S.  9). 


1)  Dagegen  halte  ich  Amh.  98  jetzt  für  das  Verzeichnis  der  einer  andern  Be- 
hörde als  der  ßißXio&ri-Kri  vorgelegten  Kontrakte.  —  Lips.  31  hat  mit  dem  yQa(pBiov 
nichts  zu  tun;   die  erste  mit  xagä  Sicovog  anfangende  Urkunde  (1.  1)  schließt  das  aus. 

2)  Für  welche  wir  jetzt  in  den  von  Schubart  herausgegebenen  BGU  1050 — 61, 
1098  fg.  reichliches  Material  besitzen.  iTvy^übeTjffts- Urkunden  der  nachaugusteischen 
Zeit  sind  BGU  282;  542  (dazu  Wilcken,  Aich.  1,  176);  729;  741;  825;  Oxy.  268;  wohl 
auch  CPR  5  (dazu  Eger,  Grundbuchwesen  106).  Ob  auch  Giss.  51?  S.  dazu  Mitteis, 
Sav.  Z.  31,  391. 

3)  Belege  aus  damals  noch  unveröflfentlichtem,  seither  großenteils  schon  publi- 
ziertem Material  bei  Schubart  a.  0.  71 — 81. 

4)  Die  Belege  für  diese  Ämter  s.  Kap.  I  S.  8;  für  den  Archidikastes  speziell  noch 
Kap.  n  27  fg. 

5)  Dabei  stehen  öfter  noch  andere  Zusätze;  vgl.  Otto,  Priester  und  Tempel  1, 
166  fg.;  197  fg. 
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Außerdem  sind  sie  —  im  Gegensatz  zum  aQXLÖiTiaöxrig  und  seinem  unten 
zu  nennenden  Bureau  —  in  der  nachaugusteischen  Zeit  nicht  mehr  bezeugt. 

Die  bei  diesen  Gerichten  errichtete  Urkunde  nun  ist  die  6vyxG)Qr]6i,s- 
Urkunde.  Sie  hat  ihren  Namen  davon,  daß  die  Parteierklärungen  bei  ihr 
mit  6v'yx<^Q^^  eingeleitet  werden.  Gegenstände  derselben  scheinen  alle 
Verträge  unter  Lebenden  sein  zu  können.  Stilistisch  wird  sie  so  gefaßt, 
als  ob  beide  Vertragsparteien  den  Urkundsentwurf  dem  Gericht  vorlegten: 
charakteristisch  ist  dafür  die  stereotype  Eröffaungsformel;  sie  lautet,  wenn 
beim  Archidikastes  überreicht  wird:  Ta  dein  isQst  aQxt'^Lxaörfj  xtX.  nuQu 
tov  delvog  xal  TtaQcc  tcö  dslvog.^)  I^vyicoQEl  oder  övyicoQovCi  xrX.,  also 
objektiv,  manchmal  auch  subjektiv  (Oxy.  268,  5;  BGU  1001,  8.  1144,  9) 
mit  6vyx(0QG)  stilisiert.  Zum  Schluß  steht  die  Wendung  a^tov^sv^),  die 
gewiß  eine  Bitte  um  Legalisierung  der  Urkunde  darstellen  soll.  Darauf 
folgt  das  Datum,  das  also,  im  Gegensatz  zu  den  andern  Objektiv- 
urkunden, am  Ende  steht. 

Die  an  eines  der  anderen  xQif^Qia  adressierten  Stücke  unterscheiden 
sich  davon  nur  durch  die  Adresse,  indem  sie  z.  B.  an  IlQcoraQxos  6  inl 
TOV  xqlttjqCov  (BGU  1054;  1059  u.  ö.)  gerichtet  sind.  Wie  der  Vermerk 
ic6X(Xrj(ia)  zeigt,  sind  sie  zur  Aufnahme  in  die  Registerbände  bestimmt. 

Man  muß  jedoch  m.  E.  nicht  glauben,  daß  diese  övyxoQri^ELg,  wie 
ihr  Wortlaut  anzudeuten  scheint,  von  den  Parteien  selbst  hergestellt  und 
dem  Gericht  im  fertigen  Zustand  zur  Beurkundung  präsentiert  würden. 
Schon  ihr  sehr  gleichmäßiger  Stil  deutet  darauf,  daß  auch  sie  von  einer 
Behörde  verfaßt  sind;  außerdem  zeigt  der  Umstand,  daß  sie  objektive 
Urkunden  sind,  daß  hier  ein  Dritter  beurkundet,  und  das  kann,  da  Zeugen 
nicht  genannt  werden,  wohl  nur  eine  Behörde  sein.^)  Die  Sache  steht 
also  so,  daß  die  genannten  Gerichte  eigene  Bureaux  hielten,  in  denen  dift 

1;  Also  der  Typus  der  Einleitung  eines  vn6nvr](icc  (S.  57). 

2)  Einmal  heißt  es:  iv  8i  rolg  TtgoKSifiivoig  ovk  ivseri  ßco(iaT{i6ii,6s)'  ä^iovfisv 
mg  Kd&ijKSi-  (Oxy.  268,  18)  Meist  faßt  man  auch  dies  als  Urkundsformel  und  Be- 
gründung des  Sc^Loviisv:  'weil  der  aatiarLC^Log  fehlt,  bitten  wir  (um  ihn)'  Dabei  ver- 
steht man  dann  awiiatia^ög  etwa  als  Eintragung  in  das  Register  der  öffentlichen 
Urkunden  o.  ä.,  ohne  jedoch  diese  Bedeutung  belegen  zu  können.  Es  ist  aber  über- 
haupt zweifelhaft,  ob  die  fraglichen,  sonst  nie  wiederkehrenden  Worte  mit  dem  Be- 
urkundungsvorgang irgend  etwas  zu  tun  haben. 

3)  Schubart  S.  45  läßt  die  von  ihm  herausgegebenen  avyxcnQV^n^g  aus  Abusir- 
el-Mäläq  aus  diplomatischen  Gründen  dem  Bureau  eines  Rechtsanwalts  entstammen 
und  nimmt  bloße  Vorlage  an  den  Archidikastes  an.  Gesetzt  aber  selbst,  daß  diese 
Papyri  wirklich  in  einem  Privatbüreau  geschrieben  sind,  so  beweist  das  nur,  daß. 
jener  Rechtsanwalt,  ehe  er  mit  seinen  Klienten  zum  yiaraloyelov  ging,  Vertragsent- 
würfe aufsetzen  ließ,  welche  den  Beamten  die  Urkundstätigkeit  sehr  erleichterten; 
sie  brauchten  nur  die  Parteien  an  der  Hand  jener  Konzepte  über  ihr  Einverständnis 
zu  befragen  und  konnten  sofort  mit  der  Reinschrift  vorgehen,  während  sie  andern- 
falls auch  die  Konzepte  hätten  selbst  entwerfen  müssen.  —  Mit  dem  im  Text  Ge- 
sagten stimmt  auch  der  Ausdruck  '<Tvy;^a)p7j(>ts  zeXsico&stocc  dicc  rov  ■KaraXoyslov  (a^ 
S.  67  bei  A.  2)  überein. 
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övy;UG3()ijöftg  verfaßt  wurden;  daß  diese  Bureaux  die  Parteierklärung  stets 
mit  einer  Bitte  an  den  Gerichtsvorstand  um  Legalisierung  des  Akts  ein- 
leiten, ist  nur  äußere  Floskel.  Es  ist  wohl  möglich  (obwohl  nicht  be- 
zeugt), daß  dieser  zur  Perfektion  des  Akts  noch  seine  Unterschrift  auf 
die  Urkunde  setzte;  aber  die  materielle  Beurkundung^)  konnte  nur  in 
der  Tätigkeit  seiner  Bureaubeamten  liegen.  Das  bezügliche  Bureau  heißt 
beim  Archidikastes  xatccloyelov;  wir  hören  mehrfach  von  6v'yxG)Q't]&£ig^) 
tsXstad'etöaL  dtä  tov  xataXoyeCov  oder  öldc  tilg  ig}rjixEQCöog^)  rov  xataXo- 
ysCov  (Oxy.  73,  33;  271,  7.  11;  268,  10.  Wie  die  Bureaus  der  anderen 
HQuriQta  geheißen  haben,  wissen  wir  nicht. 

Über  den  Ursprung  dieser  eigentümlichen  Urkundenform  ist  die  an- 
sprechende Vermutung  aufgestellt  worden,  daß  sie  aus  gerichtlichen  Ver- 
gleichen hervorgegangen  sei.*)  Es  wären  also  zunächst  in  dieser  Form 
nur  wirkliche  Prozeßvergleiche  solennisiert  worden.  Die  Erkenntnis,  daß 
diese  drjfiööioL  ^gruiariöiioC  sind,  hätte  dazu  geführt,  auch  ohne  Rechts- 
streit, in  der  Form  eines  fingierten  Vergleichs,  diese  Solennisierung  an- 
zustreben. In  der  Tat  stimmt  der  Name  övy^ägriöig  und  die  Überreichung 
an  die  Gerichte  mit  dieser  Hypothese  gut  überein  (vgl.  Anm.  zu  31  11  11). 
Daß  diese  Urkundsform  aber  auch  durch  ein  Gesetz  besonders  anerkannt 
worden  ist,  zeigt  die  Bemerkung  in  BGÜ  1113,  24  (169):  xo  nsql  t&v 
<Jvyx(OQ'^6€C3v  xaCfievov  nQÖöTtfiov,  wonach  für  ihre  Übertretung  eine  be- 
sondere Strafe  fixiert  war.^) 

[Dafür,  daß  außer  den  bisher  genannten  Behörden  noch  andere  zur 
Beurkundung  berechtigt  gewesen  wären,  haben  wir  derzeit  keine  genügen- 
den Anhaltspunkte.  Denn  wenn  in  Lond.  3  p.  117,  17  von  Beurkundung 
durch  den  yQafilfiatsvg^  von  Hermupolis  die  Rede  zu  sein  scheint,  kann 
dies  das  yQutpslov  bedeuten.  Teb.  317  (dazu  Sav.  Z.  28.  386)  möchte  ich 
jetzt  eher  auf  ein  vom  ii^rjyrjxijg  zu  Alexandrien  geführtes  VoUmachts- 
register  beziehen  als  auf  eine  besondere  Beurkundungsart.  ^)] 

1)  Soweit  die  ägyptische  öffentliche  Urkunde  eine  solche  kennt  (oben  S.  61): 
die  auf  S.  60  fg.  behandelte  Frage  wiederholt  sich  auch  hier. 

2)  Einmal  findet  sich  auch  eine  o^oXoyia  zsTsXsicayi,ivr}  diu  rov  v.axaXoysiov 
erwähnt  (Oxy.  73,  33);  das  ist,  da  dieses  Bureau  sonst  immer  cvyxcoQrjGus  herstellt, 
wohl  nur  Schreiberversehen  (zu  erklären  durch  das  S.  73  zu  A.  2  Gesagte).  Nennt 
sich  doch  einmal  eine  6vy%coQT]Gi?  selbst:  ovyypaqp^  (B6U  ll:-il  I  21). 

3)  D.  i.  das  Joumalbuch  (Protokollbuch)  des  itaxaXoysiov. 

4)  Schubart,  Arch.  6,  49—62;  P.  Meyer  zu  P.  Giss.  Nr.  36  p.  4. 
6)  Schubart  a.  0.  61  A.  3. 

6)  Die  für  Alexandrien  einigemal  erwähnte  Urkunde  mit  dem  Namen  '«apajtovTj* 
endlich  (die  von  Schubart,  Archiv  5,  7.H  hiefür  zitierten  Urkunden  sind  mittlerweile 
von  ihm  als  ßGU  1163  U— 4  und  1139  veröffentlicht  worden),  ist  nicht,  wie  Schubart 
anzunehmen  scheint,  eine  besondere  Urkundenform,  sondern  der  Name  ist  hier  vom 
Inhalt  entlehnt.  Wie  man  XQOtpttig  sagt  statt  cvyygafpr]  rgocpltLs,  ist  «apafiovTj  eine 
evyyQacpTJ  oder  6vyxmQr)6t,g  naga^iovqg  (vgl.  auch  Oxy.  731,  14),  u.zw.  ist  das  ein  Vertrag, 
durch  welchen  eine  Person  (bes.  ein  Kind)  für  eine  Schuld  in  Dienst  gegeben  wird. 
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III.  Die  diayQaqji}  XQaTCs^rjg.^) 

1.  Die  diayQa(p'ij  hängt  mit  der  wohl  in  der  gesamten  griechischen 
und  römischen  Kulturwelt  verbreiteten^),  in  Ägypten  aber  vermöge  der 
Papyrusfunde  besonders  deutlich  hervortretenden  Verwendung  der  Trape- 
ziten  als  Kassenführer  vermögender  Privatpersonen  zusammen.  Es  ist 
ganz  gewöhnlich,  daß  solche  bei  den  Trapeziten  Depots  erlegt  haben,  aus 
denen  sie  besonders  bei  Kauf-  und  Darlehnskontrakten  und  anderen  Ge- 
schäften, bei  welchen  eine  Geldleistung  stattfindet,  im  Wege  der  Anweisung 
die  Valuta  auszahlen  lassen.  Die  diay^acpaC  sind  hierbei  Noten,  welche 
der  Trapezit  dem  Anweisungsempfänger  über  die  erfolgte  Anweisung^) 
zustellt  (er  ist  also  der  Verfasser  der  öiaYQci'Cp'^)]  wo  er  infolge  derselben 
ihm  die  angewiesene  Valuta  auszahlt,  wird  der  Empfang  dieser  oft  auf 
der  dtay^wqpij -Urkunde  selbst  vom  Empfänger  durch  seine  Unterschrift 
bestätigt.'*) 

Die  Stilisierung  ist  hierbei  eine  so  charakteristische,  daß  man  oft 
schon  kleine  Fragmente  einer  diayQacpTJ  als  solche  erkennen  kann.^)  An  der 
Spitze  steht  das  Datum  und  der  Vermerk:  'diä  rrig  rov  dstvog  tQUJca^rig'. 
Darauf:  'O  detva  (der  durch  den  Trapeziten  vertretene  Anweisende)  xa  ösivi 
(dem  Empfänger).  Die  Grußformel  xaCgsiv  fehlt,  vielmehr  wird  sofort  in 
der  Konstruktion  des  Accus,  cum  Infin.  die  Tatsache  der  Anweisung  einer 
bestimmten  Summe  und  der  Rechtsgrund  der  Anweisung  registriert. 

2.  Unselbständige  und  selbständige  diayQacp'r].  Eigentlich 
setzen  solche  diayqafpaC  einen  bereits  errichteten  Kausalvertrag  voraus, 
von  dem  sie  nur  einen  Teil  der  Realisierung  verbriefen.  Darum  ist 
es  nur  natürlich,  daß  neben  ihnen  auch  eine  (notarielle  oder  chirogra- 
pharische  usf.)  Urkunde  über  den  Kausalvertrag  errichtet  wird,  auf  welche 
sie  Bezug  nehmen.  Dann  liegt  eine  unselbständige  öiayQacp^  vor,  und 
davon  finden  wir  namentlich  beim  Kauf  Beispiele;  es  steht  hier  mitunter 


1)  Daß  auch  diese  zu  den  öffentlichen  Urkunden  gestellt  wird,  ist  durch  ihre 
schließliche  Entwicklung  zur  selbständigen  Siayqacprj  und  den  dieser  allem  Anschein 
nach  innewohnenden  Charakter  als  instrumentum  quasi-publicum  (S.  71)  gerecht- 
fertigt. Die  unselbständige  SiayQutpri  würde  diese  Klassifikation  allerdings  nicht 
vertragen. 

2)  Darüber  allgemein  Mitteis,  Sav.  Z.  19,  212  fg.  Vgl.  noch  die  Inschr.  von 
Ephesus  im  Rec.  des  Insc.  lur.  gr.  1  p.  24  1.  52.  Für  Ägypten  ist  jetzt  das  Bank- 
wesen von  Preisigke  a.  0.  umfassend  dargestellt  worden.  Förderliche  Bemerkungen 
dazu  noch  bei  Partsch  a.  0.  737  fg. 

3)  Der  technische  Ausdruck  für  Anweisen  scheint  i^oSiä^Biv  zu  sein;  Lips.  S 
I  17  (171);  Flor.  48,  13  u.  a.;  doch  wird  das  Wort  im  Kontext  der  SiayQacpai  nicht 
verwendet. 

4)  Diese  Bestätigung  ist  natürlich  wie  jede  intoyqacpTq  subjektiv  stilisiert.  Aus- 
nahmsweise (Teb.  398)  nimmt  die  Bestätigung  selbst  die  objektiv  stilisierte  Form 
einer  Siay^acpri  an. 

5)  So  die  Fragmente  in  P.  Flor.  24  (187).  25.  Vgl.  auch  meine  Bemerkung 
zu  CPR  1,  17  in  P.  Lips.  1  p.  6. 
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in  einer  ersten  Kolumne  eine  notarielle  Urkunde  über  den  Kaufvertrag 
selbst,  in  der  zweiten  die  ÖLccyQacpri^),  wobei  die  öiayQaqjT]  nur  vom  Ver- 
käufer unterschrieben  wird^),  der  die  Zahlung  empfängt;  auch  für  das  Dar- 
lehn haben  wir  gleichartige  Urkunden.^) 

Etwa  seit  dem  letzten  Jahrzehnt  des  ersten  Jahrh.  n.  Chr.  treten 
auch  die  selbständigen  SuayQacpaC  auf*);  ihr  Wesen  besteht  darin,  daß 
man  von  der  Errichtung  einer  Urkunde  über  den  Kausalvertrag  ganz  ab- 
sieht und  sich  damit  begnügt,  ihn  in  die  diay^acpri  über  die  Valuta  in 
entsprechender  Art  (s.  sofort)  mit  hinein  zu  ziehn.  Beim  Darlehen  heißt 
es  also,  der  Empfänger  habe  vom  Anweisenden  erhalten  z.  B.  100,  welche 
er  als  Darlehen  zu  bestimmten  Bedingungen  zurückzugeben  habe.  Etwas 
anders  beim  Kauf:  hier  wird  zuerst  konstatiert,  daß  der  Empfänger  einen 
Gegenstand  verkauft  hat,  und  erst  dann  wird  die  Überweisung  des  Kauf- 
preises berichtet.  Dieser  eigentümliche  Stil,  durch  welchen  nunmehr  die 
öiuyQa(p7]  sich  zu  einem  selbständigen  Urkundentypus  erhebt^),  findet  sich 
ziemlich  oft  vertreten,  bei  Darlehen  und  Kaufverträgen  u.  a.^),  was  bei  der 
Ausbreitung  des  Bankwesens  auch  keineswegs  zu  verwundern  ist.  Gänz- 
lich verdrängt  hat  er  allerdings  die  ältere  Form  der  unselbständigen  Dia- 
graphe  nicht;  namentlich  beim  Kaufvertrag^)  läßt  sie  sich  noch  für  die 
diokletianische  Zeit  nachweisen. 


1)  So  ist  es  in  Lips.  4  und  6  (171).  Ebenso  wird  in  Gen.  22,  4  auf  eine  Kauf- 
urkunde hingewiesen ;  Reste  von  dieser  sind  sogar  zu  sehen,  wie  Wilcken,  Arch.  3, 390 
mitteilt. 

2)  Vgl.  Lips.  4  und  5.  :^)  Flor.  1;  Teb.  389  (173);  Straßb.  52. 

4)  Wahrscheinlich  solche  selbständige  diayQa(p<xL  sind  gemeint,  wenn  es  in  BGU 
1047  n  4  heißt:  rag  &vxl  dvfißoXaicov  ysyovvlag  öl...  [1.  dtaypagjas  ?]  zgana^cov. 

5)  Während  ich  in  meinen  Trapezitika  erst  für  das  Darlehen  derartige  Ur- 
kunden zur  Verfügung  hatte,  konnte  Gradenwitz  in  seiner  vortrefflichen  Untersuchung 
Mel.  Nicole  193  fg.  sie  auch  schon  für  den  Kauf  nachweisen,  wobei  er  nur  insofern 
zu  weit  ging,  als  er  damit  ein  vollständiges  Absterben  der  unselbständigen  Kauf- 
rfiaypaqpTj  annahm.  Daß  dieselbe  neben  der  selbständigen  fortbestand,  zeigt  Lips.  4 
und  5  (171)  (Zeit  des  Diokletian),  vgl.  mein  röm.  P.-Recht  1,  312  A.  80.  —  Preisigke, 
Girowesen  278  nimmt  wohl  mit  Recht  an,  daß  den  Banken  das  Recht  zur  Errichtung 
selbständiger  ÖLaygacpaL  durch  eine  besondere  (zwischen  d.  J.  72 — 89  n.  C.  erflossene) 
Verordnimg  erteilt  worden  sei,  während  man  bisher  die  Entwicklung  als  eine  spon- 
tane betrachtete. 

6)  Der  Typus  ist  auf  alle  Geschäfte  anwendbar,  wobei  ein  Teil  Geld  leistet 
(einen  Überblick  der  Mannigfaltigkeit  gibt  Lond.  3  p.  156  fg.);  also  auch  z.  B.  auf 
Mitgiftbestellungen.  Es  sind  jedoch  auch  SiayQucpai  ohne  Zahlung  nicht  ganz  aus- 
geschlossen, wiewohl  eigentlich  sinnwidrig  und  nur  als  parasitäre  Bildung  zu  be- 
trachten; sie  sind  denn  auch  äußerst  selten.  Zwei  solche  Fälle  in  Lond.  3  p.  148 — 50 
und  166  k  (a°  212).  Es  ist  sehr  charakteristisch,  daß  im  letzteren  Fall  auch  so- 
fort der  Stil  sich  ändert,  statt  des  hier  unanwendbaren  ^j^slv  wbxov  heißt  es  sofort: 
byioXoysl  (1.  4) ;  im  erstem  wird  der  übliche  Stil  dadurch  ermöglicht,  daß  ein  Teü 
dem  andern  8  Drachmen  zur  Deckung  der  Vertragskosten  anweist.  —  Empfangsbe- 
stätigung in  Form  einer  Siaygaqiri  s.  S.  68  A.  4). 

7)  Auch  unselbständige  Darlehnsdiagraphai  kommen  noch  vor,  so  P.  Flor.  1; 
Straßb.  52  und  die  von  GrenfeU-Hunt  zu  Teb.  389  zitt.,  BGU  445. 
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Natürlich  muß  bei  der  selbständigen  Diagraphe  nicht  bloß  das  Kausal- 
verhältnis in  der  ÖLaygacprj  deutlich  angegeben  werden  —  denn  dies  ge- 
schieht, wie  bereits  gesagt,  auch  in  der  unselbständigen  — ,  sondern,  und 
dies  bildet  den  inhaltlichen  Unterschied  zwischen  beiden,  die  selbständige 
diayQag)^  muß  überhaupt  alle  Vertragsbestimmungen,  auch  die  unter- 
geordneten, enthalten  (weil  es  ja  eine  andere  Gelegenheit  zu  deren 
Fixierung  hier  nicht  gibt,  indem  die  ÖLayQacp'^  den  Kausalvertrag  in  sich 
aufnimmt).  Dabei  ist  es  üblich,  diese  Nebenbestimmungen  in  die  vjto- 
ypaqptj  des  Verkäufers  zu  verlegen,  so  daß  diese  den  eigentlichen  Schwer- 
punkt des  Kontraktes  darstellt;  ganz  begreiflich  ist  es  daher,  daß  z.  B. 
in  Flor.  46  (185),  wo  eine  amtliche  Abschrift  einer  solchen  diay^acpTq  er- 
teilt wird,  bloß  die  vnoyQaq)'^  wiedergegeben  wird.  Die  unselbständigen 
dLccyQcc(paC  dagegen  können  alles  Nähere  der  Haupturkunde  überlassen 
und  sich  begnügen,  diese  zu  zitieren. 

Nach  dem  Gesagten  ist  ferner  bei  einer  selbständigen  Kaut-dLayQucpij 
die  Unterschrift  beider  Parteien  wesentlich;  bei  einer  unselbständigen 
brauchte  der  Käufer  die  diayQatpi]  nicht  zu  unterschreiben. 

Selbstverständlich  wurden  von  den  so  errichteten  Kontrakten  den 
Parteien  Ausfertigungen  (ixdoßLiia)  erteilt.  Vgl.  Lond.  3  p,  157  1.  15; 
160  1.  19;   163  1.  15. 

In  vereinzelten  Fällen  kommt  statt  öiayQafpri  xQans^rjs  der  Ausdruck 
duxßok^  TQaxetvs  vor  (BGU  445,  7/8;  Teb.  389,  3  [173];  Giss.  32;  P.  Ha- 
wara  31)  und  man  hat  daran  gedacht  (GrenfeU-Hunt  zu  Teb.  cit.,  anders 
Eger  Arch.  5,  136  A.  1),  letzteres  als  eine  besondere  Bezeichnung  für  die 
unselbständige  dtayQutprj  anzusehen.  Doch  ist  diese  Auslegung  noch  nicht 
gesichert.  ^) 

3.  Kaum  einer  Bemerkung  bedarf  es,  daß  eine  Zahlung  durch  (un- 
selbständige) diaygatpr]  auch  dann  vorkommen  kann,  wenn  die  Schuld- 
begründung (z.  B.  Darlehen,  Kauf)  nicht  durch  Vermittelung  des  Trape- 
ziten  stattgefunden  hat^)  (z.  B.  BGU  246:  trapezitische  Zahlung  des  Kauf- 
preises bei  einem  durch  övyxcÖQrjöig-VTkunde  errichteten  Kauf;  BGU  472: 
dLayQacpr]  über  Zahlung  eines  durch  Syngraphe  beurkundeten  Darlehens). 
Ebenso  kann  umgekehrt  eine  diagraphisch  begründete  Schuld  bar  {dtä 
X^i'Qog  ^1  oixov)  bezahlt  werden. 

Wie  endlich  im  bisherigen  vorausgesetzt  wurde,  handelt  es  sich  bei 

1)  Neuestens  bezieht  Preisigke  234  die  dtSKßoXi]  auf  alle  Fälle,  wo  infolge 
der  Anweisung  bare  Auszahlung  erfolgt,  nicht  bloß  Gutschrift  auf  dem  Konto  des 
Adressaten.  Damit  wäre  alles  im  Text  Gesagte  in  Frage  gestellt;  denn  dasselbe  geht 
ja  davon  aus,  daß  die  Zahlung  des  Bankiers  zu  einer  diayQacfq  führt.  Zum  Glück 
ist  die  Richtigkeit  dieser  Prämisse  trotz  P.  außer  allem  Zweifel;  man  denke  nur  an 
die  SLayQa(paL  zum  Darlehnszweck,  wo  der  Darlehnsempfänger  es  gewiß  nicht  auf 
bloße  Girogutschrift  abgesehen  hat. 

2)  Früher  bezweifelt  von  Gradenwitz,  Einführung  121. 
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den  diayQaq)aC  regelmäßig  um  Anweisungen  auf  Geld,  und  das  ist  nur 
natürlich,  weil  man  beim  Bankier  meist  eben  Gelddepots  hat.  Doch 
kommen  —  wenngleich  sehr  selten  —  auch  8iayQa(paC  über  Leistung 
von  Naturalien  vor;  Fay.  96;  Teb.  395  (cf.  394).  Es  muß  hier  der  An- 
weisende Naturaldepots  gehabt  haben  (a.  A.  Preisigke  a.  0.  222  fg.).  ^) 

5.  Die  dLayQatpT]  wäre  an  sich  bloße  Privaturkunde,  denn  die  Trape- 
ziten  sind  keine  öffentlichen  Beamten,  sondern  Kaufleute.  Es  ist  jedoch 
wahrscheinlich,  daß  den  bei  ihnen  errichteten  Urkunden  irgend  einmal 
das  Privileg  erteilt  worden  ist,  den  drjpiööioi  XQiq^axiöiiol  gleichzustehn, 
d.  h.  als  registrierte  Urkunden  im  Sinne  des  ägyptischen  Provinzial- 
rechts^)  zu  gelten,  und  es  ist  wohl  möglich,  daß  gerade  darauf  die  Umbil- 
dung der  unselbständigen  ötayQacpi^,  die  immer  eine  andere  (Vertrags-) 
Urkunde  voraussetzt,  zu  einer  selbständigen  zurückgeht  (vgl.  S.  69  A.  öi.f.). 

Es  ist  hierbei  zunächst  zu  erwähnen,  daß  vielleicht  —  wenn  näm- 
lich die  Vermutungen  von  GrenfeU-Hunt  zu  Oxy.  513,  37  das  Richtige 
treffen  —  die  Trapeziten  oder  wenigstens  manche  von  ihnen  keine  ge- 
wöhnlichen Kaufleute  sind,  sondern  die  Bankgeschäfte  oder  doch  gewisse 
Banken^)  ein  Staatsmonopol  bildeten,  das  zwar  an  Private  verpachtet 
wird,  aber  natürlich  nur  an  besonders  vertrauenswürdige,  die  dann  auch 
einer  öffentlichen  Kontrolle  (s.  unten)  unterstehen  und  quasi-publizistischen 
Charakter  haben. 

Auch  der  Beweiswert  der  trapezitischen  Diagraphe  muß  gegenüber 
gewöhnlichen  Privaturkunden  mindestens  ein  gesteigerter  gewesen  sein, 
weil  der  Trapezit  die  Urkunde  als  Unparteiischer  errichtet  und  wenigstens 
für  die  erfolgte  Auszahlung  des  Geldes  seine  Handelsbücher  alle  Beweis- 
kraft haben,  die  man  einem  ordnungsmäßig  geführten  Haudelsbuch  zu- 
zuschreiben pflegt.  Auch  die  römischen  Schriftsteller  pflegen  deshalb  die 
*mensae  scriptura'  als  ein  bevorzugtes  Beweismittel  hinzustellen  und 
ebenso  ist  das  Kontrahieren  vor  den  Trapeziten  schon  im  klassischen 
Griechenland  beliebt.^) 

In  Ägypten  hat  man  die  Vertrauensstellung  der  Trapeziten  auch 
einer  öffentlichen  Kontrolle  unterworfen;  sie  waren  verpflichtet,  die  durch 
sie  vermittelten  Kontrakte  in  förmlichen  Registern  aufzubewahren  und 
Abschriften  dieser  Register  periodisch  den  staatlichen  Archiven  einzulie- 
fern. Solche  Registerabschriften  sind  erhalten;  sie  heißen,  ähnlich  wie 
die  des  yQatpslov,   sigofiEva   (Flor.  67,  11.  44  ff ;  Lips.  9,  22)    und   wurden 

1)  Häufiger  jedoch  hat  man  solche  in  den  Staatsmagazinen,  welche  von  den 
Sitologen  verwaltet  werden,  daher  Anweisungen  auf  diese  in  größerer  Zahl  vorhanden 
sind  (Oxy.  516;  619/621;  625/626;  630/632;  Lips.  112/117  u.  a.). 

2)  Oben  S.  51. 

3)  Vielleicht  sind  hierbei  die  SrniSciui  rgccns^ai  von  den  ISiomKccl  rgoint^ai 
(z.  B.  Oxy.  305)  zu  unterscheiden. 

4)  Mitteis,  Sav.  Z.  19,  236  fg. 
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anscheinend  periodisch  der  ßißXtod-Tjxr]  eyKttjeecDV  des  Bezirks,  wo  die 
Bank  lag,  abgeliefert  (arg.  Flor.  24  [187].  25.  67,  II  42;  Lips.  9,  22  [t6 
xaraxsCfisvov  iv  talg  naQ*  vfilv  —  sc.  totg  ßLßXioq)vXai,L  —  hyxrriGEöiv 
stQÖ^evov  tQa7C£i,ELrix6v]).  Lond.  3  p.  156  ff.  ist  ein  sehr  umfangreiches 
Exemplar  eines  solchen^),  während  Flor.  24.  25  nur  auszugsweise  Listen 
{avayQtttpaC)  von  diayQacpaC  zu  enthalten  scheinen.  Aus  diesen  sigo^sva 
wurden  den  Parteien  auf  Verlangen  auch  beglaubigte  Abschriften  (ine- 
6x£(i[iEvcc  Lips.  9,  21;  syXrjiiilfeLs  Flor.  46,  1  [185]  ausgefolgt. 

3.  RÖMISCHE  URKUNDEN. 

Solche  wurden  auch  in  Ägypten  von  den  daselbst  lebenden  Römern 
errichtet  und  sind  sogar  obligatorisch,  dafern  es  sich  um  Geschäfte  des 
lus  civile  handelt.  Davon  wurde  bereits  in  der  Einleitung  gehandelt. 
Für  die  Abfassung  derselben  gab  es  im  Lande  besondere  tabelliones, 
welche  vo^iixoC,  auch  voilvkoI  'Pa^aixoC  genannt  werden^)  und  wie  die 
TabeUionen  überhaupt  Privatpersonen  sind. 

in.  NOiMENKLATÜß  UND  STIL  DER  URKUNDEN. 

a)  Was  die  Nomenklatur  betrifft,  so  wird  bei  den  Vertragsurkun- 
den (Testamente  haben  natürlich  eine  besondere  Stellung)  vor  allem 
unterschieden  zwischen  6vyyQaq)rl  und  isiQoyQatpov.  Über  letzteren  Be- 
griff s.  S.  55  fg.  UvyyQacptj  dagegen  heißt  in  der  ptolemäischen  wie  in  der 
römischen  Zeit  jede  andere  Vertragsurkunde,  mag  sie  ägyptisch  oder 
griechisch,  private  (Syngraphophylaxurkunde)  oder  öffentliche  (ägyptische 
Monographen-  oder  griechische  Agoranomenurkunde)  sein;  ausgenommen 
nur  die  6vyx(OQr}6ig  (und  natürlich  das  Paicht-vjtö^ivrj^a).  Da  abgesehen 
von  den  x^^QoyQucpa  (und  vxofivrjfiara)  alle  Urkunden  objektiv  stilisiert 
sind,  ist  die  6vyyQa(pi]  immer  Objektivurkunde. 

b)  '^O^oXoyia.     Mitunter  wird  der  Ausdruck  ofioloyCcc  gebraucht. 
Er  bezeichnet  im  antiken  Sprachgebrauch  nicht  eine  besondere  ür- 

kundsart,  insbesondere  auch  nicht  eine  Unterart  der  övyyQacpri,  scheint 
vielmehr  letzterem  Terminus  gleichzustehn  und  sich  von  ihm  nur  darin 
zu  tmterscheiden,  daß  er  mehr  das  Materielle  der  Willenseinigung,  jener 
mehr  ihre  schriftliche  Fixierung  zum  Ausdruck  bringt.  Wenigstens  ist 
es  so  am  besten  zu  verstehen,  wenn  Eleph.  2,  1/2  sich  GvyyQacpi}  xaX 
bfioXoyCa  nennt  oder  in  Petr.  3,  21b  1.  5;  Par.  13,  6;  Lips.  27,  16  von  einer 
6vyyQaq)rj  ofioXoyCag  die  Rede  ist^);   vgl.  auch  Pollux,  Onom.  8,  140:   sy- 

1)  Oder,  da  es  Originalunterschriften  hat,  eines  6vyxoXXj]6i(iog. 

2)  BGO  326  II  2.^ ;  .  61  III  2 ;  388  I  26,  11  29,  III  8  (91) ;  Koschaker,  Sav.  Z.  29,  15  fg. 

3)  Dazu  noch  Straßb.  40,  13.  25.  Die  Deutungen  von  Preisigke  und  Wenger, 
Gott.  G.  A.  1909,  305  scheinen  mir  unbegründet. 
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yQagiog  bfioXoyCci.^)  In  diesem  Sinne  wird  gelegentlich  (wiewohl  selten) 
auch  eine  6vyx(OQri6iq^)  oder  ein  xeiQÖyQcc^ov^)  als  b^oXoyCa  bezeichnet.^) 

Die  heutigen  Papyrologen  gebrauchen  den  Ausdruck  Homologie  aller- 
dings oft  in  einem  anderen  Sinne,  indem  sie  damit  eine  besondere 
Gattung  der  Urkunden  bezeichnen.  Sie  legen  dabei  Gewicht  darauf,  ob 
im  Kontext  die  Parteierklärungen  mit  dem  Wort  öfioXoysl  (resp.  b^okoyo) 
eingeleitet  werden  oder  nicht.  Das  Gebiet  dieser  Unterscheidung  be- 
schränkt sich  übrigens  auf  die  Urkunden,  die  vor  dem  Agoranomen,  dem 
Grapheion  und  dem  Syngraphophylax  errichtet  werden,  sowie  die  Chiro- 
grapha;  bei  &vyx(0Qt]6eLg^  diayQacpal  xQa7iE^r}g  und  •bnoiivriyiaTa  ist  das 
bnoXoyslv  schon  durch  ihre  ganze  Anlage  ausgeschlossen.^) 

Innerhalb  der  übrigen  Urkunden  jedoch  ist  allerdings  jene  Unter- 
scheidung möglich;  es  kann  z.  B.  ein  Cheirographon  sagen:  öiioXoyä 
nenQttTtsvccL  6oi^  aber  ebenso  auch  TCSTtQuxa  6ol.  Ebenso  eine  Objektiv- 
urkunde öfioXoyel  6  delvat  ^s^iöd^coxsvai^  aber  auch  'E^Cöd^coötv.^)  Danach 
unterscheiden  manche  Gelehrte^)  weiter  zwischen  subjektiven  Homo- 
logien, d.  h.  Chirographa,  die  mit  bfioXoyc)  eingeleitet  werden,  und  ob- 
jektiven, d.  h.  Objektivurkunden,  bei  denen  oixoXoysl  regiert.  Die  Mehr- 
zahl allerdings  nennt  Homologie  nur  die  objektive,  also  eine  Unterart  der 
evyygatpt]. 

Es  ist  denn  auch  sofort  zu  bemerken,  daß  bei  den  Chirographa  jene 

1)  Für  das  attische  Recht  wird  überhaupt  für  dfioloyicc  die  Bedeutung  als 
(mündliche)  Willenseinigung  angenommen,  Meyer-SchöTnann-Lipsias,  att.  Proz.  678 
A.  638.  Auch  sonst  heißt  der  Vertrag  als  Ganzes  oder  auch  die  Vertragsurkunde 
öiioXoyla  oder  ö^oXoyov,  z.  B.  Recueil  1  p.  162,  11;  276,  26;  278,  36;  284,  124;  286, 
158;  04,  17,  b06,  31.  Auch  einzelne  Vertragserkläxungen  werden  mit  onoloytt  ein- 
geleitet.    Recueil  1,  49,  8;  50,  18.  24;  314,  23. 

2)  Oben  S.  67  A.  2. 

3)  Oxy.  719,  26  (ergänzt);  731,  13;  CPR  155,  7;  häufig  ist  dies  erst  im  4.  Jahrh. 
(Flor.  43,  18;  66,  3;  75,  28;  BOU  917,  4;  Gen.  11,  16  u.  a.). 

4)  Ein  sehr  vieldeutiger  Ausdruck  endlich  ist  oUovoiiia.  Er  kann  jede  privat- 
(und  staats-)rechtliche  Maßnahme  bedeuten;  so  die  grundbücherliche  Verfügung  (CPR 
1,  11;  170,  12.  29;  206,  16;  BGU  883);  einen  prozessualen  Vorgang  (BGU  888,  4,  aller- 
dings nur  ergänzt);  den  Kaufvertrag  (Lond.  3  p.  161,  7;  BGU  301,  14;  859,  14  u.  ö.); 
die  Miete  (Lebas -Waddington,  Insc.  d.  As.  Min.  136  a,  36);  die  (Jjroypaqpij  (Lond.  3 
p.  126,  26)  u.  a. 

XQriiiaxiG(i6g,  gleichfalls  ein  mehrdeutiger  Auedruck,  bezeichnet  von  Urkunden 
regelmäßig  die  öffentlichen  {Srnidßtoi  %p.),  vgl.  auch  Recueil  des  Insc.  lur.  Gr.  1, 
246  1.  8;  248  1.  15;  daneben  kommt  es  aber  auch  vor  als  Bezeichnung  von  amtlichen 
Dekreten  (Teb.  295,  12;  397,  18,  vielleicht  auch  Flor.  56,  2;  Oxy.  712,  10;  Lond.  3 
p.  126,  4);  in  Amh.  35,  37  steht  es,  um  das  EinreichungsprotokoU  eines  Beamten  zu 
bezeichnen,  also  =  KuxaxoiQioti'ös  (die  Hgg.  haben  vermöge  eines  Lapsus  calami  sogar 
letzteres  Wort  eingesetzt,  während  das  Faksimile  jjpTjfiartfffids  zeigt);   cf.  Par.  65,  16. 

6)  Vgl-  jedoch  S.  69  A.  6. 

6)  Fälle  der  letzteren  Art  z.  B.  BGU  32,  153.  300.  758.  1093;  Oxy.  724.  Ein 
ähnlicher  Gegensatz  kommt  auch  in  den  griechischen  Urkunden  des  Mittelalters 
vor;  Ferrari,  i  documenti  27  fg.  41. 

7)  So  z.  B.  Waszyfiski,  Bodenpacht. 
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Einteilung  keine  besondere  Bedeutung  hat.  Ein  inneres  Gesetz,  auf  dem 
sie  beruht,  ist  nicht  ersichtlich  und  der  sonstige  Bau  des  Chirographums 
wird  dadurch  nicht  berührt,  ob  es  mit  bfioloyä  anfängt  oder  nicht.  Es 
mag  daher  hier  oft  lokale  Gewohnheit  oder  individuelle  Vorliebe  für  die 
Wahl  der  einen  oder  andern  Form  maßgebend  gewesen  sein.  Nur  ist  zu 
bemerken,  daß  vom  vierten  Jahrh.  n.  Chr.  ab  die  6}ioXoyä-Form  bei  aus- 
führlicheren Chirographa  das  Übergewicht  erlangt. 

Wesentlich  größere  Bedeutung  kommt  der  Homologieform  bei  den 
Objektivurkunden  zu.  Hier  verbindet  sich  nämlich  mit  ihr  oft  (vgl.  jedoch 
Anmerk.  3)  eine  andere  und  wichtige  Erscheinung.  Wo  6(iokoy£i  regiert, 
ist  der  ganze  Kontrakt  vom  Standpunkt  bloß  der  einen  Partei  redigiert,  der 
dieses  Wort  in  den  Mund  gelegt  wird  •,  sie  formuliert  die  Vertragsbedingungen 
für  beide.  Z.  B.  beim  Kauf:  bfioXoysl  (der  Verkäufer)  TtsjtQaxBvat,  —  xal 
ccTtiöxriKtvai  tijv  tifiriv  —  xal  ßsßaiaöeiv.  Die  Annahm serklärung  des 
andern  Teils  wird  im  Kontext  nicht  formuliert  und  seine  Ansprüche  er- 
geben sich  nur  indirekt  aus  den  Erklärungen  des  Partners.  Wo  dagegen 
ofioXoysl  fehlt,  gelangt  die  juristische  Tätigkeit  beider  Parteien  zum  ge- 
sonderten Ausdruck;  z.  B.  beim  Kauf:  ccTCsdoto  (der  Verkäufer)  —  BnqiaTo 
(der  Käufer);  bei  Darlehen:  edccveiöev  (der  Gläubiger)  —  to-Dto  d'  eötl 
TÖ  ödvELov  6  ava^okoy^öato  sxslv  (der  Schuldner)  o.  ä.;  bei  der  Miete 
ifiCöd-coösv  (der  Vermieter)  —  aTCodÖTca  ös  t6  ivoCxiov  (der  Mieter)  ^) ;  bei 
der  Ehe:  'Ei,sdoto  rrjv  savrov  dvyaxiqa  (der  Vater)  —  anifEi  8b  6  ya- 
/iöv  xr{v  q)€QVTJv.^)     Die  Zweiseitigkeit  tritt  also  hier  scharf  hervor.') 

Wie  schon  oben  (S.  73)  gesagt,  pflegen  viele  der  Heutigen  die  mit 
6^okoyBt  eingeleiteten  Urkunden  als  Homologien  schlechthin  zu  bezeichnen 
(wobei  sie  die  objektive  Fassung  voraussetzen  und  den  Ausdruck  subjektive 
Homologie  ablehnen);  den  Gegensatz  dazu  bilden  ihnen  die  „Protokolle" 
(Stil:  ccTCBÖoto  —  BTCQiaxo).  Doch  ist  dieser  Sprachgebrauch  logisch  zu 
tadeln,  da  auch  die  (objektive)  Homologie  ein  Protokoll  ist.  In  diesem 
Buch  wird  daher  zwischen  Homologien  (welcher  Ausdruck  auf  die  ob- 
jektiven beschränkt  wird)  und  einfachen  Protokollen  unterschieden 
werden. 

Es  fragt  sich  noch,  welches  Anwendungsgebiet  jede  dieser  Stilarten 
besitzt?  Diese  Frage  können  wir  nicht  mit  Zuverlässigkeit  beantworten. 
Man  hat,  von  der  Tatsache  ausgehend,   daß  beim  Kauf  von  Immobilien 


1)  Oxy.  278  (165).  Doch  ist  bei  Miete  und  Pacht  der  Stil  am  wenigsten  scharf 
zu  erkennen. 

2)  Oxy.  496. 

3)  Doch  wird  mitunter  auch  im  o^o/loyff-Stil  ein  Gleiches  erreicht,  indem  man 
sagt:  'OiioXoyovßiv  aXX-^Xoig,  6  (ihv  . .  .  6  Si.  Es  ist  auch  klar,  daß  die  einseitige  Sti- 
lisierung dort  nicht  recht  paßt,  wo  beide  Teile  obligatorische  Verpflichtungen  auf 
sich  nehmen.  Für  das  Anwendungsgebiet  der  Homologieform  (s.  das  im  Text  Folgende) 
liegt  hierin  vielleicht  wenigstens  ein  Teil  der  Erklärung;  vgl.  S.  75  Anm.  2. 
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der  obligatorisclie  Kaufvertrag  von  den  Agoranomen  als  einfaches  Protokoll 
redigiert  wird,  die  Auflassung  als  Homologie,  daran  die  Vermutung  ge- 
knüpft^), daß  auch  z.B.  den  Pachthomologien  (als  den  definitiven  Kontrakten) 
ein  einfaches  Protokoll  (als  eine  Art  Vorvertrag)  vorangegangen  sei  usf. 
Letzteres^)  ist  jedoch  unwahrscheinlich;  es  gibt  allerdings  einfache  Pro- 
tokolle über  Pachtung  (s.  S.  74  A.  1),  aber  keinen  Anhaltspunkt,  diese 
nicht  für  definitive  Kontrakte  zu  halten;  und  dagegen  spricht  auch,  daß 
bei  Darlehen  Homologien  (BGU  290)  und  einfache  Protokolle  vorkommen, 
obwohl  hier  der  Vertrag  nur  definitiv  geschlossen  zu  werden  pflegt  usf.  — 
Von  anderer  Seite  hat  man  das  einfache  Protokoll  für  die  rein  griechische 
Stilform,  die  Homologie  für  eine  durch  ägyptischen  Stil  beeinflußte  er- 
klärt.^) Doch  kommt  letztere  schon  so  früh,  und  zwar  in  Kontrakten 
mit  griechischen  Behörden  vor*),  daß  auch  diese  Erklärung  nicht  befrie- 
digt. So  ist  hier  die  Abgrenzung  ganz  unklar;  manches  mag  auf  zu- 
fällige lokale  Gewohnheit  zurückgehen.^)  Im  allgemeinen  scheint  der 
Homologiestil  in  der  Kaiserzeit  die  Oberhand  zu  gewinnen. 

c)  Signalement  der  Parteien.  Bei  gewissen  Urkunden  ist  es 
üblich,  daß  von  den  Parteien  (und  zwar  an  der  Stelle,  wo  ihr  Name  das 
erste  Mal  erwähnt  wird)  eine  steckbriefartige  Personsbeschreibung  gegeben 
wird,  jedenfalls,  um  eine  Fälschung  zu  erschweren;  da  wird  Alter,  Statur, 
Hautfarbe,  Gesichtsform,  und  womöglich  (andernfalls  erscheint  die  Notiz: 
ccöTjfiog  'ohne  besonderes  Kennzeichen')  noch  ein  der  Person  eigentüm- 
liches Merkmal  (Narbe,  Warze  u.  dgl.)  namhaft  gemacht.  Diese  Persons- 
beschreibung tritt  oft,  aber  nicht  immer^),  bei  agoranomischen  und  Gra- 
pheionsurkunden  ein;  bei  den  8LayQa(paC  geschieht  sie  für  den  Empfänger 
des  Geldes,  nicht  für  den  Anweisenden.'^  Dagegen  fehlt  sie  fast  durch- 
aus bei  den  Syngraphophylaxurkunden,  övyicoQtjöSLs^  Chirographa  und 
Hypomnemata.  ^) 

Auf  den  Namen  der  Parteien  folgt,  wenn  sie  in  einer  Stadt  wohnen, 


1)  Wilcken,  D.  Lit.  Zeit.  1900  Sp.  2467 fg.;  Arch.  2,  389. 

2)  Für  den  Kauf  ist  der  Gegensatz  unzweifelhaft  vorhanden  und  erklärt  sich 
vielleicht  daraus,  daß  bei  der  Auflassung  die  Tätigkeit  des  Verkäufers  in  besonderem 
Maß  in  den  Vordergrund  tritt,  daher  er  allein  redet. 

3)  Gerhard,  Philol.  63,  566;  Revillout  u.  a. 

4)  Vgl.  Petr.  2,  25  (a)— (f).  26;  3,  61  (3.  Jahrh.  v.  C). 

5)  Dies  nehmen  Grenfell-Hunt  zu  Oxy.  905  (p.  243)  für  die  Ehekontrakte  an, 
welche  in  Oxyrhynchos  einfache  Protokolle,  im  Faijüm  Homologien  sind.  Zukünftiges 
Material  wird  vielleicht  die  lokalen  Stilgepflogenheiten  in  helleres  Licht  setzen. 

6)  Eine  Ausnahme  bildet  vor  allem  Oxyrhynchos,  wo  sie,  soweit  ich  sehe,  selten 
vorkommt. 

7)  Diese  Beobachtung  und  ihre  einleuchtende  Erklärung  —  der  Anweisende  ist 
als  Kunde  dem  Bankier  bekannt  —  wird  Gradenwitz  verdankt  (Einführ.  129).  Übrigens 
Kommt  es  vor,  daß  auch  der  Anweisungsaussteller  ein  Signalement  erhält. 

8)  Ausnahmen  (in  Analogiebildung  der  agoranomischen  und  Grapheionsurkunden) 
z.  B.  CPR  31.  32.  38;  Amh.  91;  BGU  918  und  in  dem  k^atiägtvQOv  BGU  989  (136). 
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oft  die  Angabe  des  Stadtteils,  in  welchem  sie  wohnen,  und  zwar  mit  dem 
Wort  ävayQatpo^evog  (z.  B.  in'  cc^<p6dov  g)QovQCov  hßög,  im  Viertel  West- 
vorstadt). 

d)  Die  Stipulation  kommt  in  Urkunden  unter  Peregrinen  vor  der 
Constitutio  Antonina  kaum  jemals  (s.  A.  1)  vor,  woraus  wir  sehen,  daß 
sie,  obwohl  dem  Ins  gentium  angehörig,  doch  in  den  intern-peregrinischen 
Verkehr  nicht  eingedrungen  ist.  Seit  jenem  Gesetz  jedoch  wird  sie  in 
Ägypten  allgemein  verwendet.  Aber  gleichzeitig  wird  sie  denaturiert; 
man  hängt  jetzt,  als  allgemeine  Schlußwendung,  jeder  Urkunde  die  Worte 
xal  ix£Q(ot7jd-elg  (&/ioAdy?^(?a  an,  es  geschieht  dies  sogar  beim  Testament.^) 

e)  Lokale  Stildifferenzen.  Endlich  ist  die  Beobachtung  zumachen, 
daß  öfter  bei  ein  und  derselben  ürkundenart  der  Stil  der  verschiedenen 
Gaue  schwankt,  eine  Tatsache,  die  an  sich  leicht  erklärlich  ist  und  keine 
besondere  Bedeutung  besitzt,  außer  die  methodische,  daß  man  eben  nicht 
aus  jeder  Stilschwankung  Schlüsse  auf  historische  Entwicklungsprozesse 
ziehen  darf,  sondern  auch  die  Möglichkeit  zufälliger,  insbesondere  lokaler 
Entwicklungen  in  Rechnung  stellen  muß.  Einige  Belege  für  unsere  An- 
gabe werden  in  der  Anmerkung  mitgeteilt.^) 
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Für  die  Verletzung  der  in  der  Urkunde  verbrieften  Rechte  werden 
oft  besondere  Strafen  angedroht.  Sie  gehören  eigentlich  nicht  sowohl  der 


1)  In  der  vorantoninischen  Zeit  finden  wir  dies  nur  einmal,  Oxy.  905,  19  (a°  170); 
denn  CPR  22,  35  ist  falsch  gelesen  (Hunt.  GGA  1897  S.  462).  —  Lit.:  Mitteis,  Reichs- 
recht 485  fg. ;  Gradenwitz,  Einführ.  137  und  Arch.  2,  573  (der  das  ineg.  m^oX.  mit  dem 
heutigen  'vorgelesen  und  genehmigt'  vergleicht;  Wenger,  R.  hist.  Pap.  Stud.  38fg. ; 
Waszyfiski,  Bodenpacht  39  u.  v.  a.;  neuestens  bes.  Ferrari,  atti  del  ist.  Veneto  69 
(1909/10)  II  743  fg.  —  Für  den  Okzident  vgl.  Hitzig,  Sav.  Z.  14,  208. 

2)  Der  Stil  der  Ehekontrakte  ist  trotz  eines  bestimmten  Parallelismus  im  ganzen 
doch  in  Einzelheiten  verschieden  zwischen  dem  Oxyrhynchitischen  Gau  und  dem 
Faijüm,  wie  schon  Grenfell-Hunt,  Introd.  zu  Oxy.  496,  bemerken  und  jedermann  durch 
Vergleichung  etwa  von  Oxy.  496  mit  CPR  27  leicht  verfolgen  kann.  —  Betreffs  des 
Signalements  der  Parteien  nimmt  Oxyrhynchos  eine  Sonderstellung  ein  (S.  75  A.  6).  — 
Bei  der  Vormundschaft  ist  die  Bezeichnung  eines  nicht  ganz  nahe  verwandten  Vor- 
munds als  ^yivgios  avyysv^g'  anscheinend  eine  im  Faijum  beliebte  Eigentümlichkeit 
(Weiß,  Arch.  4,  87).  —  Wichtig  ist  femer,  daß  auch  das  Anwendungsgebiet  der  Ho- 
mologien und  einfachen  Protokolle  lokal  schwanken  kann;  Waszyfiski,  Bodenpacht 
31fg. ;  anderes  noch  bei  Waszyfiski  16  u.  a. 

Solche  Stildifferenzen  greifen  übrigens  auch  außerhalb  der  Geschäftsurknnden, 
nämlich  bei  Eingaben  an  die  Behörden  Platz.  Die  TiQoauyyiUai,  an  die  ßtßXio&iJKri 
iyKTi^esoov  (Kap.  IV)  werden  in  Hermupolis  und  Oxyrhynchos  mit  eidesstättigen  Er- 
klärungen beschlossen,  im  Faijüm  nicht  (Preisigke,  Girowesen  306).  Nur  eine  Wort- 
differenz freilich  ist  es,  daß  die  Gesuche  an  den  Strategen  um  Zustellung  des  Siaato- 
Xixöv  im  Mahnverfahren  in  Oxyrhynchos  mit  ov  inoQtaa . . .  beginnen,  in  Hermupolis 
imd  dem  Faijüm  mit  ov  Tca^cxdftiffo;  (Mitteis,  P.  Lips.  p.  328). 
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ürkundenlehre  als  dem  materiellen  Recht  an;  da  jedoch  eine  yoUstandige 
Rechtstheorie  in  diesem  Buch  nicht  gegeben  werden  kann,  soll  ihrer  an 
dieser  Stelle  gedacht  werden.  Es  handelt  sich  dabei  natürlich  nicht  um 
die  in  Verträgen  regelmäßig  übernommene  Schadenersatzpflicht  oder  Kon- 
ventionalstrafe an  die  Gregenpartei^)  für  den  Fall  des  Kontraktbruchs, 
sondern  um  eine  dazu  tretende  besondere  Strafe. 

Als  solche  erscheint  schon  in  der  ptolemäischen  Zeit  eine  Buße  an 
den  König  für  den  Fall  des  Vertragsbruchs.  Sie  ist  sehr  häufig  und 
wird  in  verschiedener  Höhe  festgesetzt,  bleibt  jedoch  im  Betrag  regel- 
mäßig hinter  der  Konventionalstrafe  um  60  Prozent  zurück  (vgl.  Kap.  VI). 
Wahrscheinlich  waren  die  Ansätze  dazu  durch  gesetzliche  Bestimmungen 
gegeben^),  welche  die  private  Rechtsverletzung  mit  öffentlicher  Strafe  (an 
den  Gerichtsherm)  bedrohten.  In  der  Kaiserzeit  dauert  der  Gebrauch 
dieser  —  jetzt  an  den  Fiskus  zu  zahlenden  —  Multen  fort;  wir  finden 
hier  auch  Anspielungen  auf  eine  gesetzliche  Grundlage  derselben  (BGU 
282,  41:  rö  d)Qi6fiavov  ngoötSL^ov,  CPR  2,  8;  3,  16;  5,  19;  6,  19;  64,  25; 
89,  14;  103,  24;  BGU  542,  20;  1113,  24).  Ihre  Höhe  steigt;  in  Kauf- 
verträgen wird  meist  für  mangelnde  Garantie  eine  dem  duplum  pretii 
gleiche  Summe  (sig  tb  ötj^öglov  rag  löccg)  normiert.  In  den  nachklassischen 
Chirographa  spielen  sie  keine  Rolle  mehr;  dagegen  wird  in  den  koptischen 
Rechtsurkunden,  allerdings  jetzt  auf  durchaus  neuen  Grundlagen,  bei  den 
Rechtsurkunden  (auch  Testamenten)  eine  Strafe  von  6  Unzen  =  36  SoHdi 
für  die  Mißachtung  angedroht.^) 


V.  INNEN-  UND  AUSSENSCHRIFT. 

Eigentümlich  sind  der  griechischen  Objektivurkunde  der  Ptolemäer- 
zeit  die  zur  Sicherung  gegen  Fälschungen  Platz  greifenden  Maßnahmen. 
In  den  ältesten  Syngraphophylaxurkunden  wird  der  Kontext  auf  dem- 
selben Papyrus  zweimal  geschrieben  (z.  B.  Hib.  84a  [131];  91;  96; 
Amh.  42;  Rein.  22  u.  a.).  Das  Stück  des  Papyrus,  auf  welchem  die  erste 
Fassung  steht,  wird  zusammengerollt,  mit  einem  Bastfaden  durchzogen 
und    auf    diesen    werden    die   Siegel    der  Zeugen  und   Aussteller  gesetzt, 


1)  Die  zugunsten  der  Gegenpartei  versprochene  Konventionalstrafe  wird  in 
den  älteren  Papyri  unterschiedslos  iniriiiov  oder  ngoatiiiov  genannt.  Im  6.  Jahrb.  n.  C. 
dagegen  heißt  sie  nur  noch  Ttpocrif/ov,  während  iniriyiov  (oder  iTtixLynov)  jetzt  nur 
noch  die  vom  Gesetz  fixierte  Buße  bedeutet;  Lond.  1  p.  202  1.  36/7.  205  1.  17  (erg.) 
und  20;  234  1.  53/4  und  so  auch  in  den  byzantinischen  Rechtsquellen;  Ashburner, 
Rhodian  sea  law  (Oxford  1909)  S.  99. 

2)  Für  die  6vy%mQy]6ig  ist  dies  nachweisbar  (S.  67).  Auch  sind  von  den  im  nach- 
folgenden Text  zitierten  Urkunden  BGU  282;  542;  1113;  CPR  5  deutliche  cvyxaqrieus 
(Eger,  Grundbuchwesen  115). 

3)  Näheres  und  Lit.  Reichsrecht  u.  Volksrecht  529  fg. 
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so  daß  es  olme  Bruch  der  Siegel  nicht  möglich  ist,  diese  „Lmenschrift" 
zu  eröffnen;  sie  wird  erst  im  Streitfall  eröffnet,  um  den  authentischen 
Text  zu  erhärten.  Bis  dahin  genügt  die  „Außenschrift",  d.  h.  die  zweite 
auf  dem  Papyrus  stehende  Ausfertigung,  welche  unverschlossen  bleibt; 
dieselbe  ist  andererseits  notwendig,  damit  sich  jede  Partei  über  den  Ver- 
tragsinhalt auch  ohne  Eröffnung  der  Innenschrift  vergewissern  kann. 

In  der  späteren  Ptolemäerzeit  wird  die  Innenschrift  zu  einer  summa- 
rischen Angabe  der  Hauptpunkte  des  Urkundsinhaltes  verkürzt,  und  dieser 
wird  meist  nicht  mehr  von  den  Parteien  bei  Errichtung  der  Syngrapho- 
phylaxurkunde  beigesetzt,  sondern  vom  Beamten  des  ygacpstov  bei  ihrer 
Registrierung.^)  In  dieser  verkürzten  Form  allein  erscheint  die  Innen- 
schrift bei  den  agoranomischen  Urkunden.  In  der  römischen  Zeit  ist  sie 
bald  vollständig  abgestorben. 


VI.  BESTEUERUNG  UND  EEGISTEIEßUNG  DER 

URKUNDEN. 

Die  ptolemäische  Regierung  legte  nach  dem  Vorgang  der  pharao- 
nischen  auf  verschiedene  Rechtsgeschäfte  Verkehrssteuem,  unter  denen  das 
iyzvxXiov  für  den  Eigentums  Wechsel^)  und  die  Verpfändung  —  in  der 
periodisch  schwankenden  Höhe  von  5  bis  10  7o  vom  Werte  des  Objektes  — 
am  wichtigsten  ist.  Dasselbe  wird  nach  Errichtung  des  Kontraktes  be- 
messen und  bezahlt,  und  wir  finden  häufig  Bestätigungen  über  die  Be- 
zahlung dieser  Steuer.  Sie  stehen  oft  auf  der  Urkunde  selbst;  doch 
kommen  sie  auch  auf  separaten  Schriftstücken,  teils  auf  Papyrus,  teils  auf 
Ostraka,  vor.  Diese  Quittungen  heißen  Tcrcb^ara  (z.  B.  Lond.  1  p.  46  1.  37), 
weil  auf  den  älteren  ptolemäischen  Urkunden  bei  der  Präsentation  zur 
Versteuerung  ein  mit  TtETttcaxev  anfangender  Vermerk  beigesetzt  wurde.  ^) 
Erst  seit   dem  zweiten  JahrTi.  n.  Chr.   wird   die  Formel  üblich:  thaxtai, 


1)  Nachweis  bei  Wilcken,  Arch.  3,  523.  Über  die  manipulative  Behandlung 
insbes.  dei*  älteren  Syngraphophylaxurkunden  und  ihre  Konservierung  haben  Elef. 
1 — 4  neue  Aufschlüsse  gegeben;  dazu  Rubensohn  in  der  Ausgabe  S.  6  fg;  Ibscher, 
Arch.  5,  192  fg. ;  Wilcken,  ebenda  202. 

2)  Vgl.  Bd.  I  Kap.  V. 

3)  ü.  z.  schrieb  man  im  3.  Jahrh.  '■nEnrcoiisv  eig  xov  Kt,ßcoT6v\  d.  h.  das  Stück  ist 
(behufs  Versteuerung)  in  den  Einwurfskasten  der  Behörde  geworfen  worden;  Teb.  279 
mit  der  Einl.  der  Hgg. ;  vgl.  auch  Wilcken,  Arch.  5,  230  (cf.  229).  Diese  Formel  ist 
also  nur  die  Bestätigung  über  die  Präsentation  zur  Steuerbemessung,  nicht  die  Steuer- 
quittung selbst;  diese  mußte  vielmehr 'separat  erteilt  werden.  Seit  Anfang  des  2.  Jahrh. 
schreibt  man  auf  die  Urkunde  schon  'TiiTttoayisv  slg  trjv  rgäits^av  .  . .  t6  xaS'Tyxoi'  (folgt 
Geldsumme)'  (Lond.  3  p.  2  a°  192  oder  168);  das  ist  bereits  Quittung.  Daran  schließt 
sich  bald  die  im  Text  genannte  jüngere  Quittungsform,  die  mit  'tirayiTcci,'  beginnt. 
Vgl.  noch  Wilcken,  Ostr.  1,  64. 
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[medial]  (6  delva  slg  trjv  tQcxns^av)  'er  hat  gezahlt'.  Ausgestellt  sind 
diese  Quittungen  von  den  königlichen  Banken,  wobei  dieselben  Bezug 
nehmen  auf  die  von  den  Pächtern  des  eyxvxhov  vollzogene  unä  von 
einem  Steuerkontrolleur  (dvTi.'yQaq}£vg)  kontrasignierte  (Bemessung  und) 
Zahlungsanweisung  {ßiayQacpri)  über  den  in  concreto  entfallenden  Steuer- 
betrag. ^)  —  Paradigmen  von  Ttrcbfiara  s.  in  129;  152 — 5;  179 — 80. 

Damit  hängt  nun,  wie  gewöhnlich  angenommen  wird,  das  eigentüm- 
liche Institut  der  Registrierung  {dvayQcccpsLv)  zusammen,  das  auf  der  ein- 
zelnen Urkunde  in  dem  (am  Schluß  oder  auch  an  der  Spitze  zugesetzten) 
Registrierungsvermerk:  'Datum;  ävaysyQajttai  dvä  tov  iv  (Ortsangabe) 
ygacpsCov'  o.  ä.  zum  Ausdruck  kommt.  Wie  schon  der  Turiner  Papyrus  1 
Col.  4  1.  13 — 15  (31)  gelehrt  hat,  bestand  eine  Vorschrift  dahingehend, 
daß  die  nicht  registrierten  ägyptischen  (d.  h.  in  ägyptischer  Sprache  und 
Schrift  verfaßten)  Verträge  'kraftlos'  (vgl.  S.  83)  sein  soUen  (tä  fiij  ava- 
yeyQafi^dva  alyv%xia  GvvaXXdy^ara  äxvQa  Eivai).  Wahrscheinlich  wurde 
dies  deswegen  vorgeschrieben,  damit  nicht  die  ägyptischen  Monographen 
Verträge  ohne  Wissen  der  Steuerbehörde  beurkunden  sollten. 

Nach  obiger  Stelle  hätte  die  Vorschrift  in  der  ptolemäischen  Zeit 
nur  für  ägyptische  Verträge  bestanden;  da  wir  aber  auch  bei  griechischen 
Syngraphophylaxurkunden  und  Cheirographa  den  Vermerk  der  dvayga^'^ 
finden  (Leyd.  0;  Teb.  104,  42;  105,  64;  Rein.  9.  10.  14  [132].  20/23;  Petr. 
2,41-,  Rein.  29;  30  [139]  u.  a.)  dürfen  wir  annehmen,  daß  diese  auch  bei 
griechischen  Urkunden  obligatorisch  war.  —  Dabei  sind  Urkunden,  die 
vor  griechischen  Notariaten  errichtet  sind,  wie  wir  bereits  wissen  (S.  51), 
schon  von  vornherein  dvayeyQafifisva.  Nachträgliches  dvccyQdtpsLV  da- 
gegen war  vorgeschrieben  bei  allen  Urkunden,  die  nicht  vor  griechi- 
schen Notariatsbehörden  errichtet  (also  nicht  drjfiööioi  xQ7}fiari6fioC} 
und  darum  dem  Verdacht  der  Steuerhinterziehung  ausgesetzt  waren;  es 
gilt  dies  auch  von  Urkunden  über  Rechtsgeschäfte,  die  nicht  dem  iyxv- 
xUov  unterliegen^);  letzteres  ist  schon  deswegen  begreiflich,  weil  man  die 


1)  Über  das  Nähere  Peyron  zu  Pap.  Tor.  1,  144  fg.;  Lumbroso,  Recherches  344; 
Wilcken,  Ostraka  1,  639;  Naber,  Arch.  1,  87  fg.,  sowie  ReichsrecM  und  Volksrecht 
52  A.  8  und  die  daselbst  Zitierten;  endlich  auch  Einleitung  zu  129  und  152. 

2)  "Die  Frage,  in  welchem  Zeitpunkt  das  iyxviiXiov  zu  bezahlen  war,  d.  h.  ob 
vor  oder  nach  der  ävaygcccpi]  (vgl.  die  in  A.  1  angeführte  Literatur),  hat  Schwierig- 
keiten bereitet  (vgl.  Naber,  Arch.  1,  314  fg.).  Ich  kann  dieselbe  hier  nicht  erledigen, 
möchte  aber  bemerken,  daß  der  von  Naber  behauptete  wiederholte  Wechsel,  den  die 
bez.  Vorschriften  in  römischer  Zeit  erfahren  haben  sollen,  mindestens  durch  die  von 
ihm  S.  31 1>  angerufenen  Urkunden  (Oxy.  242  fg.)  nicht  bewiesen  wird.  Denn  wenig- 
stens für  den  Kauf  scheint  die  Regel  zu  allen  Zeiten  zu  sein,  daß,  wo  über  den- 
selben zuerst  ein  bloßes  agoranomisches  VerkaufsprotokoU  und  erst  später  die  Auf- 
lassung vollzogen  wird,  die  Zahlung  vor  der  Auflassung  erfolgt,  und  darauf  können 
auch  Oxy,  242  sq.  bezogen  werden,  vgl.  auch  insb.  für  die  römische  Zeit  Oxy.  96.  99. 
Par.  17.    Ob  es  davon  Ausnahmen  gibt  (etwa  Grenf.  1,  27  [166]),  muß  ich  hier  ebenso 
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Entscheidung,  ob  dies  der  Fall  sei,  nicht  dem  Gutdünken  der  Parteien 
überlassen  konnte.  —  Auf  diesen  rein  fiskalischen  Gedanken  gründet  sich 
also  das  allgemeine  auch  die  Kaiserzeit  bis  auf  Diokletian  noch  beherr- 
schende Prinzip,  daß  jede  Urkunde,  um  vollwertig  zu  sein,  einregistriert 
sein  muß  (S.  50  fg.). 

Das  Alter  des  Registrierungsinstituts  wurde  von  jeher  nach  Par.  65, 
wo  es  bereits  in  einer  Korrespondenz  zweier  Beamten  erläutert  wird,  min- 
destens bis  auf  das  36.  Jahr  des  Ptolemaios  Philometor  (146/45  a.  Chr.) 
zurück  datiert^);  da  es  aber  jetzt  in  Teb.  279  (179)  schon  für  das  Jahr  231 
heißt  'nd7tt(0)cEv  slg  xißcotbv  tb  övvdXXayfia'^),  wird  der  Ursprung  der 
Einrichtung  heute  noch  viel  weiter  zurück  verlegt.^) 

Die  Behörde,  bei  welcher  die  ägyptischen  sowie  die  privaten  griechi- 
schen Urkunden  nachträglich  registriert  wurden,  nennt  sich  gewöhn- 
lich yQcctpstov.^)  Doch  ist  es  zweifelhaft,  ob  nicht  die  Nachtrags-Register- 
behörden  bloß  in  den  Komen  (wo  sie  also  auch  Stationen  haben)  yQacpsia 
heißen,  in  der  Metropole  aber  die  Registerfunktion  von  der  Zentrale  des 
KyoQavonelov  oder  (ivi^fiovelov  vollzogen  wird  (vgl.  S.  59). 

Die  erfolgte  Registrierung  wird,  wie  schon  S.  79  bemerkt  ist,  durch 
den  Amts  vermerk  ^ävayiyQocnxui  (oder  ivt  et  aar  cci)  diä  rov  iv  ...  yga- 
tpsCov*  auf  der  Urkunde  konstatiert  und  seit  der  Kaiserzeit  (anscheinend 
aber  auch  nicht  früher)  auch  das  Amtssiegel  {xccgayficc)  beigedrückt.  Von 
letzterem  sind  auf  manchen  Stücken  (z.  B.  CPR  11;  170;  Lond.  2  p.  207; 
Fay.  260;  BGU  445;  859)  noch  mehr  oder  minder  vollständige  Überreste 
erhalten.  Darauf  bezieht  es  sich,  wenn  in  Abschriften  es  heißt:  'dvtC- 
ygatpov  xuQccyfiatog^  (CPR  4  i.  f.  u.  a.).^) 

Über  die  behördliche  Tätigkeit  bei  nachträglicher  Registrierung^) 
gibt  für  die  Zeit  von  146 — 135  a.  Chr.  Par.  65  ein  Brief  eines  Beamten 
an  einen  Kollegen,  enthaltend  die  Schilderung  der  vom  ersteren  geübten 
Registrierungspraxis,   nähere    Auskunft,    die   freilich   nicht   sehr  deutlich 


dahingestellt  sein  lassen,  wie  die  Frage,  welche  Vorschriften  für  trapezitische  Siaygcc- 
cpai,  ßvyxoüQVOsts  und  demotische  Urkunden  bestanden  haben.  Dies  alles  bedarf 
spezieller  Untersuchung. 

1)  Dazu  Bouche-Leclercq  4,  187  A.  2, 

2)  Parallelen  zu  dieser  Formel  Leyd.  I  379  (p.  90),  richtig  ergänzt  von  Naber, 
Axch.  1,  87;  noch  andere  bei  Revillout,  Eevue  ^gypt.  2,  114  und  Lond.  3  p.  2. 

3)  Vgl.  auch  Otto,  Priester  und  Tempel  II  296  A.  2. 

4)  Nicht  zu  verwechseln  mit  der  gleichnamigen  Steuer;  Grenfell-Hunt  zu  Hib. 
66,  1/2.  —  Wenn  in  einzelnen  Fällen  im  Anubis-Tempel  registriert  zu  sein  scheint, 
so  kann  ein  daselbst  stationiertes  ygacpstov  gemeint  sein;  vgl.  Otto,  Priester  und 
Tempel  2,  296  mit  Belegen.  Auch  die  in  Leyd.  0  36  enthaltene  &vayecc(p7]  kann  ent- 
sprechend ausgelegt  werden. 

5)  Irrig  ist  es,  den  avaypaqpTj -Vermerk  selbst  ;^a()ay(ia  zu  nennen  (so  Naber, 
Arch.  1,  86). 

6)  Über  die  6cvccyQa(pccL  in  Altgriechenland  vgl.  Wilhelm,  Beiträge  236  fg.  257  fg. 
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lautet^):  die  Behandlung  besteht  in  einem  'rb  öwaXlayfia  £lo(ovC^£lv, 
tovg  TS  6vv7iXkai6rag  yial  IJv  TtsjtoCrjvtai  olxovofiCccv  xal  xä  6v6^ax^  cfvrtbv 
jcaxQo^sv  ivxdööELV  xal  vnoyQcccpsiv  rj^äg  svxexaxsvat  slg  ;i;()^fiarKj|u.dv, 
di^kcoöavlxs^s  xov  xs  xqövov  [cV  a]  v7to'yeyQ(xg)a^Ev  .  .  xal  tbv  di  av- 
xfig  xrjg  övyyQacpilg  xQOvov.'  Hier  heißt  slxovC^Siv  nicht  etwa  bloß  einen 
Auszug  herstellen^);  denn  in  Oxy.  34  1.  12/16  ist  von  Beamten,  welche 
'slxovLöxaC  genannt  werden,  gesagt,  daß  sie  dvxCyQatpa,  also  vollständige 
Kopien,  herstellen.^)  Auch  ist  es  grammatisch  nicht  möglich,  die  Worte 
'xovg  xe  övvrjklaxoxag  —  ivxd0deiv\  die  ja  freilich  von  der  Anfertigung 
eines  bloßen  Summariums  sprechen,  als  Explikation  zu  eixovC^eiv  zu 
fassen  (da  müßte  es  ivxäßöovxsg  heißen).  Das  allein  Richtige  ist  viel- 
mehr, daß  erst  letztere  Worte  sich  auf  die  Herstellung  eines  Auszugs  be- 
ziehen, während  slxovC^siv  die  Anfertigung  einer  vollständigen  Abschrift 
—  resp.  da  in  dem  bezeichneten  Papyrus  von  demotischen  Urkunden 
die  Rede  ist,  einer  Übersetzung  —  bedeuten  dürfte.  Daraus  ergibt  sich 
also,  daß  das  yQucpstov  die  Urkunden  doppelt  registriert:  das  eine  Mal 
in  vollständiger  Abschrift  —  resp.  wenn  es  sich  um  demotische  Originale 
handelte:  Übersetzung^)  —  dann  aber  auch  in  einem  kurzen  Auszug. 

Nun  erinnern  wir  uns  aber  sofort,  daß  wir  solchen  vollständigen 
Kopien  einerseits,  Auszügen  andererseits  schon  früher  begegnet  sind,  näm- 
lich bei  den  sigöfisva  und  dvayQa(pai,  welche  die  Notariate  über  die  von 
ihnen  errichteten  drj(i66tot  xgriyiaxiöiioi  herstellen  (S.  63).  Es  scheint  mir 
einleuchtend,  daß  der  in  Par.  65  geschilderte  Vorgang  mit  jenem  voll- 
ständig parallel  geht,  d.  h,  es  ist  ein  und  dasselbe  Prinzip,  welches  auf 
die  di^fiöötoi  xqri^axLß^ioC  einerseits,  die  der  Nachtrags  -  ava/^jaqpT^'  unter- 
zogenen Privaturkunden  anderseits  Anwendung  findet.  Mit  Rücksicht  darauf 
ist  es  auch  möglich,  daß  die  letztere  Sorte  von  Abschriften  und  Auszügen 
Ton  der  ersteren  äußerlich  gar  nicht  getrennt  gehalten  wurde.  Insbeson- 
dere also  seit  in  der  Kaiserzeit  die  Urkundenverwahrung  in  der  ßißkio- 
^rixt]  ByxTTJösav  vorgeschrieben  wurde,  werden  in  den  dieser  zu  liefernden 
BiQÖybEva  und  avayQafpai  (S.  63  fg.)  die  amtlichen  Abschriften  der  drjfiöeiot 
XQr}(iaxL6(ioC  und  der  anagraphierten  Monographen-  und  Sechszeugenurkun- 


1)  Außerdem  spricM  der  Verfasser  nur  von  der  Behandlung  ägyptischer 
Urkunden;  doch  wird  man  das  Gesagte  wohl  auch  auf  griechische  entsprechend  über- 
tragen dürfen.     Für  die  Ersteren  vgl.  noch  Einl.  zu  181. 

2)  So  irrig  Preisigke,  Girowesen  426,  dessen  Darstellung  des  Registrierungs- 
verfahrens auch  an  anderen  Punkten  fehlgeht  (S.  63  A.  1;  S.  64  A.  2).  Die  obige 
Auffassung  habe  ich  schon  im  Hermes  34,  97  entwickelt. 

3)  In  Fay.  36,  23  bedeutet  Eiy.6vLy.cc  sogar:    ich  habe  den  Kontrakt  geschrieben. 

4)  Gewiß  geht  es  auch  hierauf  zurück,  wenn  wir  öfters  ein  'ccvtiyQutpov  wvrjg 
lisd-riQ^svsvfihrig  Kccra  dvvarov^  finden  (Lond.  1  p.  46,  1  (129);  Wessely,  spec.  tab.  6 
n.  6).  Dagegen  ist  das,  was  wir  in  Lond.  2  p.  177,  P.  Eylands  3  p.  169  u.  a.  unter 
dem  avaypaqp^- Vermerk  finden,  bloße  griechische  vjtoygacp^. 
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den  einfach  durcheinander  gestanden  haben ^),  und  das  ist  auch  korrekt^ 
denn  sie  waren  alle  dvaysyQafi^sva.^) 

Offen  bleibt  noch  die  Frage,  welches  yQUipslov  zur  Registrierung  jeder 
einzelneu  Urkunde  räumlich  zuständig  war.*) 

In  der  römischen  Zeit  hat  sich  der  eben  geschilderte  Zustand  schon 
insofern  geändert,  als  die  Sechszeugenurkunde  und  die  demotische  Mono- 
graphenurkunde  seltener  werden,  ohne  freilich  sofort  abzusterben.  Damit 
ist  das  Gebiet  der  dvay Qaq)'^-'püichtigen.  Privaturkunden  zunächst  nur 
praktisch  eingeschränkt.  Eine  auch  theoretische  Einschränkung  aber 
von  gleichzeitig  großer  praktischer  Bedeutung  liegt  darin,  daß  bei  den 
XSiQoyQatpa  an  Stelle  der  dvccyQccq)i]^)  jetzt  eine  neue  Einrichtung  ge- 
troffen wird,  nämlich  die  ÖTj^oöCoöLg  in  Alexandrien.  Sie  scheint  die- 
selbe Bedeutung  zu  haben,  wie  die  ptolemäische  dvayQaq^tj,  nämlich  die, 
daß  ein  der  drjiioöCcoöig  unterworfenes  aber  nicht  unterzogenes  xsiQÖyQucpov 
nur  eine  minderwertige,  unkräftige  Urkunde  bildet. 


1)  Daß  die  Bibliothek  von  letzteren  auch  die  Originale  erhielt,  ist  nach  dem 
obigen  unwahrscheinlich.  Zwar  konnte  man  auch  diese  in  amtliche  Verwahrung 
geben;  es  ist  sogar  oft  evident,  daß  die  Parteien  das  Original  eben  nicht  bei  sich 
haben,  sondern  vom  Amt  die  beglaubigte  Abschrift  erholen;  es  ist  nur  an  BGU  989 
(136)  zu  erinnern.  Doch  ist  wohl  denkbar,  daß  dann  die  Originale  beim  ygatfilov 
blieben.  Unter  allen  Umständen  aber  kann  die  Bibliothek  aus  den  sIqo^svcc  im  Be- 
darfsfall (S.  64  A.  1  u.  f.)  beglaubigte  Abschriften  erteilen. 

2)  Es  ist  hier  der  Ort,  sich  über  den  selten  ganz  richtig  verstandenen  Sinn  von 
avaygcccpeLV  klar  zu  werden.  Es  bedeutet  ein  Rechtsgeschäft  öffentlich  verzeichnen 
und  dadurch  mit  gewissen  Wirkungen  ausstatten.  Wie  die  Verzeichnung  stattfindet, 
ob  durch  sofortige  notarielle  Errichtung  oder  durch  nachträgliche  Registrierung  einer 
ursprünglich  privatim  errichteten  Urkunde,  ist  dabei  ganz  gleichgültig;  das  tritt  auch 
darin  hervor,  daß  auf  den  vom  yQcccpüov  errichteten  Urkunden  der  ccvaygacpj]- 
Vermerk  ebenso  gut  steht,  wie  auf  den  von  ihm  erst  nachträglich  registrierten. 
Zwischen  beiden  besteht  eben  nur  der  Unterschied,  daß  erstere  schon  durch  die  Er- 
richtung öcvuyEyQa^ixtva  sind,  letztere  es  erst  nachträglich  werden.  Mit  Rücksicht 
auf  ersteren  Umstand  bedeutet  ccvayQ(x(peiv,  was  stets  übersehen  wird,  bei  Notariats- 
urkunden geradezu  den  Beurkundungsakt  selbst.  So  wird  in  Oxy.  241  (cf.  243.  329. 
339)  der  Agoranom  zum  ccvayQäcpeiv  von  ovyygacpal  Sccviiov  ermächtigt,  obwohl  diese 
noch  gar  nicht  existierten  (arg.  1.  26 — 34),  wo  also  ävayQdqisiv  nur  'Errichten'  heißen 
kann,  nicht  'Einregistrieren'.  Eine  Bestätigung  hierfür  geben  Oxy.  242.  327—8.  33i) — 6, 
wo  die  gleiche  Ermächtigung  bezüglich  Kaufverträgen  auf  '■xaTayQccipov  avi^v'  lautet 
(in  der  Ausgabe  ist  in  Nr.  242,  2  avdyQatpov  ergänzt,  unrichtig,  da,  wie  Hunt  mir  be- 
stätigt, nicht  bloß  in  327 — 8,  sondern  auch  in  330 — 6  desc.  TicctdyQa^ov  steht).  Man 
sieht  nämlich  daraus,  daß  üväyQcctpov  hier  äquivalent  ist  mit  ■KcctäyQatpov,  welches  letztere 
nie  registrieren  bedeutet.  —  Ganz  anders  Preisigke,  Girowesen  446/7  (vgl.  Einl.  zu  182). 
Anders  als  hier  auch  Rabel,  Sav.  Z.  28,  360  A.  5. 

3)  Vermutung  bei  Wilcken,  Arch.  3,  528. 

4)  Diese  kommt  jetzt  bei  Cheirographa  nicht  mehr  vor.  Wenn  nach  BGU  453, 
19  fg.  (144)  anscheinend  noch  im  Jahre  154  n.  Chr.  ein  Cheirographum  beim  yQuq)stov 
registriert  wird,  so  beruht  das  auf  falscher  Lesung  des  Hg.;  ich  sah  am  Original  in 
1.  19:  TersXiwvrirai)  Si.{d)  nvX{r]g)  Zoyi\vo]n{aiov)  Nrjaolv}  iQ7iiio(pvX{a')ii(xg)  sqq.  Vgl. 
Einl.  zu  144. 
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Ausdrücklich  bezeugt  ist  allerdings  der  Satz,  daß  ohne  örj^ioöCaetg 
ein  xELQ6yQaq)0v  keine  vollkräftige  Urkunde  darstellt,  nicht.  Aber  er  ist 
trotzdem  gewiß,  da  viele  xaiQÖyQacpa  die  Bekräftigungsformel  enthalten 
't6  8s  x^tQoyijacfov  xovro  xvqlov  €6r(o  «g  iv  drjfio6iC3  xarccxExcnQiO^avov'^), 
wonach  also  dieses  letztere  eine  Bedingung  voller  Rechtskraft  war;  damit 
stimmt  überein,  daß  in  Lips.  10  II  26  (189)  das  Gesuch  um  ÖTjfioöCcoötg 
mit  den  Worten  schließt:  jtQog  t6  fiavsiv  [(iol  ta]  ccnb  avxris  (sc.  xfis 
äötpaXeCag)  dixaia  ag  ajtb  öirj^oöCov  xQrjfiatiöfiov.  Die  beiden  sich  ergän- 
zenden Formeln  haben  wohl  den  Gedanken:  volle  Rechtsgültigkeit  hat  nur 
der  drj^oöiog  xQW^'^'^t'^^^Sf  das  ist  die  vor  dem  Archiv  errichtete  Ur- 
kunde; das  x^i'Q^TQ^^ov  ist  eigentlich  eine  Urkunde  minderen  Rechts^), 
die  erst  durch  das  xaraxGiQC^SLV  iv  drj^oöLG)  ==  drjfioöLovv  volle  Quahtät  er- 
langt. 

Nur  darf  man  nicht  glauben,  daß  es  ohne  dieses  ungültig  ist;  da- 
von kann  ebensowenig  die  Rede  sein,  wie  etwa  von  suspensiv  bedingter 
Gültigkeit.  Das  im  Cheirographum  verbriefte  Rechtsgeschäft  ist  vielmehr 
sofort  vorhanden^),  und  die  Registrierung  ist  keineswegs  eine  Neuerrich- 
tung desselben,  sondern  bloße  Verstärkung  der  Urkunde.  So  wird  denn 
auch  in  Lips.  10  II  ein  Pfandrecht  durch  60  Jahre  auf  Grund  eines  noch 
nicht  registrierten  Cheirographums  ausgeübt,  und  auch  sonst  erfolgt  die 
Registrierung  öfter  erst  nach  längerer  Zeit;  der  Gläubiger  schob  sie  wohl 
gern  hinaus,  bis  er  zum  Prozeß  schreiten  mußte.  Doch  wird  sie  anderer- 
seits häufig  schon  bei  Ausstellung  des  Cheirographums  wenigstens  als 
eine  zukünftige  Möglichkeit  vorgesehen;  der  Aussteller  erklärt:  'xal  svdoxä 
rf}  sGofiEvrj  drjfioöLaeeL'. 

Worin  die  Minderkraft  des  nicht  registrierten  Handscheins  sich 
äußerte,  ist  noch  nicht  mit  Sicherheit  ermittelt,  ebensowenig  wie  es  von 
den  der  ^avayQacpiq^  im  oben  S.  79 fg.  geschilderten  Sinn  unterworfenen  Ur- 
kunden feststeht,  was  der  Mangel  der  ' dvccyQacpi]'  bedeutete;  denn  absolut 
nichtig  waren  gewiß  auch  diese  nicht.  Naheliegend  ist  die  Annahme,  daß 
in  beiden  Fällen  die  Produktion  der  rein  privaten  Urkunde  bei  Gericht 
ausgeschlossen    war;    darauf  deutet   die   Tatsache,   daß    Gläubiger,   welche 


1)  Diese  Bemerkung  geht  notwendig  der  Registrierung  voraus;  daher  hat  das  mg, 
wie  heute  nicht  bestritten  wird  (anders  früher  Gradenwitz,  Einführung  92  A.  1),  bloß 
die  Bedeutung  'als  ob',  nicht  die  kausale  'weil  registriert'.  Vgl.  CPR  9,  19  wo  sie 
neben  der  Klausel  'xai  £väoY.w  rj)  icoiiivT}  druLoaimaei'  vorkommt.  —  In  ptolemäischen 
Cheirographa  kommt  die  Klausel  nie  vor,  weil  es  damals  eine  dr}(ioaicoats  noch 
nicht  gab. 

2)  Darum  denn  oft  von  den  Parteien  nur  als  Provisorium  bestimmt:  B6U  50, 
3—9;  260,  7—8;  619,  I  16;  1155,  15;  Oxy.  96, '8— 13;  CPR  198,  10  (wo  statt  Sia  zu 
ergänzen  ist:  xara).  Vgl.  auch  die  Umwandlung  eines  xsigoygacpov  in  einen  Sr]^6- 
aiog  XQTiybatLa^ög  in  Oxy.  241  (dazu  S.  82  A.  2). 

3)  Das  ist  um  so  begreiflicher,  als,  wie  eingangs  (S.  48)  gesagt,  es  ja  meist 
auch  mündlich  geschlossen  werden  konnte. 
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eine  Urkunde  gegen  den  Schuldner  gerichtlicli  geltend  machen  wollen, 
sie  zuerst  der  Registrierung  unterziehn  (vgl.  bes.  die  Darstellung  des 
Exekutiwerfahrens  in  Kap.  V).  Außerdem  kann  man  aber  auch  daran 
denken,  daß  solchen  Urkunden  die  Wirkung  gegen  dritte  Personen  ver- 
sagt war,  so  daß  ein  kraft  registrierter  Urkunde  bewirkter  Rechtserwerb 
dem  bloß  chirographischen  auch  dann  vorging,  wenn  dieser  älteren  Da- 
tums war  und  ähnliches.  Bestimmte  Feststellung  kann  hier  nur  die  Ver- 
mehrung des  Materials  bringen. 

Fraglich  ist  übrigens,  ob  nicht  bei  gewissen  Geschäften  die  Chiro- 
grapha  von  dem  Zwang  zur  dr}^o6icoöi.s  befreit  waren.  ^)  Wenigstens  ist 
es  auffallend,  daß  sie  sich  bis  jetzt  bei  Pachtverträgen,  auch  wenn  sie 
ohne  dr](i66iog  %Qrinaxi6^6g  geschlossen  werden,  noch  nicht  gefunden  hat. 

Das  Wesen  der  drjfioöCcoöLg  besteht  in  öffentlicher  Registrierung,  d.  h. 
Hinterlegung  von  Urkuudsexemplaren  in  den  alexandrinischen  Archiven. 
Zu  diesem  Zweck  wird  das  y^siQoyQucpov  in  Alexandrien  dem  ■naxaXoysiov 
oder  den  Beamten  %Qog  xf}  diaXoyfj  (xrjg  TtöXscog)^)  präsentiert^);  doch  funk- 
tionieren diese  Behörden  nicht  selbst  als  Archive,  sondern  haben  nur  die 
Deposition  in  diesen  zu  vermitteln.  Und  zwar  bestehen  zwei  Archive:  i^ 
!A.dQiav7i  ßißlLod-'^xr}  und  i}  xoi)  Navaiov  ßLßhod"t]xrj.  Erstere  scheint, 
ihrem  Namen  nach  zu  schließen,  eine  Einrichtung  des  Kaisers  Hadrian 
zu  sein;  letztere  ist  wohl  älter  und  dürfte  mit  einem  Nana-(Isis-)Tempel 
zusammenhängen.  Hierbei  soll  jedes  Cheirographum  in  beide  Biblio- 
theken hinterlegt  werden,  vielleicht  zum  Zwecke  der  Kontrolle,  und  auch 
um  im  Fall  eines  Brandes  größere  Sicherheit  zu  haben.  Des  näheren  ist 
der  Vorgang  vor  allem  aus  einem  Statthalteredikt  vom  Jahre  127,  Oxy.  34 
(188),  sowie  aus  BGU  455,  578,  717,  Lips.  10  (189),  Oxy.  719  zu  ersehen: 
die  Registrierung  wird  erbeten  beim  Archidikastes,  der  jedoch,  gerade  wie 
bei  der  Errichtung  von  ßvyxoQtjesig^),  nur  als  nomineller  Adressat  er- 
scheint;   die  tatsächliche  Überreichung  und  weitere  Behandlung^)   erfolgt 


1)  Daß  jedocli  Chirogxaplia  der  römisclien  Bürger  hievon  ausgenommen  waren 
(Preieigke  a.  0.  278),  wird  nicht  bloß  durch  BGÜ  69,  14;  71,  21,  sondern  mehr  noch 
dadurch  widerlegt,  daß  die  Srnio6ia)ßi.s  die  Constit.  Antonina  um  ein  Jahrhundert 
überdauert. 

2)  Letzteres  in  Lips.  10  II  32  (189);  auch  in  Oxy.  34  II  3  (188)  ist  von  oi  inl 
r^s  dLaXoyiig  {t&v  aQxiSiKaazäv)  die  Rede.    Vgl.  über  diese  Kap.  V  S.  125  A.  3. 

3)  Wann  dem  einen,  wann  dem  anderen,  wissen  wir  nicht.  Es  ist  möglich,  daß 
auch  hier  die  Kompetenzen  nach  der  lokalen  Provenienz  der  Urkunde  geschieden 
waren,  A.  A.  Preisigke,  Girowesen  297.  (Die  Errichtung  von  cvyxoQ'^ßsi-s  scheint 
ausschließlich  im  ycuxaXoysiov  stattzufinden.) 

4)  Oben  S.  67. 

5)  Unbedingt  sicher  ist  das  bezüglich  der  manipulativen  Behandlung.  Bezüg- 
lich der  Überreichung  könnte  man  fragen,  ob  die  Gesuche  um  Sri^oeLcoGLg  nicht  nach 
der  allgemeinen  Regel  der  vnoiiv^iiara,  die  ich  in  Leipz.  Sitz.-Ber.  1910,  90  fg.  nach- 
gewiesen habe,  dem  'AQxt'Siy.ccari]g  persönlich  zu  geschehen  hatte.  Doch  ist  der 
Punkt  nebensächlich. 
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beim  Katalogeion  oder  den  Beamten  der  diaXoyy].  Dabei  muß  mindestens 
eine  Originalausfertigung  des  Cheirographum  vorgelegt  werden  (arg.  Oxy. 
34  I  14  und  das  uvQ'svxlxov  xsiQÖygaipov  in  Oxy.  719,  30;  BGU  578,  17 
[s.  Kap.  V]),  damit  etwaige  Rasuren  oder  Durchstreichungen  konstatiert 
werden  können.  Sodaim  soUen  die  Beamten  des  xataXoyslov  oder  der  dca- 
Xoy^  je  einen  Auszug  der  Urkunde  in  ein  doppeltes  Register  eintragen, 
von  dem  je  ein  Exemplar  bei  beiden  Bibliotheken  hinterlegt  wird;  diese 
selbst  wird  im  Original  mitsamt  dem  Gesuch  um  Registrierung  in  der 
Hadrianischen  Bibliothek  deponiert.^)  Für  die  Deposition  beim  Nanaion 
scheint  korrekter  Weise  (arg.  des  freilich  dunkeln  Passus  in  Oxy.  719, 
29  fg.)  noch  eine  zweite  Originalausfertigung  des  Cheirographum  vor- 
geschrieben gewesen  zu  sein^);  doch  kommt  es  auch  vor,  daß  die  Par- 
teien sich  diese  ersparen,  in  welchem  FaU  die  ElxovL^TaC  des  xataloyelov 
oder  der  diaXoyr]  diese  Abschrift  gegen  eine  Gebühr  von  zwölf  Drachmen 
von  Amtswegen  herstellen  (Oxy.  719,  29  fg.;  Lips.  10  II  19  fg.). 

Aus  dem  vorstehenden  ergibt  sich  auf  den  ersten  Blick  das  seltsame 
Resultat,  als  ob  nun  der  Inhaber  des  Chirographums  nichts  in  der  Hand 
behalten  hätte,  da  er  das  Original  dem  Amt  abliefern  mußte.  Doch  klärt 
sich  dies  sehr  einfach  auf.  Er  hat  nämlich  um  die  drj(ioöCco6ig  nicht 
etwa  mündlich,  sondern  durch  förmliches  vTCÖ^ivrj^a  zu  bitten.  In  dieses 
flicht  er  eine  wörtliche  Abschrift  des  Chirographum  ein.  Wird  ihm  nun 
auf  dem  erledigten  Gesuch  bestätigt,  daß  das  Original  registriert  ist,  so 
hat  er  hierin  gleichzeitig  eine  beglaubigte  Abschrift  desselben.  Übrigens 
kann  er  um  eine  solche  auch  später  noch  bitten,  wenn  er  etwa  die  ge- 
nannte Erledigung  verloren  hat  (A.  1) 

Ob  für  die  druioölaöig  eine  Frist  vorgeschrieben  war,  ist  nicht  ganz 
sicher.  In  Lips.  10,  II  ist  bei  einer  sehr  spät  erfolgenden  von  tbIti  tst- 
(it]^atog  (vielleicht  Straf  gebühr)  die  Rede,  und  auch  in  Fay.  66  ist  wohl 
iTtLx^Cfiov)  diaXoy(f}g)  zu  ergänzen.  Beides  könnte  bedeuten,  daß  bei  ver- 
späteter Registrierung  eine  Strafe  zu  bezahlen  war;  aber  sicher  ist  diese 
Auslegung  nicht.  ^) 

1)  Diese  —  nur  ausnahmsweise  und  mit  besonderer  Erlaubnis  des  Nanaion  — 
erteilt  dann  auf  Antrag  von  der  deponierten  Urkunde  „^Mdöötfia";  Oxy.  34  II  6;  cf. 
BGU  825,  18.  Hierbei  bezeichnet  der  Ausdruck  iiiSöenLov  in  Oxy.  34  die  für  die 
Parteien  bestimmten  Ausfertigungen  des  etwa  in  dazu  erforderlicher  Zahl  von  Exem- 
plaren eingereichten  Chirographum;  das  folgende  '(tjjrs  iTCiCKEipaa&ai  iitixQEnixta^  be- 
zieht sich  auf  Nachtragsabschriften. 

2)  Die  zweifache  Deposition  der  Urkunde  hat  Parallelen  außerhalb  Ägyptens, 
wie  die  Inschriften  von  Priene  Nr.  112/14  (Wilhelm  p.  272)  zeigen,  welche  zu  Ehi-en 
des  Aulus  Aemilius  Sextus  Zosimos  aufgestellt  wurden.  Nr.  112,  23:  rjßqiaXieccTo  /tev 
röv  re  i'äiov  v.al  xbv  xfjg  noXsoag  ßiov  ätni.'^v  iv  SsQ^iarivotg  xrjv  xwv  ygccyniäxcov  -noiriGä- 
Hevog  &va'yQaq)i^v;  Nr.  114,  29:  Ttot-fjöaL  xrjv  x&v  Srj^oolcov  yQuii^iäxav  &vDcyQcccpi]v  iv 
ßvßXlvoLg  ■nal  iv  Ssg^axlvoig  xav^seiv. 

3)  Oxy.  533,  4/6  scheint  mir  (a.  A.  Koschaker,  Sav.  Z.  29,  11)  eher  auf  eine  Zu- 
stellung im  gerichtlichen  Verfahren  bezüglich;  arg.  SiaexoXmd  1,  4.     Jr^fioeimaaxs  ist 
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Nach  der  bis  jetzt  herrschenden  Ansicht  ist  die  dijfioöCoöig  auf 
XHQÖyQatpa  durchaus  beschränkt.  Zwar  ist  in  neuester  Zeit  eine  Urkunde 
bekannt  geworden,  die  auch  von  der  drjiioöCcoßis  einer  övyyQug)'^  spricht, 
Oxy.  906,  8/9,  und  es  ist  sicher,  daß  hiermit  —  im  Original  liegt  die  Ur- 
kunde nicht  vor  —  nicht  etwa  ein  Cheirographum  gemeint  ist,  denn  es 
handelt  sich  um  einen  Ehevertrag,  der  fast  nie  die  cheirographarische  Form 
hat.  Indessen  ist  damit  die  herrschende  Lehre  noch  keineswegs  widerlegt; 
denn  wahrscheinlich  ist  örnioöiaGis  hier  in  einem  ganz  andern  Sinne  ge- 
braucht.^) Ebenso  wenig  ist  entscheidend,  daß  in  CPR  155  ein  Kauf,  in 
dem  die  Klausel  ^avdoycG)  rfj  eöofisvrj  drjfioöiaöei'  steht,  b^oXoyCa  genannt 
ist;  denn  letzterer  Ausdruck  wird  nachweislich  mitunter  von  Cheirographa 
gebraucht  (S.  73  Anm.  ?>). 

Umgekehrt  besteht  kein  Grund  zu  bezweifeln,  daß  die  wo  immer 
ausgestellten  Cheirographa  stets  der  örj^oöCcjöLg  in  Alexandrien  unter- 
worfen waren.  Daß  diese  bei  den  ländlichen  ygatpsla  nicht  vollzogen  wer- 
den konnte,  nimmt  auch  die  herrschende  Meinung  an.  Wenn  in  Grenf. 
2,  71  11  25  (190)  auch  eine  drjfioöCcoöLg  in  der  xcoqcc  vorzukommen  scheint, 
so  entfällt  dies  durch  die  richtige  Bestimmung  des  Urkundscharakters  (A.  25 
zu  190  II  S.208),  und  BGU  453,  19  fg.  ist  vom  Herausgeber  gänzlich  ver- 
lesen (S.  82  A.  4)2).  Ebenso  wenig  beweisen  Lips.  31,  12/14;  20/35 
und  Amh.  98,  wo  dem  ersten  Anschein  nach  wirklich  isiQoyQatpa  in 
irgendwelchen  außeralexandrinischen  Urkundsregistem,  und  zwar  von 
Oxyrhynchos  resp.  Hermupolis  stehen.  Denn  beide  Stücke  sind  so  lücken- 
haft überliefert,  daß  man  nicht  sagen  kann,  es  handle  sich  um  Register 
des  yQUipEiov^  es  kann  auch  irgendwelches  andere  vorliegen.  Unbewiesen 
ist  auch  die  Annahme,  daß  die  Pflicht  zur  dTjuoöioöig  bei  Handscheinen, 
welche  einen  Grundstückskauf  zum  Gegenstande  haben,  durch  die  dno- 
ygacpt]  des  Erwerbsbriefes  der  ßLßXiod-tjxtj  syxrijßsav  ersetzt  wurde.  ^) 

Das  eben  besprochene  Institut  hat  etwas  sehr  Auffälliges.  Es  läßt 
sich  im  Interesse  eines  geordneten  Urkunden-,  und  wenn  man  wiU  auch 
Steuerwesens  rechtfertigen,  wenn  man  Privaturkunden  dem  Zwang  zu 
irgend  einer  Registrierung  (avayQaq)if)  unterwirft,  wie  es  die  Ptolemäer 
getan  hatten;  aber  der  große  Gegensatz  der  römischen  Ordnung  ist  eben 


dabei  im  Sinn  von  gerichtlicher  Überreichung  (s.  die  folgende  A.)  zu  verstehen  und 
iiiitQÖd^ea^a  bezieht  sich  auf  die  peregrinieche  Klagverjährung. 

1)  Nämlich  in  demselben  wie  in  C.  Th.  2,  27, 1  pr.  von  ,,iudiciis  publicare  {Srifio- 
aiovv)  cautiones  et  convenire  debitorem"  die  Rede  ist;  also  von  gerichtlicher  Geltend- 
machung. Es  ist  bezeichnend,  daß  auch  an  unserer  Stelle  die  Srj^eimaig  mit  /isra- 
doffts  verbunden  gewesen  war.  Der  Ehevertrag  war  vermutlich,  wie  so  oft,  mit  der 
Exekutivklausel  versehen  und  wurde  dem  Schuldner  im  Mahnverfahren  zugestellt.  — 
Ganz  anders  Preisigke,  Girowesen  299. 

2)  Dunkel  bleibt  nur  Grenf.  2,70  (191);  s.  die  Einl.  dazu. 

3)  So  Preisigke,  Pap.  Straßb.  S.  123;  dagegen  Koschaker,  Sav.  Z.  29,  7;  Eger, 
Qrundbuchwesen  112  A.  3. 
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der,  daß  sie  die  Registrierung  der  Handscheine  in  der  Hauptstadt  mono- 
polisiert und  damit  die  Parteien  oft  zu  weiten  Reisen  zwingt,  wie  wir  in 
Grenf.  2,  71  jemanden  aus  solchem  Anlaß  von  der  Großen  Oase  in  die 
Hauptstadt  reisen  sehen.  Da  die  Regierung  die  hierin  gelegene  enorme 
Belastung  des  Publikums  nicht  verkannt  haben  kann,  ist  es  deutlieh,  daß 
in  der  Vorschrift  eine  planmäßige  Erschwerung  der  Handhabung  rein 
privater  Handscheine  gelegen  ist  und  der  Zweck  verfolgt  wird,  die  Er- 
richtung von  drj^ööLOi  %Qri^axLöiioi  möglichst  zu  befördern. 

Erhalten  hat  sich  die  drj^oöCaöis  bis  ins  vierte  Jahrhundert  n.  Chr., 
für  welche  sie  noch  durch  Goodsp.  13  (a°  341)  und  Flor.  96  a.  5  (a**  337) 
bezeugt  ist.    Von  da  ab  verschwindet  sie. 


VII.  DIE  ÜKKUNDEN  DEß  BYZANTINISCHEN  ZEIT. 

Das  Charakteristische  des  byzantinischen  Urkunden wesens  ist  für  Ägypten 
das,  daß  alle  Objektivurkunden  verschwunden  sind  und  das  Cheirographon 
die  Alleinherrschaft  gewonnen  hat;  nur  das  ihm  verwandte  Hypomnema 
bleibt  auf  seinem  beschränkten  Gebiete  daneben  noch  bestehn.  Es  ver- 
schwinden also  die  agoranomischen  und  Grapheionsurkunden  und  ebenso 
die  övyiGJQTjöLg  und  die  diayQacpri  TQanstpqs.  Ebenso  verschwindet  auch 
die  drjfioßCcoöis  der  Cheirographa  in  Alexandrien.  Die  Gründe  dieser  tief- 
eingreifenden Veränderung  müssen  mit  der  allgemeinen  Umänderung  der 
Amterorganisation  in  Zusammenhang  stehn,  welche  seit  Diokletian  ein- 
getreten ist;  denn  es  sind  jetzt  die  Agoranomen  und  der  Archidikastes 
auch  in  ihren  über  die  notarielle  Tätigkeit  hinausreichenden  Funktionen 
nicht  mehr  anzutreffen.  Der  Hergang  der  Umgestaltung  ist  uns  jedoch 
im  einzelnen  unbekannt,  daher  auch  sein  Zeitpunkt  nicht  genau  fixiert. 
Doch  ist  zu  bemerken,  daß  wir  auf  die  druioßkoöig  der  Cheirographa  noch 
i.  J.  341  hingewiesen  sehen  (vgl.  oben  S.  87)  und  eine  yQa(fEtov-\Jrk\xndt.e 
noch  i.  J.  328  ausgestellt  wird  (S.  59  A.  2). 

Die  Cheirographa  dieser  Zeit  werden  zum  überwiegenden  Teile  durch 
Privatnotare  hergestellt,  welche  ihre  Mitwirkung  auch  durch  ihre  Unter- 
schrift zum  Ausdruck  bringen.  Sie  nennen  sich  öv^ßoXaioyQacpoL  und 
dürften  unter  den  Begriff  der  Tabellionen  fallen;  daher  werden  auch  die 
von  ihnen  errichteten  Rechtsurkunden  als  öv^ßölaia  ayogala  im  Sinne 
des  justinianischen  Rechts  (Nov.  49  c.  2.  73  c.  7.  117  c.  2.  142  c.  2)  auf- 
zufassen sein.  Solche  sind  nicht  mit  vollkommener  Beweiskraft  ausge- 
stattet, da  der  Tabellio  kein  öffentlicher  Beamter  ist^),  sondern  erlangen 
(nach  Justinians  Vorschrift)  diese  Kraft  erst  dadurch,  daß  er  die  Echtheit 


1)  Staatliche  Konzession  ist  dadurch  nicht  ausgeschlossen;  vgl.  Nov.  44  c.  1. 


88  Kap.  III.    Die  Urkunde. 

der  Urkunde  und  die  Wahrheit  des  Vorgangs  vor  Gericht  eidlich  bekräf- 
tigt (C.  Th.  9,  19,  1  =  C.  J.  9,  22,  21;  Nov.  14  pr.  c.  1  pr.;  Nov.  73  c.  7^ 
Außerdem  haben    die    Cheirographa    dieser   Zeit   folgende   Besonder- 
heiten: 

1.  Sie  werden  nicht  mehr,  wie  es  früher  die  Besonderheit  Ägyptens 
im  Gegensatz  zum  ganzen  übrigen  Reich  war,  nach  dem  Regierungsjahr, 
sondern,  wie  es  seit  Diokletian  bei  allen  Urkunden  vorgeschrieben  ist, 
nach  dem  Konsulat  datiert;  und  zwar  steht  jetzt  das  Datum  an  der  Spitze, 
während  es  bei  den  älteren  Cheirographa  ans  Ende  kam.  Seit  Nov.  47 
(a**  537)  soll  vor  die  Konsulardatierung  noch  das  Regierungsjahr  des 
Kaisers,  hinter  sie  die  Indiktion  gesetzt  werden. 

2.  In  der  späteren  byzantinischen  Zeit  setzt  man  vor  das  Datum  noch 
das  Kreuzzeichen,  welches  oft  die  Parteien  auch  vor  ihrer  Unterschrift 
anbringen.  Noch  später  (Ende  des  6.  Jahrh.)  schließt  sich  an  das  An- 
fangskreuz noch  die  Anrufung  {sv  öv6(iatL)  Christi,  der  hl.  Dreifaltigkeit, 
der  hl.  Maria  und  anderer  Heiligen  und  Blutzeugen  in  größerer  oder  ge- 
ringerer Ausführlichkeit  an. 

3.  Vor  den  subjektiv  stilisierten  Kontraktskörper  tritt  in  späterer 
Zeit  noch  eine  objektiv  gehaltene  Einleitung,  die  begreifliche  Begleit- 
erscheinung des  Umstandes,  daß  die  Urkunde  von  einem  ßv^ßoXaioyQdcpog 
aufgesetzt  wird;  z.  B.  Lond.  3  p.  253,  2 fg.:  'Exöprsg  TCoiovvxai  %qos  iav- 
tovg  tijv  b^Loloylav  .  .  .,  die  mit  der  freüich  grammatisch  unrichtigen 
Wendung  ällriloig  xaCQEiv  schließt,  worauf  die  direkte  Rede  folgt.  Dabei 
kann  der  objektiv  gefaßte  Teil  gelegentlich  (in  späten  Stücken)  eine  solche 
Ausdehnung  erlangen,  daß  der  Charakter  des  Cheirographums  fast  erlischt 
und  sich  nur  noch  z.  B.  in  der  subjektiven  Schlußklausel  xaX  iTtSQCJxrj- 
d^dvTsg  d)(ioXoyi]6cc(iEv  (Par.  20,  39)  erhält,  worin  eine  Rückbildung  zu- 
tage tritt. 

4)  In  der  Grußformel  steht  jetzt  der  Adressat  an  erster  Stelle;  es 
lautet  nicht  mehr:  6  dstva  ta  dslvi,  sondern  rc5  delvL  6  dslva  laigeiv. 
Höhergestellte  Adressaten  werden  im  Kontext  in  den  jüngeren  Stücken 
mit  Titulaturen  wie  r]  6rj  ^EyakoTtQSTCSLCc,  XafiJtQotrjg  u.  ä.  belegt;  auch 
Anrede  im  Pluralis  majestaticus  wird  gebräuchlich.  Überhaupt  nimmt  der 
Stil  ein  reichliches  Floskelwesen  an. 

5.  Wo  ein  (jvjißoXaioyQdcpog  interveniert,  unterschreibt  er  mit  der 
Formel  dt'  i^ov  (Name)  [avv  dsa]  övfißoXaLoyQcccpov  iy^dcpr}  oder  ste- 
Xeiad^Tj  oder  iGrjiistdjd"]]  (oft  mit  lateinischen  Buchstaben,  eine  Deferenz 
vor  der  Eigenschaft  des  Lateinischen  als  Amtssprache).  Dabei  scheint 
itek£LCid"rj  erst  durch  Justinians  Bestimmung  (C.  J.  4.  21. 17)^)  allgemein 

1)  Über  diese  und  die  im  Orient  und  Okzident  verschiedene  Auslegung,  die  ihr 
zu  teil  geworden  ist,  vgl.  Brunner  73  fg.;  dazu  aber  auch  Gaudenzi,  Atti  del  con- 
gresao  internaz.  delle  sc.  storiche  IX  (ser.  V)  425  fg. 
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üblich  geworden  zu  sein,  wonach  bei  notariellen  Verträgen  zur  Gültigkeit 
das  'complere'  des  Notars  erforderlich  ist.  Außerdem  schreibt  die  gleiche 
Bestimmung  auch  das  'absolvere'  der  Parteien  vor,  und  wirklich  finden 
wir  seither  ^)  auf  manchen  Urkunden  die  Unterschrift  'a%ikv6a^  von  beiden 
Teilen  beigesetzt. 

6.  Endlich  enthalten  spätere  byzantinische  Urkunden  oft  als  Über- 
schrift (oder  auch  beim  Eschatokoll)  die  Sigle  %yi,y  oder  qO".  Hierbei  ist 
man  einig,  die  letztere  als  Zahlzeichen  für  99  zu  fassen,  welches  eine 
heilige  Zahl  ist,  da  es  die  Summe  der  als  Zahlzeichen  gelesenen  Buch- 
staben des  Wortes  a^b'tiv  (l+40  +  8-|-50  =  99)  ausdrückt.  Manche 
wollen  auch  %'^y  so  auffassen,  d.  h.  als  die  Zahl  643,  welche  die  Summe 
der  als  Zahlzeichen  gelesenen  Buchstaben  von  vi  ayia  xQLccg  &{e6s)  o.  ä. 
repräsentiert;  doch  gehen  die  Meinungen  sehr  auseinander.^) 

1)  Schon  im  vierten  Jahrh.  findet  sich  das  &itiXvaa  in  Lond.  2  p.  318,  30. 

2)  S.  über  die  verschiedenen  Auslegungen  des  Idiogramms  die  Lit.  bei  Vitelli, 
Einl.  zu  Pap.  Flor.  78;  SmirnoflF,  Berl.  phil.  "Wochenschr.  1906,  1082  fg.;  Preisigke  zu 
P.  Straßb.  40  S.  138;  vgl.  noch  Grenfell-Hunt  zu  Oxy.  940  1.  1.  —  Ausgeschlossen  ist 
die  Auslegung  jj(tipds)  ft(ov)  /(paqpTy),  die  bei  notariellen  Urkunden  (und  gar  Rech- 
nungen, Flor.  78)  und  an  der  Spitze  des  Stücks  sinnwidrig  ist. 


KAPITEL  IV. 

DAS  GRÜNDBUCH. 

Literatur:  Mitteis,  Arch.  1,  183 fg.  (vgl.  Hermes  30,  601  fg.);  Naber,  Arch. 
1,  320fg.;  de  Ruggiero,  Bull,  dell'  Ist.  di  diritto  Rom.  13,  61fg.;  16,  193fg.;  21, 
256 fg;  F.  Bernhöft,  Die  Verbuchung  der  dingl.  Rechte  an  Grundstücken  im  griech. 
Recht  (Rostocker  Inaug -Diss.  1907)  27  fg.;  Preisigke,  P.  Straßb.  1  p.  123 fg.  (zu 
Nr.  34);  Weiß,  Arch.  4,  348fg.;  Wilcken,  Arch.  3,  509.  4,  563;  Lewald,  Beiträge 
zur  Kenntnis  des  röm.  ägyptischen  Grundbuchsrechts  (Leipzig  1909);  Eger,  Zum 
ägyptischen  Grundbuchswesen  in  römischer  Zeit  (Leipzig  1909)  (dazu  Wenger,  Krit. 
Vjschr.  1910,  484fg.;  Partsch,  Jur.  Lit.  Blatt  15/2  1910;  über  Eger  und  Lewald 
Mitteis,  Sav.  Z.  30,  455 fg.);  Preisigke,  Girowesen  im  griech.  röm.  Ägypten  (Straß- 
burg 1910)  282 fg.;  368 fg.;  437 fg.;  Rabel,  Die  Verfügungsbeschränkungen  des  Ver- 
pfiinders  58 fg.;  Mitteis,  Sitz.  Ber.  d.  sächs.  Ges.  d.  Wiss.  1910,  249fg.;  Kostowzew, 
Studien  z.  Gesch.  d.  röm.  Kolonats  bes.  p.  117  fg.,  405  und  (über  die  Bodenkategorien 
d.  röm.  Zeit)  85 fg.;  P.  M.  Meyer  zu  P.  Hamb.  Nr.  14  und  15. 

Über  die  (mit  den  einschlägigen  Fragen  vielfach  zusammenhängende)  liehre  von 
den  ttitoygacpaL  und  Steuerkatastem  Wilcken,  Bd.  I  Kap.  V;  Hermes  28,  230 fg. 
und  Griech.  Ostraka  1,  478  fg.  483  fg.;  Kenyon,  P.  Lond.  2  p.  150  (zu  Nr.  299); 
Grenfell-Hunt,  P.  Oxy.  2  p.  177  (zu  Nr.  237)  und  P.  Teb.  2  p.  131  (zu  Nr.  323); 
Jouguet,  Rev.  des  ^t.  anciennes  7,  277;  femer  de  Ruggiero,  Eger  und  Lewald 
aa.  00. 

über  yfi  ■naroiKiKrj  insb.  noch  Bd.  I  Kap.  VH;  P.  M.  Meyer,  Heerwesen  der 
Ptolemäer  u.  Römer  in  Ägypten  (1900)  68—73;  103—109  und  in  der  Festschr.  für 
0.  Hirsch feld  145;  Waszyfiski,  Bodenpacht  79;  Grenfell-Hunt  zu  Oxy.  270  1  18 
und  P.  Teb.  1  p.  545,  bes.  556  fg.  sowie  zu  Nr.  357  1.3;  Lewald  a.  0.  19  fg.; 
Eger  a.  0.  34fg.;  Klingmüller,  Philol.  69,  95 fg.  und  jetzt  vor  allem  Rostowzew 
a.  0.  88  fg. 

Über  die  Bedeutung  der  Kataster  vom  Standpunkt  der  römischen  Rechts-  und 
Geschichtsquellen  vgl.  noch  Naber,  De  publica  praediorum  traditione,  Mnemosyne 
N.  F.  24,  159  und  De  censualium  libr.  auctoritate,  ebda  233.  S.  auch  Schulten, 
Hermes  41,  Ifg. 

Im  ersten  Jahrhundert  der  römischen  Kaiserzeit  begegnet  uns  in 
Ägypten  eine  Institution,  welche,  wenn  auch  nicht  ausschließlich,  so  doch 
unter  anderem  auch  der  Evidenthaltung  der  Grundbesitzverhältnisse  dient, 
so  daß  wir  wohl  berechtigt  sind,  sie,  wenngleich  mit  einer  kleinen  Un- 
genauigkeit,  unseren  heutigen  Grundbüchern  an  die  Seite  zu  stellen;  das 
ist  die  ßißhod^t^xr]  iyxt^GSGiv.  Ihre  Funktion  und  Bedeutung  ist  zum 
erstenmal  im  Jahre  1899  durch  die  Publikation  des  sogen.  Dionysia- 
papyrus  (Oxy.  237)  ans  Licht  getreten,  in  welchem  uns  (Col.  VIII  1.28 — 30) 
eine  auf   sie  bezügliche  Verordnung   des  Praefectus  Aegypti  M.  Mettius 
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Rufus  V.  J.  89  überliefert  wird^);  diese  spricht  anläßlich  einer  in  der  /3t- 
ßXLod^i]xrj  iyxT'TJöscov  in  Oxyrhynchos  aufgedeckten  Unordnung  den  Satz 
aus:  'Weder  die  privaten  noch  die  öffentlichen  Geschäfte  finden  die  ge- 
bührende Ordnung,  weil  die  Besitzblätter  seit  langer  Zeit  nicht  richtig 
geführt  worden  sind'.  Darin  liegt  bereits  der  auch  für  das  moderne 
Grundbuchwesen  maßgebende  Gedanke. 

Die  ßißXiod-7]icr}  syxt^ösav  ist  kein  Steuerkataster,  sondern,  wie  ihr 
Name  besagt,  wirkliches  Besitzbuch,  Ein  sicheres  Analogon  zu  dieser 
ihrer  Funktion  ist  —  was  freilich  durch  neue  Urkundenpublikationen  sich 
ändern  kann^)  —  für  die  vorrömische  Zeit  nicht  nachweisbar.^)  Aller- 
dings ist  in  Ägypten,  unter  dem  Druck  der  jährlichen  Nilüberschwemmung, 
welche  die  Besitzgrenzen  leicht  verwischen  konnte,  schon  zu  Sesostris' 
Zeiten  eine  Vermessung  des  Bodens  zum  Zwecke  der  Steuerberechnung 
gehandhabt  worden  (flerodot  2,  109;  Diod.  1,  82,  2),  und  es  muß  von  je- 
her nahegelegen  haben,  in  den  darauf  gegründeten  Steuerbüchern  auch 
bei  privatrechtlichen  Streitigkeiten  über  den  Grundbesitz  Rats  zu  erholen, 
wovon  wir  auch  einzelne  Beispiele  kennen.^)  Indessen  ist  das  etwas  ganz 
anderes  als  die  Bibliothek. 

Ein  Grundsteuerkataster  besteht  natürlich  auch  in  der  römischen 
Zeit^);  auch  dieser  aber  ist  von  der  ßißXiod'Tjxrj  iyxfqöscjv  scharf  zu 
trennen.  Er  wird  von  den  xcDfioyQafifiatsls  für  jede  Kome  geführt,  wäh- 
rend die  ßißkiod-'^xrj  als  Zentralbesitzbuch  des  gesamten  Gaues  nur  in  der 
Gaumetropole  besteht  und  dort  von  besonderen  Beamten  verwaltet  wird. 
Jener  verzeichnet  die  einzelnen.  Grundstücke  nach  örtlicher  Lage  und  Be- 

1)  Dieselbe  entbält  jedoch  keineswegs  die  Neuschöpfung  dieses  Instituts,  son- 
dern setzt  dasselbe  als  längst  bestehend  voraus. 

2)  Wer  sich  die  vielfach  hervortretende,  besonders  im  Theophrast-Fragment  bei 
Stob.  Florileg.  44,  22  so  deutlich  ersichtliche  Tendenz  des  altgriechischen  Rechts  nach 
Publizität  der  Besitzverhältnisse  vergegenwärtigt,  wird  sogar  geneigt  sein,  solche  Ent- 
hüllungen zu  erwarten.  Andererseits  aber  sind  die  Bodenverhältnisse  in  Ägypten  in 
vorrömischer  Zeit  doch  sehr  von  den  altgriechischen  verschieden  und'  der  private 
Grundbesitz  neben  dem  Ungeheuern  Domanialbesitz  so  eingeschränkt,  daß  jene  Er- 
wartung keineswegs  große  Aussichten  hätte. 

3)  knoyQarpai  von  Erbschaften  sind  schon  für  diese  Zeit  bezeugt  (P.  Tor.  1 
VII  10  [31]),  bedeuten  aber  etwas  ganz  anderes,  als  hier  in  Frage  steht.  Auch  von 
der  ccvavicoGig  der  Hypothek  in  Magd.  31,  12  (hier  liest  nämlich  Wilcken  avavicoeiv 
statt  des  av.satv  der  Hgg.)  bleibt  es  sehr  zweifelhaft,  ob  sie  auf  eine  dem  Grund- 
buch verwandte  Einrichtung  hinweist.  Die  Urkunde  ist  so  unvollständig  erhalten, 
daß  man  aus  ihr  nichts  erschließen  kann,  weshalb  sie  auch  hier  nicht  abgedruckt 
wird.  —  Unklar  ist  auch  die  Bedeutung  von  Petr.  2,  Nr.  23  (4). 

4)  So  geschieht  es  z.  B.  im  sogen.  Prozeß  des  Mes;  Moret,  Ztsch.  f.  äg.  Sprache 
39,  11  fg.;  Gardiner  in  Sethes  Unters,  z.  alten  Gesch.  4  Nr.  3.  Ebenso  im  Hermias- 
prozeß  (Taur.  1  IV  5  fg.  [Bl]).  Über  Wert  und  Größe  von  Grundstücken  berichten 
die  Katasterbeamten  in  den  Akten  der  Bank  von  Theben  (ed.  Wilcken)  n°  1 — 4. 

5)  Die  Nachweisungen  über  dieses  von  Lewald  a.  0.  74  fg.  und  Eger  a.  0.  un- 
abhängig voneinander  nach  dem  heute  vorliegenden  Material  sorgfältig  untersuchte 
und  von  der  ßißX.  zuerst  scharf  geschiedene  Rechtsinstitut  s.  in  Bd.  I  Kap.  V. 
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schaffenheit,  während  die  ßt,ßXiod'i]X7]  über  den  physischen  Bestand  des 
Grundstückes  keine  Auskunft  gibt;  er  ist  ferner  nach  Grundstücken  an- 
gelegt, während  die  ßißXiod^i^xr]  dem  System  der  Personalfolien  folgt,  und 
er  verzeichnet  endlich  bei  den  Grundstücken  nicht  den  Eigentümer  als 
solchen,  sondern  den  Steuerpflichtigen,  und  dies  kann  auch  ein  bloßer 
Pächter  sein.  Allerdings  aber  erholen  sich  auch  aus  dem  römischen  Steuer- 
kataster die  Behörden  vorkommenden  Falls  die  erforderlichen  Auskünfte.^) 

Was  endlich  die  ßißXio&ijxrj  eyxr'r]6£cov  ganz  besonders  von  einem 
bloßen  Kataster  abhebt,  ist  der  Umstand,  daß  sie  sich  keineswegs  in"  der 
Funktion  eines  bloßen  Besitzverzeichnisses  erschöpft.  Sie  ist  vielmehr,  wie 
schon  ihr  Name  besagt,  auch  und  sogar  zunächst  ein  Urkundenarchiv, 
das  Zentralarchiv  des  Gaues,  und  dient  als  solches  zur  Aufbewahrung 
der  Urkunden  über  die  verschiedenartigsten  Rechtsgeschäfte.  Wie  wir 
schon  oben  sahen  (S  63;  71),  waren  in  der  Kaiserzeit  sowohl  die  Staats- 
notariate als  die  Trapeziten  in  der  xcoqu  verpflichtet,  von  allen  durch  sie 
errichteten  oder  registrierten  Privat-Geschäftsurkunden  Abschi-iften  in  peri- 
odisch abzuliefernden  RoUen  (eCQOfieva)  an  dieses  Archiv  abzuliefern,  welches 
sie  aufbewahrte  und  auf  Verlangen  der  Beteiligten  jederzeit  beglaubigte 
Abschriften  derselben  ausfolgte  (S.  64  A.  1).  So  liegen  denn  in  der  Bi- 
bliothek außer  den  auf  dingliche  Rechte  an  Immobilien  und  Mobilien  be- 
züglichen Urkunden  auch  noch  solche  über  familienrechtliche  Geschäfte 
(Eheverträge  usf.),  femer  rein  obligatorische  Urkunden  (Pachtverträge  usw.). 

Aber  andererseits  freilich  ist  die  Wirksamkeit  der  ßißXiod^ifpcYi  mit 
ihrer  archivalischen  Funktion  nicht  erschöpft:  es  verknüpft  sich  nämlich 
mit  derselben  noch  die  weitere,  eine  parate  Übersicht  über  die  wichtigsten, 
jedem  Gauansässigen  zukommenden  körperlichen  Besitztümer  zu  geben, 
und  dies  läuft,  da  unter  diesen  der  Grundbesitz  eine  ganz  überwiegende 
RoUe  spielt,  mindestens  faktisch  darauf  hinaus,  daß  neben  ihrer  archiva- 
lischen Wirksamkeit  die  Evidenthaltung  der  Rechte  an  Grundstücken 
eine  zweite  und  sehr  wichtige  Funktion  der  Bibliothek  bildet. 

Äußerlich  manifestiert  sich  diese  in  dem  System  der  öia&tQafiaTa, 
d.  h.  *  der  Ubersichtsblätter  über  die  Besitzverhältnisse.  Erst  dieses  ver- 
mittelt den  Interessenten  die  Evidenz  der  Besitzverhältnisse,  während  die 
bloße  Hinterlegung  der  Urkunden  zu  einer  solchen  nie  führen  kann.  Mit 
dem  System  der  dtaöxQayiata  also  erhebt  sich  die  ßißXiod^'^xrj  iyxt'^öscov 
zu  einem  wirklichen  Besitz-  und  Grundbuch. 

Welche  Motive  die  Römer  —  wenn  wirklich  erst  sie  es  gewesen 
sind  —  zu  der  Schaffung  dieses  Instituts  bestimmt  haben,  ist  nicht  über- 
liefert.    Nicht  unwahrscheinlich  ist,  daß   das  Interesse  der  Staatsverwal- 


1)  Dies  u.  U.  selbst  neben  der  Anfrage  bei  der  ßißX.  iyKt.    Vgl.  im  allgemeinen 
BGÜ  6.  11;  cf.  619  I  4;  Oxy.  4,  718,  15  und  26;  Amh.  68  E  44 fg. 
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tung  dabei  mitgespielt  hat,  daß  man  die  Evidenthaltung  des  Besitzes  an- 
strebte. Es  ist  in  neuester  Zeit  mit  Grund  darauf  hingewiesen  worden, 
daß  der  ungeheure  Umfang,  in  welchem  durch  das  System  der  Liturgien 
Privatleute  der  Staatsverwaltung  haftbar  wurden,  für  den  Staat  das  Be- 
dürfnis hervorrufen  mußte,  über  die  Vermögenslage  dieser  seiner  Schuldner 
jeweils  mögKchste  Klarheit  zu  besitzen.^)  Die  Sicherung  der  privaten 
Kreditverhältnisse  wäre  dabei  nur  als  Nebenfrucht  betrachtet  worden.  — 
Doch  darf  man,  so  ansprechend  diese  Vermutung  sein  mag,  wenn  man 
die  grundbuchsartigen  Funktionen  der  Bibliothek  zu  erklären  hat,  doch 
auch  die  mindestens  gleichaltrige  Wirksamkeit  der  Bibliothek  als  Gau- 
archiv nicht  übersehen;  diese  aber  läßt  sich  kaum  aus  rein  fiskalischen 
Tendenzen  erklären,  sondern  muß  mit  einer  jedenfalls  schon  unter  Augustus 
eingetretenen  Reorganisation  des  Notariats wesens  zusammenhängen.  Und 
darum  ist  es  möglich,  daß  die  Institution  einem  umfassenden,  nicht  auf 
ein  einziges  Motiv  zurückzuführenden  Organisationsplan  angehört. 

Die  nachstehende  Darstellung  muß  sich  übrigens  auf  die  Verhältnisse 
in  der  ifoQu  beschränken.  Gewiß  hat  es  ähnliche  Einrichtungen  wie  hier 
auch  in  Alexandrien  gegeben:  neben  den  uns  ohnedies  schon  bekannten 
(S.  84)  beiden  großen  Archiven,  ^dgiccv^  ßLßXiod-rjxr}  und  Navatov,  welche 
dem  reinen  Verwahrungszweck  dienen,  wird  auch  dafür  gesorgt  gewesen 
sein,  daß  etwas  den  ländlichen  dLa6tQ6[iata  Analoges  in  der  Hauptsadt 
vorhanden  war.  Hören  wir  doch  schon  für  die  Zeit  des  Augustus  bezüg- 
lich einer  alexandrinischen  Goldgießerei  von  einer  'jtaQaxäQ-qöig  diä  tov 
xfiq  ijToäg  XoytötrjQCov'  (BGU  1127,  8.  34  [in  der  Einl.  zu  254]).  Aber 
des  näheren  sind  wir  für  die  alexandrinischen  Verhältnisse  so  vollständig 
nachrichtenlos,  daß  von  denselben  derzeit  abgesehen  werden  muß. 

Wir  gehen  nunmehr  zum  Einzelnen  über. 

I.  Äußere  Organisation  der  Bibliotheken.  Anscheinend  für 
jeden  vofLog,  und  zwar  in  dessen  Metropole,  besteht  ein  staatliches  Amt 
zur  Verwahrung  privater  Urkunden;  dasselbe  heißt  ßtßXio&'^xr]  kyxxT^ßecjv^)] 
seine  Vorsteher  (soviel  bis  jetzt  ersichtlich,  meistens^)  je  zwei')  führen 
den  Titel  ßLßXtocpvXaxeg  iyxT'^öscsv  (im  speziellen  Fall  meist  nach  dem 
Gau  näher  determiniert,  z.  B.  ßcßXiocpvXaxsg  eyxttjösav  ^göivoeitov). 

Daneben  besteht  übrigens  in  jedem  Gau  noch  eine  ßLßXLod^i^xrj  Stj- 


1)  Rostowzew  a.  0.  118  A.  3. 

2)  Die  auf  die  einzelnen  Gaue  verteilten  chronologischen  Daten,  für  die  das- 
selbe nachweisbar  ist,  s.  bei  Eger  14;  vgl.  auch  Preisigke,  Girowesen  282 — 4.  Alteste 
Erwähnung  einer  mit  Grundstücken  befaßten  ßLßXio&i]y.T}  bei  Wessely  spec.  tab.  7 
n"  8  (a"  11  p.  C).  Noch  früher  erscheint  das  —  vielleicht  auch  hierher  gehörige  — 
XoyiGf^Qiov  rfjg  eroäg  zu  Alexandrien  in  BGU  1127,  8  (s.  oben). 

3)  Einmal  (Oxy.  713,2 — 3  a"  97  n.  C.)  drei;  mindestens  drei  müssen  in  Oxyrhyn- 
chos  auch  i.  J.  307  gewesen  sein,  wie  Lips.  Inv.  508  (196)  1.  5  zeigt. 
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^oöCov  köyav^),  ein  Archiv  zur  Aufbewahrung  der  staatlichen  Verwal- 
tungsurkunden; ja,  da  in  der  früheren  Kaiserzeit  auch  private  Grund- 
stücksangelegenheiten von  ihr  behandelt  werden  (so  richtet  sich  an  sie 
noch  kurz  nach  59/60  p.  C.  die  arsinoi'tische  General -a:;to;^()a9)i^  BGU  112 
[214];  vgl.  BGU  379  [219],  a°  67),  und  da  die  ßLßXL0»7]xi]  kyxxrißsav  bis 
jetzt  erst  im  Jahre  72  p.  C.  nachweisbar  ist  (BGU  184  für  Arsinoe),  so 
scheint  die  ßißXiod"ilxrj  drj^oöCcjv  Xöyav  ursprünglich  auch  die  privaten 
Besitzurkunden  verwahrt  und  die  Abzweigung  des  besonderen  Ressorts 
der  ßtßUod^tjxr]  iyxri^öscov  erst  später  stattgefunden  zu  haben.  Dabei  bleibt 
es  übrigens  noch  zweifelhaft,  ob  letztere  nicht  auch  in  dieser  späteren 
Zeit  nur  ein  Spezialdepartement  des  älteren  Archivs  darstellt.^)  Auch 
muß  die  Absonderung  von  demselben  nicht  in  allen  Gauen  gleichzeitig 
eingetreten  sein.^)  —  Der  Kürze  wegen  wird  im  folgenden  das  Besitz- 
archiv schlechthin  ßLßkL0&7]xrj  eyKtTJöecDv  genannt,  wie  es  auch  der 
schließlichen  Entwicklung  entspricht. 

Die  eben  geschilderte  Einrichtung  der  ßißXio&tjxif]  iyxrijßscov  sowie 
die  damit  zusammenhängende  sofort  darzustellende  Ordnung  des  Grund- 
buchs hat  sich  jedenfalls  bis  auf  die  diokletianische  Zeit  erhalten;  sie 
wird  noch  in  einem  Leipziger  Papyrus  (Inv.  Nr.  508  [196])  v.  J.  309  (vgl. 
auch  für  das  Jahr  244  BGU  1073  [198]  und  für  das  Jahr  289  BGU  94) 
bezeugt.  Von  da  ab  verschwindet  sie  und  ist  wohl  in  weiterer  Durch- 
führung der  Verwaltungsreform  des  Diokletian  beseitigt  worden. 

II.  Aufgabe  der  ßißXiod-ijxrj  eyxt'^öscjv  ist  es,  wenn  man  sich 
an  den  Namen  hält,  die  auf  die  Besitzverhältnisse  bezüglichen^)  Urkunden 
in  sich  aufzunehmen.  Indessen  besagt  dieser  Name  einerseits  zu  viel,  denn 
es  wurden  zwar,  wie  wir  wissen  (S.  63,  72),  die  von  den  Notariatsbehörden 
imd  Trapeziten  errichteten  Urkunden  sowie  die  registrierten  i^afidQtvQOi, 
nicht  aber  die  laiQdyQacpa^)  und  6vyic3Qri6aig^)  an  sie  abgeliefert.  Anderer- 
seits gehen  ihre  Funktionen  über  bloß  archivalische  in  gewisser  Beziehung 


1)  Wo  außerdem  von  einer  inl  räv  xönav  (oder  x^qi-kt])  ßt-ßlioQ-^xri  die  Rede 
ist  (Straßb.  60  im  Arch.  2,  4fg.  I  1.  14;  BGU  981  I  1.  9;  Flor.  46  1.  1  [185J),  ist  hier- 
mit eine  lokale  ßißXiod-^-nri,  welche  sowohl  die  örnioeiwv  Xoycov  (so  wohl  in  den  beiden 
ersten  Beispielen)  als  auch  die  iy-iifnascov  (Flor.  46,  1)  sein  kann,  in  Gegensatz  zu  den 
Zentralarchiven  in  Alexandrien  gestellt.  —  Auch  die  drjfiöcia  ygaiijiccTocpvXayita  in 
GIG.  3,  4957  1.  23  sind  gewiß  mit  den  ß^ßliod-fjuca  identisch. 

2)  So  sicher  in  Antinoe  um  die  Zeit  von  180—192  p.  C.;  Straßb.  34,  2. 

3)  Vgl.  über  diesen  noch  nicht  zu  entscheidenden  Punkt  Preisigke,  P.  Straßb.  1 
p.  125 fg.;  Girowesen  283  A.  1;  Lewald  13;  Eger  15 fg. 

4)  Von  dem  terminologischen  Fehler,  der  darin  begründet  ist,  daß  die  Biblio- 
thek auch  familienrechtliche  Urkunden  enthält  (S.  92),  ist  dabei  abgesehen. 

6)  Es  ist  natürlich  nicht  ausgeschlossen,  daß  auch  die  Privatnotare  verpflichtet 
waren,  Kopien  ihrer  Urkunden  an  die  Bibliothek  abzuliefern;  aber  wir  wissen  es 
nicht,  und  jedenfalls  konnte  Ablieferung  nicht  verlangt  werden  bei  xuQÖyqccipa,  welche 
die  Parteien  persönlich  abgefaßt  hatten. 

6)  Oben  S.  65.     Diese  wurden  vielmehr  in  Alexandrien  verwahrt. 
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weit  hinaus;  sie  hat  nämlich  auch  die  Bedeutung,  über  die  Rechte  an 
Grundstücken  möglichste  Evidenz  herzustellen.  Für  bewegliche  Sachen 
übt  sie  diese  Evidenthaltung  des  Besitzes,  so  viel  wir  sehen,  nicht  aus^), 
mit  alleiniger  Ausnahme  der  Sklaven,  auf  welche  vielleicht  die  gleichen 
Grundsätze  wie  für  Grundstücke  Anwendung  finden.^) 

In  Betracht  kommen  hierbei  aber  nur  private  Grundstücke^)  und  die 
ihnen  wahrscheinlich  gleichzustellende  und  nur  in  gewissen  Beziehungen 
besonders  behandelte  yfj  xttxoixixi/l  (über  letztere  speziell  s.  S.  111),  wäh- 


1)  Preisigke  hält  sie  grundsätzlich  auch  bezüglich  solcher  für  eine  Aufgabe  der 
Bibliothek,  muß  jedoch  selbst  zugeben,  daß  wir  z.  B.  für  die  (doch  sehr  wichtigen) 
Tiere  und  sonstige  Mobilien  (Ausnahmen  höchstens  unter  A.  2)  keine  Zeugnisse  be- 
sitzen; Näheres  unten  S.  106.     Vgl.  jetzt  auch  Rostowzew  405. 

2)  Diese  Angabe  ist  bedingt  durch  eine  Mitteilung  von  Wessely  über  PER  144 
(Denkschr.  d.  Wien.  Akad.  1902  IV  S.  31 ;  leider  ohne  Vorlegung  der  Urkunde).  Ferner 
hat  man  vorgeschlagen,  in  der  «pöffayyfiio;  Lond.  2  p.  151,  17  (204)  S[ovX{ov)  aQQs]va 
zu  ergänzen  (Preisigke,  Girowesen  285/6).  Zwei  weitere  von  Preisigke  a.  0.  307  nam- 
haft gemachte  Belege  sind  äußerst  zweifelhaft.  Vielleicht  handelt  es  sich  daselbst 
nur  um  Bestätigung  der  Zahlung  des  iyxvKliov  für  den  Kauf  der  Sklaven.  Eher  fällt 
Oxy  263  in  Betracht,  wenn  nämlich  es  sich  dort  um  Anzeige  zum  Zweck  der  An- 
meldung durch  den  Agoranomen  bei  den  ßt,ßlio(pvXccyisg  handelt;  vgl.  Eger  143/4.  Im 
ganzen  muß  der  Punkt  noch  als  problematisch  bezeichnet  werden.  Zu  beachten  ist 
auch  Lips.  4  (171)  I  15/16:  &noyQa(pT]  (xai  Scvä-Kgiaig)  erstattet  an  die  vnofivrj^aro- 
yqäfpoi,  ein  freilich  noch  dunkler  Passus.  Vgl.  im  ganzen  Naber,  Arch.  1,325;  Lewald  11 
A.  7.  37;  Eger  28:  Preisigke  a.  0.;  Rostowzew  405. 

3)  Es  erscheinen  vor  allem  Häuser  und  Baustellen  {tpiXol  rönoi),  die  man  wohl 
mit  Beruhigung  als  Gegenstände  wahren  Privateigentums  ansehen  kann;  daneben 
auch  Weinberge  und  Gärten,  sowie  privates  Ackerland.  Das  Alter  und  die  Ent- 
stehung des  Privateigentums  an  Ackerland  in  Ägypten  ist  allerdings  noch  Gegen- 
stand der  Untersuchung,  da  man  annimmt,  daß  zu  Beginn  der  Ptolemäerzeit  alles 
Saatland  als  königliches  Eigentum  gegolten  habe.  J.  Masp^ro,  les  finances  de  l'Egypte 
(1905)  26  fg.  läßt  diesen  Rechtszustand  durch  die  ganze  Ptolemäerzeit  fortdauern. 
Rostowzew  a.  0.  11  fg.  nimmt  für  die  Zeit  seit  Ende  des  dritten  Jhd.  v.  C.  die  Ent- 
wicklung von  privaten  Besitzrechten  an,  die  sich  teils  —  so  nämlich  bei  Kleruchen- 
und  Katökenland  —  durch  irgendwie  eintretende  Befestigung  des  Besitzrechts  an  den 
Losen,  teils  durch  Verkäufe  aus  dem  Staatseigentum  vollzogen  habe  und  nament- 
lich auch  in  letzterer  Richtung  in  römischer  Zeit  noch  fortgeschritten  sei.  Auf  diese 
letztere  Art  denkt  er  sich  die  in  Verwaltungsurkunden  öfter  genannte  und  vom  Ka- 
töken-  und  Kleruchenboden  unterschiedene  yf}  IdicoTiKrj  oder  läiÖKtTjtog  entstan- 
den. Dabei  bleibt  allerdings  das  Einzelne  meist  noch  sehr  dunkel,  namentlich  auch 
die  Frage,  inwieweit  es  sich  in  diesen  Verhältnissen  um  eigentliches  Eigentum  oder 
um  eine  Art  der  Erbpachtung  handelt.  Und  jedenfalls  ist  so  viel  sicher,  daß  der 
Begriff  des  Eigentums  auch  in  römischer  Zeit  hier  nicht  der  des  Ager  optimo  jure 
privatus  ist. 

Übrigens  erscheint  in  den  Privaturkunden  das  Eigentum  am  Ackerland  meist 
in  der  speziellen  Gestalt  der  yi)  xarowtx^j;  die  yi)  iSmnxri  schlechthin  tritt  sehr  sel- 
ten auf  (sicher  ist  m.  W.  nur  BGU  1049,  7  v.  J.  342  p.  C);  vgl.  die  Listen  bei  Eger 
90  fg.  und  Rostowzew  95.  Wahrscheinlich  war  der  Umfang  des  Katökenlandes  viel 
größer  als  der  des  anderweitigen  Privatbesitzes.  Doch  nimmt  man  regelmäßig  an, 
daß  diese  beiden  Kategorien  einander  privatrechtlich  ziemlich  gleichstehen,  vor- 
behaltlich der  S.  111  fg.  zu  erörternden  grundbuchrechtlichen  Besonderheiten  der 
ersteren.  —  Im  allgemeinen  vgl.  noch  Eger  31  fg.;  s.  auch  Plaumann,  Ptolemais  100. 
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rend  das  öffentliche  und  kaiserliche  Land  (y^  ßaöiXLXi^,  drj^oöCcc  und  o-ö- 
eiaxTi)  sowie  die  Tempelgrundstücke  {yri  Isqcc)  ausgeschlossen  bleiben.^) 
Jedoch  werden  in  der  Bibliothek  nur  Rechtsverhältnisse  eingetragen, 
nicht  auch  tatsächliche,  wie  Lage,  Steuersatz,  Verpachtung;  letztere  Angaben 
gehören  vielmehr  in  das  Steuerkataster  des  xcjfioyQafifiatsvg  (S.  91  fg.). 

III.  Die  zu  verbuchenden  Rechtsverhältnisse.  Als  solche  er- 
scheinen: 

1.  Das  Eigentum  (genauer:  peregrinische  Quasi-Eigentum). 

2.  Pfandrechte,  und  zwar  sowohl  gesetzliche  (wenn  in  dem  FaU 
Oxy.  237  YIII  34  [192]  von  solchen  gesprochen  werden  darf)^)  als  ver- 
tragsmäßige (z.  B.  Oxy.  237  V  21.  274,  8  [193].  483  [203].  506;  P.  Lips. 
8.  9  [210/1];  BGU  536.  1038,  24.  1072  [195];  Flor.  1;  Lond.  2  p.  115; 
Straßb.  52,  12  u.  a.),  und  zwar  wird  nicht  bloß  die  Begründung,  sondern 
auch  die  Aufhebung  des  Pfandrechts  (Lond.  2  p.  215  1.  14  [197])  registriert. 
Ebenso  auch  das  Verfangenschaftsrecht,  welches  durch  den  Ehevertrag 
der  Eltern  an  deren  Vermögen  für  die  Kinder  begründet  werden  kann 
(Oxy.  237  VIII  35;  713.) 

3.  Femer  werden  die  verschiedenen  Exekutionsschritte,  welche  der 
Hypothekengläubiger  bei  Greltendmachung  seines  Pfandrechtes  vollzieht, 
in  der  Bibliothek  registriert  (Oxy.  274,  22—25  [192];  ob  BGU  73  [207], 
ist  zweifelhaft;  s.  Einl.  zu  dieser  Nummer). 

4.  Die  pfandartige  Beschlagnahme  (xaroxif),  welche  der  Fiskus  an 
dem  Besitz  seiner  Schuldner  vollzieht^),  bildet  gleichfalls  einen  Gegen- 
stand der  Eintragung  (CIG  3,  4957  1.  23;    Flor.  2,  202—8). 

5.  Femer  wird  in  Lond.  3  p.  111  (199)  die  bloß  chirographarische 
Forderung  eines  Gläubigers  angemerkt  und  in  Teb.  318  (218)  ein  ver- 
tragsmäßiges Veräußerungsverbot. 

6.  Ob  der  Ususfructus  (xQV^i'S)  einen  Gegenstand  der  Verbuchung 
bildete,  ist  nicht  sicher  bezeugt  (Oxy.  237  VIII  35  und  Amh.  71  beweisen 
es  nicht,  weil  die  XQV^'-S  resp.  xaQTtsCa  der  Eltern  hier  eher  als  resolutiv 


1)  Für  dies  alles  bestehen  besondere  Aufzeichnungen,  geführt  von  den  Tcgog  ralg 
Xgeiaig,  Amh.  68  11  42  (Mitteis,  Sav.  Z.  22,  160);  BGU  543  (hier  zweifebid  Eger  39); 
Teb.  144.  162  und  zitt. 

2)  Diese  Stelle  bezieht  sich  nämlich  auf  eine  xard  riva  ijtixöaQiov  vo^lov  be- 
stehende Dotalhypothek,  und  da  fällt  auf,  daß  in  BGU  1072  R.  I  (195)  eine  General- 
hypothek vom  Mann  für  die  Dotalf orderung  noch  besonders  bestellt  wird.  Vielleicht 
ist  daher  in  Oxy.  237  cit.  nur  die  Zulässigkeit  solcher  Verpfändungeverträge 
gemeint,  nicht  eine  wahre  Legalhypothek.     S.  noch  Anm.  34/6  zu  192. 

3)  Ob  dieselbe  eine  Grundbuch  sperre  mit  sich  bringt,  ist  noch  eine  offene  Frage. 
Preisigke  zu  Straßb.  S.  123  A.  2  nimmt  es  als  sicher  an,  und  dafür  spricht,  daß 
auch  das  Privatpfandrecht  ein  Veräußerungsverbot  mit  sich  bringt.  —  Über  den  Vor- 
behalt der  ngcoroTtga^icc  des  Fiskus,  der  vielleicht  mit  der  Karo^ri  zusammenfällt, 
übrigens  bis  jetzt  nicht  als  direkter  Gegenstand  der  Eintragung  nachweisbar  ist,  vgl. 
Mitteis  CPR  1,  371  fg.;  Eger  a.  0.  353 fg. 
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betagtes  Eigentum  zu  denken  sein  wird),  aber  wahrscheinlich^);   auch  ob 
Prädialservituten  verbucht  worden  sind,  bleibt  ungewiß. 

7.  Endlich  wird  auch  die  publizistische  Steuerfreiheit  gewisser  Per- 
sonen im  Grundbuch  angemerkt  (BGrü  1073)^). 

IV.  Verfahren  bei  der  Eintragung.  Hierüber  bestehen  folgende 
Vorschriften : 

1.  IlQoöayysXta.  Vor  der  vertragsmäßigen^)  Übertragung  oder  Be- 
stellung^) eines  Grrundstücksrechtes  hat  der  Veräußerer  eine  Anzeige 
{TtQoöayysXLa)  an  die  ßißltoq)vkax6g  iyxTTjöeov  zu  richten^),  ohne  deren 
Auftrag  {ETcCötal^a-^  Oxy.  237  VIII  37;  483,  32  u.  ö.)  weder  die  staatlichen 
Urkundsbehörden  {ayoQavo^eia^  yQatpEia^  vielleicht  auch  das  'y.axaXoyEiov 
in  Alexandreia)  ^) ,  noch  auch  die  Trapeziten  die  bezügliche  Veräußerung 
beurkunden  dürfen.'')  Für  die  Staatsnotariate  {ayoQavofisla  und  ygacpEta) 
ist  dies  bestimmt  durch  das  Edikt  des  M.  Mettius  Rufus  v.  J.  89  (Oxy. 
237  VIII  36/7;  denn  dort  sind  die  nv7]}iov8g  —  das  sind  aber  zweifellos 
im  Sinn  des  Edikts  aUe  Staatsnotare  —  ausdrücklich  genannt).  Für  die 
Trapeziten-  ist  eine  gleiche  Vorschrift  selbstverständlich.  Demgemäß  wird 
in  solchen  Kontrakten  mitunter  auf  das  inCötaXficc  der  Bibliothek  Bezug 
genommen  (z.  B.  Flor.  1,  11  u.  ö.;  vgl.  auch  CPR  198,  10). 


1)  Demnach  konnten  wohl  auch  die  in  CPR  24,  16  der  Mutter  vorbehaltenen 
Rechte  eingetragen  werden ;  ähnlich  die  in  Oxy.  75,  32 ;  489,  6  fg.  vorbehaltenen  ivoi- 
tirjasis  (tai  ;^ß7?(Jfi?). 

2)  Zweifelhaft  ist  im  gegebenen  Fall,  ob  die  Freiheit  von  der  Grundsteuer  oder 
von  der  Verkehrssteuer  (iyiivyiXtov) ;  Eger  a.  0.  197/8. 

3)  Die  nachstehenden  Regeln  sind  natürlich  unanwendbar,  wo  ein  Grundstücks- 
recht durch  Erbgang  erworben  wird;  aber  djtoypaqptj  (S.  99)  durch  den  Erben  hat 
auch  in  diesem  Fall  stattzufinden.  Sie  wird,  allerdings  mit  anderer  Bedeutung,  schon 
für  die  Ptolemäerzeit  erwähnt  in  Tor.  1  VII  10  fg.  (31);  Grenf.  17,  7. 

4)  Für  beides  wird  der  Ausdruck  oixovoyiia  (=  Verfügung,  oben  S.  73  A.  4)  ver- 
wendet. 

5)  Beispiele  von  %QoaayysUai;  PER  1436  (200);  BGU  184  (202);  Fay.  31  (201).  154; 
Oxy.  483  (-203).  588;  Lond.  2  p.  151/2  (204);  3  p.  116;  für  Katökenland  BGU  379  (219). 
Über  die  hierbei  in  manchen  Gauen  übliche  eidesstättige  Versicherung  des  Ver- 
äußerers, daß  er  Eigentümer  ist  (Hermupolis:  Lond.  3  p.  116;  Oxyrhynchos:  Oxy.  483) 
s.  Preisigke,  Girowesen  306.  Eine  bemerkenswerte  altgriechische  Parallele  dazu  bie- 
ten die  im  Theophrast- Fragment  bei  Stobaeus,  Anthol.  44  c.  22  III  angeführten  Ge- 
setze: ■x.sXsvovei  yag  .  .  .  o^vvsiv  ivccvtiov  rjj?  öcQ^f]?  (^ö**  TtQicc^Bvov),  r)  (lijv  avslß&ai 

Siiiaioas rbv  ccvrbv   Sh  ZQOJtov  Kai  xbv  ncoXovvxa  ncaXelv  aSöXcag.    (über 

einen  andern  Eid  des  Verkäufers  s.  unten  Kap.  VI,  11  D). 

6)  Für  das  letztere  insbesondere  vermutet  dieses  nach  BGU  241,  42  (und  BGU 
825,  10?)  Lewald  31;  vgl.  aber  auch  Eger  115. 

7)  Ob  auch  bei  Aufhebung  dinglicher  Rechte  (z.  B.  löaig  vTto&i^xrjg)  ein  inlcTaXfia 
erfordert  wird,  ist  mir  nach  BGU  907  zweifelhaft;  denn  dies  ist  eine  ngoaayYsXicc  an 
die  ßißXiocpvXa-Ksg,  eine  Xveig  vno&rjHrig  betreffend;  aber  die  in  den  sonstigen  ngoa- 
ayysXiai  stets  enthaltene  Bitte  um  das  inlaraX(icc  fehlt.  Vielleicht  genügt  also  hier 
die  bloße  Anzeige.  Wie  bei  Grundstücksteilung?  Dazu  Lewald  an  dem  in  A.  6  an- 
gegebenen Orte. 
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Wie  steht  es  aber  mit  den  Chirographa?  In  dem  Edikt  des  Mettius 
E-ufus  1.  36/37  sind  neben  den  iivijfioveg  (öffentlichen  Notaren)  auch  die 
övvaXXayfiaroyQcccpoL  als  an  seine  Vorschrift  gebunden  genannt.  Wenn 
damit  private  Tabellionen  gemeint  sind  (vgl.  S.  56  A.  7),  so  hat  dieser 
Statthalter  auch  ihnen  das  Erfordernis  des  STtCöraXfia  vorgeschrieben;  doch 
ist  der  Sinn  von  6vvalXay^aroyQccq)og  so  unsicher,  daß  man  aus  jener 
Stelle  nichts  folgern  kann. 

Es  führt  dies  aber  sofort  zu  einer  weitereu  Frage:  konnte  überhaupt 
auf  Grund  eines  bloßen  Chirographum  eine  Eintragung  der  Rechtsver- 
änderung in  den  Büchern  der  Bibliothek  erfolgen  oder  wurde  zu  einer 
solchen  stets  ein  drj^oöiog  ;irp7jftaTt^(u.o'g  oder,  was  dem  gleichstand  (S.  71), 
eine  trapezitische  ÖLccygacpi]  verlangt?  Man  hat  bis  vor  kurzem  stets  das 
letztere  geglaubt,  und  in  der  Tat  schien  vieles  in  den  Quellen  dafür  zu 
sprechen.^)  Indessen  hat  neuerdings  der  P.  Giss.  8  1.  7  fg.  (206)  gezeigt, 
daß  auch  die  Eintragung  von  %aiQ6yQa^a  keineswegs  ganz  ausgeschlossen 
war^),  mag  sie  auch  nicht  die  Regel  gebildet  haben.  Dabei  erhebt  sich 
auch  die  Frage,  ob  nicht  wenigstens  die  drj^oölcoöig  des  lEiQÖygatpov  in 
Alexandrien  (S.  82 fg.)  erforderlich  war,  um  den  Eintrag  zu  ermöglichen; 
aber  darüber  geben  die  QueEen  derzeit  noch  keine  Auskunft. 

2.  'ExlöxaX^a.  Auf  die  TCQoöayysUa  hin  erfließt  das  iTcCdral^a 
der  ßißXLOcpvXccxsg  (meist  wohl  nur  in  Form  einer  vTcoyQucpri  auf  der 
TCQOöayysXCa;  vgl.  Oxy.  483  i.  f.  [203]).^)  Aber  es  wird  vermutlich  nur 
dann  erlassen,  wenn  die  ßißXiocpvkccxeg  nach  dem  Stand  der  Bibliothek 
den  Verfügenden  als  verfügungsberechtigt  anerkennen,  also  nicht,  wenn 
nach  ihrem  Register  ein  anderer  als  der  Berechtigte  erscheint  und  für 
den  Gesuchsteller  nicht  wenigstens  eine  naQaO'aöig  oder  sonstiger  Nach- 
weis seiner  Berechtigung  vorlagt)  (s.  S.  104).  Auch  läßt  sich,  wiewohl 
dies  nicht  unmittelbar  zu  belegen  ist,  vermuten,  daß  die  ßißXLO(fvXaxsg, 
wenn    sie    dem   Eigentümer    einmal    die  Verfügung    zugunsten    einer    be- 

1)  Ausdrücklich  setzt  Mettius  Rufus  1.  35  zur  Eintragung  einen  drjftdciog  x^V' 
liarianog  voraus;  vgl.  auch  BGU  50  (205);  CPR  198,  11/10;  Oxy.  241  1.  4  vgl.  mit 
1.  30  fg.,  WC  überall  behufs  der  Verbücherung  ein  jjstedypaqpoj'  in  einen  SrniöoLog  XQ^- 
(Laxie^og  verwandelt  wird. 

2)  Vgl.  Eger,  Grundbuchwesen  68  fg. 

3)  Preisigke,  Girowesen  307  erblickt  in  Oxy.  241—3  (182).  329—340.  349  selb- 
ständige in  Epistolarform  gehaltene  iniexäXyiaxa.  Aber  in  diesen  Stücken  sind  nie- 
mals die  ßißhocpvXaxsg  ausdrücklich  als  Aussteller  genannt;  wer  diese  sind,  bleibt 
ungewiß,  und  mit  Rücksicht  auf  die  Bedenken,  die  oben  in  der  Einleitung  zu  182 
geltend  gemacht  sind,  dürfte  die  Beziehung  auf  die  ßißXt,o(pvXayi£g  sich  schwer  halten 
lassen.     Vgl.  S.  194—5. 

4)  Darauf,  daß  es  zur  Erteilung  des  inietaX^a  genügte,  wenn  zugunsten  des 
Veräußerers  wenigstens  eine  nagä^haig  seiner  Rechte  (S.  103)  im  Grundbuch  stand 
oder  er  sich  z.  B.  als  Erbe  legitimierte  und  nicht  erfordert  wurde,  daß  er  bereits  eine 
&noyQa(f)ri  derselben  (S.  99  fg.)  eingereicht  hatte,  deutet  Hamb.  15,  s.  dazu  die  Einl. 
von  P.  M.  Meyer.    Näheres  unten  S.  104. 
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stimmten  Person  erlaubt  hatten,  eine  zweite  Bewilligung  zu  einem  mit 
dem  ersten  in  Widerspruch  stehenden  Kontrakt  mit  einem  anderen  Er- 
werber nicht  mehr  gegeben  haben  werden,  wenn  nicht  das  Gesuch  um 
die  erste  zurückgezogen  wurde.  ^) 

3.  Auf  Grund  des  kniötaX^a  stellen  sich  nunmehr  die  Urkundsämter 
oder  Trapeziten  der  Partei  bei  Errichtung  der  Urkunde  zur  Verfügung, 
was  övyxQyjiiarC^siv  genannt  wird. 

Wenn  die  Parteien  nach  erlangtem  kniöxaliia  mit  der  Errichtung 
des  Kontraktes  übermäßig  zögern,  so  daß  dieser  in  der  Schwebe  bleibt 
{(letscoQog  ohovofiCcc,  Oxy.  238,  1  [213]^),  vgl.  Oxy.  117,  5),  drängen  die 
ßißXiotpvXaTiES  wohl  auf  die  Erledigung  der  Angelegenheit  (Oxy.  a.  0.), 
und  mag  die  Verfügungsbewilligung  bei  weiterer  Säumnis  zurückgezogen 
worden  sein. 

4.  ^jtoyQacp'^.  Auf  Grund  und  unter  Vorlegung  der  Kontrakts- 
urkunde hat  dann  der  Erwerber^)  des  Grundstücksrechts  der  ßLßXiod^Tjxrj 
iyxtijdsciv^)  die  Anzeige  in  Gestalt  einer  anoyQcctpri,  d.  h.  emer  Profession 
über  seinen  Erwerb  zu  erstatten,  deren  Bedeutung  m.  E.  in  erster  Linie 
die  ist,  daß  er  damit  die  öffentlichen  Lasten  für  dieses  Recht  übernimmt.^) 


1)  Vgl.  Mitteis,  krch.  1,  195 fg.;  Eger  86  fg.  Meine  a.  0.  ausgesprochene  Ver- 
mutung, daß  der  Erwerber  hierdurch  eine  Art  'Vormerkung'  erlangt,  war  schon  an 
eich  nur  auf  jene  Fälle  anwendbar,  wo  er  in  der  ngoaayysXLa  genannt  ist,  was  zwar 
meistens,  aber  nicht  immer  (s.  jetzt  PER  1436  [200])  geschieht.  Außerdem  ist  die  da- 
malige Stütze  dieser  Vermutung,  BGU  243,  durch  die  seither  erfolgten  Rektifikationen 
der  Editio  princeps  entfallen  und  hängt  daher  ihre  Richtigkeit  von  der  noch  nicht 
sicher  zu  beantwortenden  Vorfrage  ab,  ob  die  Bibliothek  dem  Veräußerer  nicht  auch 
eine  einseitige  Rücknahme  seines  Gesuchs  verstattete;  vgl.  auch  Eger  a.  0.  Sicher 
vormerkungsartig  wirkt  dagegen  die  TtaQÜO-seis  des  Erwerbs,  welche  vor  der  &no- 
yQtttpri  derselben  erfolgt,  S.  110/1. 

2)  Dazu  Mitteis,  Arch.  1,  193  fg. 

3)  Wenn  in  Oxy.  506,  42  (Hypothezierung)  gesagt  ist,  der  derzeitige  Eigen- 
tümer und  Verpfänder  solle  nicht  &%oyQäcpsa^ai  tiva,  d.  h.  niemand  eintragen  lassen, 
80  wird  dieses  wohl  am  besten  als  bloß  übertragener  Ausdruck  gefaßt,  im  Sinn  von 
'die  &7coyQa(pTi  des  Erwerbers  dulden'. 

4)  Diese  Art  von  &noyQcc(pai  ist  daher  wohl  zu  unterscheiden  von  den  an  andere 
Behörden  gerichteten;  einerseits  von  den  xat  oIkiccv  &7CoyQatpai,  welche  die  Haus- 
besitzer alle  14  Jahre  über  ihr  Haus  und  dessen  Einwohner  zum  Zweck  der  XaoyQa- 
qpia  erstatten;  dann  von  den  Vieh-dÄoygaqpat,  welche  jährlich  erstattet  werden.  — 
Diese  beiden  Gattungen  von  &noyQa(paL  werden  nicht  an  die  ßißXioq)vXa^sg,  sondern 
an  den  Strategen  und  ßaaiUKbg  ygufiiiaTSvg  erstattet  und  dienen  Verwaltungs-  und 
Steuerzwecken  (Bd.  I  Kap.  V).  Endlich  sind  unsere  ScnDygacpai  aber  auch  nicht  zu 
verwechseln  mit  den  gleichfalls  an  die  ßißXiocpvXaKfg  erstatteten  General  -  &7toyQa<pai 
des  Grundbesitzes  (S.  105).     Vgl.  Grenfell-Hunt,  Oxy.  2,  177. 

5)  Das  glaube  ich,  obwohl  die  Bibliothek,  wie  Eingangs  gesagt,  kein  Kataster 
ist.  Es  liegt  überaus  nahe,  daß  die  Behörde,  welche  den  Grundbesitz  überwacht, 
auch  im  Interesse  der  Finanz-  und  sonstigen  Staatsbehörden  die  Steuersubjekte 
und  Liturgiepflichtigen  möglichst  kennen  soll.  Auch  wird  vorauszusetzen  sein, 
daß  sie  von  der  erfolgten  änoyQcccpt]  dem  Katasteramt  (xoofioyßaftfiarfvg)  Mitteilung 
machte. 
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Diese  aTtoyQatpi]  ist  wahrscheinlich  als  obligatorisch  anzusehen^),  wenn- 
gleich direkte  Zeugnisse  in  dieser  Richtung  nur  für  erbschaftlichen  Er- 
werb vorliegen:  bei  diesem  ist  eine  Frist  zur  Erstattung  der  djtoyQacp'rl 
aus  den  Papyri  ersichtlich.^) 

Die  erstattete  ccnoyQafpri  dient  gleichzeitig  der  Bibliothek  als  Grund- 
lage der  Einverleibung  des  Erwerbs.  Dabei  ist  es  wohl  möglich,  daß  die 
ccTCoygacpifi  des  Erwerbers  noch  einer  neuerlichen  Zustimmungserklärung 
des  Veräußerers  bedurftie;  wenigstens  ist  eine  solche  in  mehreren  Fällen 
mit  ihr  direkt  verbunden  (Lips.  3  II  4  [172].  8,  2—3  [210]-,  Lond.  3 
Nr.  942  p.  119;  Nr.  945  p.  120).    Vgl.  jedoch  auch  Einl.  zu  221. 

Eine  Voraussetzung  der  a%oyQa(pri  scheint  es  gewesen  zu  sein,  daß 
der  Rechtsvorgänger  selbst  änoysyQainiivog  war.  Wo  er  dies  nicht  war, 
sondern  zugunsten  seines  Rechts  lediglich  eine  TiaQad'EöLs  (S.  103)  be- 
stand, hinderte  dies  zwar  nicht  die  Erteilung  des  Veräußerungs-£;r<^öTaAfi.a 
(S.  98),  es  konnte  aber  der  Erwerber  wieder  nicht  mehr  erreichen,  als 
eine  otaQa&eöig  zu  seinen  Grünsten  (vgl.  S.  104). 

In  formaler  Beziehung  ist  zu  bemerken,  daß  die  Apographe  in  zwei 
Exemplaren  eingereicht  wird;  auch  bedarf  sie,  wo  sie  nicht  auf  Intestat- 
erbschaft beruht,  der  Beilegung  einer  Ausfertigung^)  des  Rechtstitels, 
dessen  Richtigkeit  dabei  noch  eidlich  bekräftigt  wird.  Von  den  einge- 
reichten Exemplaren  wird  eins  zu  den  Akten  genommen;  das  andere  geht 
an  den  Einreichenden  zurück  mit  der  Empfangsbestätigung  der  ßißho- 
(pvXaxeg  ^yxTrjeecav.  Dieser  sind  oft  noch  weitere  Bemerkungen  beigefügt, 
z.  B.  bei  Apographe  auf  Grund  von  Intestaterbschaft  die,  daß  die  Erb- 
berechtigung dahingestellt  bleibe  (Lond.  3  p.  118,  23  [209]),   oder  in  an- 


1)  Darauf  führt  schon  der  in  der  vorigen  Anm.  vermutete  Zweck  der  aTroypaqp?;. 
Dem  steht  es  auch  kaum  entgegen,  wenn  für  die  Profession  zu  den  libri  censuales 
solche  obligatorische  Natur  in  C.  Th.  11,  3,  5  (a°  391)  wie  eine  neue  Sache  eingeführt 
wird;  denn  das  mag  in  Wahrheit  nur  Einschärfung  einer  längst  bestehenden  Vor- 
schrift sein,  und  gar  nichts  hat  es  natürlich  dem  Staat  gegenüber  zu  sagen,  wenn 
im  Verhältnis  der  Parteien  untereinander  die  Verabredung,  daß  die  'translatio 
professionis  censualis'  aufgeschoben  werden  soll,  öfter  vorgekommen  ist  (C.  Th.  11, 
3,  3  a"  363;  vgl.  etwa  noch  Pernice,  Sav.  Z.  5,  71  A.  1;  Kniep,  Soc.  Publ.  329 fg.). 
Auch  der  Umstand,  daß  wir  mitunter  die  Apographe  erst  lange  nach  dem  Erwerb  er- 
stattet finden  (Lond.  3  Nr.  1158  p.  151  [256],  welcher  vgl.  mit  Nr.  941  p.  118/9  eine 
Verspätung  von  einem  halben  Jahr  ergibt,  und  Lond.  3  Nr.  940  p.  118  [209],  wo  sie 
sogar  viele  Jahre  beträgt  [Lewald  28;  Eger  126];  vgl.  auch  unten  Anm.  zu  200 
1.  12),  scheint  mir  nur  zu  beweisen,  daß  die  Vorschrift  nicht  immer  genau  beachtet 
wurde. 

2)  Amh.  72  (Mitteis,  Sav.  Z.  22, 199);  BGU  919;  Flor.  67  I  20/1;  CPR  196  (Wilcken, 
Arch.  4,  451). 

3)  Im  Original  oder  beglaubigter  Abschrift.  Wenn  in  Lips.  3  11  13  (172)  von 
&vtlyQa(pov  schlechthin  die  Rede  ist,  zeigt  schon  der  Augenschein  von  Col.  1,  daß  es 
eiue  Originalausfertigung  ist,  und  daß  Scvrlygacpov  diese  bedeuten  kann,  wurde  S.  64 
A.  1  bemerkt.  —  Auch  bei  den  General -dijroypaqpai  (S.  105)  wird  der  Nachweis  des 
Rechtstitels  verlangt  (Oxy.  237  VEI  33). 
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deren  Fällen,   daß  die  Protopraxie  des   Fiskus   vorbehalten  bleibe   (Lips. 
9,  30 fg.  [211])  u.a. 

Mitunter  macht  der  Erwerber  in  der  Apographe  die  Bemerkung,  daß 
sie  eine  erstmalige  sei  {ccTtoyQacpo^at  TtQatcJs,  Oxy.  248.  481.  637  [?];  Teb. 
323  [208].  472;  Faij.31, 18  [201]);  das  kann  nur  bedeuten,  daß  er  bisher 
in  der  Bibliothek  noch  kein  Grundstücksrecht  hat  eintragen  lassen,  also 
für  ihn  ein  neues  Personalfolium  anzulegen  ist. 

In  vereinzelten  Fällen  wird  die  Rechtsänderung  der  Bibliothek  durch 
die  Agoranomen  angezeigt  (BGÜ  1072,  1  [195];  Oxy.  274,  41  [193]),  ein 
Punkt,  über  den  wir  noch  nicht  klar  sehen.  ^) 

5.  Eintragung.  Auf  Grund  der  a^oyQucpi^  vollziehen  nunmehr  die 
ßi,ßXio(pvXaxss  die  Eintragung  der  Rechtsänderung  in  das  Archiv.  Hierfür 
gebrauchen  die  Urkunden  öfters  den  Ausdruck  TcaQcid-söLg,  jtaQCiXLd-e'vai. 
Es  ist  jedoch  nicht  zweifellos,  ob  jede  Eintragung  naQdd'Sötg  genannt 
wurde  oder  diese  Bezeichnung  nur  gewissen  Arten  von  Eintragungen  zu- 
kam^); denn  bezeugt  ist  der  Name  bis  jetzt  nur  für  Eintragung  des 
Pfandrechts  (BGU  1072  I  4  [195]),  der  Verfangenschaft  (Oxy.  237  VUI  35 
[192]  und  Anm.  zu  dieser  SteUe),  der  Steuerfreiheit  (BGU  1073,  17  [198]) 
und  für  die  S.  103 fg.  zu  besprechenden  Verhältnisse;  nicht  dagegen  für  Ein- 
tragung des  Eigentums  selbst.  —  Der  durch  die  Eintragung  geschaffene 
bücherliche  Zustand  heißt  TtccQaxslö&at  (bei  Jura  in  re  aliena)  oder  diaxel- 
6&ttL  (beim  Eigentum);  man  sagt  also,  daß  z.  B.  ein  Pfandrecht  auf  dem 
Eigentum  jcaQajcsC^svov  sei.  Im  subjektiven  Sinn  verwendet  man  für  das 
Eingetragen  sein  den  Ausdruck  diaKStöd-at:  der  Pfandgläubiger  'ÖLaxeitav 
iv  övö^atL  Tov  vxoiQEov^  (Lips.  9,  32  [211]). 

Um  den  Inhalt  der  Eintragungen  darzustellen,  muß  zunächst  die 
innere  Einrichtung  der  Bibliothek  besprochen  werden. 

Diese  beruht  auf  jenem  Prinzip,  welches  wir  heute  als  das  der  Per- 
sonalfolien bezeichnen.  Dies  zeigen  die  Worte  im  Edikt  des  Mettius  Rufus: 
es  sollen  die  Eintragungen  erfolgen  't?^s  ....  ixdörov  övö^avog  vjtoörd- 
6B(os  xarä  xä^r^v  xal  3(ar'  eldog'  (Oxy.  237  VIII 4 lV3).  Bestätigt  und  ver- 
deutlicht wird  dies  durch  die  erhaltenen  Überreste  der  diaöt^a^ata  (193  fg.). 

Das  System  ist  im  einzelnen  dieses:  die  Oberabteilungen  bilden  die 
zum  Sprengel  der  Bibliothek  (d.  i.  der  gesamte  vofiög)  gehörigen  Ort- 
schaften^) (x&^ai]  die  Hauptstadt,  iirjvQÖTioXis,  natürlich  mit  einbegriffen). 

1)  Dazu  Eger  139  fg.  Vgl.  auch  Einl.  zu  222.  Dagegen  ist  in  CPR  1,  38  (220), 
welcher  Passus  nach  der  Übersetzung  von  Wessely  auch  denselben  Sinn  haben  müßte, 
die  Lesung  der  Ausgabe  falsch;  s.  Anm.  38  zu  dieser  Nummer. 

2)  Für  ersteres  Eger  131  fg.;  zur  Zustimmung  geneigt  Eabel  63  A.  1;  A.  A.  Le 
wald  38.     Der  Punkt  ist  zweifelhaft.     Nach  Preisigke  ist  Ttagä&seis  die  Übertragung 
der  Erwerbsurkunden  aus  dem  Fach  des  Veräußerers  in  das  des  Erwerbers;  dagegen 
Lewald  a.  0. 

3)  Wenn   Preisigke,   Girowesen  489   behauptet,   daß   k&ucii,   die   zu   demselben 
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Es  bildet  also  der  (Grund -)Be8itz  jedes  Ortes  eine  äußerlich  abgesonderte 
Abteilung;  innerhalb  dieser  sind  die  Besitzungen  nach  den  Eigentümern 
(övoiiata)  zusammengestellt,  d.  h.  für  jeden  Eigentümer  enthält  die  Orts- 
gruppe eine  Unterabteilung,  welche  seinen  gesamten  buchfähigen  Besitz 
umfaßt.  Über  die  Bedeutung  von  xar'  eldog  in  der  obigen  Stelle  des 
Edikts  s.  S.  103  A.  1. 

Seine  Verwirklichung  findet  dieses  System  einerseits  durch  die  Ur- 
kundensammlung, andererseits  durch  die  diaötQafiara. 

A.  Die  Urkunden  Sammlung  kommt  dadurch  zustande,  daß  alle  den 
verbücherten  Besitz  eines  Eigentümers  betreffenden  Urkunden  unter  seinem 
Namen  in  einem  Faszikel  (oder  Fach)  vereinigt  werden.  Es  liegen  also 
beisammen  seine  KJioyQa(paC  und  die  gleichzeitig  überreichten  Erwerbs- 
urkunden (so  wie  die  auf  ihn  übergegangenen  seiner  Vormänner),  ebenso 
aber  auch  die  ccnoyQatpal  und  Urkunden  über  die  von  ihm  an  fremden 
ImmobiKen  erworbenen  Jura  in  re  aliena  und  gewisse  Veränderungen 
daran-,  ferner  Urkunden  über  Atelie  u.  ä.  Andererseits  werden  auch  die 
sein  Eigentum  betreffenden  Beschränkungen,  wie  Veräußerungs verböte, 
Haftungen,  Verfangenschaften  soweit  als  möglich^)  durch  Urkunden  be- 
legt worden  sein.  Bei  einer  Übertragung  des  Eigentums  wurden  dann 
wohl  die  Urkunden  aus  dem  Faszikel  des  Veräußerers  herausgenommen 
und  mit  der  änoyQacprj  des  Erwerbers  in  dessen  Rubrik  übertragen. 

B.  Außerdem  werden  über  den  Besitz  Übersichtsblätter  angelegt, 
welche  dLaGXQa^iaxa  heißen.  Diese  sind  es,  was  wir  hier  eigentlich  als 
Grundbuch  bezeichnen.  Und  zwar  bedeutet  didötQca^a  die  Ubersichtsrolle 
über  sämtliche  Besitzer  einer  xcofitj.  Der  Einzelne  hat  also  zwar  auf 
dem  dittöTQGj^a  eine  Kolumne,  aber  nicht  ein  selbständiges  didöxQa^a}) 
Die  Anordnung  der  Besitzer  geschieht  dabei  in  alphabetischer  Reihen- 
folge; die  Leute,  deren  Namen  den  gleichen  Anfangsbuchstaben  haben, 
stehen  unter  derselben  Rubrik  (öroLxstov:  A^  B^  F  usf.),  welche  wieder 
in  nummerierte  Blätter  (xol^(iccta)  zerfällt,  so  daß  z.B.  in  BGU  959  (194) 

Staatsnotariat  gehörten,  zusammen  eine  Abteilung  bildeten  (also  ein  Siäargaiia  hatten), 
80  wird  das  jedenfalls  durch  Oxy.  808  desc.  nicht  bewiesen;  denn  dieser  Papyrus 
enthält  nicht,  wie  allerdings  die  Hgg.  annahmen,  ein  diäatgcoiicc,  sondern  ist  unver- 
kennbar eine  avayQacpr\  eviißoXceicov  (vgl.  S.  (54). 

1)  Das  Einzelne  ist  nicht  ganz  zu  übersehen;  sicher  ist  das  Gesagte  bezüglich 
der  Karoxv  zugunsten  der  Forderungen  des  Fiskus,  wo  die  bezüglichen  (amtlichen) 
Eintragungsersuchen  bloß  im  Faszikel  des  Passiv- Beteiligten  werden  hinterlegt  worden 
sein.  Aber  die  «ijroypaqpTj  über  eine  Hypothek  mußte  zunächst  zum  Faszikel  des 
Gläubigers  kommen,  da  sie  seinen  Aktivbesitz  auswies;  ob  eine  Abschrift  davon  auch 
zu  jenen  des  Verpfänders  kam,  oder  man  sich  hier  mit  der  Eintragung  bei  dessen 
Rubrik  im  diäoxQOJiia  begnügte,  die  nachweislich  geschah  (S.  lOS  A.  3),  bleibt  dahin- 
gestellt. Über  die  besondere  Frage,  ob  hierbei  wieder  zwischen  Hypotheken  im  engern 
Sinn  und  vjiaXXäyiiara  zu  unterscheiden  ist,  s.  Kap.  V. 

2)  Dies  haben  Lewald  und  Eger  gut  gezeigt. 


IV.  Verfahren  bei  der  Eintragung.  103 

der  Grundbuchsauszug  über  den  Besitz  eines  gewissen  'EQisvg  über- 
schrieben wird:  'Ex  dia6tQd)(ficctog)  Z!oxvo7t{aCov)  Nrjöov,  öroixsCov  s, 
xo2.{l'i]fiatog)  it- 

Innerhalb  des  dtd6rQC)^a  soll  jedes  einzelne  Objekt  separat  (xccr 
eldog  Oxy.  237  VIII43)^)  verzeichnet  werden  (Spezialitätsprinzip). 

Im  einzelnen  erscheinen  auf  demselben,  wie  wir  aus  den  erhaltenen 
Resten  solcher  Folien  (bes.  Oxy.  274.  959.  1072  [vgl.  auch  BGU  11, 12/14, 
nach  Wilcken,  Arch.  3,  509];  ob  auch  Flor.  97?^))  erkennen,  wieder  die- 
selben Dinge  wie  in  der  Urkundensammlung:  Eigentum,  Pfandrecht  (und 
zwar  wird  sowohl  auf  dem  Blatt  des  Gläubigers  sein  Aktiv- Pfandrecht  ^), 
wie  auf  dem  des  Verpfänders  die  Belastung  seines  Eigentums  eingetragen)*); 
avavBoöLg  (unten  Kap.  V)  des  Pfandrechts  (Oxy.  274.  20)  und  Eigentums- 
zuschlag am  Pfand  (ebenda  1.  22)  usf. 

6.  Gesuche  um  TtaQcid'söig.  Eine  besonders  zu  behandelnde  Gruppe 
bilden  mehrere  Papyri,  in  denen  auf  Grund  eines  über  ein  Buchrecht  ge- 
schlossenen Vertrags  nicht,  wie  man  erwarten  sollte,  die  übliche  dnoygaip'^ 
des  Erwerbers  erstattet  wird,  sondern  eine  einfache  Anzeige  von  dem  Ge- 
*schäft  an  die  ßißXLotpv^axEg  ^yxf^dsciv  erfolgt  mit  der  Bitte,  dasselbe  in 
den  Büchern  zu  vermerken  (naQccd'söiv  ysvEöd-ai),  während  die  eigentliche 
Apographe  für  später  vorbehalten  wird  (BGÜ  243  [216];  Gen.  44  [215]; 
Class.  Phil.  2;  P.  Hamb.  16;  Teb.  318  [218]). 

a)  Dieser  eigentümliche  Vorgang  erklärt  sich  für  die  vier  zuerst  ge- 
nannten Papyri  jedenfalls  so,  daß  hier  der  Veräußerer  der  Bibliothek  noch 
keine  aTtoyQucpT]  überreicht  hatte,  welchen  Umstand  die  Texte  deutlich 
hervorheben  (BGU  cit.  1.  9:  ^ij  ccjtoysyQK^fi^svov)-^  Gen.  cit.  1.  16/18),  daß 
vielmehr  ein  Dritter  als  djioytyQa^^svog  erschien,  daher  zum  Nachweis 
der  Berechtigung  des  Erwerbers  erst  der  Nachweis  voller  Berechtigung 
des  Veräußerers  durchzuführen  war.  Die  Anzeige  ist  also  in  diesen  Fällen 
nur  provisorisch,  und  die  üiccQccd-e6ig  soll  den  Erwerber  gegen  weitere 
Verfügungen  über  das  Grundstück  sichern. 

Man  hat  es  bisher  stets  befremdend  gefunden,  daß  die  Notariate 
(denn  es  liegen  nachweislich  drj^öiSLOi  %QrjpLati6fioC  vor)  in  diesen  Fällen 
die  Veräußerung  schon  beurkundet  hatten.    Man  ging  dabei  von  der  Vor- 

1)  Dies  verstehe  ich  unter  Kar'  si&og  in  Oxy.  237  VIII  42/3  (Arch.  1,  199,  ebenso 
Eger  158);  über  und  gegen  die  abweichende  Anschauung  von  Preisigke  siehe  Eger 
a.  0.  Dagegen  wieder  Preisigke,  Girowesen  489;  aber  auch  in  dem  von  ihm  zitierten 
BGU  8  II  6  fg.  trifft  die  obige  Bedeutung  zu. 

2)  Dafür  Lewald  18;  Eger  162. 

3)  Oxy.  274,  8;  BGU  536,  8 fg.;  1047  III  17;  Lips.  8,  doch  ist  es  allerdings  frag- 
lich, ob  nicht  diese  Eintragung  auf  dem  Blatt  auch  des  Gläubigers  bloß  bei 
Hypotheken  stattfindet,  nicht  auch  bei  den  vnaXXäy^iara.  Möglicherweise  wurden 
letztere  bloß  auf  dem  Blatt  des  Verpfänders  vermerkt.     Vgl.  Kap.  V. 

4)  BGU  1072.  Daher  ein  Grundstück  bezeichnet  wird  als  yia&agbv  firjdsvl  xpa- 
to^nsvov;  Gen.  44  (215);  BGÜ  50  (205);  243  (216);  Class.  Phil.  2  (217);  Teb.  318  (218). 
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aussetzung  aus,  daß  das  i%l6tak^a  nur  habe  erteilt  werden  können,  wenn 
der  Veräußerer  ccnoyeyQa^^ivog  war  und  entschloß  sich  demnach,  die  Be- 
urkundung in  allen  hierher  gehörigen  FäUen  für  eine  ordnungswidrige  zu 
halten.^)  Doch  ist  diese  Erklärung  unannehmbar.  Wahrscheinlicher  ist, 
daß  die  Voraussetzung  falsch  ist  und  daß  die  ßißhotpvXaxsg  das  iTtCöiaXfia 
auch  dem  (ir,  ocTCoyeyQafifievos  erteilten,  wenn  er  nur  seine  Berechtigung 
glaubhaft  machte.  Letzteres  konnte  z.  B.  so  geschehen,  daß  er  selbst 
schon  eine  naQccd-sßig  seines  Rechts  erwirkt  hatte,  und  wirklich  ist  das 
in  Gen.  44  (1.  15  fg.)  der  FaU.  Auch  das  mochte  genügen,  daß  der  iiii 
äjcoyeyQKfinivog  sich  als  Erbe  des  duoysyQaufievog  legitimierte  u.  ä.^) 

Man  fragt  freilich,  woher  es  kommt,  daß  so  oft  die  Berechtigten  die 
cc^coyQucpr]  ihres  Rechts  nicht  erwirkt  hatten.  Das  mag  weniger  auf  bloße 
Saumseligkeit  zurückgehn,  als  darauf,  daß  jener  ein  Hindernis  im  Wege 
stand.  Wie  man  schon  vielfach  vermutet  hat  und  wie  Hamb.  14  und  15 
zu  unterstützen  scheinen,  setzt  die  definitive  Übertragung  und  a7toyQag>7J 
des  Erwerbers  wohl  voraus,  daß  das  Grundstück  von  Pfandrechten  frei  ist; 
mit  andern  Worten,  das  Pfandrecht  bringt  ein  Verbot  der  (definitiven)  Ver- 
äußerung mit  sich.^)  So  lange  es  also  bestand,  wurde  dem  Erwerber  nicht 
gestattet,  eine  aTtoyQcccpij  einzureichen.  Doch  woUte  man  dem  Eigentümer 
nicht  allzusehr  die  Hände  binden  und  gestattete  daher  eine  bücherliche 
Übertragung  mit  der.  provisorischen  Wirkung,  daß  die  Rechte  des  Er- 
werbers wenigstens  durch  naQadsöig  vorgemerkt  wurden.  Wenn  er  dann 
selbst  sein  Recht  weiter  übertrug,  lag  der  FaU  eines  veräußernden  fiij 
&xoy€yQa(i(isvog  vor. 

Auch  sonst  konnte  es  leicht  vorkommen,  daß  jemand  sich  zur  Ver- 
äußerung für  befugt  erachtete,  ohne  den  ßißhoq)vXaxsg  eine  ocnoyQafpTl 
erstattet  zu  haben.  Man  muß  sich,  um  das  zu  verstehen,  nur  von  der 
Vorstellung  freihalten,  als  ob  die  Eintragung  in  der  Bibliothek  überhaupt 
eine  Bedingung  des  Eigentumserwerbs  gewesen  wäre.  Wie  wir  unten 
sehen  werden,  war  das  keineswegs  der  FaU;  es  konnte  also  das  Eigentum 
außerbücherlich  wechseln.  Dadurch  werden  die  veräußernden  ^ij  ano- 
ysygafiixsvoi  noch  viel  besser  verständlich.     Näheres  unten  S.  109  A.  1. 

b)  Neben  der  eben  besprochenen  Gruppe  der  nagd^söLg-Gcesuche  gibt 
es  vieUeicht  noch  eine  andere,  wo  die  Unmöglichkeit  der  definitiven  dno- 
ygcctpi}  einen  anderen  Grund  hat,  als  den  Mangel  der  aTCoyQacpt]  des 
Auktors. 

Denn   überaU,   wo  es  sich  um  Verträge  handelt,   welche  nicht  selb- 

1)  Lewald  54;  Eger  136. 

2)  Vgl.  auch  P.  M.  Meyer,  Einl.  zu  Hamb.  15  uod  oben  S.  98  A.  4. 

3)  Und  zwar  möglicherweise  ein  gesetzliches.  Doch  läßt  sich  auch  an  bloß  ver- 
tragsmäßige Veräußerungsverbote  denken,  denn  wirklich  enthalten  die  meisten  Ver- 
pfändungsinstrumente entsprechende  Bestimmungen.     Näheres  in  Kap.  V. 
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ständige  Rechte,  sondern  bloße  Verfügungsbeschränkungen  bei  solchen 
Rechten  zum  Gegenstand  hatten,  war  eine  eigentliche  ccjtoyQatp'q  ausge- 
schlossen —  es  wurde  ja  kein  dingliches  Recht  begründet  —  und  ein- 
faches Gesuch  um  na^dd-söLs  am  Platze. 

Es  ist  möglich,  daß  schon  bei  Teb.  318  diese  Auffassung  zutrifft: 
hier  handelt  es  sich  scheinbar  nicht  um  ein  dingliches  Recht,  sondern  um 
ein  yertragsmäßiges  Veräußerungsverbot  zur  Sicherung  einer  Forderung. 
Zwar  ist  diese  Erklärung  nicht  zweifelsfrei;  denn  es  kann  dagegen  gesagt 
werden,  daß  das  Veräußerungs verbot  stillschweigend  die  Bestellung  eines 
Pfandrechts  in  der  Form  eines  vndlkay^a  enthielt  (Kap.  V):  doch  ist 
formell  ein  vTtdlXay^a  nicht  bestellt  worden. 

c)  In  aU.  den  bisher  genannten  Fällen  finden  wir  nun  in  dem  Ge- 
such um  TtaQad'eöig  die  in  den  eigentlichen  anoyqacpaC  immer  fehlende 
Klausel,  daß  die  Tca^dd^söig  erfolgen  soU.  „unpräjudizierlich  älterer  in  der 
Bibliothek  bereits  registrierter  Rechte",  z.  B.:  ^si  de  cpavaCr]  steQCj  ngoeij- 
xov  r)  %QooittTE6jri^Bvov  diä  rov  ßtßXiocpvkaxCov^  ^i}  sösöd^ai  ifinödiov  ix 
Tijöö-f  Tijg  nccQttd-eöecos'  o.  ä.  Sie  erklärt  sich  für  BGÜ  243;  Gen.  44; 
Class.  Phil.  1,  2;  P.  Hamb.  cit.  wohl  so,  daß  der  noch  eingetragene,  mit 
dem  Veräußerer  nicht  identische  Dritte  eine  entgegenstehende  Verfügung 
und  deren  Eintragung  in  die  Bibliothek  bewirkt  haben  konnte.  Im  FaU 
Ton  Teb.  318  mag  wohl  der  Schuldner  eingetragen  gewesen  sein,  aber 
ein  nicht  eingetragenes  Veräußerungsverbot  konnte  wohl  die  Gültigkeit 
seiner  Verfügungen  nicht  zu  Ungunsten  eingetragener  Erwerber  be- 
rühren.   Wir  kommen  auf  diese  Fragen  später  zurück  (S.  108). 

7.  Die  General-a:;toj^()ag)a/^.  Wir  wissen  bereits  (S.  63,  72),  daß  alle 
von  den  Notariatsbehörden  und  Trapeziten  errichteten  Geschäftsurkunden 
der  Bibliothek  abzuliefern  waren,  und  es  ist  klar,  daß  diese  hierdurch 
eine  große  Anzahl  der  stattgehabten  Rechtsveränderungen  erfahren  mußten. 
Trotzdem  blieb  die  Möglichkeit,  daß  manche  derselben  uneingetragen 
blieben,  teils  infolge  von  Ordnungswidrigkeiten,  und  wohl  viel  mehr  noch 
infolge  des  unten  zu  besprechenden  Umstandes,  daß  auch  cheirographa- 
rische  Rechtsübertragungen,  welche  außer  ihrer  Evidenz  lagen,  keines- 
wegs unzulässig  waren.  Zur  Richtigstellung  der  dadurch  oft  in  ziem- 
lichem Umfang  aus  der  Ordnung  geratenen  ßißhod^rjxr}  iyxtiJGeav  ordnete 
man  wohl  allgemeine  Grundbuchsrevisionen  (wenngleich  nicht  für  alle  Be- 
zirke gleichzeitig)  an,  für  welche  jeder  dinglich  Berechtigte  sein  Recht 
neuerlich  (oder  erstmals)  zu  apographieren  hatte. •^)    Das  sind  dann  —  im 

1)  Die  infolge  einer  solchen  Generalrevision  erstatteten  änoyQatpai  unterscheiden 
sich  von  denen  des  Neuerwerbs  formell  dadurch,  daß  der  Kontext  auf  die  bezügliche 
Verordnung  des  Präfekten  Bezug  nimmt  (xara  ra  KsXtva&svta  vnb  tov  isTvog  tov 
Siccarinorärov  '^y£(i6vog  ajroypaqDOftat  xt/1.)  ,  welche  Wendung  in  der  andern  Klasse 
naturgemäß  fehlt;  hier  steht  höchstens  'tiara  rä  Kslsvad-ivra'  ohne  Bezugnahme  auf 
eine  spezielle  Verordnung. 
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Gegensatz  zu  den  oben  (S.  99)  besprochenen  regulären  Einzel  -  a;roypd:- 
(pal  —  die  außerordentlichen  *General-a:;roj'()ag)a^'. 

So  verfügt  gerade  im  Jahre  89  das  Edikt  des  Mettius  Rufus,  Oxy. 
237  (darauf  bezüglich  Oxy.  72.  247.  248.  358.  359[?].  481).  Ferner  ein 
Edikt  des  L.  Julius  Vestinus,  vermutlich  vom  Jahre  61  (BGU  112;  Oxy. 
250),  eines  von  L.  Titianus  vom  Jahre  131  (Gen.  27;  BGU  420.  459; 
Oxy.  584[?].  715)  und  noch  andere  Verordnungen  Im  Edikt  des  Mettius 
Rufus  ist  auch  bestimmt,  daß  die  Neuherstellung  {ävavio36ig)  der  8ia- 
6TQ(b(iata  erfolgen  soUe  diä  TtsvtaerCas.  Dies  bedeutet  wohl  nicht,  sie 
soUe  alle  fünf  Jahre  wiederholt  werden,  sondern  bloß,  daß  dazu  eine  fünf- 
jährige Frist  gegeben  wird. 

Andererseits  haben  diese  Erneuerungen  nicht  dauernd  geholfen;  in 
Oxyrhynchos  scheint,  da  sie  für  die  Jahre  61,  80,  90,  99,  ca.  109  und 
ca.  129  immer  wieder  bezeugt  sind,  die  Ordnung  nur  sehr  schwer  durch- 
führbar gewesen  zu  sein. 

V.  Rechtliche  Bedeutung  der  Eintragung.  Suchen  wir  nunmehr 
die  rechtliche  Bedeutung  der  ßLßXio&ijxr]  iyxttjöecjv  genauer  zu  präzisieren, 
so  wurde  schon  oben  gesagt,  daß  sie  nicht  steuerrechtlichen  Zwecken  zu 
dienen  hatte  und  man  ihre  Bestimmung  in  der  möglichsten  Klarstellung 
der  Privatrechtsverhältnisse  erblicken  muß,  die  sowohl  im  Interesse  der 
Staatsverwaltung  als  des  privaten  Verkehrs  angestrebt  wurde. 

Dabei  ist  es  insbesondere  auch  gerechtfertigt,  wenn  man  seit  meiner 
ältesten  Abhandlung  über  diese  Fragen  (Arch.  1,  183  fg.)  der  ßißkiod-'^xrj 
iyxf^ßEcov  grundbuchmäßige  Funktionen  beilegt  oder  auf  sie  direkt  den 
Namen  Grundbuch  anwendet.  Die  Richtigkeit  dessen  ist  erst  in  neuester 
Zeit  von  Preisigke  (Girowesen  282)  bestritten  worden.^) 

Preisigke  hat  diese  Bestreitung  darauf  gegründet: 

a)  daß  alle  Kontraktsurkunden  der  Bibliothek  vorgelegt  werden,  nicht 
bloß  die  über  Immobilien.  Dies  ist  richtig,  und  man  muß  ohne  weiteres 
zugeben,  daß  die  archivalische  Funktion  der  Bibliothek  sich  auf  Grund- 
stücke  nicht  beschränkt.  Dagegen  wird  das  darüber  weit  hinausgreifende 
System  der  jtQoöayysXiaL^  ijCLötdl^ara,  anoyQatpaC^  %aQa%B6sig  und  dta- 
örQafiaza,  soviel  wir  sehen,  nur  für  Grundstücke  (daneben  höchstens 
vielleicht  noch,  was  praktisch  nicht  wesentlich  ins  Gewicht  fällt,  für 
Sklavenbesitz,  oben  S.  95  A.  2)  gehandhabt.  Bezüglich  des  Besitzes  von  Vieh 
und  anderen  beweglichen  Gegenständen  finden  wir  von  jenem  System 
nicht  ein  einziges  Mal  Gebrauch  gemacht.  Möchte  es  also  selbst  theore- 
tisch auch  hierauf  anwendbar  gewesen  sein,  so  fällt  dies  doch  praktisch 
nicht  in  Betracht. 


1)  Das  Nachstehende  habe  ich  schon  in  den  Leipz.  Sitz.-Ber.  1910,  249  fg.  aus- 
geführt. 
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b)  Preisigke  hat  ferner  behauptet,  die  Bibliothek  lege  keinen  Wert 
darauf,  die  Rechtsverhältnisse  an  Grund  und  Boden  vollständig  auszu- 
weisen. Bei  dieser  Behauptung  ist  zunächst  die  objektive  und  subjektive 
V^oUständigkeit  zu  unterscheiden;  d.  h.  1.  umfaßt  die  Bibliothek  alle  Grund- 
stücke? und  2.  verzeichnet  sie  bezüglich  der  Grundstücke,  die  sie  umfaßt, 
alle  darauf  bestehenden  subjektiven  Rechte? 

In  ersterer  Beziehung  ist  die  Behauptung  ihrer  grundsätzlichen  Un- 
vollständigkeit  geradezu  falsch.  Es  ist  vielleicht  denkbar,  daß  einzelne 
Grundstücke,  infolge  mangelhaften  Vorgangs  bei  der  Grundbuchsanlegung, 
niemals  apographiert  worden  waren  ^);  wenigstens  können  wir  das  Gegenteil 
nicht  behaupten,  solange  wir  über  das  Verfahren  bei  der  Anlegung  der 
ältesten  dLa6TQG)}iccta  nichts  wissen.  Aber  schon  an  sich  ist  wahrscheinlich, 
daß  durch  die  regelmäßige  Erstattung  der  dnoyQacpaC  über  erfolgte  Ver- 
äußerungen im  Laufe  der  Zeit  alle  Grundstücke  auf  irgendein  Folium  ge- 
langten. Vor  allem  aber  ist  der  feste  Angelpunkt  der,  daß  Mettius  Rufus 
allen  Besitzern  die  Anmeldung  vorschreibt,  imd  ebenso  seine  Vorgänger 
und  Nachfolger.  Hier  tritt  der  Zweck  objektiver  Vollständigkeit  hervor; 
sollte  derselbe  in  einzelnen  Fällen  nicht  ganz  erreicht  worden  sein,  so 
könnte  dies  nur  als  ein  Mangel  der  Ausführung  gelten,  der  das  Prinzip 
nicht  berühren  würde. 

Was  den  zweiten  Punkt  betrifft,  so  führt  er  auf  die  wichtigste  und 
interessanteste  Frage  auf  diesem  ganzen  Gebiet,  nämlich  die,  welche  ju- 
ristische Bedeutung  der  Verbuchung  der  Rechtsverhältnisse  zukommt.  Sie 
zerfällt  in  zwei  Fragen: 

a)  Besteht  das  Eintragungsprinzip,  d.  h.  ist  die  Verbuchung  eine  Be- 
dingung des  rechtsgeschäftlichen,  dinglichen  Rechtserwerbs,  ohne  welche 
dieser  gar  nich4;  perfekt  wird? 

b)  Genießt  die  Verbuchung  die  publica  fides  in  dem  Sinn,  daß  der 
im  guten  Glauben  in  die  Bibliothek  eingetragene  Erwerber  auch  dann 
geschützt  wird,  wenn  sein  Vormann  ein  Nichtberechtigter  war? 

Ich  habe  schon  in  meiner  ersten  Darstellung  der  Grundbuchslehre 
nach  dem  damals  vorliegenden  Quellenstand  bemerkt,  daß  es  zu  einer 
sicheren  Beantwortung  dieser  Frage  an  genügenden  Anhaltspunkten  fehlt, 
und  auch  die  neuesten  Bearbeiter  dieser  Lehre  sind  noch  zu  keinem  an- 
deren Resultat  gelangt.  Ist  demnach  die  Frage  derzeit  noch  als  zweifel- 
hafte, von  der  Veröffentlichung  weiterer  Quellen  abhängige  zu  bezeichnen, 
so  muß  doch  die  heutige  Lage  des  Für  und  Wider  klargestellt  werden. 

Betrachten  wir  zunächst  die  Frage  nach  der  Gültigkeit  des  außer- 
bücherlichen  Erwerbs. 


1)  Ich  meine  dabei:  aus  Nachlässigkeit  der  Parteien  und  der  Behörden.  Solche 
kleine  Fehler  können  überall  vorkommen,  namentlich  wenn  bei  der  ersten  Grund- 
buchsanlegung  nicht  sehr  sorgfältig  vorgegangen  wird. 
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In  dieser  Beziehung  ist  es  meines  Erachtens  sehr  wahrscheinlich, 
daß  das  dingliche  Recht  mit  Wirkung  inter  partes  —  auf  die  Bedeutung 
dieser  Beschränkung  komme  ich  gleich  zurück  —  allerdings  außerbücher- 
lich  übertragen,  resp.  bei  Jura  in  re  aliena  außerbücherlich  bestellt  wer- 
den konnte. 

Dafür  spricht  zunächst  die  Verpfändung  in  Lips.  10,  wo  Aurelius 
Heron  sich  einige  Acker  außerbücherlich  hat  verpfänden  lassen.  Dieses 
Pfandrecht  mit  zugehöriger  Antichrese  wird  noch  sechzig  Jahre  später 
von  seiner  Tochter  geltend  gemacht,  obwohl  das  Cheirographum  noch  nicht 
einmal  der  drjfioöCaöig  in  Alexandrien  unterworfen  worden  war;  von  der 
Bibliothek  ist  in  dem  ganzen  Stück  überhaupt  nicht  die  Rede. 

Wir  besitzen  femer  eine  ganze  Reihe  —  etwa  zwanzig  —  chirogra- 
pharische  Grundstücksverfügungen.-^)  Obwohl  nun,  wie  wir  an  P.  Giss.  8 
schon  oben  (S.  98)  sahen,  nicht  ausgeschlossen  ist,  daß  auch  ein  Cheiro- 
graphum verbüchert  wird,  so  ist  dies  doch,  wie  bereits  gesagt  wurde,  wenig 
beliebt  und  werden  öfter  Cheirographa  eben  zum  Zweck  der  Verbücherung 
zunächst  in  drjfiööLoi  %Q7iiiaxL6^oC  umgewandelt  (S.  98  A.  1).  Letzteres  aber 
ist  bei  jenen  Cheirographa  nicht  in  Aussicht  genommen  trotz  ihrer  mit- 
unter sehr  vollständigen  und  ausführlichen  Fassung;  Ausnahme  nur  in 
CPR  198,  11  fg.  Dabei  enthalten  sie  aber  die  Bemerkung,  der  Erwerber 
soUe  von  jetzt  ab  ^xquxsIv  xal  xvqlsvsv'  (CPR  9,  11  fg.;  198,  13 fg.; 
Lips,  6,  10);  in  Oxy.  719,  12  heißt  es  'b^oXoya  nsnQaxivai  xccl  Ttaga- 
KExoQTixivai'.  Man  gewinnt  also  durchaus  den  Eindruck,  daß  die  Par- 
teien mit  dem  Cheirographum  selbst  schon  das  Eigentum  als  übergegangen 
ansahen. 

Aber  andererseits  spricht  manches  dafür,  daß  dieser  außerbücherliche 
Rechtserwerb  doch  kein  vollkommener  ist,  daß  vielmehr  das  so  erworbene 
Recht  mindestens  gegen  solche  Dritte,  welche  ein  widersprechendes  ding- 
liches Recht  im  Wege  des  bücherlichen  Eintrags  erworben  haben,  zurück- 
stehn  muß. 

Ins  Gewicht  fällt  hier  die  S.  105  erwähnte  Klausel  der  TcaQccd'SöLg- 
Gesuche.  Überall,  wo  jemand  nicht  sofortige  ccTtoyQacf^  seines  Rechts- 
erwerbs macht,  sondern,  weil  sein  Auktor  selbst  nicht  ajtoysyQa^fisvog 
ist,  um  bloße  TcaQcc^seig  seines  Rechts  bitten  darf,  fügt  er  seiner  Bitte 
hinzu:  'xal  edtl  xa^agov  firjösvl  xqutov^svov  (sc.  das  Grundstück)*  ei  de 
cpaveCrj  ersQC)  tcqoötjxov  i]  iiQoxaxeöxri^ivov  diä  rov  ßißkiocpvXaxCov, 
[lij  E6e6&ccL  ^^Ttödiov  ix  rfiöds  rfig  xaQad-Bösüjg',  d.  h.  Rechte,  die  vor  der 
7taQd&E6ig  bücherlich  erworben  sind,  gehn  dem  vorzumei-keuden  Recht 
des  GesuchsteUers  jedenfalls  vor. 


1)  Vgl.  Eger  112 — 117  und  von  seiner  Liste  S.  95  Nr.  57—74.     S.  ferner  noch 
BGU  983;  Teb.  489  desc.  Verso. 
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Aber  auch  nur  diese  —  die  Worte  diä  rov  ßißXio(pvXccxCov  fehlen 
niemals.  Daraus  aber  scheint  zu  folgen:  die  Eintragung  (reps.  die  jtaQoi- 
&66Lg)  begründet  zwischen  kollidierenden  Erwerbern  die  Priorität.  Ein 
vor  der  ^aQccd-s6Lg  eingetragenes  Drittrecht  geht  dem  vorzumerkenden 
vor:  ob  der  Vertrag,  auf  dem  es  beruht,  älter  ist  oder  jünger  wie  der 
des  Gesuchstellers,  ist  gleichgültig.^) 

Man  könnte  allerdings  diese  Worte  auch  im  Sinn  des  Eintragungs- 
prinzips verstehn  dahin:  das  früher  Eingetragene  geht  dem  später  Vor- 
gemerkten deshalb  vor,  weil  letzteres  eben,  ehe  es  ins  Buch  kam,  absolut 
keine  dingliche  Wirkung  hatte.  Aber  nach  dem  oben  über  die  Cheiro- 
grapha  Gesagten  ist  mir  dies  weniger  plausibel  als  die  Annahme,  daß 
ein  dinglicher  Rechtserwerb  immerhin  schon  da  war,  aber  gegen  den, 
der  durch  den  Bibliothek  erwarb,  nicht  wirkte. 

Es  wäre  das  also  ein  Rechtserwerb  inter  partes.  Auch  dieser  ist 
keineswegs  wertlos:  handelt  es  sich  um  das  Eigentum,  so  geht  das  ding- 
liche Recht  auf  die  Früchte  über,  ebenso  die  Gefahr;  vielleicht  wirkte 
das  so  erworbene  Recht  auch  gegen  die  Konkursgläubiger  des  Ver- 
äußerers. Bei  Verpfändungen  hat  der  außerbücherliche  Pfand  gläubiger 
immerhin  ein  Pfandrecht,  das  er  sofort  geltend  machen  kann,  ohne  erst  auf 
Grund  eines  Urteils  zur  gerichtlichen  Pfändung  schreiten  zu  müssen  usf. 

Nur  würde  jenes  Eigentum  einem  bücherlich  erworbenen  weichen, 
eine  bücherlich  begründete  Dritthjpothek  dulden  müssen;  die  außerbücher- 
liche Hypothek  müßte  hinter  der  eingetragenen  zurückstehn. 


1)  Dabei  bleibt  freilich  für  manche  Fälle  noch  Einzelnes  dunkel.  Namentlich 
folgendes.  Wie  denken  sich  eigentlich  die  Verfasser  der  naQccd'eaig-Geanche  die  Mög- 
lichkeit, daß  ein  ihnen  entgegenstehender  Erwerb  in  der  ßi.ßXio&i]Kri  zustande  kommt? 
Auf  den  ersten  Blick  scheint  ja  die  Antwort  einfach:  sie  denken  es  sich  so,  daß  der 
ccytoysyQaiiiievos  einen  andern  hat  eintragen  lassen.  Aber  konnte  er  das  so  ohne  wei- 
teres? Wenn  die  obige  Vermutung  (S.  104)  zutrifft,  daß  die  Ttagccdsaig  öfter  durch 
das  einem  vorhandenen  Pfandrecht  entspringende  Veräußerungsverbot  notwendig 
wurde,  so  konnte  ja  der  aitoysYQa^Lfisvog  niemanden  eintragen  lassen.  Freilich,  er 
konnte  dieses  Pfandrecht  noch  im  letzten  Augenblick  abgestoßen  haben.  Aber  in 
Gen.  44  z.  B.  wird  ja  gar  nicht  von  ihm  selbst  gekauft,  sondern  von  einem,  der  wahr- 
scheinlich selbst  schon  früher  vom  ccnoy^yQocfiiievos  gekauft  hatte,  und  von  dem  an- 
zunehmen ist,  daß  er  selbst  schon  eine  Ttagäd'sai.g  gemacht  hatte;  diese  mußte  doch 
seinem  Rechtsnachfolger  zugute  kommen.  —  Indessen  sind  das  vielleicht  selbstge- 
machte Schwierigkeiten:  denn  daß  es  Fälle  geben  konnte,  wo  der  ScnoyEygaiJfiEvog 
dem  außerbücherlichen  Käufer  einen  andern  in  der  Bibliothek  vorschob,  ist  an  dem 
obigen  Beispiel  der  im  letzten  Augenblick  abgelösten  Pfandrechte  ohne  weiteres  klar; 
es  muß  ja  nicht  immer  ein  Zwischenmann  mit  eingetragener  Ttagdd'saig  vorhanden  ge- 
wesen sein.  Man  denke  ferner  an  den  Fall,  daß  das  Grundstück  durch  chirogra- 
pharische  Veräußerungen  ohne  Eintragung  durch  mehrere  Hände  gegangen  war  und 
nun  der  letzte  Erwerber  unter  Nachweis  seiner  Vorniänner  die  Eintragung  erstrebte. 
Endlich  konnten  gegen  den  &TCO'ysyQa^(iivog  immer  Exekutivpfandrechte  eingetragen 
werden.  Wenn  wir  daher  Kombinationen  finden,  wo  der  Vorbehalt  zugunsten  der 
früheren  Eintragung  überflüssig  scheint,  so  kann  er  auf  solche  Fälle  als  einfache 
Floskel  übertragen  worden  sein  von  den  Ttagäd-saig-Fällen,  wo  er  notwendig  war. 
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Und  auf  dasselbe  führt  P.  Giss.  8. 

Hier  hat  der  Gesuchsteller  von  einem  gewissen  Apollonios  ein  Grund- 
stück cheirographisch  gekauft.  Nachträglich  hört  er,  daß  Apollonios  das- 
selbe auch  einem  gewissen  Petosiris  verkauft  und  dieser  auf  Grund  dessen 
eine  Apographe  erstattet  habe,  nunmehr  auch  das  Grundstück  weiter  ver- 
kaufen wolle.  Er  bittet  deshalb,  diesen  zweiten  Verkauf  zu  inhibieren, 
bis  über  die  Sache  zwischen  ihm  und  Petosiris  entschieden  sei.  Auch 
hier  waltet  offenbar  die  Besorgnis  vor,  daß  die  Eintragung  eines  Dritt- 
käufers die  Rechte  des  Gesiichstellers  zerstören  würde. 

Es  wäre  dies  dieselbe  Idee,  wie  sie  das  französische  Recht  im  so- 
genannten Transkriptions-  und  Inskriptionssystem  noch  heute  besitzt. 

Eine  besondere  Frage  wäre  dabei,  ob  der  Bucherwerb  dem  buch- 
freien  Erwerb  nur  dann  vorgeht,  wenn  er  in  Unkenntnis  desselben  erfolgt  ist. 
Für  letzteres  könnte  Oxy  1027, 11/12  (199a)  angeführt  werden,  wo  jemand 
sich  bezüglich  seines  Pfandrechtes  auf  die  ccyvola  d.  h.  Unkenntnis  einer 
gegnerischen  angeblich  älteren  Hypothek  beruft.  Doch  ist  der  Tatbestand 
daselbst  so  wenig  genau  geschildert,  daß  man  darauf  nicht  bauen  kann 
(vgl.  Mitteis,  Sav.  Z.  31,  391),  und  es  ist  auch  zu  beachten,  daß  die  salva- 
torische Klausel  der  iTca^jaO-^ötg  -  Gesuche  zugunsten  jedes  älteren  Ein- 
getragenen (nicht  bloß  des  gutgläubigen)  lautet. 

Damit  ist  in  der  Frage  der  publica  fides  wenigstens  ein  Wort  ge- 
sprochen. Ging  der  bücherliche  Erwerber  jedem  anderen  vor,  so  durfte 
er  sich  freilich  insofern  auf  das  Buch  verlassen,  als  andere  Personen,  die 
ihr  Recht  von  demselben  Auktor  ableiten  wollten,  ihm  gegenüber 
zurückstehn  mußten.  Aber  erschöpft  ist  damit  das  Fragengebiet  nicht. 
Denn  es  bleibt  der  Zweifel  über:  Wie,  wenn  sein  Auktor  niemals  be- 
rechtigt gewesen,  sondern  nur  zu  Unrecht  in  das  Buch  gekommen  war? 
Nach  dem  bisher  Gesagten  würde  der  Bucherwerber  ja  nur  dagegen  ge- 
schützt gewesen  sein,  daß  sein  Auktor  sein  Recht  unter  der  Hand  weiter 
übertragen  oder  belastet  hatte.     Alles  übrige  bleibt  offen. 

Nicht  bloß  diese  Frage  muß  offen  bleiben,  sondern  es  muß  auch 
noch  besonders  betont  werden,  daß  die  hier  als  möglich  bezeich- 
nete Gestalt  des  Grundbuchssystems  derzeit  noch  Hypothese 
ist.  Sie  ist  meines  Erachtens  diejenige  Auffassung,  welche  die  uns  jetzt 
vorliegenden  Tatsachen  am  besten  erklärt:  aber  man  muß  durchaus  mit 
der  Möglichkeit  rechnen,  daß  weitere  Publikationen  das  Bild  wieder  ver- 
schieben. Eine  definitive  Lehre  will  ich  also  mit  dem  eben  Ge- 
sagten nicht  aufgestellt  haben. 

Das  eine  ist  aber  noch  hinzuzufügen,  daß  die  nagdO^söis  desjenigen, 
der  von  einem  /w.?)  ccjtoyeygafi^svog  erworben  hat,  einen  der  heutigen  Vor- 
merkung analogen  Charakter  besitzt.  Denn  das  darf  man  aus  der  ob- 
genannten  Klausel  mit  Sicherheit  herauslesen,  daß  der  die  TcaQccdsßLs  Er- 


VI.  Von  den  Katökengrundstücken  insbesondere.  Hl 

wirkende,  ebenso  wie  er  den  vorher  begründeten  Buchrechten  weichen 
will,  umgekehrt  überzeugt  ist,  daß  von  jetzt  ab  kein  solches  mehr  mit 
Wirkung  gegen  ihn  erworben  werden  kann. 

VI.  Von  den  Katökengrundstücken  insbesondere.  Eine  be- 
sondere Stellung  nehmen  die  Grundstücke  der  Katöken  (Bd.  1  Kap.  VII)  ein. 
Zwar  besteht  derzeit  kein  zwingender  Grund,  den  Katöken  für  die  Kaiser- 
zeit ein  bloßes  Erbpachtrecht  und  das  Eigentum  an  ihren  Grundstücken 
dem  Staat  zuzuschreiben^);  doch  wird  allerdings  die  yf}  xatouxLX'^  von  der 
yr]  idiovixi]  durchgehends  unterschieden.  Die  materielle  Bedeutung  der 
Unterscheidung  ist  freilich  noch  nicht  allseits  klargestellt^)  und  ist  allem 
Anschein  nach  mehr  für  das  Verwaltungs-  als  für  das  Privatrecht  von 
Bedeutung.  Jedenfalls  können  die  Katöken  über  ihren  Grundbesitz  durch 
Veräußerung  und  Verpfändung  verfügen;  nur  gelten  dabei  gewisse  formale 
Besonderheiten. 

Der  Katökenboden  muß  ursprünglich  in  Landlosen  (xXfjQOL^),  der  ein- 
zelne bleibend  nach  dem  ersten  Empfänger  genannt*)  vergeben  worden 
sein,  weshalb  noch  in  der  Kaiserzeit  die  Lokalisierung  dieser  Grundstücke 
durch  Angabe  des  xXiiQog  erfolgt,  in  dem  sie  belegen  sind.  Indessen  ist 
diese  ursprünglich  geschlossene  Flurverfassung  durch  Zulassung  der  Tei- 
lung und  der  Parzellenusukapion  später  vollständig  gesprengt  und  haben 
die  Grundstücke  wandelbare  Grenzen. 

Für  unsere  Fragen  nun  ist  folgendes  zu  bemerken:  Der  Besitz  an 
Katöken-Grundstücken  untersteht  an  sich  wie  jeder  andere  der  Aufsicht 
der  ßißho(pvXaxeg  iyxxTJösav,  weshalb  ihre  Veräußerung  einer  vorgängigen 
XQOöayysUa  an  diese  bedarf  (BGÜ  379;  Lond.  2  Nr.  300  p  161/2).  5) 
Außerdem  aber  sind  sie  noch  in  einem  besonderen  Buche  verzeichnet,  den 
xata}.o%L6^ol  t&v  xatoCxcav,  in  den  einzelnen  vo^oi  verwaltet  von  den 
&6xoXoviiEvoi  tovg  xaraloxi-ßfiovs^)  (BGÜ  328,2;  Oxy.  45— 47;  165;  174fg.; 
341—8;  CPR  1  1.  22;  cf.  [ptolemäisch]  Petr.  2  p.  230  1.  24;  Teb.  30;  31; 
357,  3). 

1)  Dazu  Eger  34  fg.  und  Rostowzew  a.O.;  anders  jedoch  sicher  in  frühptolemäi- 
scher  Zeit,  Teb.  1  p.  555/6;  und  eine  definitive  Stellungnahme  möchte  ich,  wie  be- 
reits S.  95  A.  3  bemerkt,  in  der  Frage  von  Eigentum  oder  Erbpacht  am  ägyptischen 
Boden  überhaupt  noch  vermeiden. 

2)  Oft  wird  angenommen,  daß  die  Eigentümer  von  Katökengrundstücken  von 
der  Kopfsteuer  befreit  sind  (zitt.  bei  Eger  38  A.  2);  dafür  unterliegt  das  Katökenland 
der  speziellen  Steuer  des  igid-iirirttiöv  (Wilcken  a.  0.  351;  Arch.  4,  174). 

3)  In  welche  übrigens  auch  die  yf}  ßaeiXiv-ri  eingeteilt  wird,  Hib.  85,  73  und  Gren- 
fell-Hunt  zu  Hib.  52,  26.  99,  8. 

4)  Vgl.  Grenfell-Hunt  zu  Oxy.  483,  5. 

5)  Sie  stehen  auch  in  den  gewöhnlichen  Siaergmuura,  BGÜ  959  1.  1   cf.  1.  7,  8. 

6)  Welchen  wieder  eine  Zentralbehörde  in  Alexandrien  vorgesetzt  ist,  Oxy.  47;  344; 
Grenf.  2,  42;  dazu  Wücken,  Ai-ch.  1,  126;  BGÜ  328.  —  Das  in  CPR  1,  11;  188,  9  ge- 
nannte KatofKixbv  ^LoyicrTjpiov  ist  vielleicht  die  abstrakt  gedachte  Einrichtung  der 
yiaraXoxKili'OL  in  den  einzelnen  Distrikten. 
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Im  einzeluen  scheint  der  aus  den  Urkunden  nur  schwer  erkennbare 
Hergang  bei  Verfügungen  über  Katökengrundstücke  etwa  so  gewesen  zu 
sein,  daß  der  Veräußerer  zuerst  die  Veräußerungsbewilligung  der  ßißXio- 
cpvXaxsg  einholte,  dann  der  Vertrag  errichtet,  dieser  den  aßiokoviievoi, 
tovg  icaxaXoxi6^LOV$  zur  Umschreibung  im  Katökengrundbuch  (diese  tech- 
nisch [isrs^CyQa^tl  genannt)  präsentiert  (Oxy.  273, 21;  373,20)  und  schließ- 
lich von  den  tt6%okov^Bvoi  die  Tollzogene  Umschreibung  den  Parteien  oder 
den  Agoranomen  bekanntgegeben  wurde,  worauf  dann  die  Eintragung  in 
der  ßißhod^TJXT]  iyxrijöEav  erfolgte. 

Terminologisch  ist  zu  bemerken,  daß  das  Veräußern  von  Katöken- 
grundstücken  xaQaxcoQElv^)  genannt  wird  (daher  in  BGU  379;  Lond.  2 
p.  152  ßovXo^at  jtaQaxcoQfjßccL  statt  wie  bei  andern  Objekten:  ßovkofiai 
i^oixovofiTlöai). 


1)  Ebenso  das  Verpfänden  iisansvsiv.    Näheres  über  diese  Termini  in  Kap.  V 
und  vi. 


KAPITEL  V. 

SCHüLüVEßSCHEEIBUNGEN 
UND  PFANDRECHT. 

ERSTER  TEIL. 

SCHULÜYEESCHREIBUNGEN. 

Vom  Obligationenrecht  der  Papyi-i  kann  hier  nur  ein  dürftiger,  wenige 
Einzelpunkte  betreffender  Ausschnitt  gegeben  werden,  der  das  Verständnis 
einiger  in  den  Urkunden  öfter  vorkommender  Ausdrücke  vermitteln  soll. 
Eine  umfassende  Darstellung  des  Granzen  würde  ohne  Erörterung  des  ge- 
samtgriechischen Schuldrechts  nicht  möglich  sein. 

I.  SUBJEKTE  DES  SCHULDVERHÄLTNISSES. 

Lii:  Mitteis,  Reichsrecht  und  Volksrecht  183  fg.;  vgl.  Sav.  Z.  28,398;  Borto- 
lucci,  Bull.  dell'Ist.  17,  305  fg.;  Braßloff,  Sav.  Z.  25,  300  fg. 

Hier  begegnen  wir  oft  einer  Mehrheit,  insbesondere  von  Verpflich- 
teten. Sehr  selten  ist  es  dabei,  daß  es  bei  bloßer  Partialhaftung  bleibt^), 
in  den  weitaus  meisten  Fällen  wird  Gesamthaftung  ausdrücklich  fest- 
gesetzt. ^) 

Diö  Form,  in  welcher  dies  geschieht,  ist,  daß  die  Schuldner  ver- 
sprechen zu  leisten  als  äXXijXav  syyvoL  (sig  exridiv).  Allerdings  stehen 
diese  Worte  nicht  immer  allein,  sondern  erhalten  oft  noch  den  weiteren 
Zusatz,  daß  rj  de  TtQcc^ig  söra  xal  i|  avog  xal  ixdötov  (oder  öjtotsQov) 
xal  a'l  ox)  iäv  alp^rat^)  o.  ä.;  die  Verbindung  dieser  Klausel  mit  der  dX- 
XrjXe'yyvcag-KlsiUsel  ist  je  nach  dem  örtlichen  Stil  verschieden,  indem  bald 


1)  Das  kommt  erst  in  den  Papyri  des  6.  Jahih.  n.  C.  vor:  Lond.  1  p.  216,  18; 
BGrU  837  (1.  23  vgl.  mit  1.  29  fg.),  und  ist  hier  durch  Just.  Nov.  99  veranlaßt;  s.  unten 
S.  116. 

2)  Das  bis  1906  publizierte  Material  bei  Bortolucci  a.  0.  305  (hinzuzufügen 
jedoch  Par.  62  VI  15).  —  Die  Erklärung  des  Zusatzes  'slg  ^xrtfftv'  s.  bei  Partsoh, 
griech.  Bürgsch.-R.  1,  209  fg. 

3)  Manchmal  (Par.  62  VI  15;  Grenf,  2,  21.  29;  Fay.  260  (?)  [transkribiert  bei 
Wessely,  Stud.  pal.  4,  116]  u.  s.)  stehen  diese  "Worte  auch  ohne  aXX'nXcav  iyyvav. 
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die  eine,  bald  die  andere  voranstellt.^)  In  der  römischen  Zeit  wird  der 
Zusatz  ri  ds  rcQä^tg  s6xg)  xat  f|  svog  xal  ixccörov  seltener,  obwohl  er 
sporadisch  immer  noch  vorkommt^);  in  der  byzantinischen  verschwindet 
er  gänzlich.^) 

Es  ist  übrigens  nicht  unbestritten,  daß  cckXijXav  syyvoi  der  Ausdruck 
der  Korrealhaftung  ist.  Da  nämlich  im  altgriechischen  Recht  diese  stets 
mit  den  Worten  rj  Ä()ä|ig  eörco  xal  i^  ivbg  xal  ex  ndvxav  statuiert  wird, 
hat  man  auch  für  die  Papyri  behauptet,  daß  nur  diese  Worte  Korreal- 
verbindlichkeiten hervorrufen,  während  akXifikav  eyyvoi  nur  bedeute:  Teil- 
haftung mit  gegenseitiger  Bürgschaft.*) 

Dagegen  ist  jedoch  einzuwenden,  daß  die  Bürgschaft,  soviel  wir  sehen, 
im  späteren  griechischen  Recht  und  daher  auch  gewiß  im  Recht  der 
Papyri  keinen  subsidiarischen  Charakter  hat.  Teilhaftung  unter  wechsel- 
seitiger Bürgschaft  würde  also  auch  hier  doch  nur  bedeuten,  daß  jeder 
Beteiligte  sofort  auf  das  Ganze  in  Anspruch  genommen  werden  kann; 
nämlich  pro  parte  als  Hauptschuldner,  für  den  Rest  als  Bürge.  ^)  Außer- 
dem spricht  gerade  der  Umstand,  daß  in  den  älteren  Urkunden  das  akkri- 
Xav  eyyvoL  stets  mit  der  Klausel  xal  i|  ivög  verbunden  ist,  viel  eher  für 
eine  Synonymie  beider  Formeln  als  für  ihren  Gegensatz;  denn  was  hätte 
es  für  einen  Zweck  Teilhaftung  festzusetzen,  wenn  darauf  sofort  voUe 
Korrealität  statuiert  wurde?  Eine  Tautologie  dagegen  ist  immerhin  be- 
greiflich, vielleicht  ist  sie  auch  irgend  einmal  keine  solche  gewesen 
(s.  A.  5). 

In  manchen  Urkimden  steht  gar  die  aXXrjXsyyvrj  erst  hinter  der 
TCQa^ig  (Rein.  8;  26):  rj  7CQäi,ig  idtco  xal  nag'  ivbg  xal  nag'  sxdörov  iy- 
yvcov  dXXriXGiv;  nach  festgesetzter  KorreaHtät  wäre  es  aber  geradezu  wider- 
sinnig, die  Schuldner  noch  als  teilhaftend  mit  bloßer  Bürgschaft  zu  be- 
zeichnen. 

Endlich  käme  man  mit  der  entgegengesetzten  Anschauung  zum  Re- 
sultat, daß  in  der  Zeit  vom  Absterben  des  nQülig-Zumizes  bis  auf  Justinian 
die  Korrealität  praktisch  gar  nie  vorgekommen  wäre,  denn  die  Urkunden 


1)  Vgl.  die  thebanischen  Urkunden  (des  Paniskos  und  Hermias)  Grenf.  1, 18.  20; 
2,  18.  27;  Amh.  50  und  die  gleichartige  von  Tenis  Rein.  16  mit  den  hermupolitani- 
schen  Rein.  8.  26  und  wieder  mit  den  alexandrinischen  BGU  1053.  1057,  29  fg., 
1145—6—9  (alles  Ptolemäerzeit  resp.  Zeit  des  Augustus). 

2)  Z.  B.  Oxy.  729  (137  n.  0.);  1040  (240  n.  C);  Lond.  2  p.  221  (167  n.  C);  Gen.  43 
(226  n.  C.)  und  noch  Lips.  19  (320  n.  C.) 

3)  Dafür  steht  jetzt  mitunter  &XXriUyyvot,  xal  äXXTiXaväSoxoi  Lond.  3  p.  259.  272. 

4)  So  Bortolucci  a.  0. 

5)  Gewiß  ist  es  möglich,  daß  in  einem  frühen  Entwicklungsstadium  des  grie- 
chischen Bärgschaftrechtes,  wo  der  Bürge  primäx  nur  zur  Gestellung  des  Haupt- 
Bchuldners  verpflichtet  war,  auch  der  &XXr\Xiyyvo?  für  den  Teil  seines  Kollegen  ebenso 
gestellt  war.  Aber  in  der  Papyruszeit  ist  dieses  Stadium  praktisch  schon  über- 
wunden und  der  Bürge  eben  'lyyvog  tlg  ixttatv'  (S.  113  A.  2). 
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haben  da  stets  nur  die  äkkrj keyyvr] -Klansel.  Während  es  daher  überall 
die  Tendenz  jener  Zeit  ist,  die  Haftung  möghchst  zu  steigern,  wäre  sie 
im  Punkte  der  Schuldnermehrheit  herabgesetzt  worden. 

Ein  sehr  deutlicher  Beweis  für  die  richtige  Auffassung  liegt  femer 
im  folgenden:  In  BGU  741  ist  von  einer  Hypothek  gesagt,  daß  sie  für 
zwei  Darlehen  ccXXrjXs'yyvog  ist;  das  hätte  als  Teilhaftung  gar  keinen  Sinn, 
sondern  kann  nur  bedeuten,  daß  sie  für  beide  solidarisch  haftet.^) 

Man  köimte  sich  freilich  darauf  berufen,  daß  Justinian  in  Nov.  99 
mit  der  KkXrjXsyyvr]  nur  Partialhaftung  verbunden  wissen  wiU,  wenn  nicht 
ein  die  Korrealität  besonders  statuierender  Zusatz  geschehen  ist.  Aber 
zunächst  spricht  schon  der  Umstand,  daß  er  dies  besonders  sagt,  dafür, 
daß  es  eben  nicht  selbstverständlich  war,  und  charakteristisch  ist  auch 
noch  das  Folgende.  Nach  und  offenbar  mit  Rücksicht  auf  jenes  Gesetz 
wird  in  Amh.  151,  10  (7.  Jahrh.)  eine  Korrealhaftung,  bei  der  das  benefi- 
cium  divisionis  der  Novelle  entfallen  soll,  statuiert  mit  den  Worten 
'ädiaiQStcig  aXkrjXsyyvoi'.^)  Dieses  ddiaLQttcag  hätte  aber  gar  keinen  Sinn, 
wenn  die  diaLQsöig  der  Haftungen  schon  im  Begriff  der  äkXtjksyyvri  ent- 
halten wäre;  sie  enthielte  dann  vielmehr  einen  inneren  Widersprach'), 
und  man  hätte  eine  ganz  andere  Wendung  gebrauchen  müssen.  In  Wahr- 
heit setzt  aber  das  adiaigsrag  gerade  voraus,  daß  die  äXXriXsyyvri  eine 
Gesamthaftung  enthält  und  bezweckt  nur,  die  Einwirkung  der  Nov.  99 
auszuschließen. 

Wie  sich  bei  dieser  Sachlage  die  sonderbare  Bestimmung  der  Novelle 
erklärt,  ist  freilich  schwer  zu  sagen;  vielleicht  glaubte  man  bei  der 
großen  Häufigkeit  der  Klausel  —  teilweise  Haftung  wurde,  wie  es  scheint, 
den  Schuldnern  gar  nie  gestattet  —  ihr  gewaltsam  die  Spitze  abbrechen 
zu  müssen,  da  sie  als  drückend  erschien. 

II.  ÜBERTRAGUNG  DER  FORDERUNG. 

Sie  scheint  im  Recht  der  Papyri  vollkommen  anerkannt  zu  sein.*) 
In  Oxy.  271  (56  n.  C.)  und  272  (66n.C.);  BGU  1171  (l5v.C.)  sind  FäUe 

1)  Gegenüber  diesen  Argumenten  kann  es  nicht  ins  Gewicht  fallen,  daß  mutua 
fideiussio  einmal  im  C.  J.  7,  56,  1  (cf.  D.  39,  4,  6)  erwähnt  ist  und  daß  &XXr\X£yy(}(a? 
mitunter  auch  von  solcher  gesetzlicher  Haftung  gebraucht  wird,  die  nur  Teilhattung 
mit  beneficium  divisionis  ist,  wie  die  der  Nominatores  von  Beamten  in  Flor.  2  I  26, 
II  58,  in  79  u.  ö.;  das  ist  nur  ungenauer  Ausdruck. 

2)  'MLuigircag  allein  steht  in  Grenf.  2,  27. 

3)  Allerdings  ist  ja  nach  der  Novelle  die  &XXriXeyyvT^  gesetzlich  zu  einer  Teil- 
haftung geworden;  aber  daß  diese  Normierung  schon  dem  sprachlichen  Sinn  wider- 
streitet, zeigt  sich  eben  in  dem  äSiuigirag.  —  Gelegentlich  kommt  es  nach  Justinian 
und  wohl  unter  Einfluß  seiner  Verordnung  allerdings  auch  vor,  daß  man  Teilhaftung 
mit  bestimmten  Quoten  verabredet:  dann  wird  aber  der  Ausdruck  itXXriXav  ^yyvot 
mitunter  geradezu  vermieden.  Er  steht  zwar  in  BGÜ  807  1.  23  (vgl.  29),  fehlt  jedoch 
in  Lond.  1  p.  216. 

4)  Wenger,  Die  Zession  im  Recht  der  Papyri  (in  Studi  Fadda,  Neapel  1906); 
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erhalten,  wo  das  Gläubigerrecht  an  einen  anderen  überlassen  wird;  das 
wird  bezeichnet  als  7faQaxG)Q£iV  (oder  övyicaQEiv)  trjv  :iQcc^iv  {xal  xoiiv- 
dr^v)  xov  xscpaXaCov  o.  ä.  In  CPR  1,  10  (Nr.  84)  werden  mit  einem 
Grundstück  auch  die  dazu  gehörigen  Zinse  der  Pächter  verkauft,  und 
eine  bezügliche  Denunciatio  an  die  Pächter  enthält  BGU  360  (198/9  n.  C). 
Vielleicht  ist  auch  bei  der  in  Darlehnsschuldscheinen  mitunter  vorkom- 
menden Wendung  17  ds  TtQä^ig  sörco  60I  xal  rotg  Ttaqu.  6ov  außer  an  die 
Erben  auch  an  die  Zessionare  gedacht.  —  Vgl.  auch  noch  BGU  1170,  50 fg. 
Mehr  als  die  Zulässigkeit  der  Zession  kann  aber  aus  den  Papyri 
nirgends  herausgelesen  werden.  Insbesondere  die  mitunter  behauptete 
Existenz  antiker  Order-  oder  gar  Inhaberpapiere  wird  nicht  dadurch  be- 
wiesen, daß  es  in  manchen  Urkunden  heißt:  r]  öh  övyygacprj  xvqlu  sötg) 
Ttavtaxov  xal  ytavtl  t<p  ijtKpsQovxL.  In  solchen  Wendungen  soU  nur 
gesagt  sein,  daß  auch  ein  Vertreter  oder  Zessionar  sich  auf  die  Urkunde 
als  Beweismittel  soU  stützen  können,  was  schon  daraus  erheUt,  daß 
dieses  manchmal  direkt  gesagt  wird  (z.  B.  Eleph.  1.  3.  4:  ojtov  av  ini- 
g)SQri  'Ekdq)tov  tJ  aAAog  v^eQ  avr-^g)^)  und  daß  es  auch  bei  Quittungen 
gesagt  wird  (Oxy.  267).^) 

III.  ABSTRAKTE  VERSPRECHEN. 

Lit.  (für  das  ägyptische  Recht):  E.  Rövillout,  Las  obligations  en  droit  ^gypt. 
(1886)  IV.  Ie90n;  (für  das  griechische  Recht):  Mitteis,  Ztschr.  f.  Priv.-  u.  öflF.  Recht 
17,  569  fg.;  Reichs-  und  Volksrecht  459 — 485.  Die  in  meinen  genannten  Schriften 
vertretene  Theorie  vom  allgemein -griechischen  Literalkontrakt  hat  nur  vereinzelten 
Widerspruch  gefunden  (so  bei  Niemeyer,  Lit.  Z.-Bl.  1892,  S.  284;  Th.  Reinach,  Rev. 
des  fit.  grecq.  1892,,  154;  Beauchet,  Droit  priv.  4,  72  fg.)  und  kann  jetzt  als  die  herr- 
schende angesehen  werden;  zustimmend  Schultheß,  Berl.  Phil.  Wochenschr.  1892, 
380  (Anm.);  Lipsius,  Von  der  Bedeutung  des  griech.  Rechts  A.  30;  Pernice,  Sav.  Z. 
13,  284;  P.  Krüger,  Krit.  Vierteljschr.  1893,  37;  Thalheim,  Rechtsaltert.*  109;  Frese, 
Sav.  Z.  18,  252.  267;  Girard,  Manuel*  499  A.  5;  P.  M.  Meyer,  Klio  6,  422  fg.;  ferner 
(in  eingehender  und  neues  Material  in  trefflicher  Darstellung  heranziehender  Unter- 
suchung) Rabel,  Sav.  Z.  28,  319—344;  Partsch,  Bürgsch.-R.  1,  149fg.;  Kühler, 
Sav.  Z.  29,  210 fg.     Vgl    auch  das  in  A.  2  angeführte  Werk  von  Freundt. 

Solche  sind   schon  dem  altgriechischen  Recht  bekannt  und  kommen 

daher  auch  in  Ägypten  vor.    Allerdings  sind  sie  nur  ihrem  Wesen  nach 

abstrakt,  der  Form  nach  sind  sie  kausal,  indem  ein  fiktives  Darlehen  als 

Causa  debendi  namhaft  gemacht  wird. 


Frese,  Aus  dem  gräko-äg.  Rechtsleben  26.  —  Für  das  altgriechische  Recht  Beauchet 
4,  537  fg. 

1)  So  auch  Recueil  des  Insc.  Jur.  Gr.  1,  282  1.  114;  314,18. 

2)  Vgl.  Hitzig,  Bedeutung  des  altgriech.  Rechts  (1906)  22/3;  Freundt,  Wert- 
papiere im  altgriech.  u.  frühmittelalt.  R.  (1906)  2,  12  fg.  —  Das  'navraxov  tTticpsgo- 
fiivTi'  bezieht  sich  wohl  auf  den  Fall,  daß  die  Urkunde  in  einem  andern  Staat  geltend 
gemacht  wird,  und  stammt  jedenfalls  noch  aus  altgriechischem  ürkundenstil,  wie  es 
sich  denn  schon  als  'önov  av  insytpeQrj'  in  der  frühesten  Ptolemäerzeit  (Eleph.  1 
a°  811/10)  und  in  Altgriechenland  (Recueil  1,  316  1.  46,  320  1.  50)  findet. 
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Im  griechisclien  Recht  ist  es  insbesondere  üblich,  eine  abstrakte 
Schuldverschreibung  in  der  Weise  zu  begründen,  daß  man  den  zu  ver- 
schreibenden Betrag  als  Darlehen  empfangen  zu  haben  bekennt.  Dieses 
„fiktive  dccv£Lov"  findet  sich  z.  B,  in  den  sogenannten  Nikaretaurkunden 
aus  Orchomenos,  wo  die  Polemarchen  von  Orchomenos  für  ein  von  einer 
gewissen  Nikareta  der  Stadt  gegebenes  Darlehen  in  der  Weise  Bürgschaft 
übernehmen,  daß  sie  bekennen,  selbst  die  gleiche  Summe  zu  Darlehen  er- 
halten zu  haben;  ferner  bei  Demosth.  c.  Timoth.  12^);  es  ist  ihrer  auch 
gedacht  bei  dem  von  Cic.  ad  Att.  6,  1,  15  erwähnten  Provinzialedikt  de 
syngraphis  und  der  bekannten  litterarum  obligatio  quae  chirographis  et 
syngraphis  fit,  welche  Gai  3,  134  namhaft  macht;  vgl.  auch  D.  1,  18,  6  pr. 

In  den  Papyri  kommt  das  fingierte  Darlehen  vor  als  Form  der 
„Alimentationsschrift"  beim  ayQUfpos  yä^iog  (Kap. VIII),  Tor.  13  (29);  femer 
behufs  Umwandlung  anderweitiger  Schulden  (Kaufpreise,  Par.  8;  BGU 
189^);  älterer  Darlehen,  meist  wohl  mit  Zinsenzuschlägen,  Par.  7  (225); 
Grenf.  2,27;  Rein.  8;  31)^);  behufs  Begründung  von  Schenkungsversprechen 
(Magd,  14  [224])  oder  der  Verpflichtung  zur  Restitution  einer  Mitgift 
(Teb.  386.  444*);  BGU  114  II);  femer  vielleicht  als  Form  der  Eingehung 
einer  Bürgschaft^)  usf. 

Außerdem  ist  das  Versprechen  der  Rückgabe  einer  fiktiven  Mitgift, 
welche  in  Wahrheit  eine  Schenkung  enthält,  wenigstens  außerhalb  Ägyp- 
tens öfter  mit  aller  Sicherheit  nachweisbar^);  daß  es  auch  in  den  Papyri 
vorkommt,  ist  allerdings  wenigstens  nicht  nachweisbar  (unten  Kap.  VIII). 

Übrigens  hat  das  fiktive  Darlehen  schon  im  national -ägyptischen 
Recht  einen  breiten  Raum  eingenommen,  z.  B.  zur  Verschreibung  des  Kauf- 
preises beim  Kreditkauf.  Da  nämlich  der  ägyptische  Kauf  (wie  die  römische 
Mancipation)  notwendig  Barkauf  ist  und  die  Preisquittung  voraussetzt, 
wird  im  ägyptischen  Recht,  falls  der  Preis  gestundet  werden  soll,  zwar  in 
der  Kaufurkunde  über  ihn  nominell  quittiert,  gleichzeitig  jedoch  vom 
Käufer  eine  (fiktive)  Darlehnsurkunde  in  entsprechender  Höhe  ausgestellt.') 


1)  Partsch-Rabel,  Sav.  Z.  28,  320  zu  A.  4. 

2)  Über  dieses  in  dieser  Punktion  m.W.  noch  nicht  beachtete  Stück  s.  die  Einl. 
zu  226.  Wahrscheinlich  ist  auch  in  Lond.  2  Nr.  358  p.  172  1.  9  (52)  das  erpreßte 
XSI,q6yqcc(pov  ngdesag  [yial  ■üJjro-ö^Tjxijg  iiaQ.)  ö[ccv]eiov  im  letzten  Teil  eine  fiktive  Schuld- 
verschreibung gewesen.     Vgl.  auch  Rein.  7,  dazu  P.  Meyer  a.  0.  436. 

3)  Nicht  hierher  dagegen  Teb.  110  und  Amh.  147;  richtig  (gegen  die  abweichende 
Meinung  der  Hgg.)  Rabel  a.  0.  321  A.  3. 

4)  Vgl.  de  Ruggiero,  Nuovi  documenti,  bei  Pais,  studi  1,  179. 

5)  P.  demot.  Rein.  3  vgh  mit  Rein.  20  (133);  vgl.  auch  Rabel  a.  0.  329  fg. 

6)  Reichsr.  u.  Volksr.  284  A.  2.  3;  Rabel  a.  0.  329  fg. 

7)  Vgl.  Revillout,  Les  obligations  en  droit  figypt.^  4.  le9on;  Mitteis,  Ztschr.  für 
Privat-  u.  öff.  R.  der  Gegenwart  17,  671  fg.     Die  Urkunde  heißt  ägyptisch  „Sanch". 
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IV.  ZINSEN  UND  HMIOAIOK 

Zinsen  werden  in  den  Papyri  in  wechselnder  Höhe  verabredet,  welche 
mit  Rücksicht  auf  die  örtlichen,  namentlich  aber  auf  die  zeitlichen  Schwan- 
kungen sehr  umfassender  statistischer  Untersuchungen  bedarf.  Auf  solche 
kann  hier  nicht  eingetreten  werden;  einzelne  Bemerkungen,  die  aber  schon 
wegen  der  seither  erfolgten  Vermehrung  des  Materials  nicht  mehr  aus- 
reichend sind,  s.  bei  Hartel,  Vortrag  S.  68  A.  32;  Wilcken,  Ostraka  1,  678; 
Billeter,  Gesch.  des  Zinsfußes  229  fg.  und  passim.  Hier  muß  ich  mich  auf 
die  allgemeine  Angabe  beschränken,  die  eigentlich  selbstverständlich  ist, 
daß  schon  eine  flüchtige  Betrachtung  der  Urkunden  die  größten  Span- 
nungen in  der  Zinshöhe  erkennen  läßt;  man  findet  da  —  abgesehen  von 
zinslosem  Kredit  —  den  röxos  xQLaßoXsloq  (6%),  dQax^Lcclog  (12%  — 
diesen  häufig)  u.  a.,  aber  auch  viel  höhere  Sätze,  bis  zu  öO^/o,  kommen  vor.^) 

Wichtig  ist  der  allgemeine  Grundsatz,  daß  die  Summe  der  rückstän- 
digen Zinsen  das  Kapital  nicht  übersteigen  darf.  Dieses  bekanntlich  auch 
im  römischen  Recht  angenommene  Prinzip  ist  für  Ägypten  altes  Landes- 
recht, auf  den  König  Bokchoris  (8.  Jahrh.)  zurückgehend,  von  welchem 
Diodor  1,  79,  2  erzählt:  rovg  dh  iiEtcc  6vyyQa(pfig  davsCöavrag  bxgjXvb  diä 
tov  töxov  TÖ  xstpdXaLov  nXiov  noislv  i)  dmldöiov.  In  der  Kaiserzeit 
finden  wir  von  dieser  Beschränkung  der  Zinsrückstände  auch  deutliche 
Spuren,  wenn  z.  B.  ein  Kapital  eingefordert  wird  mit  'löoi  xonoi'  (BGU 
888,  22]  Lips.  10  H  30  [189]:  Xöcov  &vtI  xXsiövcov  rdxcjv;  ebenso  Teb. 
397,  13),  wobei  besonders  der  eben  zitierte  Ausdruck:  „(dem  Kapital) 
gleiche  Zinsen  statt  aller  weiteren"  charakteristisch  ist^);  hierher 
zählt  es  auch,  wenn  es  in  Oxy.  653  (90  1.  11  und  Anm.  dazu)  heißt:  [of 
ds  TÖxoji  (ergänzt  von  mir)  TtoXla  nX[C]ovsg  slölv  r)  ro  ddvEiov. 

Übrigens  mögen  die  Bestimmungen  über  das  Zinsmaximum  durch 
Bestellung  von  Nutzungspfändern  (S.  153)  vielfach  umgangen  worden  sein, 
worauf  schon  Oxy.  653  cit.  hinweist. 

Für  Verzugszinsen  insbesondere  ist  zu  bemerken,  daß  sie  in  der  ptole- 
mäischen  Zeit  durch  ein  didyQa^fia  auf  24 7o  festgesetzt  worden  sind 
(rdxot  dCÖQax^oiyy,  das  zeigt  BGU  1147, 18  (103);  1055,  33/4  (104);  1053, 
I  38/9  (105);    Grenf.  2,  18,  15/16;   21,  16/7;  27,  15/6. 


1)  So  z.  B.  dort,  wo  zu  einem  Kapital  sofort  das  rj^iöXiov  dazu  geschlagen  wird, 
wie  in  Teb.  110  (a.  92/89  v.  C.)  und  Amh.  147  (a.  400  n.  C.)  [beides  Getreidedarlehn], 
ebenso  P.  Rein.  14;  15;  20;  vgl.  dazu  Rabel,  Sav.  Z.  28,  321  A.  2;  oder  in  Lips.  13 
(366  n.  C.) :  4  Gramm  Gold  bei  einem  Kapital  von  2  Solidi  (=  fast  50  %),  vgl.  Mitteis, 
P.  Lips.  p.  47. 

2)  Man  vgl.  dazu  auch  den  (griechischen)  Rechtsfall  bei  Scaev.  D.  32,  37,  5,  wo 
ein  Kapital  von  15000  mit  Zinsen  auf  30000  lautet. 

3)  D.  h.  2  Drachmen  von  jeder  Mine  monatlich;  denn  von  der  Mine  (=  100  Dr.) 
werden  die  Zinsen  überall  berechnet. 
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Das  ijfiiöXLov^)  endlicli  ist  ein  Zuschlag  von  50%  des  Kapitals,  der, 
dem  altgriechischen  Recht  sehr  geläufig,  sich  auch  im  gräko-ägyptischen 
und  noch  in  der  Kaiserzeit  häufig  findet.  Es  wird  bald  als  fester  Zu- 
schlag statt  laufender  Zinsen^),  bald  als  Verzugsstrafe  verabredet.^)  Be- 
merkt sei,  daß  eine  ältere  Auffassung,  wonach  ijuioliov  einen  Zuschlag 
von  150%  bedeutet,  heute  allgemein  aufgegeben  ist.  Nur  ist  sprachlich 
zu  bemerken,  daß  mitunter  rj^ioXiov  auch  die  Gesamtsumme  von  Kapital 
-f  507o  Zuschlag  bezeichnet,  z.  B.  in  Par.  7,  12 — 14  (225):  anoTsiödtca 
.  .  trjv  TLfiijv  .  .  rj^LÖXiov  u.  a.  ^) 

über  die  Fiskalmulten  endlich,  die  in  Rechtsurkunden  häufig  fest- 
gesetzt werden,  ist  bereits  S.  76/7  das  Notwendige  bemerkt  worden. 

V.  DIE  EXEKUTIVURKUNDE. 

Lit.:  Dareste,  Bull,  de  corr.  hellen.  8,  362  fg.;  C.  Wachsmuth,  Rhein.  Mus. 
f.  klass.  Phil.  40  (1885),  295;  Hartel,  Wien.  Stud.  5,  29  fg.;  Wessely,  Mitteil.  E.  R. 
2,  32  und  Denkschr.  d.  Wien.  Akad.  ph.  Kl.  37,  100;  E.  Revillout,  Les  obligations 
en  droit  ögypt.  73;  Goldschmidt,  Sav.  Z.  10,  392  fg.  Ausführliche  Darstellung  mit 
Untersuchung  der  geschichtlichen  Wurzeln  des  Instituts:  Mitteis,  Reichsr.  401  fg. 
(darüber  Schultheß,  Wochenschr.  für  klass.  Phil.  1892,  Sp.  319  fg.);  Dareste  im 
Recueil  des  Inscr  Jur.  Grecques  1,  332  fg. ;  Kubier,  Wochenschr.  f.  klass.  Phil.  1892, 
Sp.  429;  Hitzig,  Griech.  Pfandr.  60;  Beauchet,  Droit  priv.  de  la  rep.  Athön.  4, 
439  fg.;  Braßloff,  Sav.  Z.  21,  375  fg. ;  Zur  Kenntnis  des  Volksrechts  in  den  röm.  Ost- 
provinzen  (1902)  1—26;  Wenger,  Actio  judicati  209  fg.  und  Arch.  2,  52  fg. ;  Kühler, 
Sav.  Z.  25,  277  fg.;  WaszyÄski,  Die  Bodenpacht  (1906)  137  fg;  145  fg.;  Pflüger, 
Nexum  u.  Mancipium  (1908)  80  fg.;  Koschaker,  Sav.  Z.  29  p.  22  fg.;  Mitteis,  Sav.  Z. 
29,  601;  Pappulias,  ' H  i(t,nQccy(i.  &ß(päXsia  1,24  fg.;  107  fg.;  Partsch,  Griech.  Bürg- 
flchaftsr.  1,  220 fg.;  Ashburner,  The  Rhodian  sea  law  (1909)  p.  101;  Lewald,  Per- 
sonalexek.  im  R.  der  Papyri  (1910),  bes.  S.  42fg.  u.  ö.  —  Vgl.  noch  H.Weber,  Atti- 
sches Prozeßrecht  in  den  attischen  Seebundsstaaten  (in  den  Stud.  zur  Gesch.  u.  Kultur 
des  Altertums,  hrsg.  von  Drerup,  Grimme  und  Kirsch,  1.  Bd.  5.  Heft)  Paderborn  1908 
p.  33  fg. 

Eine  überaus  prägnante  und  nach  vielen  Richtungen  wichtige  Er- 
scheinung des  gräko-ägyptischen  Rechtslebens  ist  der  sehr  verbreitete  Ge- 
braucb  von  exekutivischen  Forderungsurkunden. 

1.  Sie  sind  äußerlich  daran  erkennbar,  daß  in  ihnen  die  Sanktions- 
klausel über  die  Verpflichtung  des  Schuldners  mit  einem  besonderen  Zu- 
satz versehen  wird.     Dieselbe  lautet  nämlich  zumeist: 

il  aQ&i,ig  sötco  btc  xs  avrov  (z.  B.)  rov  IIsrsQiiovd'scas  ^ocl  ^x  tSiv 
vnaQx6vxc3v  avtov  xa&ocjteQ  ix  d iuris. 

1)  Ich  gebrauche  die  in  den  altgriechischen  Urkunden  übliche,  in  der  modernen 
Literatur  rezipierte  Neutralform;  in  den  Papyri  freilich  wird  regelmäßig  gesagt:  i] 
■fj^voUa.    Vgl.  Berger,  Die  Strafklauseln  in  den  Pap.-Urk.  (1911)  14  fg. 

2)  Vgl.  S.  118  A.  1. 

3)  S.  im  allg.  Mitteis,  Reichsr.  u.  Volksr.  510  fg.;  Billeter  a.  0.  260  fg. 

4)  Beispiele  bei  Billeter  263  fg.  Nichts  anderes  habe  ich  natürlich  gemeint, 
wenn  ich  in  ähnlichen  Fällen  von  einer  Forderung  des  Anderthalbfachen  gesprochen 
habe.  Dies  wird  mir  auch  von  Billeter  262  ausdrücklich  eingeräumt;  warum  er  dann 
den  Ausdruck  bekrittelt,  sehe  ich  nicht  ab. 


120  Kap,  V.     Schuldverschreibungen  und  Pfandrecht. 

Mit  diesen  letzten  Worten  ist  gesagt,  die  Zwangsvollstreckung  solle 
schon  kraft  der  Urkunde  so  stattfinden,  als  ob  gegen  den  Schuldner  ein 
gerichtliches  Urteil  vorläge.  Der  Gläubiger  will  sich  dadurch  den  Zeit- 
verlust der  Prozeßführung  ersparen  und  seine  Rechtsverwirklichung  sofort 
mit  der  Exekution  beginnen  dürfen. 

Von  diesen  Exekutivschuldscheinen  sind  nun  folgende  Dinge  zu  unter- 
scheiden : 

a)  Die  gewöhnliche  Sanktion sklausel  der  Schuldscheine  ij  TtQcc^is  i^tcj 
£x  TS  tov  v%o%QBOv  xccl  ix  xcbv  VTcaQiovtcov  avtov^  wobei  der  Zusatz  xad"- 
cat€Q  ix  dtxrig  fehlt.  Damit  soU  nur  die  Haftung  von  Person  und  Ver- 
mögen festgestellt  werden,  nicht  aber  die  Form  ihrer  Durchsetzung  be- 
zeichnet sein.^) 

b)  Die  Klausel,  der  Schuldner  solle  zahlen  avsv  dCxtjg  xal  xQLöscjg', 
z.  B.  Rein.  14,  22  (132)  (ptolemäisch) ;  Oxy.  71  I  8/9  (62)  (römisch);  s. 
Einleitung  dazu.  Dies  ist  nichts  als  eine  Phrase,  welche  die  pünktliche 
Zahlung  zusagt. 

Dagegen  stellen  neuere  Schriftsteller  es  der  TtQ&^Lg  xad-ccjiSQ  ex  dCxrjg 
gleich,  wenn  sich  in  älteren  Ptolemäerurkunden  (Hib.  88,  14  [a°  263 — 1] 
89,  18  [a«  239—8];  90,  16  [a°  222—1];  91,  11  [a°  244-3  oder  219—7] 
92,22  [23];  Amh.  43,  14  [a°  173])  die  Verabredung  des  TtQärtsiv  xatcc 
rö  didyQafi^a  findet.  Dies  ist  möglicherweise  richtig,  wenngleich  man 
es  nur  in  dem  Fall  Hib.  92  mit  Sicherheit  behaupten  kann.  Denn  da 
handelt  es  sich  um  ein  Gestellungsversprechen  an  den  Ladungsbeamten, 
und  für  dieses  hat  das  ptolemäische  FrozeR -dwyQafi^a  (S.  1)  sicher  so- 
fortige Vollstreckbarkeit  statuiert.  In  den  übrigen  Beispielsfällen  liegen 
Privatverträge  vor,  wo  auf  Exequibilität  nicht  schon  nach  der  Natur  der 
Sache  zu  schließen  ist.  Es  kann  ja  auch  der  Ausdruck  xatä  t6  didyga^iia 
besagen:  Vollstreckt  soll  werden,  wie  es  für  Fälle  solcher  Art  vorge- 
schrieben ist,  so  daß  die  Wendung  je  nach  der  Natur  des  Kontraktes 
einen  verschiedenen  Sinn  haben  würde. 

Sicher  exekutorische  Wirkung  dagegen  hat  die  in  Rechtsurkunden 
der  ptolemäischen  Zeit  immer  wieder  vorkommende  Verabredung  der 
nQäi,Lg  cog  nqog  ßaöilixd  (vgl.  die  Zitate  S.  20  A.  1),  soweit  sie  in 
Privaturkunden  vorkam;  also  das  Gedinge,  daß  die  Privatforderung  nach 
dem  Vorbild  einer  staatlichen  solle  vollstreckt  werden  können.  Denn  daß 
die  Exekution  der  Staatsforderungen  eine  parate  war,  ist  nicht  zu  be- 
zweifeln.    Vgl.  Einl.  zu  36. 

Schon  in  der  späteren  ptolemäischen  Zeit  jedoch  schwinden  die  beiden 

1)  Vgl.  Reicher,  u.  Volksr.  416  A.  3.  Doch  nimmt  jetzt  Partsch,  Bürgsch.-R, 
1,  224  ExekutivwirkunjT  wenigstens  dort  an,  wo  es  heißt:  'i^  8s  Ttpä^ts  ^öroj  tä  8a- 
vtcx^  xqöntp  m  ccv  ßovXrjxai.'  Dies  ist  aber  auch  ein  besonderer  Zusatz.  —  Jeder 
«paitg- Abrede  Exekutivkraft  beilegend:    Goldschmidt  a.  0.;    Kubier,  Sav.  Z.  26,  277. 
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zuletzt  genannten  Formeln  und  es  tritt  das  'xad^äxsQ  ix  dCxrjg'  die  AUein- 
herrschaffc  an,  die  es  bis  zum  Ende  der  byzantinischen  Zeit  behauptet. 
Ob  es  in  letzterem  Spätstadium  noch  ernst  zu  nehmen  oder  abgestorbene 
Floskel  war,  wissen  wir  allerdings  nicht  (vgl,  Einl.  zu  62).  Dagegen  ist 
in  der  früheren  Kaiserzeit  seine  Bedeutung  noch  eine  sehr  reeUe  gewesen. 

2.  Über  die  Herkunft  der  Exekutiyurkunde  ist  auf  die  Literatur  zu 
verweisen.'^)  Sie  stammt  unzweifelhaft  aus  Altgriechenland,  wo  sie  schon 
im  vierten  Jahrb.  mit  aller  Sicherheit  erkenntlich  ist.  Ich  habe  als  ihren 
Ursprung  vermutungsweise  die  Landverpachtungen  der  Gemeinden  be- 
zeichnet, in  welchen  der  Gemeinde  gegen  den  Pächter  die  ivBxvQaöCa  ein- 
geräumt wird,  und  halte  diese  Vermutung  auch  jetzt  noch  für  sehr  wahr- 
scheinlich, obwohl  Partsch  einwendet,  daß  hiermit  eher  die  publizistische 
Pfändung  für  Geldstrafen  gegen  den  widerwüligen  Pächter  festgestellt 
werde.  Auch  wenn  dies  richtig  ist,  schließt  es  nicht  aus,  daß  Privat- 
personen in  Nachahmung  dieser  Klauseln  für  ihre  Privatforderungen  so- 
fortige Vollstreckbarkeit  stipuliert  haben.  Gerade  die  Analogie  der  ägyp- 
tischen jtQ&^is  ^S  XQog  ßaötXixd  (s.  oben),  bei  welcher  ja  gleichfalls  die 
öffentliche  Vollstreckung  der  privaten  zum  Paradigma  dient,  scheint  mir 
das  zu  unterstützen. 

3.  Die  Exekutivklausel  soll  dem  Gläubiger  die  sofortige  Vollstreckung 
sowohl  gegen  die  Person  des  Schuldners  als  auch  gegen  sein  Vermögen 
geben.  Also  auch  gegen  die  erstere.  Daran  darf  nach  ihrem  Wortlaut 
nicht  gezweifelt  werden;  denn  es  heißt,  daß  exequiert  werden  soll  sx  ts 
avvov  tov  ifjtoxQSOv  aal  ix  t&v  •bjcaQ'i6vx(ov  avxov  xa&ccTteQ  ix  dlxt^g^ 
und  es  geht  nicht  an,  die  xccd-äneQ -Kl&usel  bloß  auf  das  Vermögen  zu 
beschränken.  Die  Zulässigkeit  eines  Vertrags  durch  den  die  Person  der 
sofortigen  Zwangsvollstreckung  unterworfen  wird,  ist  ja  jetzt  in  mehreren 
Beispielen  ersichtlich.  ^) 

Neben  dem  xad-äjtSQ  ix  öCxrjg  kommt  übrigens,  was  die  Person  des 
Schuldners  betrifft,  noch  eine  andere  Verabredung  vor;  nämlich  die,  daß 
er  bei  Nichtzahlung  ccyayLfiog  sein,  d.  h.  der  Duktion  unterliegen  soll. 

Diese  Bestimmung  ist,  wie  schon  bemerkt  wurde  (S.  46)  von  dem 
gewöhnlichen  xad-unsQ  ix  dCxrjg  wohl  zu  unterscheiden,  weil  sie  nur  bei 
IIsQöcct  xfiq  imyovfjg  vorkommt,  bei  diesen  aber  noch  neben  jener  steht. 
Der  Unterschied  liegt  jedenfalls  in  größerer  Schärfe  der  aycäytfiog- Abrede; 
vermutlich  entfiel  bei  dieser  das  Mahnverfahren,  das  (in  römischer  Zeit) 

1)  Mitteis,  Reichar.  bes.  413  fg.;  Partsch,  Bürgsch.-R.  1,  220  fg. 

2)  So  in  dea  im  Text  sofort  zu  besprechenden  dy^oytjios-Urkunden  (vgL  S.  46) ; 
femer  in  Lond.  2  p.  6  1.  21 ;  Hib.  92  i.  f ;  Oxy.  259.  Zwar  handelt  es  sich  in  den 
ersteren  nm  die  besondere  Personenklasse  der  TLigeai  t^s  imyov^g,  in  den  letzteren 
um  prozessuale  Gestellungsbürgschaften,  aber  man  darf  den  in  ihnen  hervortretenden 
Gedanken  mit  Beruhigung  verallgemeinern.  Seither  habe  ich  auch  meine  ursprüng- 
lich entgegenstehende  Ansicht  aufgegeben;  vgl.  Sav.  Z.  29^  601. 
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für    die    gemeinen    Exekutivschuldsclieine    nachweisbar    und     charakteri- 
stisch ist. 

4.  Das  Gebiet  der  Exekutivurkunde  ist  in  Ägypten  ein  umfassendes.^) 
Sie  findet  sich  in  Darlehensurkunden,  Depositalscheinen,  Pacht-  und  Miet- 
verträgen^), Heiratskontrakten  (bezüglich  der  vermögensrechtlichen  Lei- 
stungen) u.  a. 

5.  Man  würde  jedoch  durchaus  irregehen,  zu  glauben,  daß  die  Exe- 
kutivurkunde dem  Gläubiger  ohne  weiteres  das  Recht  zu  privater  Selbst- 
hilfe verschaffte. 

Mindestens  seit  Beginn  der  Kaiserzeit  —  für  die  ptolemäische  ver- 
sagen die  Quellen,  weshalb  die  nachfolgende  Darstellung  sich  nur 
auf  die  (vordiokletianische)  Kaiserzeit  bezieht  —  finden  wir  hier  viel- 
mehr ein  eigentümliches  und  genau  geregeltes  Verfahren,  welches  ich 
(Leipziger  Papyri  1,  327)  als  Mahnverfahren  bezeichnet  habe.  Die  wesent- 
liche Wirkung  der  Urkunde  ist  hier  die,  daß  dem  Schuldner  ein  Zahlungs- 
auftrag zugestellt  wird:  erst  wenn  dieser  rechtskräftig  geworden  ist,  kann 
die  Exekution  von  statten  gehen. 

Ich  halte  es  für  wahrscheinlich,  daß  diese  Regelung  keineswegs  eine 
rein  ägyptische  Besonderheit  ist,  vermute  also,  daß  sie  von  den  Römern 
auch  in  anderen  Provinzen,  vielleicht  sogar  in  Italien,  gehandhabt  worden 
ist.  Schon  Reichsrecht  96  A.  6  habe  ich  auf  die  Stelle  des  Philostratos 
vita  Soph.  (Westerm.)  1,  25,  21  hingewiesen,  wo  ein  Gläubiger  seinem 
Schuldner  droht,  er  werde  ihm  tvtioi  zuschicken.  Hierzu  nun  sagt  der 
Berichterstatter  erläuternd:  'ol  ds  tvtcol  yQci^fia  slölv  äyoQäg^  SQ'^^riv 
inayyiXXov  ta  ovx  äno8i86vri'.  Schon  damals  bemerkte  ich,  man  könnte 
bei  der  kgruiri  „an  ein  exekutisches  Mandatum  de  solvendo  denken,  was 
bei  dem  nachzuweisenden  Gebrauch  der  Exekutivurkunden  einen  ganz 
guten  Sinn  gäbe."  Ich  glaube,  daß  die  seither  veröffentlichen  Papyrus- 
urkunden jene  Hypothese  voll  bestätigt  haben. 

Ich  verweise  dazu  insbesondere  noch  auf  Lond.  2  p.  172,  12  (52). 
Hier  beschwert  sich  jemand,  seine  Gegner  hätten  ihn  gezwungen  (auf  den 
Namen  seiner  Schwester)  ein  xEiQoyQacpov  TtQccöscDg  xal  vTCod-rjxrjg  v,al 
öavsiov  auszustellen,  und  er  wirft  ihnen  weiter  vor,  sie  wären  (offenbar  auf 
Grund  dieses  %BiQ6yQa(pov)  '(bg  ev  i^ri^Ca  xQrißd^Evoi,  olöfisvot,  tcqo- 
XOQstv  avxolg  rä  avo^a  xaX  uÖLxa.'  Hier  scheint  mir  das  ag  iv  SQrjiiCa 
XQtjöaßd'ai  der  SQtjfir]  bei  Philostratos  zu  entsprechen.^)    Wir  hätten  dann 

1)  Eine  Zusammenstellung  der  Quellen  gab  (i.  J.  1900)  Braßloff,  Sav.  Z.  21,  374. 
Das  Material  ist  seither  sehr  vermehrt  worden. 

2)  Über  ihre  Verwendung  bei  diesen  s.  Waszynski,  Bodenpacht  137  fg.  (gegen 
Braßloff  a.  0.  374  fg.). 

3)  Das  ;^p7jcaff'9'o:t  ist  dabei  auffallend  beziehungslos.  Vielleicht  ist  nach  vielen 
Parallelen  einzuschieben:  <^Tofs  vofiliioigy  xe^ö<^f^s>'ot  (den  Rechtsweg  beschreitend). 
Vielleicht  auch  hat  der  Verfasser  diese  Worte  geflissentlich  weggelassen,  weil  er  eben 
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auch  den  Parallelismus  der  Terminologie.  Dazu  kommt  noch,  daß  die 
Exekutivurkunde  nachweislich  im  ganzen  Gebiet  des  Hellenismus  in  Ge- 
brauch stand  (Reichsr.  406—414)  und  daher  eine  Normierung  über  den 
Exekutivprozeß  überall  platzgegriffen  haben  muß. 

Über  das  Einzelne  unterrichten  uns  verschiedene  Urkunden.  Zunächst 
solche,  welche  sich  auf  Schuldscheine  mit  bloßem  Personalkredit  (d.  h. 
ohne  Pfand)  beziehen,  BGÜ  578  (227);  Oxy.  906 1);  Flor.  68;  vieUeicht 
auch  Lips.  Inv.  610  (teilweise  publiziert  von  Koschaker,  Sav.  Z.  29,  27 
A.  3);  femer  Oxy.  68  (228);  Lond.  3  p.  132  (229);  Lips.  120  (230);  an- 
scheinend auch  der  freilich  ganz  dunkle  Papyrus  BGU  614.  Unterstützend 
können  aber  auch  die  später  (S.  159  fg.)  noch  näher  zu  besprechenden  Papyri 
über  die  Geltendmachung  des  Pfandrechts  herangezogen  werden,  weil  auch 
bei  ihnen  ein  Mahnverfahren  ersichtlich  ist. 

Nur  ist  der  Erörterung  dieser  Urkunden  eines  vorauszuschicken. 
Wir  haben  nur  in  einem  einzigen  Fall  den  exakten  Beweis  in 
der  Hand,  daß  es  sich  um  einen  Schuldschein  mit  Exekutivklausel  han- 
delt, nämlich  in  BGU  578,  wo  wir  dies  aus  dem  mitgeteilten  Wortlaut 
des  Schuldscheines  ersehen.  Bei  allen  übrigen  Stücken  sind  wir,  was  das 
Vorhandensein  jener  Klausel  betrifft,  auf  bloße  Vermutung  angewiesen. 

Indessen  hat  dies  nichts  zur  Sache.  Denn  BGU  578  (227)  bringt 
den  bündigen  Beweis,  daß  der  Exekutivschuldschein  durch  das  Mahn- 
verfahren geltend  gemacht  werden  konnte.  Folglich  können  alle  Papyri, 
in  welchen  dieses  hervortritt,  als  Erläuterungen  dazu  betrachtet  werden, 
selbst  wenn  hier  das  Verfahren  auf  Grund  einer  anders  gearteten  Urkunde 
eingeleitet  sein  sollte. 

In  letzterer  Beziehung  wäre  ja  allerdings  denkbar,  daß  das  Mahn- 
verfahren auch  sonst  auf  Grund  von  klaren  Schuldscheinen  über  certa 
pecunia  zulässig  war. 

Indessen  sind  wir  zu  dieser  Annahme  nicht  gezwungen,  da  die  Exekutiv- 
klausel, wie  bereits  gesagt,  so  häufig  ist,  daß  für  ihr  Vorhandensein  in 
den  Urkunden  beinahe  schon  die  Vermutung  streitet. 

Auch  was  die  Exekutivklausel  selbst  angeht,  würde  man  prima  facie 
geneigt  sein,  diese  nur  bei  solchen  Ansprüchen  für  zulässig  anzusehen, 
die  aus  einem  einseitigen  Schuldversprechen  herrühren,  weil  andernfalls 
die  Möglichkeit,  daß  eine  Einrede  entsteht,  die  Exequibüität  auszuschließen 
scheint.  Diesem  Gedanken  folgend  hat  denn  auch  Braßloff*)  versucht, 
die  Zulässigkeit  der  xad^äneQ  ix  dCxrjg-Klausel  bei  gegenseitigen  Verträgen 


die  Rechtmäßigkeit  des  Verfahrens  bestritt.     Dann   hat  er  vielleicht   zu  ;up^<Taff^ai 
dazugedacbt:  rm  ^siQoyQcccpa). 

1)  Über  das  eigentümliche  Stück  Oxy.  286  s.  S.  124  und  Einl.  zu  232. 

2)  Sav.  Z.  a.  0. 
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auf  den  Fall  einzuschränken,  daß  die  ihr  zu  unterwerfende  Partei  allen 
Einreden  durch  besondere  Erklärung  im  vorhinein  entsagt  hatte. 

Indessen  ist  diese  Thesis  nicht  haltbar^);  auch  ohne  daß  ein  ein- 
redefreies Versprechen  gegeben  wird,  findet  sich  z.  B.  bei  Pachtverträgen 
die  xttd-ttX€Q -KiaMsel  angewendet. 

Sehr  auffallend  ist  freilich,  daß  in  einem  Fall  (Oxy.  286  [232])  ^) 
sogar  für  den  Anspruch  auf  zukünftigen  Schaden  von  unbestimmter 
Höhe  ein  Mahnverfahren  stattfindet.  Es  ist  klar,  daß  dieses  die  Wirkungen 
der  Exequibilität  nicht  mit  sich  gebracht  haben  kann.  Indessen  dürfen 
wir  uns  durch  diesen  vereinzelten  Fall  an  der  Annahme,  daß  dasselbe 
normalerweise  doch  zu  derselben  hinführt,  nicht  irre  machen  lassen;  denn 
diese  ist  durch  gute  Zeugnisse  getragen  und  wird  dadurch  nicht  aus- 
geschlossen, daß  es  daneben  auch  noch  ein  Mahnverfahren  mit  jedenfalls 
schwächerer  Wirkung  gegeben  haben  kann,  über  dessen  Bedeutung  wir 
das  Urteil  noch  suspendieren  müssen. 

6.  Der  Verlauf  des  Verfahrens  ist  nun  dieser. 

a)  Der  Gläubiger  überreicht  ein  vTtö^ivrj^a,  welches  meist  eine  Ab- 
schrift des  Schuldscheines  in  sich  schließt^),  an  den  äQxidLxaöfrjg  in 
Alexandrien.  Die  Überreichung  geschieht  nach  der  Regel  der  vnoiiv^iiaxa 
nicht  in  der  Kanzlei,  sondern  durch  den  Gläubiger  persönlich  oder  durch 
einen  Stellvertreter  desselben  in  einer  Session.*)  Das  Gesuch  enthält  die 
Bitte,  der  äQ%i8i'Ka6xT^g  möge  dem  Schuldner  durch  den  örtlich  zustän- 
digen ötQcctrjyög  ein  (natürlich  mit  überreichtes)  zweites  Exemplar  der 
Eingabe  zustellen  lassen: 

^OTCcag  noiijörjtocC  iioi  x'^v  aic68o6LV  xov  xs  ütQoxsifisvov  xs^aXaCov  xccl 
xtbv  xöxav,  r}  eldf],  iöofisvrjv  hol  x-^v  xq&^iv  si,  vxaQxövxav  avxov,  acp' 
G)v  iäv  XEXeLGj6G3  ivExvQttöCas  yQafifidxcav'  (BGU  578,  20 fg.  [228];  Oxy. 
286, 15  fg.  [232];  vgl.  (unvoUständig)  BGU  231;  Flor.  68  und  als  ParaUele 
den  allerdings  auf  Vollstreckung  in  ein  Konventionalpfand  bezüglichen 
Papyrus  BGU  888,  20  fg.  [239]. 

Dieser  Schriftsatz  heißt,  sobald  die  Zustellung  an  den  Be- 
klagten vollzogen  ist,  ÖLaexoXixöv  (Oxy.  68,33;  cf.  Flor.  1,  6  [243]; 
81,  11  u.  a.),  ein  Name,  der  freilich  auch  auf  andere  Zustellungen  paßt 
(z.B.  Lond.  3  p.  109,  25).     Er  ist  der  Zahlungsauftrag.     Das  heißt. 


1)  S.  dagegen  Waszyfiski  a.  0.  138. 

2)  S.  die  Einl.  dazu. 

3)  Ich  vermute  jedoch,  daß  letzteres  nur  dann  der  Fall  ist,  wenn  der  Schuldschein 
ein  xsiQÖygacpov  ist,  das  noch  der  Registrierung  bedarf  und  eben  gleichzeitig  regi- 
striert werden  soll.  Wo,  wie  in  Oxy.  906,  das  Verfahren  ans  einer  avyyQaq}'^  stattfindet 
oder  das  xsigSyQcttpov  schon  registriert  war,  dürfte  die  Wiedergabe  derselben  im  iitö- 
(ivrina  nicht  erforderlich  gewesen  sein.  Man  vgl.  B6Ü  888:  Mahnverfahren  aus  einer 
avyygaq)'^;  diese  wird  nur  zitiert,  nicht  im  Wortlaut  mitgeteilt. 

4)  Vgl.  S.  37—8. 
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und  es  ist  wichtig  dies  zu  betonen:  Der  Zahlungsauftrag  geht  nicht  yom 
ccQXiSLxa(3trjg  aus,  sondern  vom  Gläubiger,  und  der  ccQxidixa0T'^g  be- 
schi'änkt  sich  darauf,  ihn  durch  die  Zustellungs Verfügung  zu  autorisieren. 
"Wir  haben  hier  den  allgemeinen  prozessualischen  Grundgedanken  der 
Antike:  Nur  die  Parteien  handeln,  der  Magistrat  hat  bloß  zu 
autorisieren.^)  Ganz  ähnlich  sagt  ja  der  Gläubiger  an  der  oben  zitierten 
Stelle  auch:  ä(p'  cav  iäv  teXEiäcco  ivsxvQaöCag  yga^^drav,  d.  h.  auch  die 
Pfändung  vollzieht  —  wenigstens  nach  seiner  Auffassung^)  —  eigentlich 
er,  der  Magistrat  autorisiert  sie  bloß. 

Wenn,  was  sehr  häufig  ist,  der  Gläubiger  sich  auf  einen  privaten, 
noch  nicht  der  druioGCcoöig  (S.  84)  unterzogenen  Schuldschein  stützt, 
bittet  er  gleichzeitig,  diese  zu  vollziehen. 

b)  Danach  verfügt  der  ccQxidLxaörrig  die  Zustellung  und  seine  Kanzlei 
(das  KaxaXoyslov  oder  die  nQog  tri  ÖLaXoyfiY)  setzt  auf  das  v^dyLvr^ia  den 
Vermerk:  Tov  deöofisvov  vjtofivrj^atog  ccvtiyQaq)ov  ^sta8od'i]r(a  ag  V7t6- 
xsixcci  (BGU  578,  7  u.  v.  a.).  Dieses  Dekret  wird  von  einem  Kanzlei- 
beamten subskribiert  (nicht  vom  Erzrichter  selbst).  Im  Fall  ein  nicht 
registriertes  Chirographum  vorliegt,  wird  es  natürlich  bei  diesem  Anlaß 
auch  registriert.  Sodann  wird  das  subskribierte  Gesuch  durch  das  Bureau 
dem  Einreicher  zurückgestellt. 

c)  Nun  reist  dieser  mit  dem  Stück  an  den  Wohnsitz  des  Schuldners 
und  überreicht  dem  Strategen  (in  mindestens  zwei  Exemplaren)  ein  Ge- 
such um  Zustellung  des  diaöToXixov  an  den  Beklagten.  Dieses  Gesuch 
leitet  er  ein  mit  den  Worten:  'Ov  naQsxöfiiöa  (oder  eytÖQiöa,  vgl.  oben 
S.  76  A.  2  g.  E.)  ix  rov  xaraloysCov  (oder  ocytb  tflg  dLaXoyrlg)  drjfio- 
6Lcä6S(Dg  xQri^axLöixov^  ccvtCyQacpov  vx6x8LTai  xal  a|tö  tovxov  xb  Xöov  du 
VTtrjQSxov  [iSTttdod'flvccL  x(p  ....  Bvaaiov  iv  sldfj.'  Dann  führt  er  den  Zu- 
stellungsbefehl  und  den  Wortlaut  des  (von  ihm  selbst  herrührenden,  s. 
oben)  ÖLaöxoXixov  an.  Es  scheint  nebstbei,  daß  der  Beklagte  den  Ver- 
merk des  äQxidtxaöxTijg  nicht  in  einer  Originalausfertigung  bekommt,  son- 
dern nur  die  Abschrift   davon,   die  der  Gläubiger  in  sein  Gesuch  an  den 


1)  Vgl.  Mitteis,  Leipz.  Sitz  -Ber.  1910,  S.  70/1  mit  weiteren  Belegen. 

2)  Für  die  Pfändung  freilich  ist  diese  Auffassung  nicht  mehr  ganz  richtig. 
Hier  erläßt  der  Magistrat  ein  positives  Pfändungsdekret. 

3)  Die  Beamten  Tcgbg  zjj  SiaXoyü  erscheinen,  wie  wir  schon  S.  84  A.  2  sahen, 
auch  bei  der  Sriaoaicoaig  der  Cheirographa ,  während  wir  sie  bei  der  Herstellung  von 
6vYxcoQi]6Eig  nicht  beteiligt  finden;  diese  vollzieht  unseres  Wissens  bloß  das  xara- 
Xoyslov.  Der  Name  ngo?  rji  diaXoyrj  hängt  wahrscheinlich  mit  der  prüfenden  Tätig- 
keit des  Archidikastes  zusammen;  Oxy.  34  II  3  (188)  nennt  sie  x.r.diaXoy'^  x&v  tiara. 
Kuigbv  d;();fi^ixa(?rc&r.  Wenn  sie  in  Lips.  10  II  ol  ngbg  rjj  SiaXoyjj  Tijg  noXscog  genannt 
werden,  so  wird  das  vielleicht  aus  einer  Zeit  stammen,  wo  sie  speziell  für  die  Stadt 
Alexandrien  zu  funktionieren  hatten.  In  der  Kaiserzeit  sind  sie  (ebenso  wie  das 
KazaXoyetov)  auch  bei  Rechtssachen  aus  der  j;cbea  tätig.  Wie  sich  ihr  Geschäftskreis 
gegenüber  dem  des  ytaTaloysiov  abgrenzte,  wissen  wir  jedoch  nicht. 
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Strategen  eingeflochten  hat.     Wie  dabei   die  Richtigkeit  der  Abschriften 
kontrolliert  wurde,  bleibt  unserer  Hypothese  überlassen. 

In  dem  vorstehenden  Zitat  bedürfen  die  Anfangs worte  einer  Erläu- 
terung. Es  wird  von  einem  igruiariöiiog  ötjfioöLaöscog  gesprochen.  Xqtj- 
fiati6[i6g  ist  hier  jedenfalls  der  ganze  durch  die  Präsentation  und  Erle- 
digung beim  Archidikastes  hergestellte  Akt:  die  erledigte  Eingabe,  etwa 
wie  in  der  Ptolemäerzeit  die  'evrev^tg  ■x,s%Qi]^axi<3iiBvrf  (S.  15).-^)  Warum 
wird  er  aber  XQV^'^^^^^^S  drj^oötaöecog  genannt? 

Man  darf  hier,  glaube  ich,  nicht  an  die  drjfioaCcaöig  im  Sinn  von 
Registrierung  der  Chirographa  denken.  Das  hätte  keinen  rechten  Sinn, 
denn  diese  Registrierung  tritt  hier  ganz  zurück  gegenüber  der  Geltend- 
machung; auf  diese  mußte  der  Ton  fallen.  Auch  ist  namentlich  Oxy. 
906,  8  fg.  zu  beachten,  wo  es  in  einem  Ehescheidungsakt  heißt:  tijv  ds 
dr}Xov(isvrjv  övyyQcctpijv  xal  tijv  ysvo^dvtjv  avTiJg  diä  xov  xatakoysCov 
drj{io6i(o6iv  aal  fistddodiv  0vyi(OQOv6t  äxvQov  sivat.  Was  hätte  bei  einer 
6vyyQa(pri  (d.  h.  hier  notarieller  Vertrag)  die  Registrierung  in  Alexan- 
drien  für  einen  Sinn?  ^rj^oöCcoöig  gehört  hier  offenbar  eng  mit  ^stccdo6tg 
zusammen.  Es  war  ein  Ehevertrag,  wohl  mit  Exekutivklausel,  über  die  ver- 
mögensrechtlichen Stipulationen  vorgelegen,  und  einer  der  Ehegatten  hatte 
die  Exekutivforderung  schon  geltend  gemacht  (vgl.  BGU  970  [242],  15fg., 
bes.  20 — 25).  Vielleicht  hatte  z.  B.  der  Mann  auf  Auszahlung  der  Mitgift 
ein  dcaötohxöv  zugestellt.  Jetzt  wird  die  Wirkung  desselben  annulliert, 
da  ja  die  Ehe  geschieden  ist. 

Danach  wäre  aber  drjfioaCaöig  die  Vorlegung  des  Schuldscheins  an 
den  äQxiÖLxaat^g  behufs  Erteilung  des  (isTccdoetg-Befehls.  Wer  dazu  Oxy. 
533,  4 — 6  liest,  wird  finden,  daß  dort  genau  die  gleiche  Auffassung  sich 
ergibt.  Da  hat  jemand  seinen  Vertretern  in  Alexandrien  drei  diaexoXizd 
zugeschickt:  sie  sollen  sie  schnell  zur  örj^ioeCcoöLg  bringen,  damit  sie  nicht 
verjähren.  Hier  sind  die  diaörokiKcc  selbst  als  Gegenstand  der  drjfioöCcoöig 
gedacht.  Das  schließt  meines  Erachtens  die  Beziehung  auf  Registrierung 
eines  Chirographums  aus.^) 

Ich  habe  bereits  oben  S.  86  A.  1  gesagt,  daß  im  C.  Th.  2,  27,  1  pr. 
publicare  cautiones  soviel  heißt  wie  „eine  Urkunde  bei  der  Behörde  ein- 
klagen". Meines  Erachtens  ist  diese  Bedeutung  auch  hier  zugrunde  zu 
legen.  Der  xQrjfiati6{ibg  drjiio6LG)6sa)g  ist  nichts  als  der  Akt  der  gericht- 
lichen Geltendmachung. 

d)  Dem  Schuldner,  welcher  das  diaötoXixöv  empfangen  hat,  steht  es 


1)  Nur  in  Flor.  56  (241)  heißt  es:  ;f(»7]|uaTi(>fto{j  vnofivi^iiccros,  d.  h.  Erledigung 
der  Eingabe. 

2)  Anders  Koschaker  a.  0.  29,  11;  er  bezieht  die  SrnLoelaaig  auf  die  in  den 
SiaeroXi-Ad  geltend  gemachten  Cheirographa.  Aber  der  Verfasser  jener  Urkunde 
drückt  sich  eben  anders  ans. 
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nun  frei,  eine  dvtCQQrjöig  (Einwendung)  gegen  denselben  zu  erheben.  Von 
einer  solchen  ist  ein  Beispiel  in  Oxy.  68  (228)  (a°  131  p.  C.)  enthalten, 
allerdings  mit  verlorener  Adresse;  doch  zeigt  Lond.  3  p.  133,  25/6  ^\  daß 
auch  sie  beim  KQxiSixccöti^s  überreicht  wurde. 

Die  avtCQQrjötg  behebt  jedenfalls  die  Kraft  des  Zahlungsauftrags:  es 
wird  jetzt  die  Sache  in  zweiseitige  Verhandlung  übergegangen  sein.  Wir 
finden  sogar,  daß  die  avrCQQtjöig  wieder  schriftliche  Repliken  des  Gläu- 
bigers auslöst  (TtQoG^srad idövat,  ßißlio^axstv  in  Oxy.  68);  Lond.  3  p.  132 
ist  eine  solche  Replik  (allerdings  gegen  eine  ävrCQQtjßLg  auf  svsxvQaGCa, 
S.  128),  und  wir  sehen,  daß  auch  sie  wieder  durch  den  aQxidixaötrig  zu- 
gestellt wurde. 

Irgend  einmal  aber  muß  der  bloße  Schriftenwechsel  aufgehört  haben 
und  in  ein  mündliches  Verfahren  übergegangen  sein.  Das  würde,  wenn 
es  nicht  schon  selbstverständlich  wäre,  Oxy.  68,  34/5  beweisen,  wo  es  in 
einer  avTiQQriGig  heißt:  fisvovöav  d'  f'/tot  rijv  JiQog  avtov  jcqCölv,  icp'  av 
ÖBov  sörCv. 

Wer  war  in  diesem  Verfahren  der  Richter?  Manchen  Gelehrten  liest 
die  Annahme  nahe,  daß  es  wieder  der  ägxi'Sixaetijg  gewesen  ist.  Aber 
selbstverständlich  ist  dies  nicht  ^);  aus  der  Kompetenz  zur  Autorisation  der 
Zahlungsaufträge  folgt  jene  zur  Entscheidung  in  einem  daran  sich  schlie- 
ßenden kontradiktorischen  Verfahren  nicht  mit  Notwendigkeit,  und  wenn 
auch  nichts  im  Wege  steht,  dieselbe  als  vorhanden  anzunehmen,  so  müßte 
sie  doch  wieder  durch  besondere  Regulative  getragen  gewesen  sein.  Denn 
sonst  würde  die  Regel  durchgreifen,  daß  der  ordentliche  Richter  nur  der 
Praefectus  Aegypti  ist  (S.  25;  35). 

Außerdem  mögen  wohl  für  dieses  Verfahren  bestimmte  Kantelen  ge- 
golten haben.  SoUte  die  Exekutivurkunde  nicht  ganz  entwertet  werden, 
so  durfte  der  einfache  Widerspruch  sie  nicht  vollkommen  entkräften. 
Man  mag  sich  also  vorstellen,  daß  der  widersprechende  Beklagte  zur 
Kautionsleistung  angehalten  wurde,  oder  gegen  ihn  arrestatorische  Maß- 
nahmen zulässig  waren.     Positiv  wissen  wir  darüber  nichts. 

Ebensowenig  darüber,  binnen  welcher  Frist  die  avxiQQr]6ig  überreicht 
werden  mußte,  um  die  Rechtskraft  des  Zahlungsbefehls  auszuschließen. 

e)  Ist  letztere  eingetreten,  so  kommt  es  nun  zur  Exekution.  Wie 
schon  oben  gesagt  wurde,  kann  diese  nach  Inhalt  der  uns  vorliegenden 
Exekutivklauseln  sowohl  Personal-  als  Realexekution  (ivsxvQaaCa)  sein. 
Beide  unterstehen  jedenfalls  den  allgemeinen  Regeln,  d.  h.  sie  werden  sich 
eben  so  vollzogen  haben,   als  ob   ein  gerichtliches  Urteil  ergangen  wäre. 


1)  Dieses  ist  allerdings   eine  awiggriaig  gegen   einen  ;i;p/}fiari(Jfios   ivexvQaeiag, 
nicht  gegen  ein  di.a6toXty.6v.     Aber  die  Analogie  ist  zwingend. 

2)  Daß   es   auch  durch  Giss.  34  nicht  bewiesen  wird,  habe  ich  in  der  Einl.  zu 
diesem  Stück  (oben  76)  gezeigt. 
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Im  einzelnen  ist  uns  hierüber  wenig  überliefert.  Insbesondere  von 
der  Personalexekution.  Aber  man  wird  nach  Analogie  des  bei  der  Beal- 
exekution  Bezeugten  ohne  weiteres  voraussetzen  dürfen,  daß  sie  wieder 
durch  ein  gerichtliches  Dekret  bedingt  war  (s.  sofort).  Auf  dieses  hin 
wird  dann  die  Duktion  durch  die  Vollzugsorgane  (^svtx&v  TtQcixtoQEg) 
erfolgt  sein. 

Bei  der  Realexekution  treten  uns  diese  gerichtlichen  Dekrete  deut- 
licher entgegen;  wir  ersehen  sie  insbesondere  in  BGU  1038  (240);  Flor. 
56  (242).  Es  handelt  sich  hier  freilich  um  Vollstreckung  in  bestellte 
Konventionalpfänder:  bei  diesen  sehen  wir,  daß  die  Vollstreckungsbe- 
willigung vom  Statthalter  ausgeht  (nicht  vom  Erzrichter  oder  einem 
untergeordneten  Magistrat);  der  Erzrichter  verfugt  hier  nur  die  Zu- 
stellung derselben  an  den  Schuldner  (vgl.  S.  160);  für  die  Vollstreckung 
pfandloser  Forderungen  darf  man  vielleicht  das  Gleiche  voraussetzen.^) 

Gegen  die  bewilligte  ivsxvgaöCa  steht  dem  Schuldner  neuerlich  das 
Recht  der  avTCQQr)6ig  zu,  wie  Lond.  3  p.  132  (s.  Einl.  zu  229)  und  Lips. 
120  (230)  zeigen.')  Nach  letzterem  Papyrus  z.  B.  will  ein  Gläubiger 
pfänden,  weil  weder  ävtCQQrjöig  noch  dievXvrrjöig  (Zahlung)  gegen  den 
XQrjitatL0(ibg  nsgl  ngd^sag  (1.  4  =  XPW-  ivsxvgaöCag)^)  erfolgt  ist.  Jetzt 
wendet  er  sich  deshalb  an  einen  Magistrat,  der,  wie  ich  in  der  Einleitung 
zu  230  zeigen  werde,  kaum  ein  anderer  als  der  (JtQaTrjyög  sein  kann.  Aber 
dieser  kommt  eben  erst  im  Vollzugsstadium  in  Betracht. 

So  wird  denn  auch  hier  das  Prinzip  festgehalten,  daß  die  Pfändung 
gerichtliches  Dekret  voraussetzt  (vgl.  Demburg,  Pfandr.  1,  417);  sie  wird 
vom  Gerichtsmagistrat  zugelassen,  und  den  Unterbehörden  steht  nur  der 
Vollzug  zu. 

Für  die  Pfändung,  welche  technisch  ivE%vQa6Ca  genannt  wird,  werden 
die  Regeln  über  das  pignus  capere  in  causa  judicati  gegolten  haben,  wie 
sie  besonders  D.  42,  1,  15  für  das  Verfahren  extra  ordinem  entwickelt. 
Also  handelt  es  sich  immer  um  Spezialexekution,  nirgends  um  die  dem 
ordentlichen  Zivilprozeß  eigentümliche  Missio  in  bona.  Für  Grundstücke 
insbesondere  wird  noch  eine  Eintragung  der  Pfändung  in  den  Büchern 


1)  Um  80  mehr  als  wenigstens  beim  ««aiiayfta-Pfand  die  Vollstreckung  auch 
auf  das  sonstige  Vermögen  ausgedehnt  werden  kann.  In  Flor.  56  ist  dies  sogar 
der  Fall  gewesen.  Dennoch  ist  die  Frage  der  Zuständigkeit  zur  Bewilligung  der 
ivsxvQuela  m.  E.  nicht  spruchreif:  sollte  zu  BGU  73  (s.  Einl.  zu  207)  die  Auffassung 
von  Lewald  die  zutreffende  sein,  so  hätten  wir  dort  eine  Vollstreckungsbewilligung 
durch  den  ii(>;^idtxaffr^s.    Man  muß  also  weiteres  Material  abwarten. 

2)  Ob  hier  Einwendungen  noch  im  gleichen  Umfang  zulässig  waren  wie  gegen 
das  dia6roXix6v7  Es  liegt  nahe,  zu  glauben,  daß  nur  noch  solche  erhoben  werden 
konnten,  die  sich  auf  neu  eingetretene  Tatsachen  stützten  (Zahlung,  Vergleich  usf., 
die  nach  Rechtskraft  des  StaaTcXi-nov  erfolgt  waren.) 

3)  Diese  Gleichung  übersieht  Koschaker  a.  0.  38,  wodurch  er  von  der  ihm  be- 
reits sehr  nahe  gelegenen  richtigen  Auffassung  abgedrängt  wird. 
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der  ßißXioQ'Tfpiri  iyHTtjesav  stattgefunden  haben,  worauf  auch   die  freilich 
sehr  dunkehl  Urkundenreste  in  BGU  832  und  Oxy.  712  (232)  i)  hindeuten. 
Zum  Vollzug    all    dieser  Maßregeln    bedient    man    sich    der  ^svix&v 
XQccxtoQeg  als  der  offiziellen  Gerichtsvollzieher  (S.  45). 

ZWEITER  TEIL. 

PFANDRECHT. 

Lit. :  Zum  Ägyptischen  Pfandrecht :  Spiegelberg,  Demotische  Kaufpfandverträge 
im  Recueil  de  trav.  relatifs  ä  la  phil.  et  ä  l'archäol.  ögypt.  et  assyr.  31  (1909)  (dazu 
Kohler,  Zs.  f.  vergl.  Rechtswiss.  23,  278 fg.  und  Rabel,  Verfügungsbeschr.  [s.  u.] 
79  fg.).  —  Außerdem  kommt  auch  E.  RöviUout  an  vielen  Stellen  seiner  Werke  ge- 
legentlich auf  das  Pfandrecht  zu  sprechen;  doch  ist  es  kaum  möglich,  sich  hierbei 
jemals  ein  klares  Bild  zu  machen. 

Über  griechisches  Pfandrecht  im  allgemeinen:  Meyer-Schömann-Lipsius* 
690  fg;  Thalheim,  Griech.  R.-A.ltertümer*  99  fg.;  Szanto,  Über  Hypothek  u.  Schein- 
kauf im  griech.  R.  (Wien.  Stud.  1887);  Mitteis,  Reichsr.  u.  Volks.  413  fg.;  Hitzig, 
Das  griech.  Pfandrecht  1895  und  in  Zschr.  f.  vergl.  Rechtswiss.  19,  25 fg.;  Dareste 
im  Recueil  des  Inscr.  jurid.  grecq.  1,  118  fg.;  Beauchet,  Hist.  du  droit  privö  de  la 
republ.  Athönienne  (1897)  3,  176  fg.;  vgl.  4,  189  fg.;  Swoboda,  Sav.  Z.  26,  221  fg.; 
Rabel,  Sav.  Z.  28,  351  fg.;  Dareste,  Nouv.  Rev.  hist.  32,  639  fg.;  Pappulias,  "H 
ifiÄpayfiaros  äßcpdiXsicc  xata  tb  kXXrjvfKOv  v,al  rö  ^cayiai'x.ov  iiKcciov  I  (altgriech.  Pf.-R.), 
Leipzig  1908  (dazu  Mitteis,  Sav.  Z.  30,  442  fg.). 

Die  Literatur  über  das  Pfandrecht  in  den  Papyri  ist  sehr  verstreut;  man  vgl, 
etwa  Mitteis,  Hermes  30,  607  fg.  618;  zu  P.  Lips.  p.  37,  326—7;  Sav.  Z.  27,  346  fg.; 
30,  446  fg.;  Gradenwitz,  Einführ.  85  fg.;  115  fg.;  Arch.  2,  99  A.  4;  Wessely,  An- 
zeiger d.  Wien.  Akad.  1901,  101;  Naber,  Arch.  2,  20  fg.  (dazu  Rabel,  Sav.  Z.  27, 
316  fg.)  und  ''ETtixuTccßoXT]'  im  Liber  gratulat.  in  honorem  Herwerdeni,  Traj.  ad  Rheu. 
1902,  156;  cf.  auch  De  lege  commissoria  in  Mnemosyne  32,54;  Costa,  Bull,  dell'  ist. 
14,  87  fg.;  17,  46  fg.;  und  in  Memorie  dell' Accad.  di  Bologna  Ser.  1  Tom.  1  p.  217  fg.; 
Gerhard  und  Gradenwitz,  'Slvrj  iv  niarsi,  Philologus  63,  448  fg.;  Vitelli,  Atene 
e  Roma  6,  333 fg.;  Rabel,  Sav.  Z.  28,  364 fg.;  Die  Verfügungsbeschränkungen  des 
Verpfänders,  bes.  in  den  Papyri  (Leipzig  1909)  (dazu  Eger,  Sav.  Z.  31,  456 fg); 
Koschaker,  Sav.  Z.  29,  22  fg.;  Partsch,  Bürgschaftsr.  1,  99.  256fg.  361  fg.;  Eger, 
Grundbuchwesen  43  fg.;  Wenger,  Wochenschr.  f.  klass.  Phil.  1910,  82  fg.;  Frese, 
Aus  dem  gräko- ägyptischen  Rechtsleben  (Halle  1909)  15 fg.;  R.  de  Ruggiero,  H 
divieto  d'alienazione  del  pegno,  Cagliari  1910  (dazu  Eger  a.  0.);  E.  Weiß,  Arch.  4, 
351  fg.;  360  fg.;  Pfandrecht,  Untersuchungen  I  (Weimar  1909)  (dazu  Wenger,  Zschr. 
f.  Handelsrecht  1910,  325  fg.;  Eger,  Sav.  Z.  31,492fg.);  Bry,  Essai  sur  la  vente  dana 
les  papyrus  (Paris  1909)  308  fg.  (über  divrj  iv  nißrsi.);  Manigk,  Gräko-ägypt.  Pfandr., 
Sav.  Z.  30,  272  fg.  (vgl.  auch  desselben  Verf.  Art.  Fiducia  in  Pauly-Wissowas  Realenz. 
12,  2287  fg.,  bes.  2314  fg.);  derselbe,  Antichretische  Grundstückshaftung  im  gräko- 
ägypt.  Recht  in  der  Festgabe  für  Güterbock  (Berlin  1910)  283  fg.;  sowie  „Gläubiger- 
befriedigung durch  Nutzung"  (Berlin  1910). 

Das  Pfandrecht  der  Papyrusurkunden  weicht  vom  römischen  in  den 
wesentlichsten  Punkten  ab.  Seine  Wurzeln  sind  wohl  vorwiegend  im 
Pfandrecht  des  Hellenismus  zu  suchen,  mit  dessen  charakteristischen  Zügen 
es  durchaus  übereinstimmt;  inwiefern  etwa  einzelne  Einflüsse  des  altägyp- 
tischen Pfandrechts    nachweisbar    sind,   wird   erst   nach  Vermehrung  des 


1)  Ob  auch  BGÜ  73?    S.  Einl.  zu  207. 
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demotischen  Urkundenmaterials,  namentlich  des  der  hellenistischen  Zeit 
angehörigen,  festzustellen  sein. 

Trotz  dieses  lokalen  Charakters  jedoch  ist  das  Pfandrecht  in  Ägypten 
durchaus  Juris  gentium;  die  vom  römischen  Recht  abweichende  Eigenart 
desselben  kommt  auch  für  Römer  zur  Anwendung;  das  zeigt  schon  für 
die  Zeit  vor  der  Constitutio  Antonina  BGU  888  (239).  Außerdem  be- 
steht dieselbe  noch  nach  jenem  Gesetz  mindestens  im  3.  Jahrh.  durch- 
aus fort. 

Allerdings  ist  darauf  hingewiesen  worden,  daß  die  Verpfändungs- 
urkunden, bei  denen  die  Kontrahenten  Römer  sind,  einzelnes  von  den 
peregrini sehen  Abweichendes  zeigen;  so  werde  bei  Hypotheken  nicht 
Eigentumsverfall,  sondern  nur  ein  'rotg  vo^C^oig  ;i;()^(>'9-at'  verabredet^) 
(BGU  741.  301;  PCattavi  Verso  I  11  — 13),  womit  an  das  römische  Jus 
distrahendi  gedacht  sein  könne.  Ferner  komme  eine  dem  späteren  pignus 
Gordianum  entsprechende  Klausel  (unten  S.  154)  gerade  in  römischen 
Pfandurkunden  aus  Ägypten  vor  (BGU  741  [244];  Lips.  10  [189]) 2).  End- 
lich fehle  in  diesen  das  den  hellenistischen  Kontrakten  charakteristische 
Verbot  an  den  Verpfänder,  das  Pfand  zu  veräußern.^)  —  Dagegen  ist 
jedoch  zu  erinnern,  daß  eine  ähnliche  Wendung  wie  rolg  vofiCuoLg  XQ^~ 
6^ai  auch  in  dem  peregrinischen  Bas.  7,  19  (245)  vorkommt  und  ebenso 
das  'pignus  Gordianum'  vielleicht*)  in  Flor.  86  (247)  auch  zwischen 
Nichtrömern  verabredet  wird.  Natürlich  hat  man  mit  der  Möglichkeit 
nationaler  RechtsdiflFerenzen  immerhin  zu  rechnen;  aber  im  wesentlichen 
ist,  wie  gesagt,  daran  festzuhalten,  daß  nachweislich  die  Eigentümlich- 
keiten des  gräko  -  ägyptischen  Pfandrechts  den  Römern  keineswegs  ver- 
schlossen sind. 

Wann  der  nationale  Charakter  des  ägyptischen  Pfandrechts  geschwun- 
den ist  und  das  römische  daselbst  allgemeine  Geltung  gefunden  hat,  ist 
aus  den  Urkunden  nicht  zu  ersehen,  da  dieselben  seit  dem  4.  Jahrh.  p.  C. 
für  diesen  Gegenstand  versagen.  Wahrscheinlich  hat  das  von  Konstantin 
verfügte  Verbot  der  lex  commissoria,  welches  gerade  mit  dem  Typus  des 
griechischen  Pfandrechts  ganz  unvereinbar  ist,  dieses  zerstört. 

Es  ist  nunmehr  das  Pfandrecht  der  vorkonstantinischen  Zeit  im  ein- 
zelnen zu  betrachten. 


1)  Costa,  Bull.  17,  101;  de  Ruggiero,  II  divieto  d'alienazione  21 

2)  de  Ruggiero  23.  Daß  das  nur  für  Lips.  10  wirklich  zutrifft,  wird  unten 
S.  156  auseinander  gesetzt  werden. 

3)  de  Ruggiero  21  fg. 

4)  Dies  ist  allerdings  zweifelhaft  (unten  S.  156).  Dafür  ist  wieder  zu  betonen, 
daß  auch  das  'pignus  Gordianum'  in  Lips.  10  älter  ist  als  das  nachweisbare 
römische  Gordianum  (S.  157);  wer  sagt  uns,  daß  es  gerade  römischer  Sitte  ent- 
spidngt? 
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I.  TERMINOLOGIE. 

Die  üblichen  Bezeichnungen  für  Pfand  und  Verpfänden  sind^):  'bno- 
d-t]xrj  —  vnotCd^eöd-aL  ^),  vjtdlXay^a  —  vTca^kdrrsLv,  ivsxvQov  (wo  aber  das 
Zeitwort  BV£%vQdt,siv  die  einseitige  exekutorische  Pfandnahme  des  Gläu- 
bigers bedeutet)  3),  insvixvQov  (BGU  993  HI  11),  vniyyvov  (Oxy.  507,  31); 
das  Verpfänden  wird  auch  y,ataxQriiiaTlt,Biv  genannt.  Außerdem  kommt 
fiE0Ltia  —  [i£6Lt£vsiVj  öisyyvTjfia,  xatox^  —  xarsxBi'V  häufig  vor. 

Von  diesen  Ausdrücken  werden  vtcoO-t^xt^  und  'hndklay^a  vorwiegend 
bei  Grundstücken,  aber  daneben  auch  bei  Mobilien  (BGU  567  I  24;  Lond.  2 
p.  220  1.  12  [237];  Amh.  144,  10  [byzant.]  —  übrigens  hier  überall 
Sklaven  — *))  gebraucht.  ^Evexvqov  scheint  ausschließlich  das  Mobiliar- 
pfand zu  sein^),  obwohl  EV£X'^Q(>^t^  von  jeder  Art  exekutiver  Pfändung 
gebraucht  wird.  MeGltCu  (ursprünglich  wohl  die  Sequestration  ^) ;  vgl. 
Mitteis,  Hermes  30,  618)  kommt  meist  bei  Katökengrundstücken  vor^),  der 
Grund  hiervon  ist  wohl  in  der  juristischen  Sonderstellung  dieser  letz- 
teren zu  suchen.*)  ^uyyvri^a  ist  eigentlich  jede  gestellte  Kaution  (wie 
denn  duyyväv  xiva  heißt:  für  jemanden  Kaventen  annehmen)  und  wird 
darum  von  der  Hypothek  öfter  geradezu  als  der  weitere  Begriff  unter- 
schieden (BGU  184,  26.  536,  7;  Teb.  323,  16;  Lond.  2  p.  152  1.  13;  220 
1.  10  [237]  u.  a.),  daher  auch  für  die  Verpfändung  nur  selten^)  selb- 
ständig, sondern  eher  neben  den  technischen  Bezeichnungen  pleonastisch 
gebraucht  (ÖEdoxivai  iv  vTcaXXdy^atL  xccl  duyyvTlfiatog  [1.  -tt?]  Lond.  2 
p.  220  L  10,  v7tor£d'£t6d'aL  iv  ÖLEyyvTj^att  Lond.  1  p.  56).  Katox^  i^^ 
die  Haftung,  welche  durch  ein  (vertragsmäßiges  oder  gesetzliches)  Pfand- 
recht begründet  wird  (vgl.  BGU  243,  14;  Gen.  44,  23  [215];  BGU  619 
I  7  u.  ö.);  das  sehr  elastische  Wort  kann  aber  auch  viele  andere  Begriffe 


1)  Vgl.  auch  Manigk,  Sav.  Z.  30,  273  fg. ,  wo  auch  einige  seltenere  Termini  an- 
gegeben werden. 

2)  Also  meist  medial.  Doch  kommt  auch  die  Aktivform  vnoxiQ'ivai  vor;  Belege 
(die  ich  der  freundlich  unternommenen  Zusammenstellung  durch  Herrn  und  Frau 
Harmening  verdanke)  sind:  Petr.  3,  57a  4  und  11  (p.  164);  BGU  987,  12;  Lond.  3 
Nr.  870,  7  (p.  235)  und  Nr.  1179,  113  (p.  147). 

3)  Daher  'verpfänden'  in  Magd.  13  1.  7  '8i86vai  ivsxvQdtsiv'  genannt. 

4)  Amh.  144,  10  beweist  freilich  wenig,  weü  aus  dem  5.  Jahrh.  stammend. 

5)  CPß  12;  Fay.  109;  Magd.  13. 

6)  Dazu  noch  Lips.  32,  4  (93)  (cf  auch  Rein.  7,  22.  32  [16]). 

7)  Vgl.  Eger  a.  0.  44. 

8)  Vgl.  oben  S.  95.  Man  erinnere  sich  daran,  daß  in  der  Tafel  von  Heraclea 
den  Erbpachten!  die  Verpfändung  verboten  wird  (Recueil  des  Incr.  Jur.  Gr.  1,  209 
1.  150).  Es  ist  wahrscheinlich,  daß  auch  Katöken  wenigstens  ursprünglich  nicht  ver- 
pfänden durften  und  man  ihnen  nur  die  Aufnahme  einer  Revenüenhypothek  erlaubte. 
Diese  aber  führt  zur  Sequestration,  und  das  ist  eben  der  technische  Sinn  von  yi,s6iria. 
In  der  Kaiserzeit  ist  dieser  allerdings  erloschen;  daher  wird  die  allgemeine  Pfand- 
terminologie mitunter  auch  auf  Katökengrundstücke  angewendet. 

9)  So  in  den  Zoispapyri:  Partsch,  Bürgschaftsrecht  1,  62  A.  3. 
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ausdrücken.^)  KguTslö^uC  xivi  heißt  zunächst  wohl  die  Yerfangenschaft, 
welche  auch  durch  bedingtes  Eigentum  (Oxy.  237  YIII  36  [192])  begründet 
sein  kann;  doch  mag  in  dem  öfter  gebrauchten  Ausdruck,  ein  Grundstück 
sei  ^xa^aghv  iirjdevl  xQarovfisvov,  z.  B.  BGU  243,  13;  Gen.  44,  22,  auch 
die  Pfand vei-fangenschaft  gemeint  sein  (vgl.  Oxy.  486,  25  [59]:  iv  vno- 
■d^^xr;  xQarovfisva). 

n.  GEGENSTÄNDE  DES  PFANDRECHTS. 

Solche  sind  außer  Grundstücken,  welche  die  größte  RoUe  spielen, 
noch  alle  Arten  von  Mobilien,  Sklaven  (s.  oben,  dazu  noch  Teb.  57;  Oxy. 
485  [246]),  Wertsachen  (CPR  12),  Kleider  (Magd.  13;  Fay.  107),  land- 
wirtschaftliche Produkte  (Oxy.  507).  2)  Ob  in  Rein.  18  (26).  19  (27)  ein 
Afterpfand  vorliegt,  ist  zweifelhaft  (Sav.  Z.  26,489).^)  Generalhypotheken 
sind  sicher  bezeugt  (Tor.  13,  12  [29];  Lond.  3  p.  105  1.  18,  42  v.  C; 
BGU  1072  I,  125  n.  C.  [195];  CPR  228  1.  7,  205  n.  C;  P.  Grenf.  2,  72, 
290 — 304  n.  C.  und  häufig  in  byzant.  Zeit  —  schwerlich  dagegen  BGU 
362  XI  1.  20  fg.,  215  n.  C.).*) 

Natürlich  können  gewisse  Gegenstände  der  Verpfändung  gesetzlich 
entzogen  sein,  wie  in  ptolemäischer  Zeit  der  örad-fiög  der  Militärkolonisten 
(Petr.  3,  20  [2]). 

m.  ARTEN  DES  PFANDRECHTS. 

Schon  mit  der  vorstehenden  Überschrift  ist  angedeutet,  daß  wir  dem 
gräko-ägyptischen  Pfandrecht  keinen  einheitlichen  Charakter  zuschreiben, 
sondern  innerhalb  desselben  verschiedene  Typen  unterscheiden.  Ehe  wir 
jedoch  an  das  einzelne  herantreten,  ist  hier  eine  Bemerkung  allgemeiner 
Natur  vorauszuschicken. 

Diese  geht  dahin,  daß  die  im  nachfolgenden  anzudeutenden  Unter- 
scheidungen nicht  als  Ausdruck  gesicherter  Erkenntnis  betrachtet  werden 
soUen,  sondern  nur  als  Andeutungen  vorhandener  Gegensätze,  über  deren 
Abgrenzung  im  einzelnen  erst  die  Vermehrung  des  Quellenmaterials  die 
Entscheidung  bringen  kann.  Denn  dessen  muß  sich  die  gegenwärtige  Pa- 
pyrologie  wie  auf  vielen  anderen  Gebieten,  so  gerade  auch  auf  dem  des 
Pfandrechts  bewußt  sein,  daß  sie  trotz  dem  erfreulichen  Besitz  einer  An- 
zahl sehr  interessanter  Urkunden  doch  noch  auf  ein  im  Vergleich  zu  dem 


1)  Manigk  a.  0.  274. 

2)  Über  altgriechische  Generalhypotheken  Pappulias  a.  0.  78  fg. 

3)  Urkundenübergabe  (BGU  1147,  21  fg.;  1148,  30  fg.;  1149,  24)  bedeutet  natür- 
lich keine  selbständige  Verpfändung,  kann  aber  damit  verbunden  sein. 

4)  Oxy.  898,  13  {vno&iad'aL  oGa  l;jca  iv  'Oäasi)  bezieht  sich  wohl  auf  bestinunte 
Grundstücke. 
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sacliliclien,  räumlichen  und  zeitlichen  Untersuchungsfeld  sehr  dürftiges 
Material  angewiesen  ist. 

Den  sachlichen  Umfang  des  Untersuchungsgebiets  ermißt  man  am 
leichtesten  durch  einen  Seitenblick  auf  die  Entwicklungsformen,  welche 
das  deutsche  Pfandrecht  vor  der  Rezeption  des  römischen  Corpus  juris 
aufweist.  Welche  Fülle  der  verschiedenartigsten  Ansätze  und  Gebilde, 
welche  Variabilität  der  Formen!  Wer  den  Reichtum  der  Kombinationen 
ermißt,  in  welchen  hier  der  einheitliche  Zweck  —  Sicherung  einer  Schuld 
durch  Haftbarmachung  einer  Sache  —  angestrebt  und  erreicht  wird,  der 
wird  Bedenken  tragen,  aus  vereinzelten  Stücken  allgemeine  Behauptungen 
über  den  Typus  des  gräko- ägyptischen  Pfandrechts  ableiten  zu  wollen. 
Der  an  die  überaus  einfachen  und  fast  ärmlichen  Erscheinungsformen  des 
römischen  Pfandrechts  gewohnte  Romanist  muß  sich  vor  der  Gefahr  hüten, 
hier  bloß  die  Gegensätze  zum  römischen  Recht  ermitteln  und  von  da  aus 
sofort  zu  bestimmter  Begriffsbildung  vorschreiten  zu  wollen. 

Nicht  minder  ist  aber  auch  mit  den  zeitlichen  und  räumlichen 
Differenzen  zu  rechnen. 

Zwar  bin  ich,  was  zunächst  die  letzteren  betrifft,  nicht  geneigt,  sie 
allzu  hoch  zu  veranschlagen;  denn  Ägypten  ist  formell  stets  ein  einheit- 
liches Rechtsgebiet  gewesen  —  wenn  man  von  den  etwaigen  Sonder- 
statuten einzelner  Städte,  wie  z.  B.  Ptolemais,  absieht.  Auch  glaube  ich, 
obwohl  wir  meistens  aus  Geschäftsurkunden  Schlüsse  ziehen  und  dabei 
allerdings  mit  der  schon  früher  betonten  (S.  76 e)  Möglichkeit  lokaler 
Stildifferenzen  rechnen  müssen,  doch  nicht,  daß  die^e  Möglichkeit  ge- 
sicherte sachliche  Distinktionen  irgendwie  ausschließt.  Denn  es  läßt  sich 
meist  mit  Gewißheit  feststellen,  ob  eine  bestimmte  Wendung  bloß  redak- 
tioneller Natur  ist  oder  eine  materielle  Bedeutung  besitzt.  Es  genügt 
darum,  in  dieser  Beziehung  einige  Vorsicht  zu  üben  und  nicht  aus  Ver- 
schiedenheiten, die  bloß  stilistischer  Natur  sein  können,  bestimmte  gegen- 
ständliche Distinktionen  ableiten  zu  wollen. 

Sehr  ernst  ist  dagegen  das  zeitliche  Moment  zu  veranschlagen.  In 
dieser  Beziehung  soU  vor  aUem  auf  den  viel  zu  wenig  gewürdigten  Um- 
stand hingewiesen  werden,  daß  wir  für  die  ganze  Ptolemäerzeit  nur  über- 
aus wenig  pfandrechtliches  Material  besitzen.  Abgesehen  von  dem  wenigen, 
was  uns  hier  für  die  avri  iv  jtCötSL  geboten  wird,  liegt  die  Vorgeschichte 
der  v^od^rjxr]  und  des  vTidlXay^a  für  diese  Zeit  im  Dunkel;  die  bedeut- 
samen von  den  einschlägigen  Urkunden  gehören  aUe  der  Kaiserzeit  an. 
Bedenkt  man  nun,  wie  sehr  z.  B.  wieder  im  deutschen  Recht  schon  die 
zeitliche  Ordnung  der  verschiedenen  Pfandformen  ihre  innere  Bedeutung 
erhellt,  wie  das  Wesen  der  „älteren  und  jüngeren  Satzung"  schon  durch 
die  Chronologie  der  Urkunden  sich  fast  von  selbst  bestimmt,  so  ist  leicht 
zu  ermessen,  wie  vorsichtig  eine  Forschung  vorgehen  muß,  welcher  dieses 
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unentbehrliche  Erkenntnismittel  derzeit  noch  versagt  ist.  Die  Institute 
stehen  in  den  Papyrusurkunden  fertig  und  abgeschlossen  vor  uns:  wie 
sich  die  BegriflFe  und  die  Nomenklatur  entwickelt  haben,  wissen  wir  nicht 
und  vermögen  nicht  zu  beurteilen,  welches  das  Vordringende,  welches  das 
Absterbende  ist,  ob  das  altptolemäische  Pfandrecht  mit  dem  altgriechi- 
schen bestimmtere  Verwandtschaft  zeigt,  ob  die  in  der  Kaiserzeit  statt- 
findende Einführung  der  ßißXiod'TJxr}  s'yxt't]6scov  auf  die  Praxis  des  Pfand- 
rechts von  Einfluß  gewesen  ist  usf 

Endlich  ist  auch  das  von  Bedeutung,  daß  wir  über  das  spezifisch 
ägyptische  Pfandrecht,  also  das  enchorische  Pfandrecht,  noch  sehr  wenig 
unterrichtet  sind  und  daher  dieses  gewiß  nicht  einflußlose  Element  in  der 
Gesamtentwicklung  nicht  in  Ansatz  zu  bringen  vermögen. 

Unter  solchen  Umständen  kann  von  einer  eigentlichen  Darstellung 
des  Pfandrechts  der  Papyri  oder  gar  von  einer  Geschichte  des  Pfand- 
rechts in  Ägypten  noch  keine  Rede  sein.  Ich  muß  mich  im  folgenden 
darauf  beschränken,  das  was  die  Papyri  bieten,  zu  beschreiben,  soweit 
dies  heute  schon  möglich  ist  und  allenfalls  die  Richtlinien  anzudeuten, 
in  welchen  die  gegenwärtige  Forschung  sich  bewegt. 

Im  einzelnen  ist  nun  zwischen  Sicherungsübereignung,  sodann  zwischen 
VTCO^XT],  vxdXkayfia  und  evEjvQov  zu  unterscheiden. 

Vorauszuschicken  ist,  daß  wir  bei  keiner  dieser  Pfandformen  jemals 
vom  Verkauf  des  Pfandes  hören.  ^)  Der  spezifische  Typus  des  entwickelten 
römischen  Pfandrechtes,  wonach  der  Gläubiger  sich  durch  Verkauf  des 
Pfandes  befriedigt,  fehlt  in  Ägypten  gänzlich.  Allerdings  ist  zu  bemerken, 
daß  bezüglich  des  svsxvqov  unsere  Kenntnis  von  seinem  Inhalt  so  unzu- 
länglich ist,  daß  wir  über  dieses  nicht  viel  sagen  können;  aber  bei  der 
Sicherungsübereignung  und  der  Hypothek  ist  es  sicher,  daß  sie  keine 
Distraktionspfänder  darstellen.  Vielmehr  dient  als  Sicherung  des  Gläu- 
bigers der  Erwerb  (resp.  bei  der  Sicherungsübereignung  das  Behalten) 
des  Eigentums  am  Pfandstück.  Charakteristisch  für  diese  Auffassung  ist 
der  Ausdruck  ybeTanCmstv^  der  in  Oxy.  636,  14  desc.  (der  Wortlaut  mit- 
geteilt von  Wessely,  Stud.  pal.  4,  114)  hierfür  gebraucht  wird;  es  ist  da- 
selbst die  Rede  von  einem  öCxulov  xqltov  fisQovg  olxCccg  xal  aid-gCov  .  .  . 
(israjcsTCtcjxörog  eCg  avxriv  (die  Gläubigerin)  ei,  ovofiatog  IIav6siQiog  (des 
Schuldners)  .  .  .  uno  sxjtQo9'e6[iov  daveCov. 


1)  Anders  wohl  bei  publizistischen  Hypotheken.  Vgl.  Petr.  3,  57  b  6/6:  oUlav 
xal  avXijv  xccl  zu  6vvv,v{Qovxa)  xa  övtcc  iv  EvSQyitiSt,  TtgaO'ivttx  jcgög  iyyvriv  xri. ; 
Hib.  46,  13  fg.  Auch  für  das  pignus  in  causa  judicati  —  das  gleichfalls  publizisti- 
scher Natur  ist  —  halte  ich  es  für  sicher,  duß  es  durch  Distraktion  realisiert  wurde. 
Das  folgt  nicht  bloß  daraus,  daß  die  Grundsätze  des  römischen  Prozeßrechtes  Jus 
absolutum  sind,  das  von  der  peregrinischen  Anschauung  nicht  alteriert  werden  kann, 
sondern  auch  aus  Oxy.  653,  wo  ein  Pfandverkauf  angeordnet  wird,  der  sich  offenbar 
gerade  auf  Zwangshypotheken  stützt  (s.  Einl.  zu  90). 
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A.  Verpfändung  durch  flduziarisclie  Eigentum sübertragung. 

Daß  diese  Verpfändungsform  dem  gräko-ägyptischen  Recht  geläufig 
gewesen  sei,  ist  seit  langem  die  herrschende  Meinung  unter  den  Papyro- 
logen. 

Man  stützt  sich  für  sie  vor  allem  auf  P.  Heidelb.  1278  (233).  Hier 
heißt  es  von  einem  gewissen  Panobchunis,  daß  er  HnsXvöaro  Gjvrjv  i(fiXov 
tÖTCOv  .  . .  .  bv  vTtE&sto  Uaxovxi  xal  Boxevovtcsl  xatä  övyyQacp'^v  cavfjs  ^v 
7Ci6t6i\  Dies  haben  die  Herausgeber  dahin  verstanden,  daß  Panobchunis 
durch  Zahlung  die  fiduziarische  Übereignung  in  Wegfall  bringt.  Sie  haben 
gleichzeitig  aus  der  Urkunde  herausgelesen,  daß  dieses  Fiduziarverhältnis 
in  Ägypten  avi}  iv  niöxst  genannt  worden  sei  und  darin  einen  Parallel- 
gedanken  zur  römischen  Mancipatio  fiduciae  causa  und  ein  SeitenstQck 
zur  altgriechischen  jtQäöig  ijti  Xvösi  gefunden.  Von  letzterer  würde  sich 
der  ägyptische  Terminus  nur  dadurch  unterscheiden,  daß  hier  das  Rechts- 
geschäft nicht  wie  dort  vom  Standpunkt  des  Verpfänders  resp.  Verkäufers, 
sondern  von  dem  des  Pfandgläubigers  und  Käufers  aus  aufgefaßt  wäre. 

Als  ein  zweites  Zeugnis  des  fiduziarischen  Kaufs  wird  der  in  den 
zusammengehörigen  Urkunden  Oxy.  472  (235)  und  486  (59)  ersichtliche 
Vorfall  betrachtet.  Da  streitet  eine  Frau  Dionysia  mit  einem  Sarapion 
über  das  Eigentum  eines  Weinberges  und  Feldes;  sie  wiU  diese  von  seinem 
Vater  fest  gekauft  haben  und  daher  behalten,  während  er  behauptet,  es 
sei  nur  eine  ^ntötig'  vorgelegen.  Gegen  diese  Behauptung  wird  vom  An- 
walt der  Dionysia  in  472  H  23  fg.  ausgeführt:  täv  yaQ  iv  tcCötsl  xccta- 
ygacpivtav  rö  bvo(ia  ii[o]vov  eig  rovg  iqiqyiaxiß^ovg  7taQ(ax'iyE\d-\ivxc3V^ 
ovxexL  d'  dvxiTtoioviiBvcov  Sv  xaxsyQcccpiqöttv  rj  fisv  ayoQcc6<^a6ya  (pavsgd 
Ba\xi\v  xcä  dvxiJtSTtoirj^ivr}  xal  aq)'  ovTtsQ  rjyÖQCcös  xaQTtov^Evrj.  Das  heißt: 
ein  starkes  Indiz  für  das  Vorhandensein  eines  reellen  Kaufs  liegt  darin, 
daß  die  Dionysia  unstreitig  im  Besitz  der  Grundstücke  ist  und  sie  be- 
nutzt, da  bei  bloß  fiduziarischer  Übereignung  eine  bloße  Papiertradition 
stattzufinden  pflege,  bei  der  man  also  den  Gläubiger  nur  „in  eine  Ur- 
kunde als  Eigentümer  hineinschreibt",  den  Besitz  aber  dem  Verpfänder 
beläßt. 

Unterstützend  tritt  hinzu,  daß  in  BGU  650,  einer  freilich  unvoll- 
ständigen und  darum  nicht  sicher  zu  deutenden  Urkunde  von  einem 
dyoQaöfibg  t)  xai  vjtod-tjxt]  an  einem  Grundstück  die  Rede  ist:  das  sieht 
so  aus,  als  ob  der  Verfasser,  der  sich  eines  dieser  Rechte  beilegt,  nur 
darüber  nicht  im  klaren  wäre,  ob  er  sich  als  (fiduziarischen)  Käufer  oder 
als  Hypothekar  im  eigentlichen  Sinn  bezeichnen  soU.^) 

1)  Ob  auch  das  xsigdyQutpov  Ttgäasoe  xai  vno&'^Krig  xai  Savelov  in  Lond.  2 
p.  172,  9  (62)  hierhergehört? 
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Ebenso  ist  in  B6U  464  eine  leider  wieder  abgerissene  Bemerkimg 
enthalten:  1.  3  rijv  [yJEvofisvrjv  nQä[6^Lv  [t]^  nC6xBi  ysyovEvaL.^) 

Fiduziarisch  übertragenes  Vermögen  ist  vielleicht  auch  gemeint,  wenn 
in  BGU  993  III  11  jemand  verschenkt  'xal  st  xi  aXXo  vxccqxov  avt&i 
iörlv  ri  xs  xara  6v^ß6XaLa  tJ  aax'  knave%vQov  xal  ev  xi6iv(T)  ev  tiCgxbi.^^ 

Durfte  man  schon  hiemach  die  fiduziarische  Übereignung  mit  Be- 
ruhigung als  ein  Institut  auch  des  gräko  -  ägyptischen  Rechts  ansprechen, 
so  wird  die  Existenz  derselben  für  jenen  Rechtskreis  gegenwärtig  durch 
den  jüngst  veröffentlichten  BGU  1158  (234)  zur  vollen  Evidenz  erhoben: 
hier  verpflichtet  sich  eine  Cornelia  gegenüber  ihrem  Schuldner  Olos,  falls 
er  ihr  in  acht  Monaten  geschuldete  achtzig  Drachmen  zurückzahlt,  ^avxi- 
naqaxGiQriipEiv)  avx&i  .  .  .  t]v  7caQaxsx(bQr](xaL)  naQ  avxov  .  .  .  yfiv  xbqöov 
a^TCsXixiv  &qovq(&v)  jisvxs';  zahlt  er  dagegen  nicht,  so  hat  sie  das  Recht 
zum  iavxbv  7CQd6ösiv  xb  XB(pdXaio{v)  tJ  avxl  xovxov  xQaxiaiv)  xal  xvql- 
bvb(lv)  x&v  naQaxBxc3QT^{fiBV(ov)  ttvxfj.  Da  nccQaxcoQBiv  unstreitig  nur  die 
Übertragung  des  Eigentums  bedeuten  kann,  so  ist  hier  ganz  deutlich  eine 
fiduziarische  Übereignung  gegeben. 

Nicht  minder  finden  wir  in  BGU  1171  eine  vermutlich  zur  Sicherung 
einer  Forderung  an  den  Gläubiger  ^xaxcc  TtCöxiv'  (1.  17)  geschehene  Zes- 
sion einer  Darlehensforderung. 

Trotz  dieser  jüngsten  Publikationen  können  die  Einwendungen,  welche 
Manigk,  Sav.  Z.  30,  306  gegen  die  herrschende  Lehre  erhoben  hat,  hier 
nicht  ganz  unbeachtet  bleiben.  Dieser  Gelehrte  hat  nämlich,  noch  vor 
der  Veröffentlichung  von  BGU  1158  und  1171  schreibend,  selbst  zu- 
gegeben, daß  dem  Recht  der  Papyri  vermutlich  auch  die  Sicherungsüber- 
eignung nicht  unbekannt  gewesen  sein  wird,  hat  jedoch  von  den  bis  dahin 
vorliegenden  Urkunden  bestritten,  daß  irgendeine  derselben  sich  auf  diese 
beziehe.  Obwohl  nun  anzunehmen  ist,  daß  auch  Manigk  durch  BGU  1158 
die  Gewißheit  als  hergestellt  ansieht,  bleibt  immer  noch  zu  prüfen,  ob 
auch  die  schon  vorher  in  diesem  Sinn  gedeuteten  Urkunden  hierher  ge- 
hören, da  diese  Frage  sowohl  für  die  Auslegung  derselben  als  für  die 
Verbreitung  des  Institutes  und  die  Nomenklatur  von  Wichtigkeit  ist. 

Denn  was  insbesondere  die  letztere  anbetrifft,  so  fragt  es  sich,  ob 
das  Institut  in  Ägypten  einen  technischen  Namen  besitzt  und  eventuell 
welchen.  Gradenwitz  und  Gerhard  haben,  wie  oben  gesagt,  als  sie  den 
Heidelberger  Papyrus  1278  (233)  veröffentlichten,  aus  ihm  den  tech- 
nischen Namen  avt]  ev  tcCöxbl  herausgelesen,  indem  diese  drei  Worte  in 
1.  6  der  Urkunde  nebeneinander  stehen. 


1)  Wo  dagegen  bloß  von  9-eTvat  iv  niarsi  die  Rede  ist  (Rein.  18,  10  =  19,  9 
[26.  27]),  ist  nicht  an  Übereignung  zu  denken.  Vgl.  über  die  bez.  Stellen  die  zu  26 
in  der  Einl.  angeführte  Literatur. 

2)  Dazu  vgl.  Scaev.  D.  3,  101  pr,  (Reichsr.  u.  Volksr.  441  A.  3). 
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Manigk  hat  nun  zunächst  die  Deutung,  die  jene  Forscher  dem  frag- 
lichen Rechtsfall  gaben,  im  ganzen  bestritten.  Seiner  Meinung  nach  liegt 
dort  ein  ganz  gewöhnlicher  Grundstückskauf  vor;  Panobchunis,  den  die 
Herausgeber  als  Darlehensschuldner  betrachten  (vgl.  oben  S.  135),  hätte 
ein  Grundstück  einfach  in  ganz  gewöhnlicher  Weise  gekauft,  den  Kauf- 
preis aber  nicht  bezahlt,  sondern  hypothekarisch  auf  das  Kaufobjekt  sicher- 
stellen lassen.  Der  Heidelberger  Papyrus  enthalte  nun  die  Bestätigung 
über  die  nachträgliche  Zahlung  des  Kaufgeldes,  durch  welche  jene  Hypo- 
thek erlosch.  Demgemäß  bedeuten  nach  Manigk  die  Worte  'BJtelvöaro 
üavoßxovvtg  avi^v'  nicht:  Panobchunis  (als  Darlehensschuldner)  löste  die 
av^  (iv  TcCöTBi)  durch  Zahlung  der  Schuld  auf,  sondern  vielmehr:  er  tilgte 
seine  Kaufschuld.  Und  wenn  es  weiterhin  von  den  Grundstücken  heißt, 
daß  er  sie  ^vnsd'eto  ....  xarä  ßvyyQaipiiv  avfis  iv  nC6TEL\  so  soll  hier  sv 
TiiöxEi  nicht  von  avrig  abhängig  sein  und  mit  diesem  zusammen  einen 
einheitlichen  Terminus  bilden,  sondern  kv  jiCgtsl  ist  nach  Manigk  regiert 
von  •bnid^axo  und  das  Ganze  hieße:  er  verpfändete  die  Grundstücke  zur 
Sicherheit  laut  der  Kaufiirkunde. 

Ich  halte  diese  Auslegung  für  sachlich  unwahrscheinlich  und  sprach- 
lich unmöglich. 

Sachlich  kommt  nämlich  in  Betracht,  daß,  wie  in  Kap.  VI  zu  zeigen 
ist,  im  ägyptischen  Recht  der  Kauf  auf  Kredit  überhaupt  eine  große 
Seltenheit  ist.  ^)  Es  ist  die  Eigentümlichkeit  aUer  ägyptischen  Kauf- 
verträge, daß  im  Moment  des  Vollzugs,  also  bei  Grundstücken  der  Auf- 
lassung, der  Kaufpreis  immer  als  bezahlt  quittiert  wird.  Gewiß  mögen 
viele  von  diesen  Quittungen  fingiert  sein  und  es  läßt  sich  gelegentlich  auch 
nachweisen,  daß  sie  es  sind:  dann  aber  wird,  eben  weil  das  stereotype 
Auflassungsformular  die  Kaufpreisquittung  verlangt,  der  Kaufpreis  durch 
eine  novatorische  Urkunde  als  (fingiertes)  Darlehen  ^)  besonders  ver- 
sprochen. 

Hätte  also  selbst  unser  Panobchunis  auf  Kredit  gekauft  gehabt,  so 
hätte  er  dabei  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  den  Kaufpreis  nicht  als 
solchen,  sondern  als  Darlehnschuld  versprochen.  Dann  wäre  aber  bei  der 
Zahlung  und  als  Gegenstand  derselben  ein  ödvaiov  genannt  worden. 

Vor  allem  aber  scheint  es  mir  sprachlich  unzulässig,  die  Zahlung 
des  Kaufgeldes  zu  bezeichnen  als  kniXvHv  g)vi]v.  'Slv^  ist  der  Kauf  als 
Ganzes^),  und  so  wenig  wir  sagen,  daß  man  den  Kauf  bezahlt,  so  wenig 
kann  dies  damals  gesagt  worden  sein.  Es  müßte  heißen:  iTtskvöato  riftT^v  o.a. 


1)  Näheres  und  die  wenigen  nachweisbaren  Ausnahmen  s.  in  Kap.  VI. 

2)  Oben  S.  117. 

3)  Die  Berufung  von  Manigk  (Sav.  Z.  328  A.  1)  auf  Teb.  329,  15,  wo  angeblich 
avi^  =  Kaufpreis  ist,  hält  nicht  Stich;  es  bedeutet  dort  das  Pacht-  (nicht  Kauf-) 
Verhältnis  als  Ganzes. 
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Wenn  Manigk  weiter  bemerkt:  Nach  der  Auffassung  von  Gerhardt 
und  Gradenwitz  wäre  doch  eine  Erwähnung  des  stattfindenden  Rückkaufs 
und  der  Rück  üb  ertragung  des  Eigentums  zu  erwarten,  so  ist  dieses  Argu- 
ment deshalb  nicht  zwingend,  weil  wir  nicht  wissen,  ob  die  Sicherungs- 
übereignung damals  noch  so  streng  von  der  Hypothek  geschieden  wurde, 
daß  man  eine  formale  Rückübertragung  verlangte.  Es  ist  nicht  undenk- 
bar, daß  beide  Institute  einander  schon  so  weit  angenähert  waren,  daß 
man  das  Eigentum  des  Gläubigers  als  resolutiv  bedingtes  und  mit  der 
Zahlung  ipso  jure  erlöschendes  betrachtete.  Wir  kommen  darauf  noch 
zurück  (S.  152  oben). 

Ich  komme  also  hier  zu  folgendem  Resultate:  Die  Auffassung  des 
Heidelberger  Papyrus  als  Aufhebung  einer  Sicherungsübereignung  scheint 
mir  vollkommen  richtig,  und  nur  die  oft  gemachte  Erfahrung,  daß  wir 
in  papyrologischen  Fragen  mit  großen  Überraschungen  rechnen  müssen, 
warnt  mich  davor,  sie  als  geradezu  unumstößlich  zu  bezeichnen.  Jeden- 
falls ist  sie  die  einzige,  die  derzeit  zulässig  ist;  die  entgegenstehende 
Auffassung  setzt  bezüglich  des  insXvöazo  d>v7]v  einen  Sprachgebrauch 
voraus,  den  wir  nach  unsern  heutigen  Kenntnissen  als  geradezu  fehlerhaft 
bezeichnen  müßten  und  erst  akzeptieren  dürften,  wenn  eine  so  anomale 
Diktion  durch  andere  Urkunden  zur  Evidenz  erwiesen  würde. 

Weniger  dringend  als  bei  der  Gesamtdeutung  der  Urkunde  ist  die 
Wahrscheinlichkeit  bei  der  Gerhardt-Gradenwitzschen  Annahme  eines  Aus- 
drucks 'av^  iv  nC6xEi\  Allerdings  muß  man  den  genannten  Gelehrten  ohne 
weiteres  zugeben,  daß  dieselbe  die  nächstliegende  ist.  Um  sie  ablehnen 
zu  können,  muß  man  in  dem  Passus  *ov  vTcid'exo  .  .  .  xatä  ßvyyQUip^v 
avfig  iv  nCörsi^  das  iv  nCöxEi  mit  dem  fern  abstehenden  yzed-sto  ver- 
binden, und  das  ist  gewiß  nicht  ansprechend.^)  Aber  von  dem  Nicht- 
ansprechenden zum  Unzulässigen  ist  noch  immer  ein  beträchtlicher  Schritt, 
und  da  man  mit  der  Bildung  von  termini  technici  vorsichtig  sein  muß, 
scheint  es  mir  geraten,  einen  solchen  nicht  auf  einen  bloßep  Wahrschein- 
lichkeitsschluß  hin  anzunehmen.  Denn  das  ist  allerdings  richtig,  daß 
wir  ein  zweites  Zeugnis  für  den  Ausdruck  avrj  iv  tcCötsl  in  den  Papyri 
noch  nicht  haben  und  auch  das  altgriechische  Recht  nur  von  %Qcc6ig  inl 
Xvösi  spricht. 

Halte  ich  also  schon  bezüglich  Heidelb.  1278  im  wesentlichen  an  der 
hergebrachten  Auffassung  gegenüber  den  Zweifeln  von  Manigk  fest,  so  ist 
dies  nicht  minder  bezüglich  Oxy.  472  und  486  der  Fall.  Hier  finde  ich 
jede  andere  Auslegung  nicht  bloß  im  höchsten  Grade  unwahrscheinlich, 
sondern  vollkommen  unmöglich.  Wenn  Dionysia  und  Sarapion  darüber 
streiten,   ob  eine  xaTayQaq)'t]  (Auflassung)   definitiv  erfolgt  ist  oder  bloß 

1)  Man  vergleiche  nur,  wie  z.  B.  in  Rein.  18,  10  und  19,  9  (26.  27)  das  id-d(iriv 
iv  nioxei  eng  zusammengezogen  ist. 
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iv  itiöxsi^  so  steht  eben  unter  ihnen  fest,  daß  eine  naxayQatpiq  erfolgt  ist, 
und  das  für  eine  bloße  Hypothezierung  zu  erklären,  ist  einfach  aus- 
geschlossen. 

Gehen  wir  nun  zu  den  Einzelheiten  der  Sicherungsübereignung  über, 
so  sind  unsere  positiven  Kenntnisse  von  ihr  freilich  dürftig  genug. 

Vor  allem  ist  schon  der  Umfang  ihrer  Verwendung  nicht  genau  zu 
erkennen.  Da  wir  nicht  wissen,  wie  weit  im  ptolemäischen  Ägypten  vno- 
d-'^xrj  und  VTtdXXayfia  zurückreichen,  können  wir  auch  nicht  sagen,  ob  die 
Sicherungsübereignung  hier  das  Mutterinstitut  ist,  von  dem  sich  die  beiden 
jüngeren  erst  abspalten;  auch  kann  die  Abspaltung,  wenn  sie  überhaupt 
stattgefunden  hat,  schon  dem  älteren  makedonischen  und  ägyptischen 
Recht  entstammen.^)  Ebensowenig  wissen  wir,  ob  unser  Institut  sich 
noch  in  der  Kaiserzeit  auf  gleicher  Höhe  erhält  oder  durch  die  beiden 
andern  in  den  Hintergrund  gedrängt  worden  ist.  Daß  die  Fiduzierung  in 
der  Zeit  des  Hadrian  noch  vorkommt,  ist  durch  Oxy.  472.  486  erwiesen, 
und  daß  dieser  Übereignungsfall  bis  jetzt  vereinzelt  steht,  während  wir 
zahlreiche  Hypotheken  und  Hypallagmata  finden,  kann  Zufall  sein.  Aber 
gewiß  ist  in  der  späteren  Kaiserzeit  die  Verwendung  dieser  Rechtsform 
ebenso  in  den  Hintergrund  getreten  wie  die  der  römischen  Fiducia. 

Die  Übereignung  erfolgte  im  gewöhnlichen  Weg  durch  KcczayQdtpSLv 
(Oxy.  472  n  23/4),  in  BGU  1158,  7  TtccQaxaQstv  genannt.  Dabei  ist  wie 
Oxy.  472  1.  c.  uns  sagt,  Besitzübertragung  jedenfalls  nicht  üblich,  wenn- 
gleich natürlich  möglich  gewesen;  die  Möglichkeit  derselben  muß  schon 
deswegen  eingeräumt  werden,  weü  ihr  kein  juristisches  Bedenken  ent- 
gegensteht, und  der  eventuelle  Wunsch,  eine  Antichrese  zu  begründen, 
zu  ihr  sofort  hinführen  mußte.  Daß  der  Schuldner  das  Recht  der  Aus- 
lösung hatte,  liegt  im  Wesen  des  Geschäfts  und  wird  in  BGU  1158  be- 
sonders betont;  fraglich  kann  nur  sein,  ob  dieses  Recht  ein  zeitlich  be- 
grenztes war.  In  der  Berliner  Urkunde  wird  für  die  Einlösung  durch 
Beifügung  einer  lex  commissoria  (L  c.  1.  12  fg.)  eine  Präklusivfrist  gesetzt, 
und  man  vdrd  annehmen  dürfen,  daß  dieses  häufig  geschah;  ob  dann  in 
Fällen,  wo  die  lex  commissoria  fehlte,  das  Pfand  dem  Gläubiger  bei 
Zahlungsverzug  ohne  weiteres  verfiel,  läßt  sich  jedoch  nicht  sagen.  Da- 
gegen könnte  man  geltend  machen,  daß  in  BGU  1158  die  lex  commis- 
soria bestimmt,  der  Gläubiger  soU  keine  ÖLaötolrj  oder  nQOöxXriöLg,  d.  h. 
kein  gerichtliches  Vollstreckungsverfahren  bedürfen,  um  sich  die  Fiducia 
definitiv  anzueignen.  Indessen  ist  der  Schluß,  daß  also  eine  besondere 
Exekution  in  die  übereignete  Sache  das  Normale  war,  deswegen  unsicher. 


1)   Sicher  ist  das  für  das  makedonische  Recht  nicht;    denn    daß    sie  sich  im 
übrigen  Grriechenlaaid  schon  relativ  früh  vollzogen  hat,  bildet  natürlich  keinen  Beweis. 
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weil  diese  Klausel  möglicherweise  aus  den  Hypothezierungsverträgen  über- 
nommen ist,  wo  sie  öfter  vorkommt. 

Hatte  der  Schuldner  eine  Pflicht  zur  Auslösung  oder  galt  die  Über- 
eignung als  eine  Tom  Gläubiger  im  vorhinein  angenommene  Datio  in 
solutum?  Im  letzteren  FaU  würde  jener  also  durch  den  Abschluß  des  Fidu- 
ziarvertrages  von  aUer  persönlichen  Haftung  frei  geworden  und  es  würde 
diese  auf  die  Sache  aUein  radiziert  worden  sein. 

Wir  können  auch  diese  Frage  noch  nicht  beantworten.  In  BGU  1158 
1.  13/4  wird  zwar  ausdrücklich  gesagt,  der  Gläubiger  dürfe  bei  Nichtzah- 
lung wählen,  ob  er  den  Schuldner  persönlich  verfolgen  oder  sich  an  die 
Fiduzia  halten  will.  Aber  daraus  folgt  eben  nur,  daß  die  Befreiung  des 
Schuldners  durch  die  Sicherungsübereignung  zur  Zeit  dieser  Urkunde 
jedenfalls  nicht  mehr  ein  Jus  cogens  war.  Im  übrigen  gut  hier  die  Er- 
fahrung, die  man  bei  den  Stipulationen  der  Urkunden  immer  wieder  macht: 
man  weiß  nicht,  ob  sie  nur  ein  Naturale  negotii  besonders  zum  Ausdruck 
bringen  wollen  oder  ob  das,  was  gesagt  wird,  ein  Accidentale  negotii  ist. 
Das  heißt,  es  könnte  die  persönliche  Haftung  des  Schuldners  hier  genannt 
sein,  bloß  weil  sie  selbstverständlich  war  oder  auch,  weil  sie  das  nicht  war 
und  besonders  ausbedungen  werden  mußte.  In  welchem  Sinn  man  zu  ent- 
scheiden hat,  wird  erst  gesagt  werden  können,  wenn  eine  längere  Reihe 
von  Urkunden  aus  älterer  Zeit  vorliegt  (denn  BGU  1158  ist  augusteisch), 
welche  eine  bestimmte  Entwicklung  erkennen  lassen;  oder  wenn  eine  ge- 
richtliche Entscheidung  jener  Zeit  zutage  tritt,  die  das  dispositive  Recht 
in  dieser  Frage  bekundet. 

Immerhin  mag  bemerkt  werden,  daß  sich  durch  allgemeine  Er- 
wägungen die  Wagschale  dahin  neigt,  eine  Auslösungspflicht  zu  ver- 
neinen. Dafür  sprechen  nämlich  die  Erscheinungen,  welche  wir  später 
im  Gebiete  der  vxo&rlxtj  finden  werden  (S.  144).  Nur  läßt  sich  eben  noch 
keine  voUe  Sicherheit  erlangen. 

Demgemäß  besteht  auch  Ungewißheit  darüber,  ob  der  Gläubiger  die 
Gefahr  der  übereigneten  Sache  trug.  Dieser  Punkt  hängt  mit  dem  eben 
Erörterten  eng  zusammen.  Denn  wenn  die  Personalhaftung  durch  die 
Fiduzierung  beseitigt  war,  ergab  sich  seine  Gefahrtragung  von  selbst, 
andernfalls  fiel  sie  weg.  Nun  enthält  BGU  1158,  17  fg.  wohl  die  Be- 
merkung, daß  der  Gläubiger  keine  Gefahr  des  Forderungsverlustes  haben 
soll;  aber  es  fragt  sich  wieder,  ob  dies  gesagt  werden  mußte  oder  nur 
zum  Überfluß  gesagt  worden  ist. 

Nur  soviel  wird  man  all  diesen  Verabredungen  entnehmen  dürfen, 
daß  dem  gräko- ägyptischen  Rechtsleben  der  Gedanke  der  Gefahrtragung 
des  Gläubigers  durchaus  geläufig  war  und  daß  dies  mindestens  auf  eine 
Zeit  zurückdeutet,  wo  er  der  leitende  war.  Diese  für  das  altgriechische 
Pfandrecht  schon  längst  vertretene  Idee   scheint  sich  an  den  Papyri  zu 
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bestätigen.  Aber  wie  weit  ein  bestimmter  Rechtssatz  der  Art  noch  in 
■der  ptolemäisch- römischen  Zeit  fortdauert,  ist  nicht  mit  Sicherheit  fest- 
zustellen. 

Die  Frage  der  Nutzung  an  der  übereigneten  Sache  während  des 
Schwebens  der  Schuld  ist  mit  dem  Vorstehenden  bereits  beantwortet: 
Da  der  Schuldner  regelmäßig  den  Besitz  behält,  bleibt  ihm  auch  die 
Nutzung;  doch  konnte  gewiß  in  beiden  Beziehungen  das  Gegenteil  aus- 
gemacht werden.  Ein  Verkaufs-  und  Weiterverpfändungsrecht  ist  der 
Natur  der  Sache  nach  für  den  Schuldner  ausgeschlossen,  da  er  ja  nicht 
mehr  Eigentümer  ist. 

Ebenso  ist  die  Frage  nach  der  PfandvoUstreckung  schon  durch  das 
•oben  über  die  lex  commissoria  Gesagte  (S.  139)  insoweit  beantwortet,  als 
wir  es  heute  tun  können.  Es  ist  nur  noch  ein  Punkt  zu  berühren: 
Überträgt  der  Pfandverfall  dem  Gläubiger  die  Sache  ohne  Rücksicht  auf 
ihren  Wert  oder  nur  mit  der  Verpflichtung,  eine  etwaige  Differenz  zwi- 
schen dem  Schuldbetrag  und  dem  Sachwert  als  Hyperocha  herauszuzahlen? 
Wir  kommen  auf  eine  gleiche  Frage  bei  der  Lehre  von  der  Hypothek  zu 
sprechen;  schon  hier  aber  wiU  ich  bemerken,  daß  die  Berliner  Urkunde 
mir  dafür  zu  sprechen  scheint,  daß  die  Hyperocha  wenigstens  bei  der 
Sicherungsübereignung  nicht  herausgezahlt  wurde.  Denn  sie  schweigt  von 
diesem  Punkt  ganz  still. 

B.  Hypothek  nnd  Hypallagma. 

Für  diese  ist  das  Material  viel  reichlicher. 

1.  Die  Bestellung  des  Pfandrechts  erfolgt  bei  Grundstücken  durch 
Vertrag;  natürlich  kann  dieser  jede  beliebige  Form  annehmen,  also  Chiro- 
graphum  (z.  B.  Lips.  10)  oder  notarielle  Urkunde  (Oxy.  483;  Flor.  1; 
Straßb.  52;  Lond.  2  p.219  u.a.)  oder  dvyxG>Qrj6ig  (BGU  741;  1167  Col.IU) 
oder  selbständige  diayQcctpri  (Flor.  28;  Giss.  34,  17/18)  sein.  Beim  Chiro- 
graphum  ist  zur  gerichtlichen  Geltendmachung  des  Hypothekenrechtes  die 
ör}[io6C(o6Lg  des  Chirographum  notwendig,  ohne  daß  jedoch  das  Vor- 
handensein des  Pfandrechts  bis  dahin  aufgeschoben  wäre;  in  P.  Lips. 
10  (189)  z.  B.  erfolgt  die  örj^oöCcoöig  erst  im  J.  240,  obwohl  der  Besitz 
und  die  Antichresis  des  Hypothekars  schon  seit  dem  Jahr  180,  dem  Zeit- 
punkt der  Verpfändung,  bestanden  hatten.  Bei  notariellen  oder  diagraphi- 
schen Verpfändungen  ist,  sofern  es  sich  um  Objekte  des  Grundbuchs 
handelt,  vorgängige  Anzeige  bei  den  ßißXiocpvXccxsg  iyxT'^öscov  und  deren 
Bewilligung  nötig,  vgl.  Oxy.  483;  das  begründete  Pfandrecht  wird  dann 
im  SidötQOfia  registriert,  welche  Registrierung  bei  chirographarischer  Ver- 
pfändung natürlich  entfallen  konnte.^) 

1)  Doch  müssen  wir  annehmen,  daß  auch  Chirograph  arische  Verpfändungen  im 
Grundbuch  eingetragen  werden  konnten;    diese  Annahme  ist  dadurch  gegeben,  daß, 
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Anläßlich  der  Verpfändung  ist  eine  iyxvxhov -Stener  zu  bezahlen, 
welche  mit  2%  vom  Betrag  der  Pfandforderung  bemessen  wird;  s,  Oxy.  243 
mit  der  Einleitung  der  Herausgeber;  339,-43—48  descc;  510,20;  511,4/5; 
Loud.  3  Nr.  1201  p.  3/4  mit  der  Einl.  der  Herausgeber. 

2.  Der  Verpfändungswille  wird  nun  aber  in  verschiedener  Weise  aus- 
gedrückt. 

a)  Bald  geschieht  dies  durch  den  Gebrauch  des  Wortes  vnaXXd66£Lv, 
also  z.  B.  nQog  xo  TiQoxsi^svov  ödvsiov  vitaXlaßCca  6oi  rag  v%aQiotJ6ag 
(loi  ^QovQag  usf.  So  z.  B.  in  Lips.  10  I  12  (189);  Lond.  2  p.  220  1.  9/10 
(237)  (dCdofii  hv  -bnaXXdyiiaTi  xal  dieyyvrj^arog).  Dem  ausdrücklichen 
Gebrauch  des  Wortes  v7caXXd66(o  ist  es  ferner  wohl  gleichzustellen,  wenn 
neben  der  Zusicherung  der  Haftung  des  Schuldners  und  seines  Vermögens 
ein  bestimmtes  Objekt  als  Befriedigungsobjekt  besonders  namhaft  gemacht 
wird,  wie  in  BGU  1151  H  39  fg.;  970,  16  (242). 

ß)  In  andern  Fällen  wird  dem  Gläubiger  bei  Nichtzahlung  der  Ver- 
fall des  Eigentums  zugesichert,  also  gesagt,  er  soll  dann  xvQievsiv 
(Oxy.  270,  20  [236])  oder  xtäöd-ai  (Flor.  1,  7  [243])  oder  iiEieTciygacp^v 
7Coisi6d-ai^  iTtixarcißoXrjv  TCoieiöd-m;  meist  werden  mehrere  dieser  Ausdrücke 
miteinander  verbunden.  Dabei  werden  die  einzelnen  Eigentumsbefugnisse 
—  XQ&öd^Ki^  oixovo^slv,  TtcoXelv  —  einzeln  aufgeführt,  besonders  auch  mit- 
unter betont,  der  Gläubiger  soll  auch  den  Besitz  ergreifen  dürfen:  xQarstv 
oder  iiißadeveiv  (Flor.  1,  7;  Oxy.  485,  22  [246];  373,  20  desc.  und  dazu 
A.  31  zu  Oxy.  273).  Vgl.  über  aU  dieses  Oxy.  485,  19  fg.;  Flor.  1,  6 fg.; 
86,  22  fg.;  Straßb.  52,  4fg.;  PER  1444  bei  Wessely,  Anzeiger  der  Wiener 
Akad.  1901  p.  101.  Dabei  läßt  sich  vielleicht  wieder  örtlich  verschiedener 
Stil  konstatieren:  wenn  man  die  oxyrhynchitischen  Urkunden  mit  jenen  aus 
Hermupolis  (Flor.  1.  86;  Straßb.  52)  vergleicht,  wird  man  dort  das  (xqu- 
t£tv  xal)  xvQiEveiv,  hier  das  iTtLxataßoXrjv  7ioiri6a6d-ai  xal  ifißadevsLv  prä- 
valierend finden  —  der  Sinn  ist  aber  beidemal  derselbe. 

3.  An  die  Beobachtung  dieser  Verschiedenheit  (a  und  ß)  des  Ver- 
pfändungsformulars knüpft  man  nun  in  neuester  Zeit  weitere  Vermutungen 
über  Gegensätze  im  Pfandrechtsbegriff  selbst. 

Diese  gehen  dahin,  daß  v:to&7]XT]  einerseits  und  "bnäXXayiia  anderer- 
seits als  verschiedene  Abarten  des  Pfandrechts  einander  gegenüberstehen.^) 


wie  wir  jetzt  wissen  (oben  S.  98),  auch  chirographarische  Käufe  von  der  Eintragung 
nicht  ausgeschlossen  waren. 

Unbekannt  ist,  welche  Bedingungen  vor  der  Verpfändung  durch  ffuy^eoprjctg  zu 
erfüllen  waren.  Das  Verhältnis  dieser  Urkunde  zu  der  Aufsicht  der  ßißXiocpvXansg 
über  die  Grundstücke  liegt  eben  überhaupt  im  Dunkeln  (S.  96  A.  6). 

1)  Man  hat  das  Nebeneinanderstehen  dieser  Termini  schon  längst  auffallend 
gefunden  und  einen  zwischen  beiden  bestehenden  Gegensatz  vermutet.  Neuerdings 
haben  besonders  E.  Rabel  (Verfügungsbeschränkungen  S.  28  fg.)  und  0.  Eger  (Grund- 
bachwesen S.  47  A.  4)  —  unabhängig  voneinander  — ,  der  erstere  in  breiterer  Aus- 
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Ehe  ich  dies  im  nachfolgenden  entwickle,  will  ich  den  Leser  aus- 
drücklich darauf  hinweisen,  daß  wir  ein  noch  unsicheres  Gebiet  be- 
treten; manches  von  dem  im  nachstehenden  Festzustellenden  kann  durch 
neue  Urkundenfunde  in  ein  anderes  Licht  gesetzt  werden.  Es  ist  nur 
noch  Hypothese  was  im  folgenden  dargelegt  wird.  Aber  ihre  Wichtig- 
keit rechtfertigt,  ihr  einen  größeren  Raum  zu  widmen  als  sonst  Hypo- 
thesen gegönnt  werden  darf. 

a)  Als  Ausgangspunkt  wird  der  umstand  genommen,  daß  dort,  wo 
der  Verfall  des  Pfandes  zu  Eigentum  des  Gläubigers  ausdrücklich  stipu- 
liert  ist  (oben  unter  /3),  das  Pfand  in  mehreren  Fällen  als  ynod-t^Tcrj 
bezeichnet  wird:  so  in  Flor.  1  A.  4,  cf.  6/7  (243);  81,  6;  Straßb.  52,  4, 
cf.  6/7;  Flor.  86,  6,  cf.  22  (2iiy) 

Der  Ausdruck  vndXXayiia  kommt  in  solchen  Fällen  niemals  vor. 
Umgekehrt,  wo  ein  Pfand  als  vTidlkayiia  bezeichnet  wird,  heißt  es,  der 
Gläubiger  soU  in  das  Pfand   die  Vollstreckung  (;r(>d|tg)  führen,   z.  B. 

Lips.  10  I  38/9  (189)  7CQäi,Lv  noLri6a6%ai{^ ex  roi)  nB\jtQayii,Bvov  vTcak- 

Xäyiiarog;  Flor.  28,  17/18  (238);  BGU  888  (239),  1.  13  vgl.  mit  L  23. 

ß)  Diese  Vollstreckung  in  das  vndXlayficc  wird  öfter  als  EvexvqaöCa 
bezeichnet;  so  BGU  888,  23:  iöofiävrjv  fiot  rijv  jiQäi,Lv  aqp'  av  reXeiaöc) 
ivEyvQaaCag  yQaaiidxav]  in  Giss.  23  1.17  {v7criXXai,Ev)  vgl.  mit  1.19:  iva%v- 
Qtt6Cu  o'bx  inrjxoXovd-rjxev;  in  Flor.  56,  11 — 12  (cf.  auch  55,  25  [241])  ist 
von  ivExvQttöt'a  in  vTcrjXXccyfisvca  ccqovqccl  die  Rede,  ebenso  in  BGU  1038 
(1.  17  vgl.  1.  24)  (240).    ÄhnUch  steht  es  in  Lond.  2  p.  220,  17/18  (237). 

Umgekehrt  ist  bei  vjto&ijxai,  eine  ivsxvQaöCa  niemals  ausbedungen; 
hier  wird  vielmehr  dem  Gläubiger  sofort  das  ifißadevsiv  in  Aussicht 
gestellt,  so  Flor.  1,  7  (243):  {knixataßoXriv  Ttoinjöaö&aL  xal)  ifißadsveLV^)', 
81,  12;  86,  23  (247);  Straßb.  52,  8;  vgl.  auch  Oxy.  274  1.  8  mit  l.  25.  In 
Oxy.  485,  wo  in  1.  33/4  gleichfalls  von  ifißadsCa  die  Rede  ist,  wird  zwar 
das  Pfand  nicht  ausdrücklich  v7fod-r]XTf]  genannt,  ist  aber  in  den  (unter  a 
bezeichneten)  Formen  der  Hypothekbestellung,  d.  h,  mit  lex  commissoria 
errichtet  worden. 


führung,  der  letztere  in  kurzer  Andeutung,  den  Versuch  gemacht,  gestützt  vor  allem 
auf  die  aus  den  Florentiner  Papyri  zu  entnehmenden  Aufschlüsse,  hier  bestimmte 
Hypothesen  zu  formulieren.     Neuestens  auch:  Eger,  Sav.  Z.  31,  458  fg. 

1)  In  einem  anderen  Papyrus  (BGU  741  [244] ;  cf.  Bas.  7  [245])  ist  bei  •v«oO'7}xtj 
nicht  ausdrücklich  Eigentumsverfall  stipuUert,  sondern  nur  das  J;e»^(>aö•9•a^  xoig  vo(iitiotg. 
Obwohl  hiermit  wahrscheinlich  wieder  der  Eigentumszuschlag  gemeint  ist,  kann  man 
doch  eine  solche  allgemeine  Wendung  nicht  als  Zeugnis  desselben  aufführen  (vgl. 
auch  S.  130),  um  so  weniger  als  dieselbe  einmal  auch  bei  einem  vndXXay^ia  steht, 
BGU  301, 17  vgl.  mit  9.  Der  Sinn  derselben  wurde  von  den  damaligen  Kontrahenten 
natürlich  je  nach  der  vorliegenden  Art  der  Verpfändung  ausgelegt. 

2)  Ich  darf  freilich  die  löbliche  Vorsicht  Rabeis  nicht  vermissen  lassen,  welcher 
(a.  0.  30  A.  1)  hinzufügt:  „es  könnte  unter  den  vd/xifia  t^s  iiißaSsiocg  die  ivsxvgaala 
mit  gemeint  sein"  und  auf  Etymol.  Magn.  p.  334  1.  35  verweist. 
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Dieses  i(ißad£v£Lv  aber  ist,  wie  sich  bestimmt  zeigen  läßt,  ein  von 
der  ivBxvQccöCa.  wohl  zu  unterscheidender  Vorgang  (S.  159  a  vgl.  mit  161  e). 

y)  Die  lvE%vQa0ta  des  vTcdXXayfia  ist  eigentlich  nur  eine  Erscheinungs- 
form des  allgemeineren  Begriffs  der  evsxvquöCcc,  denn  dieses  Wort  be- 
zeichnet an  sich  jede  Zwangsvollstreckung  in  das  Vermögen.  Sie  kommt 
also  auch  dort  vor,  wo  gar  kein  Pfandrecht  besteht,  sondern  nur  ein 
chirographarischer  Vollstreckungstitel,  z.  B.  in  Flor.  48,  8,  wo  die  Schuld, 
wie  Flor.  46  (mit  meinen  in  den  Aggiunte  der  Ausgabe  p.  XII  und  be- 
sonders XIII  mitgeteilten  Lesungen  und  Ergänzungen^))  zeigt,  eine  bloß 
chirographarische  war;  ebenso  in  BGU  578,  21-,  Lips.  120,  12.*) 

d)  Das  hängt  vielleicht  mit  Folgendem  zusammen,  das,  wenn  es  sich 
definitiv  bestätigt,  besonders  wichtig  sein  würde.  Wo  ein  vndkXayyM  be- 
stellt ist,  wird  dadurch  die  sonstige  Haftung  der  Person  des  Schuldners 
und  seines  gesamten  Vermögens  in  keiner  Weise  gemindert:  der  Gläubiger 
kann  zwar  auf  das  vTcdlXayfia  greifen  und  pflegt  dies  auch  zu  betonen, 
daneben  aber  sagen  die  Urkunden  stets,  daß  er  auch  i'x  ts  avrov  tov 
V7C0XQE0V  xal  dx  r&v  (aXXoav)  vjtccQx^vtoav  avrov  sich  befriedigen  kann. 
So  Flor.  28,  18;  Lond.  2  p.  220  1.  17/18;  BGU  888,  24;  1147,  20  fg.;  Lips. 
10  I  39.3) 

Ganz  anders  drücken  sich  die  Hypothekenurkunden  aus:  hier  ist  — 
mit  einziger  Ausnahme  von  Bas.  7  —  von  solch  allgemeiner  Forthaftung 
entweder  überhaupt  nicht  die  Rede  oder  in  solcher  Weise,  daß  man  den 
Eindruck  gewinnt,  sie  sei  eigentlich  nicht  selbstverständlich. 

Zur  Probe  des  ersteren  lese  man  etwa  Urkunden  wie  Oxy.  485,  27  fg. 
(246);  Flor.  86,  23  (247).  Man  wird  hier  den  Eindruck  empfangen,  die 
Person  und  das  sonstige  Vermögen  des  Schuldners  erscheinen  von  der 
Haftung  vöUig  ausgeschaltet;  mit  keinem  Wort  wird  von  ihnen  mehr 
gesprochen,  überall  wird  nur  die  Inanspruchnahme  der  Hypothek  als  Folge 
des  Zahlungsverzugs  hingestellt. 

Besonders  merkwürdig  ist  hier  Flor.  86  (247).*)  Da  sind  fünf  Dar- 
lehen gegeben  worden;  die  vier  ersten  kraft  GvyyqatpaC  und  dnl  vno- 
■O-i^jcTj  ccQovQ&tv  tQLäv  (1.  4);  später  noch  ein  fünftes  kraft  B&nk-diayQacpr] 
und  ohne  eigentliche  vno&r^xrj,  sondern  nur  mit  der  Verabredung,  daß 
die  Pfandgläubigerin  die  Hypothek  der  ersten  vier  Darlehen  nicht  frei- 
zugeben braucht,  solange  nicht  auch  das  diagraphische  Darlehen  bezahlt 
ist  (1.  15 — 18).^)     Und  nun  sagt  die  Gläubigerin   in   einer  gerichtlichen 

1)  Ein  Nachtrag  zu  1.  14/15  noch  von  Wilcken,  Arch.  4,  432. 

2)  Vgl.  oben  S.  128. 

3)  Eine  konkrete  Anwendung  dieser  Regel  s.  in  Flor.  56,  14  (241);  vgl.  die  An- 
merkung zu  dieser  Stelle. 

4)  Vgl.  zum  Nachfolgenden  Mitteis,  Sav.  Z.  27,  348—9. 

5)  Diese  Verabredung  wird  also  mindestens  im  konkreten  Fall  noch  nicht  als 
eigentliche  Hypothezierung  behandelt.     (Vgl.  noch  S.  156.) 
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Eingabe:  Wenn  der  Schuldner  ihr  nicht  zahlt,  werde  sie  wegen  der  ersten 
vier  Darlehen  die  Hypothek  in  Anspruch  nehmen,  wegen  des  diagrapha- 
rischen  Darlehns  dagegen  das  sonstige  Vermögen  des  Schuldners.  Es  ist 
wenig  ansprechend,  zu  glauben,  daß  eine  so  ausgeklügelte  Distinktion  auf 
Zufall  beruht,  daß  man  nur  vergessen  hat,  die  Haftung  des  Gesamtver- 
mögens auch  bei  den  ersten  vier  Darlehen  anzuführen.  Vielmehr  legt  die 
Urkunde  den  Schluß  nahe:  Hier  wiir  jene  Haftung  eben  durch  die  An- 
nahme der  Hypothek  beseitigt.  Nur  bei  dem  pfandlosen  Darlehen  be- 
stand sie. 

Umgekehrt:  in  manchen  Fällen  soll  freilich  auch  bei  der  Hypothek 
eine  weitere  Haftung  des  Schuldners  aus  seinen  vndQ%ovra  platzgreifen  — 
aber  das  wird  dann  in  solcher  Weise  stipuliert,  daß  der  anomale  Charakter 
dessen  sofort  hervortritt.  So  lautet  Flor.  1,  9  fg.  (243),  nachdem  die  hypo- 
thekarische Garantie  gegeben  ist:  ^Eäv  ds  ng  xCvdvvog  ysvrjTca  Tiegl 
f^vös  trjv  vTtod-rlxrjv  7Cä6av  rj  ^SQog,  anodörco  rj  dsdavLö^Evr]  .  .  .  .  tä 
ötpsiXo^Eva  Ttdvra  .  .  .  yetvo^ievi^g  rrig  TtQci^scog  ....  naQcc  ts  tilg  dedavLö^s- 
vrjg  (xal  ijc  ttJj  vTtod-TJxrjg  —  hier  sind  die  etwaigen  Überreste  der  be- 
schädigten Hypothek  gemeint)  xal  kx  t&v  äXXcov  v^taQ^ovrav  avxri. 
Genau  so  Straßb.  52,  10—12.  In  BGU  741,  29 fg.  (244)  sagt  man:  erst 
wird  die  Hypothek  in  Anspruch  genommen:  wenn  sie  nicht  zureicht, 
haftet  für  das  iXXslnov  der  Schuldner  mit  seinem  sonstigen  Vermögen 
und  so  auch  dann,  wenn  die  Hypothek  untergeht. 

s)  Je  mehr  danach  die  Hypothek  als  normalerweise  ausschließliches 
Haftungsobjekt  und  als  eine  antizipierte  Datio  in  solutum  erscheint,  um- 
somehr  ist  es  begreiflich,  daß  der  Gläubiger  dieses  Objekt  nun  auch  ganz 
sicher  haben  will.  So  finden  sich  denn  bei  der  Hypothek  stets  aus- 
führliche Gewährleistungsklauseln:  die  ßeßaCcoöig  wird  vom  Verpfänder 
in  ähnlicher  Weise  übernommen  als  ob  er  das  Objekt  dem  Gläubiger 
verkauft  hätte.  Man  braucht  dazu  nur  wieder  Oxy.  485;  Flor.  1;  81; 
Straßb.  52;  Bas.  7  zu  lesen.  Beim  vTtdXXay^a  ist  von  solcher  ßsßaCcoöig 
regelmäßig  (nur  vgl.  unten  S.  148)  keine  Spur  vorhanden;  hier  tritt  nur 
das  Versprechen  des  Schuldners  hervor,  das  Pfand  nicht  weiterveräußern 
zu  woUen. 

2;)  Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  dem  römischen  Verwaltungs- 
recht die  vTtod^T^xrj  fremd  zu  sein  scheint.^)  In  den  zahlreichen  Urkunden, 
wo  dem  Staat  gestellte  Kautionen  erscheinen,  hat  sich  der  Ausdruck  m.  W. 
noch  nicht  gefunden.  Man  spricht  hier  von  duyyvrjfia,  xatoxrj  u.  ä.;  das 
scheint  sich  aber  viel  mehr  dem  Begriff  des  vndXXayyba  zu  nähern  als  jenem 
der  Hypothek. 


1)  Auf  diesen  Punkt  hat  B.  Schwarz,  der  über  die  Frage  demnächst  eine  größere 
Untersuchung  publizieren  wird,  mich  aufmerksam  gemacht. 
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Fassen  wir  alle  diese  Erscheinungen  zusammen,  so  läßt  sich  —  bei 
aller  gebotenen  Vorsicht  —  der  Eindruck  nicht  hinwegleugnen,  daß  vjco- 
d"tlxr}  und  VTtccXlayfitt  nicht  identisch  sind.  Man  fragt  sich  zwar  —  und 
dies  hat  mich  seit  Jahren  bestimmt,  in  dieser  Frage  äußerst  reserviert  zu 
sein  —  welchen  lebendigen  Grund  ein  Gegensatz  zwischen  zwei  Verpfändungs- 
arten gehabt  haben  mag,  welche  sich  weder  im  Punkt  der  Besitzlage  (etwa 
wie  in  Rom  Faustpfand  und  Vertragspfand)  noch  im  Punkt  der  Eigen- 
tumslage —  etwa  wie  in  Rom  Fiducia  und  Pignus  —  zu  unterscheiden 
scheinen  —  ich  sage  absichtlich  nur  „scheinen".  Indessen  daß  wir  eine 
Tatsache  nicht  zu  erklären  vermöchten,  dürfte  uns  nicht  abhalten,  sie  zu 
konstatieren,  und  es  ist  außerdem  noch  fraglich,  ob  jene  Tatsache  wirk- 
lich so  ganz  richtig  ist.  Jedenfalls  glaube  ich,  daß  E.  Rabel  und  0.  Eger^) 
keinesfalls  der  Voreiligkeit  geziehen  werden  dürfen,  wenn  sie,  mit  Vorsicht 
und  Vorbehalt,  sich  entschlossen  haben,  die  Vermutung  eines  vorhandenen 
Gegensatzes  nicht  länger  zu  unterdrücken. 

Alles  was  wir  über  die  Hypothek  hören,  führt  zu  der  Vorstellung,  daß 
sie  im  damaligen  Rechtsleben  als  eine  eventuelle  Ersatzleistung  empfunden 
worden  ist.  Damit  stimmt  zunächst  die  Erklärung  überein,  der  Gläubiger 
solle  sie  bei  Nichtzahlung  als  Eigentum  behalten,  und  mehr  noch  der  Um- 
stand, daß,  wenn  Hypothek  bestellt  ist,  eine  weitere  Haftung  des  Schuld- 
ners ausgeschlossen  ist  —  soweit  nicht,  worauf  wir  noch  zurückkommen, 
deren  Fortdauer  für  gewisse  Fälle  besonders  stipuliert  ist. 

Darin  liegt  der  Satisfaktionsgedanke. 

Ist  aber  dieser  zunächst  in  schuldrechtlicher  Beziehung  vorhanden, 
so  kann  man  es  kaum  ablehnen,  ihn  auch  in  sachenrechtlicher  Beziehung 
zu  Ende  zu  denken. 

Was  soll  es  sachenrechtlich  bedeuten,  daß  ein  Gegenstand  als  even- 
tuelle Ersatzleistung  für  eine  Schuld  bezeichnet  ist?  Das  kann  doch 
nicht  anders  ausgelegt  werden,  als  daß  an  ihr  bereits  ein  suspensiv 
bedingtes  Eigentum  besteht  —  denn  wenn  man  dies  leugnet,  kommt 
man  zu  einem  bloß  obligatorischen  Anspruch  auf  Eigentumsübertragung, 
also  von  einer  Obligation  in  die  andere.  Es  ist  freilich  bei  uns  eine  her- 
gebrachte Vorstellung,  daß  bei  einer  lex  commissoria,  wie  es  ja  die  Ver- 
fallsklausel der  Hypothek  zweifellos  ist,  der  Gläubiger  schon  vor  dem 
Verfall  durch  das  spezifische  Pfandrecht  dinglich  gesichert  ist.  Aber 
diese  Vorstellung  ist  doch  nur  eine  Konsequenz  des  romanistischen  Hypo- 
thekenbegriffs,  mit  dem  die  lex  commissoria  sich  nur  äußerlich  verknüpfen 
kann.  Wo  diese  selbst  das  Wesentliche  der  Verpfändung  bedeutet,  dort 
ist  es  von  selbst  gegeben,  daß  sie  eigentlich  das  spezifische  Pfandrecht  ab- 
sorbiert.   Die  so  verstandene  Hypothek  ist  also  nicht  eigentliches  Pfand- 

1)  Rabel,  Verfügungsbeschr,  S.  29  fg.;  Eger,  Grundbuchw.  S.  47  A.  4;  Sav.  Z. 
31,  458  fg. 
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recht,  sondern  aufschiebend  bedingtes  Eigentum^),  und  das  läßt  sich  für 
das  gräko -ägyptische  Recht  um  so  leichter  verstehen,  als  dort  zur  Eigen- 
tnmsübertragung  nicht  wie  im  römischen  Recht  Tradition  oder  Manzipa- 
tion  erforderlich  ist. 

Von  diesem  Standpunkt  aus  würde  auch  sofort  begreiflich  sein,  daß 
bei  der  Hypothek  nicht  wie  beim  vndkXayiia  ein  besonderer  Beschlag- 
nahmsakt —  ivsxvQuöia  —  erforderlich  ist,  sondern  die  einfache  Besitz- 
ergreifung —  ifißadeCa  —  genügt.  Damit  ist  zwar  nicht  gesagt,  daß  diese 
ein  reiner  Privatakt  sein  muß  (s.  unten  S.  162);  aber  ihrem  Inhalt  nach 
ist  sie  nur  besitzrechtlicher  Natur;  der  eigentumsrechtliche  Vorgang  ist 
durch  den  Eintritt  des  Verfalls,  d.  h.  der  Suspensivbedingung  der  früheren 
Übereignung,  von  selbst  vollzogen. 

Beim  vTcdXXayfia  dagegen  scheint  die  Natur  des  Pfandes  im  modern- 
rechtlichen Sinn  vorzuwalten,  d.  h.  eines  Gegenstandes,  der  ohne  daß  an 
der  persönlichen  Haftung  irgend  etwas  verschoben  wird,  als  vorzugsweises 
Befriedigungsobjekt  einer  bestimmten  Forderung  und  mit  Ausschluß  der 
Befriedigung  anderer  Gläubiger  bezeichnet  wird.  Darum  berührt  die  Be- 
stellung eines  solchen  die  persönliche  Haftung  rn.  keiner  Weise.  Darum 
ist  auch  zur  Erlangung  des  Eigentums  am  vndXkayiia  —  denn  Distrak- 
tionspfand  ist  auch  dieses  nicht  —  noch  ein  besonderer  gerichtlicher 
Akt  der  ivsxvQaöta  nötig.  Und  darum  wird  bei  ihm  auch  kein  besonderes 
ßsßaCcoö  ig -Versprechen  gegeben;  denn  eine  freiwillige  Übereignung  findet 
überhaupt  nicht  statt,  und  vor  allem:  wenn  das  gepfändete  'bndXXayiia 
dem  Gläubiger  evinziert  wird,  greift  er  einfach  auf  seine  Forderung  zurück, 
während  bei  der  Hypothek  diese  schon  durch  die  Hypothezierung  als  be- 
zahlt gilt. 

Nicht  recht  durchsichtig  ist  freilich  bei  alledem  der  Ausdruck  vndk- 
Xtty(ia.  Denn  dieses  würde  eigentlich  das  „Austauschobjekt"  bezeichnen. 
Dieser  Begriff  würde  aber  besser  zur  vTCod-'rjxrj  passen,  die  ja  wirklich 
eine  Austauschleistung  darstellt.  Dürfte  man  freilich  das  vnö  in  der 
Komposition  hier  im  Sinn  der  bloßen  Annäherung  an  den  Begriff  des 
Simplex  fassen,  so  ließe  sich  das  Wort  verstehen  als  eine  „Destination" 
zu  künftiger  Ersatzleistung;  ob  dies  aber  angesichts  der  sonstigen  Ver- 
wendungen, wo  das  Wort  das  gegenwärtige  Austauschobjekt  bezeichnet, 
zulässig  ist,  müssen  Sprachkenner  entscheiden.  Daß  der  Ausdruck  sich 
nicht  von  selbst  erklärt,  wußte  übrigens  schon  der  griechische  Gramma- 
tiker Phrynichos  (p.  306  Lobeck)  ^),  der  es  als  ein  übles  Surrogat  für 
EVBjvQov  bezeichnet,  das  von  „Einigen"  verwendet  werde. 

In  jüngster  Zeit    ist   freilich    von  Manigk^)    gegen  jede  Distinktion 

1)  So  schon  Rabel,  Sav.  Z.  28,  358  A.  1. 

2)  Zitiert  bei  Rabel  a.  0.  76. 

3)  Savignyzeitschr.  30,  286  fg. 
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zwischen  vjtod^tjxrj  und  vTtdkXccyfia  energischer  Widerspruch  eingelegt 
worden.  Dieser  Gelehrte  behauptet,  daß  die  bezeichneten  Gegensätze  nur 
scheinbarer  Natur  seien  und  mehr  auf  lokalen  Stil  oder  zufällige  Eigen- 
tümlichkeiten der  Situation  als  auf  tiefere  Gründe  zurückgingen.  ^)  Aber 
die  innere  Konkordanz  der  oben  zusammengestellten  Erscheinungen  ist 
eine  so  große,  daß  die  Annahme  eines  Zufalles  derzeit  fast  willkürlicher 
ist  als  die  des  Gegenteils. 

Richtig  ist  bloß,  daß,  auch  wenn  man  vTtod-rjxrj  und  vjtdXXayfia 
einander  prinzipiell  gegenüberstellt,  doch  gewisse  Annäherungen  beider 
Institute  zugegeben  werden  müssen. 

So  wurde  schon  oben  gesagt  —  S.  145  £  — ,  daß  bei  der  Bestellung 
des  vndkXay^a  im  Gegensatz  zur  Hypothezierung  sich  regelmäßig  keine 
ßsßaCaöig  findet.  Ausnahmsweise  nun  kommt  eine  solche  in  einer  vTcaX- 
ila/?^- Urkunde  doch  vor,  nämlich  in  Flor.  28,  19  fg.  (238):  t6  de  tcqoxsC- 
fisvov  vndkXay^a  ßsßaiaßco  ndöri  ßsßacaöEL  usf.  Aber  das  kann  ganz 
wohl  als  eine  Entlehnung  aus  dem  andern  Formular,  d.  h.  jenem  der  Hypo- 
thezierungen,  betrachtet  werden,  um  so  begreiflicher,  als  auch  Miet-  und 
Pachtverträge  öfter  die  ßsßaCcoöLs -Klausel  zeigen. 

Als  weiteren  Fall  solcher  Kontamination  verschiedener  Urkunden- 
stile könnte  man  auch  Oxy.  506  (248)  erklären  wollen.  Dieser  Vertrag 
ist,  obwohl  er  die  Art  des  Pfandes  nicht  mit  Namen  angibt,  doch  im 
Stil  der  Hypothekeninstrumente  gefaßt,  enthält  also  die  Zusage  des  XQa- 
tslv  «al  xvQLSvsiv  (1.  22)  mit  ausführlicher  ßsßaCaöiq;  dann  aber  sollen 
nach  1.  26  fg.  die  Verpf ander  noch  schlechthin  persönlich  haften.  Da  man 
auch  das  als  eine  bloße  Stilwidrigkeit  und  Entlehnung  aus  der  vTtdXXay^a- 
Praxis  erklären  könnte,  würden  die  obigen  Positionen  damit  keinesfalls 
allzusehr    erschüttert.     Aber   man    muß   nicht    einmal    soweit  gehen:    die 


1)  Die  Einwendungen  Manigks  sind  im  einzelnen  diese:  1)  die  Hypotheken- 
bestellungsurkunden sind  größtenteils  aus  Hermupolis  (Flor.  1;  81;  Straßb.  52).  Wenn 
sie  die  Klausel  sofortigen  Eigentumsverfalles  enthalten,  so  kann  das  lokaler  Stil 
sein.  —  Aber  Oxy.  485  (allerdings  ein  dLccaroXi-nov)  bezeugt  ähnliche  Verabredungen 
aus  Oxyrhynchos.  Daß  man  im  Faijüm  sich  kürzer  faßte  (BGU  741;  Bas.  7)  und 
man  daher  in  die  Faijümer  Urkunden  die  Verfallsklausel  erst  hineininterpretieren 
muß,  ist  allerdings  ohne  weiteres  zuzugeben.  2)  Weiter  deutet  Manigk  an,  daß  diese 
Verfallsklauseln  eine  (zufällige)  lex  commissoria  bedeuten  könnten,  wofür  er  auf  mich 
selbst  (Sav.  Z.  27,  346)  hinweist.  Allerdings  habe  ich  sie  so  aufgefaßt  und  gewiß  ist 
diese  Bezeichnung  zulässig;  aber  daß  die  lex  comm.  sich  eben  nie  beim  v7tccXXay(icc 
findet,  ist  doch  merkwürdig.  3)  Endlich  sagt  Manigk,  die  bei  der  vTtod-tjxrj  fehlende 
ivsxvQccala  kann  gerade  in  dem  liegen,  was  man  bei  ihr  unter  der  —  allerdings  noch 
vor  der  ifißadsia  stattfindenden  —  initiaraßolij  (S.  163)  be;^egnet.  Das  wäre  an  sich 
denkbar;  aber  wohc^r  dann  die  verschiedenen  Namen?  Und  warum  wird  in  Flor.  86; 
Oxy.  485  diese  iTtinuraßoXr]  dem  Schuldner  nicht  angedroht,  sondern  bloß  i^ßaSiia?  — 
Ich  habe  Manigks  Einwendungen  ausführlich  angegeben,  um  dem  Leser  die  objek- 
tivste Prüfung  zu  ermöglichen:  Jede  einzelne  läßt  sich  hören  —  und  doch  komme 
ich,  wenn  ich  den  Gesamtkomplex  der  im  Text  von  S.  143  bis  145  zusammengestellten 
Erscheinungen  erwäge,  bei  der  bloßen  Negation  zu  keiner  Beruhigung. 
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Regelwidrigkeit  erklärt  sich  auf  eine  Weise,  welche  die  Reinheit  der  Be- 
ohachtungsreihe  noch  viel  weniger  stört.  Das  Pfand  haftet  nämlich  dem 
Gläubiger  ohnedies  schon  als  Hypothek  für  eine  ältere  Schuld.  Da  ist  es 
denn  begreiflich,  daß  bei  einer  Nach  Verpfändung  die  Personalhaftung  zum 
Vorschein  kommt:  was  bliebe  sonst  dem  Gläubiger,  wenn  die  Hypothek 
schon  durch  die  erste  Forderung  erschöpft  würde? 

Den  stärksten  Fall  der  Kontamination  von  Hypothek  und  Hypallagma 
würde,  wenn  die  vom  Herausgeber  vollzogene  Ergänzung  der  fragmenta- 
rischen Urkunde  richtig  ist,  Bas.  7  (245)  ergeben:  Da  ist  eine  Hypothek 
bestellt,  aber  daneben,  wie  es  scheint,  Personalhaftung  stipuliert,  und  nicht 
bloß  für  den  Gefahrfall.  Auch  BGU  1167  HI  gibt  einen  recht  unreinen 
Typus:  Persönliche  Haftung,  daneben  aber  Pfand,  ohne  technische  Bezeich- 
nung, aber  mit  der  Wendung  des  Gläubigers  soll  agdööeiv  xal  Sfißcc- 
ÖEV81V  xat  olxovo^etv  äg  eäv  ßovkrjrat.  Da  laufen  nun  die  Charakteri- 
stika des  Hypallagma  (Personalhaftung  und  %Qd66siv)  und  der  Hypothek 
{i^ßadsvsiv  ■aal  oi%ovo[islv)  recht  durcheinander,  und  das  mahnt  uns  in 
der  ganzen  Frage  neuerdings  zur  Vorsicht. 

Ein  Punkt,  der  schließlich  noch  zu  erwähnen  ist,  sind  die  bei  beiden 
Verpfändungsformen  vorkommenden  Veräußerungsverbote.  Ganz  regel- 
mäßig wird  dem  Schuldner  die  Veräußerung  und  Weiterverpfändung  des 
Pfandes  verboten.  Das  findet  sich  sowohl  bei  Hypotheken:  Flor.  1.  81; 
Straßb.  52;  Bas.  7;  Oxy.  506,  als  auch  bei  v7icckXdy{iaTa:  Flor.  28;  Lond. 
2  p.  220;  3  p.  105;  CPR  Inv.  Nr.  2016  (mitgeteilt  auf  S.  59  der  Ausgabe); 
Lips.  10;  Oxy.  507  ^)  u.  a.  Dagegen  fehlt  das  Veräußerungsverbot  in  den 
von  Römern  in  Ägypten  errichteten  Urkunden. 

Es  ist  sicher  kein  Zufall,  daß  diese  Verbote  beigesetzt  werden.  Aber 
in  welchem  Sinn  geschieht  das?     Darauf  ist  es  schwer  zu  antworten. 

Sicher  scheint  mir  nur,  und  zwar  dies  auf  Grund  des  jungt  veröffent- 
lichten Hamburger  Papyrus  Nr.  15  —  vgl.  auch  Nr.  14  und  zu  beiden 
die  Einleitung  des  Herausgebers  P.  M.  Meyer  —  das  zu  sein,  daß  wie 
man  es  auch  schon  früher  vermutete,  das  Bestehen  von  Pfandrechten  dem 
Verpfänder  wenigstens  die  Umschreibung  des  Eigentums  durch  die  ßi,- 
ß2.Lod^r}X7}  iyxtTi]6sav  regelmäßig  unmöglich  machte.^) 


1)  Die  geringen  Differenzen  der  Stilisierung  bei  den  beiden  Pfandarten  (Rabel 
31 — 33)  haben  schwerlich  eine  Bedeutung. 

2)  Zwar  ist  damit  zunächst  nur  gesagt,  daß  eine  solche  Veräußerung  nicht  ein- 
getragen werden  durfte,  und  man  könnte  immer  noch  die  Frage  aufwerfen,  ob 
nicht  wenigstens  eine  außerbücherliche  Eigentumsübertragung  zulässig  war  (vgl.  oben 
S.  108).  Indessen  wissen  wir  ja  bereits,  daß  eine  solche  aUem  Anschein  nach  einem 
eingetragenen  Pfandrecht  gegenüber  überhaupt  nicht  in  Betracht  kam;  ein  unein- 
getragenes  Pfandrecht  hinwiederum  spielt  praktisch  keine  Rolle,  weil  es  unzweifelhaft 
einer  intabulierten  Veräußerung  nicht  im  "Wege  stand.    Man  wird  daher,  indem  man 
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Indessen  ist  damit  die  Frage  noch  nicht  gelöst,  denn  es  bleibt  noch 
der  Zweifel  übrig:  Beruht  dieser  Ausschluß  der  Veräußerung  auf  einem 
allgemeinen  gesetzlichen  Verbot  oder  ist  er  nur  die  Folge  davon,  daß 
in  den  Verpfändungsurkunden  die  Alienation  vertragsmäßig  verboten 
ist?  Doch  reichen  unsere  Mittel  nicht  aus,  diese  Frage  zu  beantworten, 
nnd  wir  können  nur  das  als  gesichert  ansehen,  daß,  selbst  wenn  nur  das 
spezielle  vertragsmäßige  Verbot  als  Grund  der  Inalienabilität  anzusehen 
wäre,  diesem  jedenfalls  dinglich  bindende  Kraft  zugekommen  sein  muß.^) 

Hier  ist  nun  noch  zu  bemerken,  daß  es  manchen  Gelehrten  naheliegt, 
auch  in  solchen  Fällen  ein  Pfandrecht  —  und  zwar  vTfdXXayiicc  —  anzu- 
nehmen, wo  in  einer  Urkunde  gar  keine  ausdrückliche  Verpfändung  ent- 
halten, sondern  nur  gesagt  ist,  daß  ein  bestimmtes  Objekt  (um  als  Deckung 
für  die  zukünftige  Zwangsvollstreckung  zu  dienen)  vom  Schuldner  nicht 
veräußert  werden  soll.  Dies  geschieht  in  Teb.  318  (218)  und  Lond.  2 
p.  216.  Vielleicht  werden  manche  sogar  hierin  den  Schlüssel  für  das  Ver- 
ständnis der  Unterscheidung  zwischen  vTcäXlayiia  und  vjcod'TJxr]  finden. 
Danach  wäre  ersteres  nichts  als  die  durch  Veräußerungsverbot  erfolgte 
vertragsmäßige  Festlegung  eines  Objektes  für  die  zukünftige  Exekution; 
letztere   dagegen  bereits   suspensiv  bedingtes  Eigentum   des   Gläubigers.*) 

Ich  habe  gegen  eine  solche  Auffassung  vorläufig  noch  das  Bedenken, 
daß  das  v:tdlXay(ia  doch  Gegenstand  der  d^oyQatprj  zum  Grundbuch  ist: 
in  Lips.  8  und  9  haben  die  Gläubiger  dieses  ihr  Pfandrecht  apogra- 
phiert.^)    Dagegen  finden  wir  in  Teb.  318  das  Veräußerungsverbot  bloß 


die  uneingetragenen  Veräußerungen  und  Pfandrechte  vernachlässigt,    den   Satz   auf- 
stellen dürfen,  daß  der  Verpfänder  eines  gebuchten  Objekts  nicht  veräußern  kann. 

1)  Aus  dem  Veräußerungsverbot  ergibt  sich  von  selbst,  daß  eine  Mehrheit  von 
(vertragsmäßigen)  Pfandrechten  verschiedener  Gläubiger  an  derselben  Sache  nicht 
stattfinden  kann.  Es  ist  mir  auch  kein  Beispiel  einer  solchen  Mehrheit  bekannt; 
denn  in  Oxy.  653  (90),  der  scheinbar  als  solches  angeführt  werden  könnte,  haben 
die  posteriores  creditores  sicher  nur  Pignus  in  causa  iudicati  captum  (s.  Einl.  zu 
dieser  Nummer).  Solches  wird  natürlich  durch  das  erste  Pfandrecht  nicht  aus- 
geschlossen.    Ebensowenig  Nachhypotheken  desselben  Gläubigers  (S.  154 fg.). 

2)  Vgl.  Rabel,  Verf.  Beschr.  71  fg. 

3)  "Wir  berühren  hiermit  die  Frage  nach  der  grundbücherlichen  Eintragung  des 
Pfandrechts,  die  uns  bereits  in  Kap.  IV  S.  102  A.  1  begegnet  ist.  Hierüber  ist  zu 
sagen:  Selbstverständlich  wird  jedes  Pfandrecht  auf  dem  Personalfolium  des  Ver- 
pfänders vermerkt,  wovon  wir  mehrfache  Beispiele  haben  (S.  96).  Außerdem  zeigt  aber 
Oxy.  274,  3,  daß  mindestens  die  Hypothek  auf  dem  Folium  des  Gläubigers  diesem 
zugeschrieben  wird;  ich  beziehe  hierauf  auch  das  ^tTajt{aQaTL&ivai)  in  Flor.  92  (s. 
Einl.  zu  247).  Wird  auch  das  vTtdllay^a  beim  Gläubigerfolium  notiert?  Ein  Gegen- 
grund könnte  ja  bei  aprioristischer  Betrachtung  darin  gefunden  werden,  daß  die  Hy- 
pothek bereits  Eigentum sanwartschaft  sei  und  nur  als  solche  registriert  werde,  was 
beim  vitdcXXayy.a  nicht  zuträfe.  Aber  da,  wie  wir  aus  Lips.  9;  10  ersehen,  über  dieses 
eine  ajroypaqpTj  erstattet  wird,  finde  ich  keinen  Grand,  zu  bezweifeln,  daß  es  auch 
beim  Gläubiger  eingetragen  wird;  jene  abstrakte  Deduktion  scheint  also  nicht  zu- 
treflFend  zu  sein. 
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zum  Gegenstand  einer  TtaQcid-söLg  bei  dem  Folium  des  Verpfänders  gemacht 
(S.  103  fg.).  Wegen  dieser  Diskrepanz  kann  ich  obige  Auffassung  noch 
nicht  ohne  weiteres  akzeptieren.  So  sehr  zuzugeben  ist,  daß  sie  vieles 
Ansprechende  hat  und  daß  sich  praktisch  das  vndXüay^a  ^)  und  das  un- 
veräußerlich gemachte  Exekutionsobjekt  kaum  von  einander  unterscheiden, 
ist  es  doch  denkbar,  daß,  wo  der  Ausdruck  vTcakkdtTEtv  oder  ein  gleich- 
wertiger^) von  den  Parteien  nicht  gebraucht  war,  man  ein  dingliches  Recht 
nicht  annahm. 

C.  Verhältnis  von  Hypothek  nnd  Sicherungsübereignung. 

Werfen  wir  nunmehr  noch  einen  Rückblick  auf  das  Verhältnis  der 
eben  besprochenen  Verpfändungsarten  zur  Sicherungsübereignung,  so  ist 
für  das  vnakkayiia  ohne  weiteres  klar,  wie  weit  es  sich  von  einer  solchen 
unterscheidet;  z.  B.  schon  darin,  daß  es  durch  besonderen  Pfändungsakt 
—  ivsxvQuöLK  —  realisiert  wird,  der  natürlich  an  der  dem  Gläubiger  be- 
reits gehörigen  Sache  undenkbar  ist. 

Dagegen  stehen  Hypothek  und  fiduziarische  Übertragung  sich  in 
vielen  Punkten  sehr  nahe.  Man  wird,  so  wenig  wir  von  der  letzteren  im 
einzelnen  wissen,  doch  in  den  meisten  praktischen  Beziehungen  geneigt 
sein,  für  beide  zu  gleichen  Resultaten  zu  gelangen.  Wenn  oben  (S.  146) 
gesagt  wurde,  daß  bei  der  Hypothek  die  Haftung  auf  das  Pfand  radiziert 
ist,  so  wird  man  auch  bei  der  Sicherungsübereignung  eine  persönliche 
Haftung  des  Schuldners  kaum  annehmen  wollen  (vgl.  oben  S.  110).  Ebenso 
wird  man  dem  Gläubiger  die  Gefahr  des  in  TiCöTig  gegebenen  Eigentums 
zuschreiben.  Daß  er  ferner  keinesfalls  evsxvQaöCa  braucht,  um  sein  Eigen- 
tum zu  erlangen,  sonders  höchstens  Ergreifung  des  ihm  noch  fehlenden 
tatsächlichen  Besitzes  (siißaösCa),  liegt  gleichfalls  auf  der  Hand. 

Als  praktische  Unterscheidungen  beider  Institute  ließen  sich  etwa 
denken  Unterschiede  in  der  Steuerfrage:  bei  der  Übereignung  muß  sofort 
die  volle  Übertragungssteuer  gezahlt  worden  sein,  bei  der  vnod^rjxrj  bloß 
das  rsXog  v7to&'^yir]g})  In  Erwägung  kommt  ferner  die  Behandlung, eines 
eventuellen  Mehrwertes  des  Pfandes,  die  nicht  notwendig  die  gleiche  ge- 
wesen sein  muß;   doch  ist  hierüber  nichts  Sicheres  zu  sagen.     Außerdem 


1)  Als  solches  mußte  es  freilich  auch  gelten,  wenn  ein  Gegenstand  als  beson- 
deres Befriedigungsobjekt  bezeichnet  war  (S.  142,  2  a:).  Ich  verkenne  nicht,  daß  hiermit 
die  Grenzen  bedenklich  gegen  das  Veräußerungsverbot  zu  verschoben  werden  und 
halte  darum  meine  obigen  Zweifel  für  nicht  unüberwindlich. 

2)  Z.  B.  (bei  Katökengrundstücken)  iisoiTsvEiv. 

3)  Dieses  beträgt  nur  2°/^  vom  Betrag  der  Forderung,  nicht  5^^,  wie  die  Ver- 
kaufssteuer in  der  römischen  und  einem  Teil  der  ptolemäischen  Zeit  (vgl.  S.  142). 
Beim  Verfall  wurde  wohl  die  Differenz  der  Steuer  nachgezahlt  (vgl.  Oxy.  274,  22  [193]). 
Hier  mag  das  rÜog  iitiy.ccrußoXfjs  vielleicht  drei  Prozent  vom  Wert  des  Pfandes 
betragen  haben. 
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ist  zu  bedenken,  daß  bei  der  Sicherungsübereignung,  wo  der  Gläubiger 
jedenfalls  schon  perfektes  Eigentum  hat,  dieses  in  seine  Konkursmasse 
fallen  konnte,  ein  allerdings  sehr  erhebliches  Moment.  Freilich  ist  ge- 
rade hier  Vorsicht  geboten;  denn  denkbar  ist  es,  daß  die  Übertragung 
nur  als  resolutiy  bedingte  galt,  so  daß  durch  Auslösung  ein  Aussonderungs- 
recht entstand.    Dafür  spricht  vielleicht  BGU  1158  (234),  vgl.  Einl.  dazu. 

Letzterer  Punkt  wäre  auch  sonst  sehr  wichtig:  es  würde  die  Aus- 
lösung mit  dinglicher  Kraft  gewirkt  haben,  eine  Rückübertragung  nicht 
erforderlich  gewesen,  daher  auch  eine  zweimalige  Zahlung  der  Auf- 
lassungssteuer entfallen  sein.  Erklärt  es  sich  so,  daß  in  P.  Heidelb.  1278 
von  einem  bloßen  intlvcLv  d)vr]v  die  Rede  ist,  ohne  Rückauflassung? 

Im  ganzen  wird  man  annehmen  dürfen,  daß  die  Hypothek  als  die 
bequemere  Form  sich  allmählich  aus  der  Sicherungsübereignung  heraus 
entwickelt  hat.  So  gefaßt,  ist  sie  eigentlich  leicht  zu  verstehen;  sie  hat 
dann  eine  Reihe  von  Zügen,  die  Satisfaktionswirkung,  den  damit  verbun- 
denen xCvdvvog  des  Gläubigers,  die  Sfißadsia  von  dem  Mutterinstitut  über- 
nommen, und  unterscheidet  sich  von  diesem  vorwiegend  nur  dadurch,  daß 
sie  vorläufig  den  Gegenstand  noch  im  Vermögen  des  Schuldners  läßt  und 
nur  wie  ein  suspensiv  bedingtes  Eigentum  wirkt. 

IV.  NUTZUNG  DES  PFANDS. 

Inwiefern  dem  Gläubiger  das  Recht  zustand,  das  Pfand  zu  benutzen, 
hing  von  der  Parteivereinbarung  ab. 

Daß  ihm  das  Nutzungsrecht  nicht  zukommen  soll,  ist  immer  dort 
klar,  wo  ihm  nicht  der  Besitz  des  Pfandes  überlassen  ist.  Dieser  scheint 
aber  in  weitaus  den  meisten  FäUen  beim  Verpfänder  geblieben  zu  sein.^) 
Das  ergibt  sich  für  die  Sicherungsübereignung  schon  aus  dem  Satz  in 
Oxy.  472  (oben  S.  135),  daß  die  Eigentumsübertragung  hier  nur  auf  dem 
Papier  zu  geschehen  pflege.  Ebenso  wird  aber  auch  in  den  eigentlichen 
Verpfändungsinstrumenten  von  einem  Besitzübergang,  der  sich  schon  an 
die  Verpfändung  geknüpft  hätte,  fast  nie  gesprochen.  Im  Gegenteil:  In 
den  Hypothekarurkunden  wird  die  ifißccöaCcc  oder  das  xQaxElv  als  etwas 
erst  Zukünftiges,  durch  die  Nichtzahlung  Bedingtes  hingestellt,  und  wenn 
in  jenen  über  ein  HypaUagma  dies  nicht  so  deuthch  geschieht,  so  sprechen 
sie  doch  auch  nicht  vom  Gegenteil.  Es  kann  aber  nicht  angenommen 
werden,  daß  Besitz  und  Nutzung  hier  als  stillschweigend  überlassen 
galten. 

Nur  in  einem  Fall  wird  von  Nutzung  des  Gläubigers  an  einem 
Substanzpfand   gesprochen,    nämlich   in   Lips.   10   (189).      Da   ist    ein 

1)  Dafür  werden  öfter  die  Besitzurkunden  über  das  Pfand  mit  übergeben,  BGU 
1148,  31;  1149,  24;  1150,  11;  1152,  22—26. 
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{jjtccXXayiia  in  Frage,  und  wird  das  Nutzungs-  und  Fruchtziehungsrecht 
an  Stelle  der  Zinsen  des  Kapitals  eingeräumt  (I  36 — 38;  II  16fg.).  Es 
liegt  also  eigentliche  Pfandantichrese  vor  (in  dem  unter  den  Romanisten 
üblichem  Sinn)  für  die  laufenden  Zinsen  vor. 

Daneben  finden  sich  allerdings  noch  mehrere  Papyri,  in  welchen 
jemandem  wegen  einer  Schuld  die  Benutzung  einer  Sache  überlassen  wird. 
Nur  ist  zu  bemerken,  daß  hier  nirgends  die  Ausdrücke  vTCod-'^xr]  oder 
VTtäXXayiia  gebraucht  werden.^) 

Manigk  hat  mit  Rücksicht  darauf  die  Behauptung  aufgestellt,  daß  in 
diesen  Fällen  von  Pfandrecht  überhaupt  nicht  geredet  werden  darf.  Das 
geht  jedoch  zu  weit.  Es  wäre  nur  richtig,  wenn  man  den  Begriff  des 
Pfandes,  wie  es  die  römischen  Quellen  tun,  auf  das  Substanzpfand  be- 
schränken woUte,  d.  h,  auf  jenes,  bei  dem  auch  die  Substanz  —  durch 
Verfallserklärung  —  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  herangezogen  werden 
darf.  Aber  was  zwingt  zu  einer  solchen  Beschränkung?  Die  Germanisten 
kennen  eine  solche  nicht;  der  Begriff  der  Todsatzung,  der  hier  von  jeher 
zum  Pfandrecht  gestellt  worden  ist,  geht  gerade  recht  eigentlich  auf 
Fälle,  wo  ein  Pfandverfall  ausgeschlossen  ist. 

Nur  dann  würde  man  von  einem  Pfandrecht  bei  solcher  Sachlage 
nicht  reden  dürfen,  wenn  der  Verabredung  keinerlei  dingliche  Wirkung 
zugekommen  wäre,  sondern  nur  obligatorische.  Das  aber  ist  nicht  anzu- 
nehmen. Wir  wissen  zwar  nicht,  welche  Rechtsmittel  der  Gläubiger  hier 
gegen  Dritte  hatte,  die  seinen  Nutzbesitz  beeinträchtigten;  aber  an  einem 
unmittelbaren  Schutz  des  Besitzes  ist  schon  für  die  ptolemäische  Zeit 
kaum  zu  zweifeln,  und  für  die  römische  ist  sicher,  daß  das  allgemeine 
Institut  des  Schutzes  der  'possessio'  (voiitf)  auch  den  Peregrinen  zugute 
kommt  (Teb.  286,  7 — 21  [83],  allerdings  nicht  gerade  auf  unsere  Frage 
bezüglich).  Also  wird  der  Nutzungsberechtigte  mindestens  so  gestellt  ge- 
wesen sein,  wie  der  römische  Creditor  pigneraticius  vor  Einführung  der 
quasi-servianischen  Klage. 

Damit  ergibt  sich  für  die  gräko-ägyptische  Praxis  der  Gebrauch  des 
Nutzungspfandes^),  dieses  hier  als  Gegensatz  zum  Substanzpfand 
gedacht. 

Im  einzelnen  kommt  dasselbe  in  verschiedenen  Kombinationen  vor. 

Öfter  gilt  die  Nutzung  als  Gegenwert  für  die  laufenden  Zinsen, 
welche  durch  sie  als  berichtigt  gelten.  So  BGU  101  (249),  wo  die  xuQjcCa 
eingeräumt  wird  ävtl  t&v  töxcov.  Ebenso  wird  in  Lond.  3  p.  136  1.  1 — 17, 
BGU  1115,  wahrscheinlich  auch  in  Oxy.  339  desc.  die  Benutzung  einer 
Wohnung  an  Stelle  von  Kapitalzinsen  verabredet;   vgl.  noch  BGU  1157. 


1)  Ausnahme  nur  in   Grenf.  2,  69,   wo  aber  der  Ausdruck  nachweislich  nur  im 
weiteren  Sinn  gebraucht  wird.    Vgl.  S.  154. 

2)  Vgl.  Mitteis,  Hermes  30,  607,  Sav.  Z.  28,  383/4  (zu  Lond.  3  p.  1168). 
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Anderwärts  begegnen  wir  dem  Nutzungsrecht  für  den  Verzugsfall, 
also  als  Verzugsantichrese;  so  in  BGU  339  (250),  Teb.  390  (261).  Viel- 
leicht Hegt  der  FaU  ebenso  in  Grenf.  2,  69,  wo  laut  eines  ;g£ipdypa9)ov 
'bjtod-tjxrjg  für  ein  Kapital  von  1000  Drachmen  der  fünftägige  Gebrauch 
einer  Sakije  (vÖQevfia)  zugesagt  ist.  Da  man  nicht  glauben  kann,  daß 
dieser  dem  Wert  von  1000  —  wenngleich  minderwertigen  —  Drachmen 
gleichgestellt  worden  ist,  mag  er  als  Verzugsantichrese  zu  verstehn  sein. 
Wertvoll  ist  dieses  Stück  insbesondere  dadurch,  daß  es  von  vnod-rjxrj 
spricht.  Da  eben  nur  der  Gebrauch  zugesagt  ist,  eine  Substanzhypothek 
also  sicher  nicht  gegeben  ist,  bestätigt  sich,  daß  auch  im  damaligen 
Sprachgebrauch  bei  solchen  Verhältnissen  der  Gedanke  eines  vorliegenden 
Pfandrechts  nicht  fehlte,  wie  er  schon  oben  als  zulässig  bezeichnet  wurde. 

Dunkel  dagegen  bleibt  Grenf  2,  72,  9,  wo  für  den  Fall  der  Nicht- 
zahlung der  Gläubiger  soll  'xQr]6a6d-at  xutcc  navxoCag  evjtOQCag'  des  Schuld- 
ners. Es  ist  nicht  wahrscheinlich,  daß  mit  dem  xQ'^^o^^^c^''  ©iiie  Anti- 
chrese  am  Schuldnervermögen  bezeichnet  sein  soll.  Ich  vermute,  daß  ein 
Lapsus  vorliegt  und  zu  lesen  ist  xQ^öaßd'aL  <![toig  vofiCfioigy  xcctä  usf. 
Das  aber  bedeutete,  daß  der  Gläubiger  das  allgemeine  Vollstreckungsrecht 
am  Vermögen  des  Schuldners  hatte  ^);  es  ist  nur  die  gewöhnliche  Schluß- 
wendung der  Schuldscheine. 

Eine  nicht  hierher  gehörige,  aber  doch  in  diesem  Zusammenhang 
nicht  zu  übersehende  Tatsache  ist  femer,  daß  in  Urkunden  aus  Abusir- 
el-Mäläq  —  die  übrigens,  wie  bekannt,  alexandrinische  6vyxG)QT^6Evg  sind  — 
und  einigen  anderen  zur  Deckung  der  Zinsen  einer  Forderung  die  Dienst- 
leistung (TtccQa^ovTj)  des  Schuldners  oder  einer  andern  Person  für  eine 
bestimmte  Zeit  zugesagt  wird;  so  BGU  1139.  1158  II— 4;  Teb.  384;  PER 
138  (bei  Wessely,  Denkschr.  d.  Wien.  Akad.  phil.-hist.  Kl.  47  IV  32). 

V.  VERPFÄNDUNG  FÜR  MEHRERE  FORDERUNGEN  DESSELBEN 
GLÄUBIGERS  UND  PIGNÜS  GORDIANUM. 

In  manchen  Verpfändungs-  oder  sonstigen  Schuldurkunden  steht  die 
Klausel,  daß  der  Pfandgläubiger,  welchem  außer  dem  durch  das  Pfand 
unmittelbar  versicherten  Anspruch  noch  ein  zweiter  zusteht,  das  Pfand 
auch  nach  Wegfall  des  ersteren  nicht  freizugeben  brauche,  so  lange  nicht 
auch  der  letztere  befriedigt  ist. 

So  sagt  BGU  741  (244)  v.  J.  143/4  in  1.  45 fg.: 

xal  oi)  [kv\6exai  (6  daviöd^svog)  ttIvöe  ttjv  vn:o[d-i]]xr]v,  sl  [irj  ytgo- 
TSQOv  tt7todo[l  x\(d  tag  xatä  t[ö  övväX^Xay^cc  dQu^fiäg  ter[Qa]xo6Cccg  i^- 
tjxovta  diä  tö  äXXrj[ksy]yva  alvai. 

Flor.  86, 17  fg.  (247)  gegen  Ende  des  1.  Jahrb.: 


1)  Vgl.  auch  Rabel,  VerfügungsbeBchr.  40  A.  1. 
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3tQo6yQa(psvTog  tf}  diayQafpr],  ^rj  si,eivat  rfj  ^idvpiij  7tSQLXv[£iv]  tag 
i7Cod"^xas  iäv  firj  xal  xä  diä  rfllg]  diayQaipfis  anodol.  Hier  stand  unsere 
Klausel  nicht  in  der  Verpfändungsurkunde,  sondern  in  einer  später  er- 
richteten diaygafpri  über  ein  pfandloses  Darlehen. 

Lips.  10  n  29  erwähnt  anläßlich  der  Geltendmachung  eines  im  J.  178 
errichteten  Verpfändungsinstrumentes  ein  späteres  x^LQÖyqatpov  vom  J.  181: 

*dt'   OV    XQOÖeyQK^    /tl)    JtQÖtSQOV    nSQlXvÖO)    T^V    TCQOXStlldvrjV    (ILÖd'O- 

xccQnCccv,  sl  [lij  xal  tä  xatcc  t6  xeiQÖyQcccpov  aTiodol.' 

Betrachten  wir  nun  diese  Klauseln  im  einzelnen,  so  ergibt  sich  zu- 
nächst die  Frage,  ob  in  denselben  eine  neue  Verpfändung  des  Gegen- 
standes zu  erblicken  ist  oder  ob  sie  einen  andern  Sinn  haben.  Im  ersteren 
Fall  hätten  wir  eine  Belastung  desselben  mit  zwei  Pfandrechten. 

1.  In  einem  der  obigen  Papyri  ist,  wie  mir  scheint,  in  der  Tat  diese 
Auslegung  geboten,  nämlich  in  BGU  741.  Hierauf  führen  nämlich  die 
Worte  diä  tö  äXXrjldyyva^)  aivai.  Das  wird  m.  E.  am  besten  so  auf- 
gefaßt, daß  die  beiden  Forderungen  auf  der  vjco&r]xr}  solidarisch  haften 
sollten.  Der  Ausdruck  dXkrjXsyyva  ist  dabei  freilich  verkehrt;  denn  er 
bezeichnet  die  solidarische  Haftung  auf  der  Passivseite  und  würde  daher 
nur  passen  für  mehrere  Pfänder,  die  mit  einer  Gesamthaftung  für  eine 
und  dieselbe  Forderung  belegt  sind.  Doch  ist  die  Übertragung  des 
Ausdrucks  begreiflich,  und  jedenfalls  kann  der  Sinn  kein  anderer  sein. 
SoUen  aber  die  Forderungen  als  solidarisch  auf  der  Sache  ruhend  gelten, 
so  muß  wirklich  für  jede  derselben  ein  wahres  Pfandrecht  als  bestehend 
gedacht  sein. 

Man  kann  sich  zur  Unterstützung  dessen  noch  auf  Oxy.  506  (248) 
berufen.  Hier  wird  ein  Pfandrecht  ^)  für  1000  Drachmen  errichtet  und  am 
Schluß  hinzugefügt  (1.51  fg.):  n[r]  ek^attovfiavov  tov  avxov  dsdavsLxotog 
iv  Tri  ^Qoi^^i'  [ßiv  äXXiov  6ypEl[kei]  avtä  [^']  xe  ©axQfig  xal  TsxsaQiov 
xad"'  hsQOv  dd[v£iov  y£yov]bg ....  x[ä]  kveöx&xi  ^rjvl  ^AÖQiava  .  .  .  .  knl 
'bn od- 1^X7}  xalg  ngoxsifiEvaig  asLXixalg  [aQOvQaig  sqq.]  Hier  ist  aus- 
drücklich gesagt,  daß  schon  für  die  erste  Forderung  eine  Hypothek  er- 
richtet war.  Die  Wiederholung  der  Verpfändung  ist  also  evident.  Ebenso 
finden  wir  eine  solche  in  den  drei  0vyyQa(paC  vollzogen,  von  welchen 
Flor.  86,  3—15  spricht. 

Wir  sahen  auch  bereits  (S.  148/9),  daß  solche  Doppelverpfändung  eine 
eigentümliche  Wirkung  herbeiführen  muß:  Da  nämlich  möglicherweise 
das  Pfand  schon  für  die  erste  Forderung  voll  in  Anspruch  genommen 
wird,  wird  in  Oxy.  506  bei  der  zweiten  Verpfändung  —  obwohl  sie  im 
übrigen  dem  Stil  der  v^xo&'^xrj,  nicht  des  'bndXkayiia,  folgt  und  auch  das 

1)  Hier  muß  allerdings  das  dritte  X  mit  Gradenwitz  ergänzt  werden;  denn  der 
Papyrus  hat  daselbst  eine  Lücke.     Aber  diese  Ergänzung  ist  m.  E.  unausweichlich. 

2)  Wirkliches  Pfandrecht,  nicht  bedingter  Kauf,  arg.  vb.  %uxo%i^v  1.  49. 
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erste  Pfandrecht  eigentliche  vxod"i]xrj  ist  —  doch  die  Haftung  der  Person 
des  Schuldners  und  seines  sonstigen  Vermögens  besonders  hinzubedungen. 
Dabei  wird  dann  freilich  —  vielleicht  gerade  aus  diesem  Grund  —  der 
Terminus  vjtod^ijxr}  bei  der  zweiten  Verpfändung  vermieden. 

Damit  scheint  mir  auch  für  B6U  741  die  Auslegung  als  Doppel- 
verpfändung gerechtfertigt  zu  sein.  Nur  das  kann  zweifelhaft  sein,  ob 
in  diesem  FaU  das  ältere  övvdXXayfia  die  Verpfändung  schon  enthalten 
hatte  oder  jetzt  erst  dieselbe  auch  auf  diese  ältere  Forderung  erstreckt 
wird.  Denn  es  wird  in  BGU  741  nicht  wie  in  Oxy.  506  bestimmt  ge- 
sagt, daß  das  erste  övvdXXayiia  von  vornherein  knl  vno^T^xr]  errichtet  war. 

2.  Umgekehrt  scheint  mir  die  Sache  in  Lips.  10  (189)  zu  liegen. 

Hier  ist  nämlich  zu  beachten,  daß  der  zweite  Schuldschein  nur  be- 
sagt: ^[irj  TiQÖtSQov  jt£QLlv6a)  tr}v  (iL0d'oxccQjtCav\  nicht  aber  'tb  "bauX- 
Xay^tt\  Es  lag  nämlich  'bndXXay^a  mit  verabredeter  Zinsantichrese 
(jiLöd-oxaQjtCa)  vor  (S.  152/3).  Nun  ist  es  schon  nach  dem  Wortlaut  der 
Abmachung  klar,  daß  sie  sich  eben  nur  auf  die  Fortdauer  der  Antichrese 
bezieht:  das  wären  schlechte  Urkunden  Verfasser  gewesen,  die  die  Fort- 
dauer des  Pfandrechts  meinten  und  nur  die  der  Antichrese  nannten. 

3.  Zweifelhaft  bleibt  Flor.  86  (247).  AUem  Anschein  nach  hat  hier 
für  das  nachträglich  zustande  gekommene  diagraphische  Darlehen  eine 
direkte  Hypothezierung  ursprünglich  nicht  stattgefunden;  sonst  würde 
die  überaus  genau  erzählende  Schrift  dies  nicht  verschweigen.  Die  Frage 
ist  nur,  ob  nicht  in  den  Worten  ^nQoßyQatpivtog  tri  öiayQacpfi  ^ij  i^sivat 
TtsQiXvsLV  triv  vjtod'rixrjv'  doch  eine  indirekte  Hypothezierung  zu  erblicken 
war.  Dagegen  spricht,  daß  jedenfalls  aus  dieser  8iuyQa(pri  die  Hypothek 
nicht  in  Anspruch  genommen  wurde  (S.  144).  Andererseits  fragt  man 
sich,  worin  dies  |ti.i)  TtBQiXvnv  sich  äußern  soUte,  wenn  kein  Pfandrecht 
bestand?  Es  könnte  aber  sein,  daß  auch  der  Besitz  an  den  Gläubiger 
übertragen  war:  dann  könnte  man  an  ein  verabredetes  Retentionsrecht 
denken.  Und  jedenfalls  hat  der  Gläubiger  in  Flor.  86  jenes  Darlehen  wie 
ein  pfandloses  behandelt. 

Als  Gesamtresultat  ergibt  sich,  daß  einerseits  mehrfache  Verpfändung 
an  denselben  Gläubiger  für  verschiedene  Forderungen  möglich  ist,  und  daß 
andererseits,  wo  dieser  den  Besitz  und  etwa  noch  eine  damit  verbundene 
Antichrese  am  Pfand  hat,  auch  das  verabredet  wird,  daß  er  diese  trotz 
Lösung  der  eigentlichen  Pfandhaftung  noch  fortbehalten  soU. 

Letzteres  ist  nun  gerade  der  Inhalt  des  sogenannten  Pignus  Gor- 
dianum.  Im  J.  239  hat  Gordian  HI  bestimmt  (C.  J.  8,  26,  1,  2),  daß  der 
Faustpfandgläubiger  auch  nach  Zahlung  der  Pfandforderung  den  Besitz 
des  Pfandes  nicht  freizugeben  braucht,  wenn  ihm  gegen  den  Verpfänder 
noch  chirographarische  Forderungen  zustehen.  Diese  oft  unverständlich 
befundene  Vorschrift  dürfte  den  Gepflogenheiten  des  damaligen  Verkehrs 
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entsprochen  haben.  Denn  die  in  Lips.  10  erwähnte  Klausel  stammt  vom 
J.  181,  ist  also  schon  viel  älter  als  Gordians  Reskript  und  bedeutet  ge- 
wiß keinen  vereinzelten  Fall.  Das  Eigentümliche  an  dem  Reskript  ist 
nur,  daß  es  das  Retentionsrecht  zur  gesetzlichen  Befugnis  des  Gläu- 
bigers, also  vom  einem  Accidentale  zu  einem  Naturale  negotii  erhebt.^) 

VI.  WIRKUNG  VON  TEILZAHLUNGEN? 

Das  römische  Recht  steUt  bekanntlich  die  Regel  auf:  Pignoris  causa 
indivisa  est,  d.  h.  das  ganze  Pfand  haftet  ungeteilt  auch  für  jeden  Rest  der 
etwa  teilweise  erloschenen  Forderung.  Durch  Teilzahlungen  wird  also  das 
Pfandrecht  nicht  auf  einen  proportionalen  Teil  des  Pfandobjekts  reduziert. 

Im  auffallenden  Gegensatz  dazu  sehen  wir  in  Lond.  2  Nr.  196  II 
L  32  fg.  (87)  (p.  153)  folgenden  Sachverhalt.  Valerius  ApoUinarius  hat 
von  Julius  Agrippinus  außer  zwei  anderen  Darlehen  auch  im  J.  118  ein 
Talent  und  zweitausend  Drachmen  aufgenommen  und  dafür  4  Aruren  Öl- 
garten  bei  Karanis  und  Kerkesucha  verpfändet.  Davon  hatte  er  im  J.  120 
4000  Drachmen,  also  die  Hälfte  bezahlt,  und  nun  wird  berechnet,  daß 
die  restlichen  4000  Drachmen  noch  STtl  ratg  Xocnaig  aQovgaig  ß  haften 
(s.  meine  Anm.  zu  87  1.  33  [S.  97]). 

Daraus  hat  nun  Gradenwitz,  Einführung,  Vorwort  p.  XIV  A.  1  und 
Arch.  2,  100  Anm.  geschlossen,  daß  nach  gräko- ägyptischem  Recht  die 
Teilzahlung  eine  verhältnismäßige  Reduktion  des  Pfandrechtes  mit  sich 
brachte. 

Doch  erhebt  sich  gegen  diese  Folgerung  sofort  das  Bedenken,  daß 
die  Parteien  jenes  Rechtsverhältnisses  nicht  Gräko-Agypter  sind,  sondern 
Römer.  Will  man  nicht  glauben,  daß  ein  territorial,  also  auch  für 
Römer  geltendes  Provinzialedikt  für  Ägypten  einen  dem  sonstigen  römi- 
schen Recht  widersprechenden  Satz  eingeführt  hatte,  so  muß  man  an- 
nehmen, daß  die  Einschränkung  des  Pfandnexus  hier  durch  besondere,  sei 
es  von  vornherein  verabredete,  sei  es  bei  der  Teilzahlung  vollzogene  Partei- 
disposition, herbeigeführt  worden  war.  Damit  schwindet  aber  der  Beweis 
des  behaupteten  Rechtssatzes. 

Freilich  weist  Gradenwitz  darauf  hin,  daß  auch  in  BGU  445,  19  nach 
einer  Teilzahlung  von  XoLTtal  rfjg  fiedirCag  agovQai  gesprochen  wird. 
Dieser  FaU  spielt  unter  Ägyptern.  Liegt  aber  im  Londoner  Papyrus  eine 
besondere  Reduktions abrede  vor,  so  kann  sie  auch  unter  Ägyptern  statt- 
gefunden haben.  Die  obige  Aufstellung  muß  also  als  mindestens  unbe- 
wiesen bezeichnet  werden. 


1)  Ich  habe  dies  schon  in  P.  Lips.  S.  37  ausgeführt,  wo  ich  jedoch  auch  in 
BGU  741  ein  bloßes  Retentionsrecht  ausgesprochen  fand,  während  ich  jetzt  für  diesen 
Fall  eine  Nachverpfändung  annehme. 
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VU.  PFANDVOLLSTRECKÜNG. 

Auch  darin  unterscheidet  sich  das  gräko-ägyptische  Pfandrecht  vom 
römischen,  daß  es  nur  mit  gerichtlicher  Unterstützung  geltend  gemacht 
werden  kann.  Während  der  römische  Creditor  pigneraticius  sein  Distrak- 
tionsrecht  durch  privaten  Verkauf  ausübt,  muß  der  ägyptische  den  Ver- 
fall des  Pfandes  mit  gerichtlicher  Hilfe  zur  praktischen  Vollendung  bringen. 
Wenigstens  gilt  dies  von  der  Hypothek  und  dem  Hypallagma.  Für  das 
Faustpfand  {ivi%vQov)  sind  wir  nicht  näher  unterrichtet  und  auch  für  die 
Sicherungsübereignung  fehlen  sichere  Belege  (vgl.  zu  BGU  1158  S.  139). 

Die  Erwähnung  des  svbxvqov,  von  dem  wir  nichts  wissen,  gibt  frei- 
lich gleichzeitig  Gelegenheit,  zu  dem  eben  bezüglich  der  anderen  Pfand- 
formen Gesagten  einen  Vorbehalt  zu  machen.  Es  liegt  nämlich  in  aUen 
VoUstreckungsfäUen,  die  wir  bei  diesen  finden,  die  Sache  so,  daß  der 
Gläubiger  noch  nicht  den  tatsächlichen  Besitz  seiner  vnoQ-rjxr}  oder  seines 
vjtdkXayfia  hat.  Wie  war  es  aber,  wenn  ihm  ein  solches  Pfand  bereits 
in  Besitz  überlassen  war,  was  (vgl.  S.  141)  mit  dem  Begriff  beider  Pfand- 
arten nicht  unvereinbar  gewesen  sein  muß? 

Ich  will  aber  diesen  Punkt  hier  nur  gestreift  haben  und  kehre  zu 
der  uns  erkennbaren  normalen  Sachlage  zurück,  wo  der  Gläubiger  den 
Besitz  noch  nicht  hat. 

Hier  schicke  ich  der  Darstellung  noch  voraus,  daß  unsere  Kenntnis 
von  der  Pfandvollstreckung  sich  auf  die  römische  Zeit  und  zwar  die 
drei  ersten  Jahrhunderte  beschränkt.  Für  die  ptolemäische  und  byzanti- 
nische Periode  haben  wir  keine  ausreichenden  Zeugnisse;  diese  bleiben 
darum  im  nachfolgenden  außer  Betracht. 

Im  einzelnen  gilt  nun  folgendes: 

1.  Erfordernis  eines  Vollstreckungstitels. 

Da  die  Pfandvollstreckung  —  vom  bvbivqov  immer  abgesehen  (s. 
oben)  —  eine  gerichtliche  Intervention  voraussetzt,  erfordert  sie  auch 
einen  Vollstreckungstitel. 

Ein  solcher  kann  zunächst  in  einem  gerichtlichen  Urteil  gelegen  sein, 
in  welchem  Forderung  und  Pfandrecht  anerkannt  werden.  Doch  ist  uns 
kein  Beispiel  hierfür  überliefert,  abgesehen  etwa  von  einer  flüchtigen  An- 
spielung auf  einen  solchen  Fall  in  Oxy.  653  (90  1.  15/16),  wo  es  sich 
jedoch  um  das  Pignus  in  causa  judicati  captum  handeln  wird  (s.  Einl. 
zu  90). 

Regelmäßig  stützt  sich  vielmehr  der  Kreditor  auf  ein  Schuld-  und 
Pfandinstrument,  welches  wohl  mit  der  Exekutivklausel  xad-uTCSQ  ix  dCxrjg 
versehen  ist.  Diesbezüglich  ist  auf  das  S.  119  fg.  Gesagte  zu  verweisen;  aus 
demselben  geht  auch  hervor,  daß  die  Exekutivklausel  dem  Urteil  als  Voll- 
streckungstitel  keineswegs  vollkommen  gleichsteht,  sondern  zunächst  nur 


VII.  PfandvoUsiareckung.  159 

das  Mahnverfahren  auslöst.  Erst  wenn  in  diesem  keine  ccvtlqqtjöls  erfolgt, 
der  Zahlungsbefehl  also  in  Rechtskraft  erwachsen  ist,  ist  der  Titulus  exe- 
cutionis  gegeben. 

Des  weiteren  ist  nun  zu  unterscheiden  bezüglich  der  Vollstreckung 
in  das  v^takXayfia  und  jener  in  die  vjtod-^xr]. 

2.  Vollstreckung  in  das  ijTtdXXaypLa. 

Das  Urkundenmaterial  hierfür  bilden  vor  allem  Flor,  55.  56  (241); 
BGU  888  (239);  1038  (240);  cf.  239. 

a)  Der  erste  Schritt  des  Gläubigers  ist,  daß  er  ein  v%6[ivri^a^)  an 
den  Statthalter  einreicht,  worin  er  seinen  Vollstreckungstitel  namhaft 
macht  und  um  Bewilligung  der  ivixvgaöCa  bittet.  Darauf  bezieht  sich 
der  Papyrus  BGU  1038,  der  zwar  unvollständig  ist,  aber  aus  dem  bereits 
die  ifißadiCa  —  S.  161  —  in  ein  vTcdXXayiia  betreffenden  Flor.  56  er- 
gänzt werden  kann.  Dieses  vjc6(ivr}^a  entspricht  jenem,  welches  auch  bei 
der  gewöhnlichen  Vermögensexekution  überreicht  wird  und  wird  wie  jenes 
(vgl.  S.  127  fg.)  öfter  als  ivsxvgaötag  yQuiifia  bezeichnet  (BGU  888,23; 
Flor.  56,  11). 

Daß  es  der  Statthalter  ist,  an  den  dieses  vjcöuvrj^a  sich  richtet,  wird 
erwiesen  durch  BGU  1038  (240);  vgl.  die  Einl.  zu  diesem  Stücke.  Es 
ist  also  m.  E.  unrichtig,  wenn  man  dem  ^Qxidixaöxrjg  hier  eine  allgemeine 
Jurisdiktion  zuschreibt.  Missio  in  rem  ist  Sache  des  Imperium  und  diese 
Regel  kommt  wenigstens  in  BGU  1038  zum  Ausdruck.^) 

b)  Das  vnofivrjua  muß  natürlich  dem  Statthalter  wie  jeder  LibeU 
(S.  38)  persönlich  oder  durch  einen  Stellvertreter  (öianeötaXfidvos  ^Qbg 
f^v  rov  xQriiiatieiiov  TeXslaöiv,  Flor.  56  u.  ö.)  überreicht  werden. 

Dies  geschieht  wohl  in  einer  Sessio  pro  tribunali.  Der  Schuldner  ist 
dabei  nicht  anwesend:  jeder  Exekutionsantrag  ist  ja  einseitig.  Aber  der 
Statthalter  hat  darüber  in  der  Sitzung  zu  dekretieren,  was  övyxQCvsiv  inl 
xrig  diuXoyfjg  genannt  wird  (Flor.  56,  7.  17;  BGU  1038,  14).  Eine  Prüfung 
der  Substrate  des  Gesuchs  erfolgt  dabei  nicht,  wird  vielmehr  dem  weiteren 
Fortgang  überwiesen  (s.  unten);  nur  muß  der  dLaTCsötccXfievog  seine  Voll- 
macht (eidlich?)  durch  vjtoyQaq^ij  bekräftigen. 

Das  Dekret  hat,  wie  BGU  1038  erkennen  läßt,  folgenden  Inhalt:  Der 
Präfekt  befiehlt  dem  Strategen  und  den  ^svix&v  jtQccxroQsg  des  VoU- 
streckungsortes  durch  ein  Schreiben  unter  Anschluß  eines  Exemplars  der 
£i/T£v|tg,  daß  sie  nach  Prüfung  der  Ordnungsmäßigkeit  des  Vorganges  die 
ivexvQcc6icc\o\\ziehen  soUen.  Wie  sich  dabei  die  RoUen  verteilen,  sehen 
wir  nicht;  doch  ist  zu  vermuten,  daß  dem  Strategen  die  Prüfuog  der 
Ordnungsmäßigkeit,  den  TcgäxtoQsg  der  weitere  VoUzug  oblag.') 

1)  Hier  auch  hrsv^ig  genannt,  Flor.  56,  6;  BGU  1038,  13. 

2)  Vgl.  freilich  auch  oben  S.  84  (Einl.  zu  76). 

3)  Ob  freilich  bei  dieser  ivsxvqaoia  in  bestellte  Pfänder  der  isvix&v  itgäxtaQ 
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Die  Causae  cognitio,  die  der  Statthalter  vorschreibt,  ist  genau  an- 
gegeben: Der  Gläubiger  hat  (beim  Strategen)  zu  erscheinen  {vTtaxoveiv) 
und  seine  Titel  vorzulegen^);  er  hat  deren  Richtigkeit  eidlich  zu  er- 
härten und  ebenso  auch  das,  daß  nachträglich  kein  das  Yollstreckungs- 
recht  ausschließender  Umstand  (wie  Zahlung,  Erlaß)  eingetreten  ist  ({irj- 
öhv  tvavrCov  axovofifjöd'ai).  Der  Exequendus  soll  offenbar  nicht  zu- 
gezogen werden.  Ist  all  dies  richtig  erfolgt,  so  soll  die  ivsxvQaöCa  vor 
sich  gehen. 

c)  Das  Dekret  des  Statthalters  wird  nun  dem  Gesuchsteller  nicht 
unmittelbar  durch  die  Kanzlei  des  Statthalters  zugestellt,  sondern  durch 
den  'AQxiöixaötrig  (BGÜ  1038,  11,  vgl.  die  Parallelstellen  bei  der  Vor- 
nahme der  ifißadsCa  Flor.  56,  5;  55,  3)  resp.  sein  Bureau,  das  xarakoyslov 
oder  ol  ngog  tfi  diakayr].  Daher  sagt  der  Gesuchsteller  z.  B.  in  BGU 
1038,9:  naQBxo^iöa  kx  tov  xataloysiov  svs%VQa6Cag  xQrj^anaiiöv.  Dem 
Exequendus  dagegen  wird  der  Pfändungsbeschluß  nicht  direkt,  sondern 
erst  durch  den  Gläubiger  unter  Vermittelung  des  Strategen  zugestellt 
(BGU  1088,  9  fg.  u.  a.).  Die  Vollzugsorgane  (Strateg,  TtQccxtoQsg)  wurden 
gewiß  durch  amtliche  Schreiben  auch  noch  speziell  mit  dem  Vollzug  be- 
auftragt^); oder,  genauer  gesagt,  direkt  wohl  nur  der  Strateg,  da  die 
Zentralbehörden  mit  tieferstehenden  Organen  nicht  korrespondieren  (S.  220). 
Erst  der  Strateg  wird  die  ^svixav  TCQccxtoQsg  mit  dem  Weiteren  betraut 
haben. 

Gegen  die  bewilligte  ivs%vqa6Ca  wird  jedenfalls  auch  hier,  wie  bei 
der  Vollstreckung  chirographarischer  Forderungen  (S.  128  A.  2),  avrCQQrjöLg 
zulässig  gewesen  sein. 

d)  Im  weiteren  gehen  die  Vollzugsbeamten  nicht  von  amtswegen  vor, 
sondern  der  Fortgang  der  Vollstreckung  ist  wieder  dem  Parteibetrieb  über- 
lassen. 

Es  reicht  also  nun  der  Gläubiger  dem  Strategen  ein  vTCÖfivrj^a  unter 
Darstellung  alles  Bisherigen  ein  und  bittet  um  den  Vollzug. 

Nunmehr  wird  dieser  die  ihm  obliegende  Causae  cognitio  ausgeübt 
und  bei  deren  bejahendem  Ergebnis  das  Weitere  veranlaßt  haben. 

Worin  dieses  bestand,  ist  aus  Flor.  56,  11  zu  ersehen.  Die  Gläubi- 
gerin sagt  dort:  xataysyQafi^ai  xatä  rä  7tQ[o]t£rs[XEiC)^eva  yQd(fi(iata)] 
iv£%vQa6iag  ....  rag  t£  'bjtrjXXayfiEvag  ....  apov^ag,  d.  h.  es  findet  zwangs- 
weise Eigentumsübertragung  statt,   wobei  in   dieser  Funktion  die   6ve%v- 

stets  mitwirkte  oder  nur,  wenn,  wie  in  BGU  1038,  noch  anderes  Vermögen  zu  pfänden 
wax,  kann  zweifelhaft  sein.     Vgl.  Lewald,  Grundbuchwesen  68. 

1)  Man  sollte  hierbei  zunächst  bloß  an  das  rechtskräftige  SiaaroUKOv  (resp.  das 
Urteil)  denken;  doch  wird  in  BGU  1038,  15  sogar  von  öiaygcicpaL  gesprochen,  als  ob 
der  Originalschuldschein  nochmals  produziert  werden  müßte. 

2)  Liegt  ein  solches  Schreiben  in  BGU  73  (207)  vor?  Dieses  ginge  dann  merk- 
würdigerweise vom  Erzrichter  aus,  nicht  vom  Statthalter.     S.  S.  227. 
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^a6Ca  auch  TCQoßßolri  genannt  wird.  Das  ist  also  magistratisclie  Ein- 
weisung in  das  Eigentum,  ein  Analogon  der  Missio  in  bona  ex  secundo 
decreto.     Es  wirkt  stärker  als  das  Pignus  in  causa  judicati. 

Durch  welchen  Hergang  im  einzelnen  die  Übertragung  des  Eigentums 
erfolgte,  wird  sich  nach  dem  Objekt  gerichtet  haben.  Bewegliche  vjtal- 
Xdyficcta  wurden  wohl  einfach  dem  Schuldner  vom  Gerichtsvollzieher  ab- 
genommen und  dem  Gläubiger  übergeben,  womit  dann  die  Vollstreckung 
beendet  sein  mochte.  Bei  Grundstücken  dagegen  erfolgte  gewiß  zunächst 
Umschreibung  durch  die  ßLßlioqivXaasg.  Gerade  darauf  wird  sich  ja  im 
Fall  BGÜ  1038  das  xar uysyQa^iiaL  —  ich  habe  mir  zuschreiben 
lassen  —  beziehen.  Und  darauf  deutet  auch,  daß  in  BGU  832  in  einem 
freilich  ganz  undurchsichtigen  Zusammenhang  die  ßi.ßXLO(pvXaxEg  bei  einer 
Vollstreckung  zu  tun  haben  (1.  c.  1.  10),  vgl.  auch  Oxy.  712.^) 

e)  Mit  der  Umschreibung  des  Eigentums  ist  aber  bei  Grundstücken 
die  Vollstreckung  noch  nicht  beendet.  Es  muß  noch  der  Gläubiger  den 
tatsächlichen  Besitz  erlangen  {e^ßadsLo). 

Man  soUte  nun  denken,  daß  dieser  ihm  unter  Einem  durch  die  ngdx- 
toQSs  i,aviXG)v  übergeben  wurde.  Indessen  sehen  wir  in  Flor.  56,  daß  dies 
nicht  geschah. 

Vielmehr  ist  dort  die  Gläubigerin,  nachdem  sie  bereits  das  Eigentum 
erlangt  hatte,  nochmals  mit  einem  'bnoavrnia  (ßvtsvi,Lg)  an  den  Präfekten 
herangetreten  und  hat  um  Besitzeinweisung  gebeten.  Und  nun  wiederholt 
sich  der  ganze  Vorgang,  den  BGU  1038  für  die  hvE%vQa6Ca  zeigt.  Wir 
sehen  dies  aus  dem  die  ifißadsCa  nach  kvsxvQaaia  betreffenden  Papyrus 
Flor.  56.  Also  wieder  GvyxQiötg  ixl  f^g  diaXoyfjg  tov  tjysfjiövogf  Zustel- 
lung durch  den  ccQXi8vKci.6Trig^  Causae  cognitio  vor  dem  Strategen.  Der 
Unterschied  liegt  nur  im  Erfolge.  Jetzt  wird,  wenn  der  Judikatsanspruch 
fortbesteht,  dem  Schuldner  vom  Strategen  aufgetragen,  binnen  zehn  Tagen*) 
das  Grundstück  zu  räumen,  worauf  der  Gläubiger  es  in  Besitz  nimmt. 

3.  Vollstreckung  in  die  'bjcod-t^Tirj. 

Einen  gerade  die  formellen  Vorgänge  bei  der  HypothekenvoUstreckung 
betreffenden  Papyrus  besitzen  wir  nur  in  Oxy.  485.  Aus  der  Vergleichung 
dieses  Stückes  einerseits  mit  dem  Formular  der  Hypothezierungsurkunden, 
andererseits  mit  den  auf  die  Vollstreckung  in  die  vnaXXäyiiaxa  handelnden 
Papyri  läßt  sich  die  Prozedur  einigermaßen  rekonstruieren. 

a)  Zunächst  ist  es  beim  Zusammenhalt  aller  Urkunden  wahrschein- 
lich, daß  eine  hsxvQaela  nicht  erforderlich  war. 

Dies  zeigt  zunächst  Oxy.  485  (246),  welcher  die  Bitte  (an  den  Stra- 
tegen) um  Zustellung  eines  vom  ocQxiÖLxaötiqg  genehmigten  Zahlungsauf- 

1)  Über  den  gleichfalls  sehr  schwer  zu  deutenden  Papyrus  BGÜ  73  s.  Einl. 
au  207. 

2.)  Dies  ist  die  alte  ptolemäische  Judikatsfrist,  vgl.  S.  19. 
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trags  im  Mahnverfahren  enthält.  Daß  es  sich  dabei  um  eine  Hypothek 
handelt,  zeigt  1.  22,  nach  der  dem  Gläubiger  durch  den  Schuldschein  die 
xQ(xri^6Ls  xal  xvgsCa  einer  Sklavin  in  Aussicht  gestellt  war,  falls  der 
Schuldner  nicht  zahlen  sollte  (vgl.  S.  142, 2/3).  Und  nun  war  dem  Schuldner 
im  Zahlungsauftrag  angedroht  worden:  st  fiij  {'jfOL'y]6r}raL  xijv  anodoöLv), 
IQYiöoiievov  (tbv  igeGtexyiv)  tolg  ocquö^ovöi  jc6qI  ifißccdsCag  vofiC^otg 
«bg  xad'ijxaL. 

Hier  ist  der  Punkt,  wo  sich  nach  unserm  heutigen  Material  die 
Geltendmachung  der  v7Co&7]xrj  von  jener  des  v^tdlkayfia  unterscheidet: 
In  den  Zahlungsbefehlen  bei  vnakXdynata  heißt  es:  söofiivrjv  fioi  f^v 
jtga^iv  d(p'  cov  eäv  XEkEiäGa  avEivQaeCag  ygafi^arav  (BGU  578, 21;  888,  23). 
Es  wäre,  wenn  Zufall,  dann  ein  sehr  merkwürdiger,  daß  das  einemal  svsx'^- 
Qaöia^  das  anderemal  ifißadsta  angedroht  wird. 

Dies  ist  um  so  prägnanter,  als  auch  die  Verpfändungsurkunden  bei 
der  v7tod-7]xr]  gerade  nur  auf  die  iixßadsCa  Gewicht  legen  und  von  einer 
Evs%vQa6ia  nicht  sprechen  (Flor.  1,  7;  Straßb.  52,  8;  Oxy.  373  desc). 

b)  Zu  dieser  ifißadsCa  scheint  aber  freilich  normalerweise  wieder  ein 
gerichtliches  Verfahren  notwendig  gewesen  zu  sein.  Das  geht  aus  Oxy.  485 
am  besten  hervor:  wozu  macht  der  Gläubiger  einen  Zahlungsauftrag  durch 
den  aQXidixaötijg,  wenn  das  nicht  der  gewiesene  Weg  zur  i^ßccdsCa  war? 
Erwägen  wir  ferner,  daß  auch  beim  v%dkkaynu  der  Kreditor  noch  nach 
der  BvaxvQaeCa  besondere  statthalterliche  Bewilligung  der  s^ßadda  braucht, 
so  ist  sicher  auch  für  den  Hypothekar  ein  Gleiches  notwendig  gewesen. 
Mit  anderen  Worten:  Die  Hypothek  erspart  dem  Gäubiger  normalerweise 
gerade  nur  die  ivaxvQaöCa;  in  der  ifißadsCa  geht  er  dem  Inhaber  eines 
vndkXayiia  parallel. 

Eine  Bestätigung  findet  auch  diese  Regel  gerade  durch  ihre  Aus- 
nahmen. 

In  Flor.  1,  6  (243);  81,  11  und  Straßb.  52,  7  ist  eine  solche  ins  Auge 
gefaßt.  Da  sagt  nämlich  das  Hypothekeninstrument,  der  Gläubiger  darf 
efißadsvELv:  [itj  TtQoöösouavog  dvavsäGacog  tJ  diaöTolixov  JJ  bxsqov  xivbg 
ccTcX&g.  Hier  sollen  gerade  die  gerichtlichen  Schritte  ihm  erspart 
werden,  welche  die  i^ßaöeCa  sonst  voraussetzt.  Diese  Schritte  werden 
hierbei  bezeichnet  als  dvavecoöig  imd  diaöxokixöv. 

Was  diese  Ausdrücke  bei  der  Pfandexekution  bedeuten,  ist  im  ein- 
zelnen nicht  sicher,  ^laöxohxöv  ist  an  sich  jede  Zustellung,  die  der 
Gläubiger  dem  Schuldner  machen  läßt  und  muß  hier  jedenfalls  irgend- 
einen Schritt  der  Hypothekenverfolgung  bedeuten.  Zweifelhaft  bleibt, 
welchen?  Es  kann  den  Zahlungsauftrag  bezeichnen,  aber  auch  die  Zu- 
stellung   des    Dekrets    über    i^ßadeta^)     Im    letzteren    Fall    könnte,    wie 

1)  Vgl.  etwa  Oxy.  497,  18,  wo  von  Ttäaai  ccl  niQl  tfig  ccnat.r/]a£<og  (Prozeßver- 
fahren) v.al  drotxofiKJ^s  (VoUstreckungsverfahren)  SiaazoXcä  die  Rede  ist. 
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schon  Wessely^)  wollte,  der  Zahlungsauftrag  mit  der  avavioGig  gemeint 
sein,  die  dabei  den  Sinn  von  „in  Erinnerung  bringen"  hätte.  —  Anderer- 
seits kommt  avavscoGig  {rfig  vTCod-iqzrjg)  nach  mündlicher  Mitteilung  von 
Wilcken  in  einer  von  den  Herausgebern  nicht  entzifferten  Stelle  P.  Magd. 
31  1.  13  in  einem  Zusammenhang  vor,  wo  es  anscheinend  einen  anderen 
Sinn  hat.^) 

Wie  immer  dem  sei,  wir  sehen  auch  hier,  daß  die  Vollstreckung  in 
die  vnod-tjxrj  eine  gerichtliche  ist. 

Freilich  ergibt  sich  zugleich,  daß  der  Gläubiger  durch  besondere  Be- 
stimmungen der  Verpfändungsurkunde  sich  von  dieser  gerichtlichen  Pro- 
zedur dispensieren  lassen  konnte.  Der  Effekt  dieser  Verabredung  sollte 
jedenfalls  sein,  daß  er  sich  durch  private  Besitzergreifung  der  Hypothek 
bemächtigen  konnte.  Und  wir  haben  keinen  Grund,  an  der  Zulässigkeit 
solcher  Verabredungen  zu  zweifeln;  sind  sie  doch  von  den  öffentlichen 
Notaren  beurkundet  worden.  Ich  habe  schon  Sav.  Z.  27,  346  auf  das 
Reskript  von  Severus  und  Caracalla  hingewiesen,  wonach  ^Creditores  qui 
non  reddita  sibi  pecunia  conventionis  legem,  ingressi  possessio- 
nem,  exercent,  vim  quidem  facere  non  videntur,  attamen  auctoritate 
praesidis  possessionem  adipisci  debent'.  Vielleicht  ist  mit  jener  'con- 
ventionis lex'  gerade  die  Dispens  vom  dicc6Tohx6v  gemeint  und  erst  jetzt 
für  unzulässig  erklärt  worden,  wobei  zu  beachten  ist,  daß  die  obigen 
Papyri  älter  sind  als  das  Reskript.  Dies  bleibt  freilich  ungewiß.  Aber 
jedenfalls  steht  soviel  außer  Zweifel,  daß  die  Frage  der  i^ßadsCa  bei  den 
Hypotheken  den  Kaisern  vorgelegen  hat  imd  auch  sie  die  gerichtliche 
Einreichung  bei  derselben  kennen. 

c)  Der  dunkelste  Punkt  bei  der  Hypothekenrealisation  bleibt  die 
STtiZKtaßoXri. 

1)  Anzeiger  der  Wien.  Akad.  zit. 

2)  Es  heißt  dort  in  der  vTCoygccqji^  des  Strategen  auf  einer  ^vvsv^ig:  'Eccv  itoi&v- 
TUL  rrjv  ävavicoeiv  ix  tov  r[Er8X]£[vTTiii6tos  .  ..  Dies  wird  von  den  Erben  des  ver- 
storbenen Schuldners  gesagt.  Alles  Nähere  ist,  weil  der  Papyrus  sehr  zerstört  ist, 
unklar;  aber  sicher  hat  das  Wort  hier  irgendeinen  anderen  Sinn  als  „Zahlungs- 
auftrag". Natürlich  ist  das  kein  eigentlicher  Beweis  für  unseren  Fall;  denn  es 
könnten  ja  verschiedene  Bedeutungen  vorliegen.  Aber  Vorsicht  ist  immerhin  ge- 
boten. 

In  Sav.  Z.  23,  302  habe  ich  diese  icvocviacig  mit  der  von  M.  Mettius  Rufus  in 
Oxy.  237  Vin  41  vorgeschriebenen  Grundbuchemeuerung  in  Verbindung  bringen  wollen. 
Man  könnte  auch  auf  die  Bestimmung  des  französischen  Rechts  exemplifizieren,  wo- 
nach Hypotheken,  um  gültig  zu  bleiben,  alle  zehn  Jahre  erneuert  werden  müssen 
(Zachariae-Crome,  Franz.  Ziv.-R.  2,  122  fg.).  Damit  würde  es  sich  gut  vertragen,  daß 
in  Oxy.  274,  20  (193)  für  die  ccvaviaaig  eine  Steuer  bezahlt  werden  muß.  Anderer- 
seits stimmt  diese  Auffassung  mit  der  Wortverbindung  avaviaaig  73  öiccatoXfKÖv 
nicht  besonders  überein  und  die  Analogie  von  Bas.  7,  10  spricht  für  Wesselys 
Deutung;  denn  dort  steht  an  der  Stelle  von  ccvav^aatg:  iitocyyBlicc,  das  doch  nur 
auf  den  Zahlungsauftrag  paßt  (vgl.  iQj]firiv  inayyilXsiv  bei  Philostratos,  zitiert  oben 
S.  122). 
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Von  ihr  ist  in  den  Papyri  wiederholt  die  Rede.  In  Flor.  1  (243); 
86  (247);  Straßb.  52  heißt  es,  der  Gläubiger  darf  bei  Nichtzahlung  'Itcl- 
xataßoX'^v  TCoi'^öaöd'av  xal  y,rä6Q-ai  avrrjv  (sc.  rijv  vjto&rjxrjv)  xal 
ifißadsvEiv*.  In  Oxy.  274,  22  (193)  zahlt  er  ein  reAcg  sMxataßoXiilg); 
auch  in  Magd.  31,  9  kommt  das  Wort  bei  einer  vnod'rJKrj  vor.  Die  meisten 
Schriftsteller  sind  geneigt,  darin  den  Ausdruck  für  die  Perfektion  des 
Eigentumserwerbs  zu  erblicken  und  es  etwa  mit  der  TtQoößokt]  in  Flor. 
56,  11  zusammenzustellen,  wobei  sie  nur  den  Unterschied  annehmen,  daß 
letztere  ein  gerichtlicber  Eigentumszuschlag  und  Bestandteil  des  evexv- 
p «ff /^«-Verfahrens  sei,  während  man  die  STii.xataßoX'i^  eher  für  eine  pri- 
vate Zugriflfeerklärung  ansieht.  Das  würde  auch  mit  dem  Bild,  das  wir 
hier  entworfen  haben,  gut  übereinstimmen;  denn  auch  nach  diesem  soll 
ja  eine  gerichtliche  Eigentumsübertragung  bei  der  Hypothek  nicht  statt- 
gefunden haben. 

Andererseits  muß  aber  die  kTtvaaraßolri  doch  ein  ausdrücklicher  Zu- 
griffsakt gewesen  sein;  denn  es  wird  von  ixixaraßoXriv  noLi^ßaed-cci,  ge- 
sprochen, und  es  wird  dafür  eine  Steuer  bezahlt  (Oxy.  274,  22).  Worin 
er  aber  bestanden  hat,  wissen  wir  nicht. 

Wörtlich  heißt  inLxaxaßdXXELv ,  weil  yiataßdXXsiv  so  viel  ist  wie 
zahlen,  daß  eine  Aufzahlung  gemacht  wird.  Wer  diesen  Gedanken  ver- 
folgt, steht  sofort  vor  der  weiteren  Frage:  Wie  steht  es  bei  der  'bnod^t^xri 
mit  einem  etwaigen  Mehrwert  des  Pfandes  über  den  Betrag  der  Forde- 
rung hinaus? 

Und  diese  Frage  beschränkt  sich  nicht  bloß  auf  die  vjcod'i]xrj,  sondern 
sie  tritt  auch  beim  vndXXayiia  auf,  sobald  es  bei  diesem  zum  Eigentums- 
zuschlag gekommen  ist.  Auch  für  die  Sicberungsübereignung  kann  sie 
gestellt  werden,  für  den  FaU,  daß  das  Auslösungsrecht  des  Schuldners 
erliscbt.  Durfte  in  aU  diesen  Konstellationen,  da  ja  Verkauf  des  Pfandes 
eben  nicht  stattfindet,  der  Gläubiger  den  Mehrwert  (Hyperocha)  einfach 
lukrieren? 

Hier  stehen  wir  vor  Rätseln,  welche  zu  lösen  das  heutige  Material 
nicht  erlaubt.  Man  hat  wohl  oft  den  Verfall  des  Pfandes  zu  rechnungs- 
freiem Eigentum  des  Gläubigers  für  das  gräko- ägyptische  Recht  für 
selbstverständlich  erachtet  und  darin  wenigstens  bei  der  eigentlichen  vno- 
%"ri7<,7i  das  billige  Äquivalent  dafür  erblickt,  daß  der  Gläubiger  den  xCv- 
dvvos  ffig  vzo&Tjxrjg  trägt.  Man  hat  das  um  so  mehr  geglaubt,  als  man 
seit  Hitzigs  'griechischem  Pfandrecht'  diese  Konstruktion  der  Hypothek 
als  die  allgemein  griechische  ansah. 

Letzteres  ist  nun  in  dieser  Allgemeinheit  kaum  zu  halten,  und  es 
dürfte  jetzt  unter  dem  Einfluß  der  Ausführungen  von  Pappulias  die  An- 
sicht der  Alteren  wieder  zu  Ehren  kommen,  daß  wenigstens  das  attische 
Pfandrecht  eine  Herausgabepflicht  bezüglich  der  Hyperocha  statuiert  hat. 
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Aber  freilicli  eröffiaet  dies  für  Ägypten  auch  gerade  nur  eine  Mög- 
liclikeit;  man  kann  sicli  selir  wohl  vorstellen,  daß  hier  wie  auch  in 
anderen  hellenistischen  Ländern  der  einfache  Pfandyerfall  gegolten  hat. 
Das  hochentwickelte  Recht  von  Athen  darf  eben  nicht  ohne  weiteres  ver- 
allgemeinert werden. 

In  diesem  Sinn  könnte  man  sich  auch  auf  das  Stillschweigen  der 
Quellen  berufen.  Nirgends  erwähnen  die  von  Pfandexekution  redenden 
Papyri  die  Herausgabe  der  Hyperocha  und  auch  bei  den  Verpfändungs- 
urkunden kann  man  nur  einen  Punkt  finden,  wo  sie  erwähnt  sein  kann, 
nämlich  in  der  oben  erwähnten  Bestimmung  über  das  ETiLxataßolrjv  xoiij- 
eaö&ai.  Diese  freilich  bringt  die  ganze  Frage  in  ein  Dunkel,  welches  erst 
durch  neue,  diesen  Ausdruck  erläuternde  Urkunden  erhellt  werden  kann.^) 


1)  Ich  möchte  übrigens  eine  Vermutung  nicht  unterdrücken.  Wie  im  Text  ge- 
sagt ist,  bedeutet  iTCixataßäXXsLv  „aufzahlen".  Ferner  wurde  S.  161  A.  3  bemerkt, 
daß  jedenfalls  bei  "Verfall  des  Pfandes  der  Gläubiger  die  Differenz  zwischen  der  Ver- 
pfändungssteuer von  2%  und  der  Eigentumsübertragungssteuer  von  6%,  also  3  7o 
aufzuzahlen  hatte  (sonst  konnte  man  ja  durch  Verpfändung  für  eine  fingierte  Forde- 
rung und  darauffolgende  Verfallserklärung  die  Kaufsteuer  umgehen).  Sollte  iniTiata- 
ßoXr}v  -noiriaacd-ai  etwa  bloß  die  Steuemachzahlung,  riXog  iitLy.araßoXf}g  in  Oxy.  274  nur 
die  nachgezahlte  Steuer  selbst  bedeuten?  Damit  wäre  für  die  ininazaßoXr]  eine  sehr 
einfache  Erklärung  gegeben;  natürlich  würde  damit  die  Annahme  einer  Nachzahlung 
der  Hyperocha  gänzlich  ausgeschlossen. 

Ein  Bedenken  gegen  diese  Hypothese  kann  allerdings  Flor.  1  A.  6  erregen,  wo 
die  slg  tb  iyxvxXiov  riXri  von  der  iniKaraßoXri  unterschieden  scheinen;  aber  unüber- 
windlich scheint  mir  dieses  Bedenken  nicht. 
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503—510;  Wessely,  CPR  1  S.  9— 10;  Wilcken,  Hermes  19,  426  fg.;  Arch.  2, 142— 5; 
Äg.  Zeitschr.  45,  103  fg. ;  Gradenwitz,  Einführ.  47—69;  81—85;  101—109;  163—5 
(dazu  Wilcken,  Deutsche  Lit.-Zeitg.  1900  Sp.  2466— 8);  Rabel,  Die  Haftung  des  Ver- 
käufers 1,  23fg.;  37—41;  84—8;  146—8;  Sav.  Z.  27,320—3;  de  Ruggiero,  Bull. 
dell'Ist.  di  diritto  Rom.  14,  93—121;  Parts ch,  Griech.  Bürgschaftsrecht  1,340—358; 
Eger,  Ägypt.  Grundbuchwesen  39 — 112;  Bry,  Essai  sur  la  vente  dans  les  pap.  gr. 
egypt.  (Paris  1909);  P.  M.  Meyer,  Zu  P.  Giss.  39  S.  21  fg.;  Preisigke,  Girowesen 
437  fg.  Über  die  Arrha  insbesondere:  Pappulias,  'Icroptx^  i^iXi^ig  roxi  ScQQaßävog 
iv  rä  ivoxi-yi-ä  8i,y.aim  (Leipzig  1911),  besonders  S.  44 — 89.  Berger,  Die  StrafklauseLn 
in  den  Papyrusurkunden  (Leipzig  1911)  124  fg.  (in  der  Korr.  eingefügt). 

Für  die  Darstellung  des  ägyptischen  Kaufrechts  empfiehlt  es  sich, 
zwischen  Iramobiliar-  und  Mobiliarkauf  grundsätzlich  zu  unterscheiden. 
Zwar  wissen  wir  vom  Mobiliarkauf  der  pharaonischen  und  ptolemäischen 
Zeit  sehr  wenig,  da  die  aus  dieser  Zeit  überlieferten  Urkunden  mit  we- 
nigen Ausnahmen  ausschließlich  den  Kauf  von  Liegenschaften  zum  Gegen- 
stand haben;  aber  in  der  römischen  Ära  ist  der  Gegensatz  beider  so  deut- 
lich, daß  man  hier  jedenfalls  differenzieren  muß,  und  wahrscheinlich  ist 
dieser  Gegensatz  viel  älter.  Allerdings  ist  es  möglich,  daß  der  Kauf  be- 
sonders wichtiger  Mobilien,  wie  etwa  Sklaven,  oft  der  Analogie  des  Grund- 
stückskaufs gefolgt  ist,  wie  es  in  Fällen  aus  der  römischen  Zeit  sich  auch 
beweisen  läßt.  Aber  mit  dieser  Einschränkung  muß  die  Unterscheidung 
durchgeführt  werden,  was  von  den  heutigen  Gelehrten  keineswegs  immer 
beobachtet  wird,  indem  diese  oft  die  Regeln  des  Grundstückskaufs  wie 
allgemein  gültige  vortragen. 
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Es  soll  von  diesem  hier  nur  gesagt  v^erden,  was  feststeht.  Einzelne 
Agyptologen  wissen  wohl  von  der  Geschichte  des  Kaufs  sehr  viel  zu  be- 
richten; nach  Revillout  soll  der  Verkauf  von  Grundstücken  gegen  Geld 
erst  vom  König  Bokchoris  im  achten  Jahrhundert  eingeführt,  dann  eine 
Zeit  lang  wieder  abgeschafft  und  erst  unter  der  Regierung  des  Ahmasis 
wieder  eingeführt  worden  sein;  auch  die  Formen  des  Kaufs  werden  als 
eine  Schöpfung  des  Bokchoris  bezeichnet  usw.,  was  alles  sich  meiner 
Nachprüfung  entzieht. 

Als  sicher  kann  man  jedenfalls  folgende  Grundsätze  bezeichnen: 
1.  Jeder  ägyptische  Immobiliarverkauf  setzt  die  Errichtung  zweier 
Urkunden  voraus,  von  denen  die  eine  die  „Urkunde  für  Silber",  die  andere 
die  „Urkunde  des  Fernseins"  genannt  wird.  Die  Griechen  nennen  in  offi- 
ziellen Übersetzungen  solcher  demotischer  Kaufurkunden  die  erstere  Ttgä- 
6ig^  die  zweite  ccTtoötaöCov  (sc.  övyYQacpri).^^ 

Die  Urkunde  für  Silber  {TiQäöis)  lautet  nach  dem  von  Spiegel- 
berg (dem.  Pap.  der  Straßb.  Bibliothek  p.  8)  und  Griffith  (Z.  f.  äg.  Spr. 
45,  103)  gegebenen  Schema,  neben  welchem,  zur  Bestätigung,  die  in 
Leyd.  P  erhaltene  griechische  Übersetzung  des  demotischen  Kaufvertrags 
P.  dem.  Berl.  5507  ^)  und  von  Z.  9  ab  die  Übersetzung  eines  andern  bei 
Wessely,  Spec.  graec.  tab.  6  n.  6  abgedruckt  wird,  folgendermaßen: 

1.   Du  hast   gegeben,   mein  Herz  1       1.    (Leid.  P  3):    MTtrjvdoxrjödg   ^s 
ist  mit  dem  Geld  zufrieden  |  [tf}g  n^rjg] 

(Folgt  in  beiden  die  detaillierte  Beschreibung  des  Kaufobjekts;  am 
Schluß  zusammenfassend:) 


2.   Ich  habe  es  Dir  gegeben.  Dir 
gehört  es. 


2.  (Leyd.  1.  28) :  edaxd  0oi[.  . .  6ov 
slölv  ol  td\(poi. 


(Es  folgt  eine  nochmalige  kürzere  Beschreibung  des  Objekts). 


1)  Lond.  2,  177,1  =  Wessely,  Spec.  tab.  la  u.  Ib  (S.  1)  und  tab.  13  Nr.  29  (S.  6); 
BGÜ  1002  1. 1  u.  16;  Rylands  Pap.  44.  45;  Giss.  36  H  21;  vgl.  Teb.  561  (desc.)  V»  Col.  IH 
(auf  Sklavenkauf  bezüglich),  wo  jedoch  nicht  ersichtlich  ist,  ob  es  sich  um  Über- 
setzung einer  demotischen  Urkunde  handelt  oder  die  griechische  Parallelbildung 
(s.  unten  S.  176)  gemeint  ist.  Vgl.  auch  P.  dem.  Elef.  12  (Beischrift).  Giss.  cit.  sagt 
übrigens  divi)g  xccl  ccitoataaiov.  —  Zu  bemerken  ist,  daß  änoeräoiov  auch  eine  Verzieh ts- 
Tirkunde  im  weiteren  Sinn  bedeuten  kann;  Grenf.  1,  11  I  20;  Hib.  96,  3;  Tor.  8,  15; 
BGU  919,  23.  Über  die  gleiche  Verwendung  des  Zeitworts  äfpiarao^ccL  in  der  atti- 
schen Rechtssprache  s.  ßabel,  Sav.  Z.  27,  323. 

2)  Vgl.  Griffith  und  Wilcken,  Z.  f.  äg.  Spr.  45,  103. 
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3.  Ich  habe  ihren  Preis  in  Silber 
von  Dir  empfangen,  vollständig  ohne 
irgend  einen  Rest. 

4.  Mein  Herz  ist  damit  zufrieden. 


6.  Kein  Mensch  der  Welt,  weder 
ich  noch  mein  Geschlecht,  soll 
Macht  über  sie  haben  außer  Dir 
von  heute  ab.^) 

7.  Wer  ihretwegen  gegen  Dich 
auftreten  wird  in  meinem  Namen 
oder  in  dem  Namen  irgend  jeman- 
des in  der  Welt,  den  entferne  ich 
von  Dir. 

8.  Ich  will  sie  (die  Sache)  Dir 
garantieren  (wörtlich:  reinigen)  ge- 
gen jede  Urkunde. 

9 — 10.  Dir  gehört  sie  (sowie)  die 
darauf  bezüglichen  Urkunden  und 
Verträge,  wo  immer  sie  auch  sein 
mögen;  jede  Urkunde,  welche  all- 
gemein darüber  ausgefertigt  worden 
ist,  jede  Urkunde,  welche  mir  per- 
sönlich darüber  ausgefertigt  worden 
ist  und  jede  Urkunde,  durch  welche 
ich  auf  sie  ein  Anrecht  habe. 

11.  Dir  gehört  sie  samt  ihrem 
Recht 

12.  Den  Eid  und  [den  Beweis]*), 
welche  Dir  vor  Gericht  auferleget 
werden  im  Namen  des  Rechts  der 
obigen  Urkunde,  welche  ich  Dir 
ausgefertigt  habe,  damit  ich  sie  (d.  h. 
Eid  und  Beweis)  tue  (leiste), 

13.  werde  ich  tun  (leisten)  ohne 
....  Einspruch  gegen  Dich. 


3.  (Leyd.  32):  [xal  i]ds^(lcn[r}v'} 
TcaQä  <(ov  rijv  Tovr(o[y  ttfi-^v  ix 
jck'^QOvg]  av£v  Ttavrbg  ['b7c]oX6'yov. 

4.  (Leyd.  33/4):    kn[rjv]d6xri6ds 

5.  o'ö[x  ivxaXc)  601  TtEQl  r]ovr(DV. 

6.  (Leyd.  34):    o{}t'    iyh    \p]vt 
aXXog  ix  xo\y  i^ov  yivovs  xvgts'^tfet 
cc'ö[tG)v  änb  rijgde  r^g  i^/t/Jpag. 

7.  (Leyd.  35):  'Eäv  Öd  rCg  6oi 
inaXd^ij  3ts[Ql  av^t&v  ex  xe  xov  i(iov 
öv[6(iccxog  rj  &XXov(?)  änoo]xi^6(o 


8.  (Leyd.  36) :  xal  ßsßa[La]6(o  (tot 
xccvxa  [ajrö]  <Jvy'yQa<pG)V  .... 

9—10.  (Wessely  spec.  1.  7—8): 
6ccl  d*  £{l6]lv  ccl  yeyowLUL  xax* 
a'bxav  6vyyQa(pal  xäöat  xal  al  ys- 
yelyrfjfislvalL  fiOL  xar'  a-öxav   6vy- 

{y^Qa(p\aX\   nadai xal    \6v\v- 

aXXdyiiaxa  nd\v\xa  i^  hv   JtSQiysC- 
vexal  (loi  öCxaiov  ändvx[Giv\ 


IL 


12  (Wess.,  Spec.  1. 11  mit  Verbes- 
serungen von  Schubart  [bei  Spiegel- 
berg p.  10]):  iäv  da  xCg  6\oi  o\Qxog 
ri  inl\ßEii,L\g  7CQ0<^6yßXri^  a>6x£  6vv- 
xsXilpaöd-ai n;]oM^tf<D. 


1)  Hier  wird  nicht  der  von  Spiegelberg  gebotene  Text  wiedergegeben,  weil  er 
teilweise  mißverständlich  ist.  Vielmehr  ist  von  4 — 6  die  Übersetzung  von  P.  dem. 
Berl.  6507  bei  Griffith,  Z.  f.  äg.  Spr.  46,  103  befolgt. 

2)  Dieses  Wort  ist  von  Spiegelberg  nur  vermutungsweise  auf  Grund  der  griechi- 
schen Übersetzung  vorgeschlagen;  a.  0.  9  A.  6. 
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Die  Urkunde  des  Fernseins  (ccjto6ta6iov)  hat  folgenden  Wortlaut: 


1.  Ich  trete  Dir  ah   (die  Liegen- 
schaft), 


1.  (Wessely  spec.  tab.  13  Nr.  29 
1.  3   [S.  6]):   a<pt6rdiiEd'a  (zrjg  vjikq- 
j(^ov6rjg  ri[ilv  .  .  .  .) 
(folgt  genaue  Beschreibung  des  Objektes) 


2.  über  welche  ich  Dir  im  . . . 
Jahre  des  ewig  lebenden  Pharao  eine 
Verkaufsquittung  ausgefertigt  habe. 

3.  Dir  gehört  sie. 

4.  Ich  habe  dieserhalb  kein  Wort 
der  Welt  an  Dich  zu  richten  (d.  h. 
kein  Recht  daran). 

5.  Noch  soll  irgend  ein  Mensch 
der  Welt  es  können*) 


2.  (Wessely  sp.  1.  9):  dxolov&cog 
[?}]    XE^[o]r}tai    6oi    6    TCQSößvtsQog 

3.  iZri  d'  BGtiY) 

4.  5.  (Wessely  1.  11):  y,al  ovQ-slg 

&ölov  s[.  .  .]g  [Xoyog  ^)  djcb  rijff 
sv€6tco\6r}g  [i^]iU'£^a[g  STtl  t]bv  [6v]ii- 
navxa  [2Qo\vov  xal  ovx  i^söruL 
[r]](istv  ovx  [aAAo)]  ovdsvl  äitXäs 
\y,VQiev£LV  avxYig  nXijv  6ov  cc^b  rfjg 
8V£6r(b6r}g^  rj^EQa[g]  stcI  xbv  a\7Ca]v- 
TOJ  %q6vov. 
6 — 7.  Wer  ihretwegen  gegen  Dich  6.  1.  13/14:  ^Eäv  [ßa   7t\axri\ß  -J)] 

auftreten  .wird    in    meinem    Namen      i^'^friQ    [»)   adfJXgjög    [tj    cc\8sl\(pri   ri 
[oder  in  dem  Namen  irgend  jeman-      v]t6g  -J)  Q'vydxriQ   [hnekxtri  6ov\ 
des   in   der   Welt],    den    werde    ich      ix6xi]6ofi£v  [ccvxb^v  dnb  öov. 
von  Dir  entfernen. 

6.  Du  kannst  mich  mit  dem 
Recht  der  Verkaufsquittung  verfol- 
gen, welche  ich  Dir  im  Jahre  . .  . 
des  ewig  lebenden  Pharao  ausge- 
stellt habe. 

2.  Das  Verhältnis  beider  Urkunden  ist  dieses.  Die  Silberurkunde 
enthält  den  Konsens  der  Parteien  über  den  Umsatz  der  Ware  gegen  Geld, 
also  das  Kausalgeschäft;  gleichzeitig  auch  die  Quittung  über  die  voll- 
zogene Leistung  des  Käufers,  sowie  die  Erklärung  des  Verkäufers,  für  die 
Sache  die  Gewähr  übernehmen  zu  wollen.  Die  a;ro(?Tß;^^v-Urkunde  ent- 
hält die  Leistung  des  Verkäufers  und  entspricht  der  modernen  Auflassung. 
Zwar  sind  auch  im  Silberbrief  schon  Wendungen  enthalten,  die  wie  Auf- 


1)  Im  Original  bei  Wessely  steht  noch  ■aal   aTtoGraaloi',  was  nicht  immer  der 
Fall  ist. 

2)  Wohl  zu  ergänzen  in  der  Lücke  1.  11;    vgl.  die  ngäatg  in  Lond.  1  p.  46,  24. 

3)  r]ii[s]lv  —  [X6yog]  M.  nach  dem  Faksimile;  Wessely  hat  rjlncov]   xara^£[.  .  .  . 

4)  An  dieser  Stelle   kehrt   bei    Spiegelberg    die    oben  S.  168  A.  1    bezeichnete 
mißverständliche  Übersetzung  wieder. 
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lassungserklärungen  klingen  („Ich  habe  es  Dir  gegeben  . . .  ich  habe  dieser- 
halb  kein  Wort  der  Welt  an  Dich  zu  richten").  Aber  ihr  Wert  wird 
durch  das  Danebenstehn  des  ccTCoördöLov  auf  das  richtige  Maß  zurück- 
geführt; sie  bedeuten  nur  die  Zusage  künftiger  Überlassung,  wenn  sie 
auch  im  Präsens  oder  gar  im  Perfektum  gefaßt  sind. 

Den  Grund  für  die  Trennung  der  beiden  Akte  wird  man  vielleicht 
in  dem  auch  in  andern  Rechten  wiederkehrenden  Bestreben  finden  dürfen, 
die  Grundstücksauflassung  zu  einer  selbständigen  Formalhandlung  umzu- 
gestalten. Ein  Nebenvorteil  war  es  dabei,  daß  in  Fällen,  wo  der  Kauf- 
preis in  Wirklichkeit  nicht  bezahlt  war^),  dem  Verkäufer  die  Möglichkeit 
blieb,  mit  der  Auflassung  bis  zur  Bezahlung  zurückzuhalten.  Ob  in 
solchem  Fall,  wie  überhaupt,  wenn  die  a:;to«?taö/^ov- Urkunde  nicht  un- 
mittelbar nach  der  7Cqü6is  ausgefertigt  wurde,  der  Käufer  auf  sie  einen 
Anspruch  hatte,  ob  also  der  von  Seiten  des  Verkäufers  noch  nicht  voll- 
zogene Verkauf  für  diesen  obligatorisch  wirkte,  haben  die  Agyptologen  zu 
entscheiden.  Sicher  haftbar  ist  der  Verkäufer  nach  vollzogenem  Kauf  für 
die  Gewährleistung,  und  zwar  ist  diese  Haftung  gedacht  als  entspringend 
aus  der  erfolgten  Bezahlung;  denn  das  Gewährleistungs versprechen  wird 
zwar  bei  der  Auflassung  erneuert,  aber  unter  Hinweis  auf  die  ausgestellte 
Verkaufsquittung:  „Du  kannst  mich  mit  dem  Recht  der  Verkaufsquittung 
verfolgen,  welche  ich  Dir  ausgestellt  habe". 

Zum  Inhalt  dieses  Versprechens,  welches  der  ßeßaCaöig  des  griechi- 
schen Rechts  entspricht,  gehört: 

a)  Unterlassung  eigener  und  Zurückweisung  fremder  Angriffe  auf 
den  Besitz  des  Käufers,  daher 

b)  auch  gerichtliche  Defension.  Diese  letztere  wird  näher  präzisiert 
durch  die  Worte:  „den  Eid  und  [den  Beweis^)],  welche  Dir  vor  Gericht 
auferlegt  werden  ....  werde  ich  leisten". 

Das  Versprechen  eventueller  Eidesleistung  bringt  man  oft  damit  in 
Zusammenhang,  daß  laut  Tor.  I  VH  2  (31)  ein  ägyptischer  vöiiog  tisqI 
T^g  ötvQi(bös(og  bestand,  wonach  eine  övyyQccg)'^  ^tj  iötvQicofisvrj  keinen 
Beweis  erbringe  (ibid.  IV  17 — 19),  wobei  man  etymologisierend  auf  das 
koptische  Wort  shtöri  (=  spondere)  hinweist.  ^)  Doch  besteht  die  Schwierig- 
keit, daß  nach  dem  Turiner  Papyrus  die  Verkaufsurkunde  selbst  als  Gegen- 
stand der  ötvQCcoöig  erscheint,  während  nach  dem  Kaufsformular  der  Eid 
über  Tatsachen  in  der  Rechtsstellung  des  Verkäufers  zu  leisten  gewesen 
wäre.'*)    Der  Zusammenhang  des  in  den  Kaufbriefen  erwähnten  Eides  mit 


1)  Darüber  s.  unten  S.  171  Ziff.  3. 

2)  S.  oben  S.  168  A.  2. 

3)  So    schon   Peyron    zu    Tor.  1  IV  18  (p.  116);    Revilloat,  Präcis  1,  317   A.  3; 
Spiegelberg  a.  0.  9  A.  4. 

4)  Vgl.  auch  Rabel,  Haftung  18  A.  2. 
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der  6TVQC(o6Lg  in  Tor.  1  ist  daher  unwahrscheinlich,  und  dieses  Institut 
selbst  bleibt  dunkel. 

Endlich  sagt  der  Verkäufer  auch  zu,  dem  Käufer  die  auf  das  Grund- 
stück bezüglichen  Besitzurkunden  auszuliefern. 

3,  Zweifellos  ist,  daß  der  Kauf  sich  von  Seiten  des  Käufers  stets  als 
Barkauf  darstellt;  und  es  mag  sofort  bemerkt  sein,  daß  diese  Regel 
wenigstens  in  den  Auflassungsurkunden  des  gräko- ägyptischen  Rechts 
auch  später  eine  ausnahmslose  ist.  In  den  nationalägyptischen  Konti*akten 
scheint  sie  schon  für  den  Kausalvertrag  eine  bindende  zu  sein,  in  dem 
Sinn,  daß  die  Konstatierung  der  geschehenen  Preiszahlung  zum  Wesen 
des  Kaufs  gehört,  ähnlich  wie  bei  der  römischen  Mancipatio.  Wo  Bar- 
zahlung nicht  sofort  möglich  war,  wurde  dennoch  in  dem  Silberbrief  mit 
den  Worten  „Du  hast  gegeben,  mein  Herz  ist  befriedigt",  eine  fiktive 
Zahlung  konstatiert,  dafür  aber  dem  Verkäufer  vom  Käufer  eine  dem 
Kaufpreis  gleiche  Summe  als  (wiederum  fingiertes)  Darlehen  verschrieben. 

Außerdem  verdient  bemerkt  zu  werden,  daß  die  Höhe  des  Kaufpreises 
in  den  demotischen  Urkunden  nicht  angegeben  wird,  und  es  ist  dies  auch, 
da  er  ja  als  bezahlt  gilt,  nicht  unmittelbar  notwendig.^) 

4.  Das  Erfordernis  der  realen  Tradition  tritt  in  den  demotischen 
Kaufbriefen  —  und  das  Gleiche  wird  sich  auch  für  die  gräko-ägyptischen 
herausstellen  —  nirgends  hervor  und  hat  sicher  nicht  bestanden.^)  Es  ist 
ja  die  Hypothese  denkbar,  daß  das  aTioerccöLov  irgend  einmal  in  formali- 
sierter Besitz  weichung  auf  dem  Grundstück  selbst  vollzogen  worden  sei 
und   sich    erst  von  da  zur  Übergabe  einer  Urkunde   verflüchtigt   habe.^) 

.Aber  jedenfalls  wäre  das  vorläufig  eine  anhaltlose  Vermutung  und  muß 
man  sich  mit  der  Tatsache  genügen  lassen,  daß,  soweit  wir  zurückblicken, 
das  ägyptische  Recht  nur  eine  Traditio  per  chartam*)  kennt. 

Die  Wirkung  dieser  Chartalübergabe  ist  jedenfalls  Begründung  des 
Eigentums.  Aber  in  welchem  Sinn  der  ägyptische  Eigentumsbegriff  zu 
verstehen  ist,   läßt  sich  derzeit  noch  nicht  ermitteln.     Es  bleibt  nämlich 


1)  Für  einen  etwaigen  Eviktionsanspruch  wäre  freilich  die  Angabe  des  Kauf- 
preises wichtig  gewesen;  wie  dieser  substanziiert  wurde,  sehe  ich  nicht. 

2)  Nirgends  in  den  Urkunden,  in  denen  es  sich  um  den  Beweis  des  Eigentums 
handelt,  wird  denn  auch  von  erfolgter  Tradition  gesprochen;  stets  dagegen  beruft 
man  sich  auf  den  Erwerbsbrief.  Sehr  charakteristisch  z.  B.  Tor  1  VII  13  fg.  (31); 
Giss.  36,  16/18.  20/21. 

3)  Nur  müßte  man  dabei  die  Einführung  des  Kaufs  und  seiner  Formen  durch 
Bokchoris  fallen  lassen  und  eine  lange  Vorgeschichte  annehmen;  eine  Annahme,  deren 
Zulässigkeit  ich  nicht  beurteilen  karm. 

4)  Dieser  Ausdruck  ist  jedoch  hier  nur  in  dem  negativen  Sinne  zu  verstehen, 
daß  zur  Urkunde  Tradition  nicht  hinzuzutreten  brauchte;  nicht  auch  in  dem  posi- 
tiven, daß  eine  förmliche  Traditio  chartae,  d.  h.  eine  Übergabe  der  Urkunde  durch 
den  Verkäufer  an  den  Käufer  stattfand.  Obwohl  wir  dieselbe  nicht  für  ausgeschlossen 
erklären  können,  ist  doch  soviel  sicher,  daß  wir  von  ihr  nichts  hören. 
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zweifelhaft,  ob  die  Ägypter  das  Eigentum  bereits  als  abstrakte  dingliche, 
nach  bestimmten  Grundsätzen  übertragbare  Rechtsposition  im  Sinne  des 
klassisch-römischen  Rechts  betrachtet  haben  oder  ob  sie  bloß  einen  Schutz 
des  jeweils  bessern  Besitzrechts  kennen,  wobei  die  Qualität  der  beiderseitigen 
Besitzrechte  nach  bestimmten  Grundsätzen,  insbesondere  nach  dem  Alter 
des  Besitzes  relativ  bemessen  worden  sein  könnte.  Für  die  Annahme,  daß 
das  ägyptische  Recht  über  diesen  Gedanken  des  bloß  „relativen  Eigen- 
tums", der  wohl  bei  allen  Völkern  den  geschichtlichen  Ausgangspunkt 
bildet,  noch  in  seiner  letzten  Zeit  nicht  hinausgekommen  sei,  spricht  etwa 
die  Gestalt  der  Gewährleistungsklauseln  selbst.  Der  Verkäufer  verspricht, 
das  Haben  des  Käufers  nicht  angreifen  zu  woUen.  Wozu  ein  solches  Ver- 
sprechen, wenn  das  durch  die  Chartaltradition  erzeugte  Eigentum  ein 
gegen  jeden  abstrakt  wirkendes  Recht  war?^) 


IL  GEÄKO-ÄGTPTISCHEE  KAUF. 

Unter  dieser  Überschrift  werden  hier  sowohl  die  vor  griechischen 
Notaren  geschlossenen  Kaufverträge  der  Ägypter  als  auch  jene  der  Griechen 
und  Römer  zusammengefaßt. 

Insbesondere  müssen  das  griechische  und  das  römische  Kaufrecht  ge- 
meinsam dargestellt  werden,  weil  scharfe  Gegensätze  zwischen  beiden  in 
Ägypten  nicht  existieren.  So  gewiß  es  ist,  daß  das  italische  Kaufrecht 
zum  griechischen  in  starkem  Gegensatz  steht,  so  sicher  ist  anderseits,  daß 
in  Ägypten,  auch  noch  nachdem  es  römische  Provinz  geworden  ist,  der 
Kauf  mit  dem  hellenistischen  viel  mehr  Verwandtschaft  hat  als  mit  jenem, 
welchen  die  römischen  Rechtsbücher  und  Urkunden  darstellen.  Das  ist 
für  das  Ägypten  der  Zeit  vor  der  Constitutio  Antonina  schon  dadurch  er- 
klärlich, daß  hier  eben  das  peregrinische  Recht  fortbesteht,  und  zu  be- 
merken ist  nur,  daß  auch  die  in  Ägypten  lebenden  Römer  mit  den  Ein- 
heimischen in  deren  Rechtsformen  zu  kontrahieren  scheinen.^)  In  der 
nachantoninischen  Zeit  aber  beginnt  der  italische  Kauf  selbst  die  klassi- 
schen Formen  zu  verlieren  und  hat  nicht  mehr  die  Kraft  gehabt,  seinen 
ursprünglichen  Charakter  dem  Provinzialrecht  aufzuprägen.  Außerdem  ist 
zu  bemerken,  daß  das  Manzipationsrecht,  welches  dem  römischen  Kauf 
seinen  eigentümlichen  Zug  verleiht,  für  den  in  diesem  Abschnitt  allein 
zu  behandelnden  Grundstückskauf  schon  deswegen  unanwendbar  ist,  weü 
es  sich  hier  um  Provinzialboden  handelt. 

An  die  Spitze  der  Erörterung  ist  die  Frage  zu  stellen,  ob  der  Dua- 
lismus  zwischen   dem   obligatorischen   Kausalgeschäft   und    der  Vollzugs- 


1)  Vgl.  dazu  und  über  die  ganze  Frage  Rabel,  Haftung  1,  50  fg. 

2)  Vgl.  z.  B.  Oxy.  95  (267). 
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handlung,  den  wir  für  die  ägyptischen  Kaufurkunden  festgestellt  haben, 
auch  dem  griechisch-römischen  Urkundenkreis  eigen  ist? 

Man  ist  mehrfach  geneigt,  jenem  Dualismus  auch  auf  diesem  Gebiet 
eine  maßgebende  Rolle  zuzuweisen.  Ausgehend  insbesondere  von  fol- 
gender Beobachtung. 

Es  ist  Tatsache,  daß  —  wenn  man  den  in  erster  Linie  bedeutsamen 
Kreis  der  notariellen  Urkunden  betrachtet  —  sich  beim  Kauf  zwei  ver- 
schiedene Typen  nachweisen  lassen:  einfache  Protokolle  und  (objektive) 
Homologien  (vgl.  über  den  Gegensatz  oben  S.  74/5).  Erstere  haben  stets 
die  obligatorische  Seite  des  Kaufs  zum  Gegenstand,  letztere  die  Auf- 
lassung. Hierdurch  sind  manche  Gelehrte  bestimmt  worden^),  auch  beim 
griechischen  Kauf  in  Ägypten  eine  analoge  Gestaltung  anzunehmen,  wie 
sie  der  enchorische  zeigt:  nämlich  einen  obligaten  Gegensatz  von  Ver- 
kaufs- und  Traditionsurkunde. 

Man  stützt  sich  hierbei  insbesondere  auch  darauf,  daß  in  BGU  998 
(252)  ein  Papyrus  vorliegt,  wo  Kauf  und  Auflassung,  obwohl  an  ein  und 
demselben  Tage,  also  jedenfalls  gleichzeitig  geschehen,  doch  als  zwei  se- 
parate Geschäfte  —  jedes  eine  Kolumne  des  Papyrus  einnehmend  —  von- 
einander äußerlich  getrennt  werden.  Hierbei  wird  das  erstere  gjvt]  ge- 
nannt^), beim  letzteren  heißt  die  Tätigkeit  des  Verkäufers  ätpCöTaöQ'at^) 
(vgl.  das  ccito0ta6iov  S.  167). 

Es  gilt  jedoch,  hier  einige  Vorsicht  zu  üben. 

Was  zunächst  BGU  998  betrifft,  wo  ja  allerdings  die  Scheidung  von 
C3vi^  und  aTtoötaöCov  wie  eine  obligate  erscheint,  so  darf  man  nicht  über- 
sehen, daß  hier  die  Parteien  ägyptischer  Nationalität^)  sind.  Da  ist 
denn  auch  mit  der  Möglichkeit  zu  rechnen,  daß  die  griechischen  Notare 
für  Nationalägypter  einen  besonderen,  dem  enchorischen  Recht  sich  an- 
passenden Stil  ausgebildet  hätten.^) 

Nebenbei  bemerkt,  sind  auch  in  den  sehr  zahlreichen  „einfachen 
Protokollen"  über  avaC  aus  der  Ptolemäerzeit,  welche  namentlich  die  Fund- 
stätten von  Gebelen  (Pathyris)  ergeben  haben,  die  Parteien  ganz  regel- 
mäßig Ägypter.  Doch  darf  man  auf  diese  Protokolle  auch  aus  einem 
andern  Grunde  kein  entscheidendes  Gewicht  legen. 

Nämlich  wegen  der  naheliegenden  Erwägung,  daß  es  ja  Fälle  genug 
gibt,    wo    die   Trennung   von   obligatorischem   Kauf  und   Auflassung    aus 


1)  So  vor  allem  Wilcken,  Arch.  2,  389;  vgl.  Deutsche  Lit.-Zeitg.  1900  Sp.  2467; 
ihm  folgt  Preisigke,  Girowesen  440. 

2)  Col.  n  7.  3)  Col.  II  2. 

4)  Der  Zusatz  TLiqaris  xfig  iniyovfig  ändert  daran  natürlich  nichts. 

5)  Ebenso  ist  bei  der  Tcgäaig  kccI  ccnoGraeLov  Giss.  36,  21  wenigstens  die  Käuferin 
ägyptisch.  In  Teb.  561  desc.  Col.  III  ist,  wie  Hunt  mir  mitteilt,  der  Name  des  Käufers 
nicht  mehr  festzustellen;  der  Verkäufer  ist  Grieche,  aber  von  der  anderen  Partei  weiß 
man  nichts. 
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praktischen  Gründen  sich  von  selbst  aufdrängt.  Das  geschieht  überall 
dort,  wo  die  Parteien  zwar  den  obligatorischen  Y  ertrag  sofort  in  binden- 
der Weise  abschließen,  dagegen  den  Vollzug  aus  irgendwelchem  Grunde 
noch  hinausschieben  wollen.  Wir  wissen  ja  freilich  nicht,  ob  man  auch 
für  enchorische  Vertragsparteien  auf  diese  Erklärung  des  massenhaften 
Vorkommens  der  cbvij-FrotokoRe  eintreten  darf:  aber  andererseits  genügt 
jene  Erwägung  doch,  um,  soweit  sich  auch  bei  Nichtägyptern  solche  Proto- 
kolle finden,  für  diese  den  Schluß  zu  entkräften,  daß  auch  für  sie  jene 
Spaltung  obligatorisch  gewesen  wäre. 

Ich  kann  die  Frage  hier  nicht  yerfolgen,  sondern  nur  als  Gegenstand 
künftiger  Untersuchungen  bezeichnen,  inwieweit  dem  altgriechischen  Rechts- 
leben eine  formelle  Trennung  von  Konsensualkauf  und  Vollzugsgeschäft 
eignete.^)  Für  die  Griechen  in  Ägypten  ist  eine  solche  —  ganz  abge- 
sehen von  den  Mobiliarkäufen,  wo  wohl  Aiemand  ernstlich  an  sie  denkt  — 
auch  für  den  Immobiliarkauf  derzeit  noch  keineswegs  erwiesen. 

Anderseits  will  ich  die  Möglichkeit,  daß  für  die  Ptolemäerzeit  jene 
These  richtig  ist,  nicht  ausgeschlossen  haben.  Denn  zuzugeben  ist,  daß 
"wir  —  meines  Wissens  —  noch  keinen  Fall  aus  der  Ptolemäerzeit  haben, 
wo  bei  Immobilien  Kauf  und  Auflassung  in  eins  verbunden  wären. 

Sicher  dagegen  besitzen  wir  solche  aus  der  römischen  Zeit,  wie  unten 
nachgewiesen  werden  wird:  die  Vermutung,  welche  ausgesprochen  worden 
ist,  daß  auch  noch  unter  den  Kaisern  (bis  etwa  auf  Diokletian)  jeder 
Immobiliarkauf  zwei  Urkunden  voraussetzt^),  läßt  sich  bestimmt  wider- 
legen. 

Für  das  Studium  des  gräko-ägyptischen  Kaafrechts  ist  es  nun  wesent- 
lich, die  Fälle  gesondert  zu  betrachten,  wo  der  Kauf  sich  durch  zwei  Ur- 
kunden vollzieht  und  wo  er  in  einer  einzigen  zusammengefaßt  ist. 

Ich  bezeichne  Fälle  der  ersteren  Art  im  folgenden  als  „gespaltenen" 
Kauf,  jene  der  letzteren  als  „einheitlichen". 

1.  Gespaltener  Kanf. 

Er  zerfällt  in  die  Errichtung  zweier  Urkunden,  der  obligatorischen 
und  der  Auflassungsurkunde. 

1.  Die  obligatorische  Urkunde  heißt  meistens  avij,  seltener  ^Qä^ig. 

a)  Was  die  Form  der  g)vi^  betrifft,  so  kann  sie  eine  beliebige  sein. 
Die  weitaus  größte  RoUe  spielt  in  unserer  Überlieferung  die  agoranomische 
Urkunde;  doch  ist  natürlich  auch  die  6vy'yQa(po(pvXahr^xk\iX).die  (unter  Grie- 

1)  Daß  sie  gelegentlich  vorkommt,  ist  sicher;  so  in  den  Kontrakten  von  Mylasa 
Ttnd  Olymos  über  den  Ankauf  von  Privatland  durch  die  Gemeinde  zur  Begründung 
von  rentierenden  Vererbpachtungen;  hier  werden  ^mvrf  und  '^(ißaatg'  (Besitzeinweisung) 
scharf  getrennt;  vgl.  Mitteis,  Zur  Gesch.  der  Erbpacht  (1901)  S.  9  und  Zitt. 

2)  Wilcken  a.  0. 
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chen),  ebenso  auch  die  6vyxG>Qr]6ig^)  und  das  i^iQoyQatpov  vorgekommen.^) 
Die  (selbständige)  öiayQttffi^  freilieb  ist,  weil  sie  Zablung  von  Seiten  des 
Käufers  voraussetzt,  nur  geeignet,  wenn  entweder  der  Kaufpreis  voraus- 
bezahlt oder  wenigstens  ein  Angeld  gegeben  wird. 

Die  agoranomi sehen  Protokolle,  von  denen  allein  wir  hier  eine  reich- 
liche Überlieferung  haben,  stammen  fast  alle  aus  der  Thebais  und  zeigen 
dann  folgendes  Schema:  der  Stil  ist  jener  des  „einfachen  Protokolls"^), 
also  unter  getrennter  Formulierung  der  beiderseitigen  Erklärungen.  Den 
Anfang  macht  jene  des  Verkäufers  ccTcidoxo  6  dstva  mit  Angabe  des  ver- 
kauften Objekts.  Darauf  kommt  die  des  Käufers  ixQiato  6  dstva  mit  An- 
gabe des  Kaufpreises.  Endlich  wird  der  ßeßaicoxrig  genannt;  aber  auch 
nur  genannt,  ein  formuliertes  Versprechen  wird  nicht  protokolliert 
(Näheres  unten  S.  188). 

Man  pflegt  dieses  Schema  als  das  schlechthin  Typische  der  Gyvq  zu 
betrachten.  Doch  ist  der  Typus  sicherlich  gewisser  Variationen  fähig  ge- 
wesen; in  der  obigen  Form  ist  er  bloß  für  die  Thebais  bezeugt,  und  zwei 
agoranomische  cbvr^  -  Protokolle  aus  Oxyrhynchos  —  Oxy.  99  (55  n.  C); 
577  desc.  (118  n.  C.)  —  sehen  etwas  anders  aus.  Sie  haben  zwar  den 
Typus  des  „einfachen  Protokolls",  also  Zweiseitigkeit  aber  den  Anfang 
macht  hier  der  Käufer:  'Engiato  —  Kaufobjekt  —  Preis.  Vom  Verkäufer 
heißt  es  dagegen:  ßsßaC(o6£L  ds  6  d7tod6(i£vog. 

Da  ferner  auch  eine  6vy'yQaq)og)vXa^-JJTkunde  über  dyvn]  (Hib.  84  a 
[131])*)  von  dem  thebanischen  —  aber  auch  vom  oxyrhynchitischen  — 
Stil  abweicht,  so  wolle  man  sich  hüten,  dem  ersteren  eine  allzu  große 
Bedeutung  beizumessen.  Wir  dürfen  noch  auf  verschiedenartige  Redak- 
tionen der  civt]  gefaßt  sein. 

b)  Die  avi]  hat  unzweifelhaft  obligatorische  Kraft,  d.  h.  sie  ver- 
pflichtet zum  Vollzug  der  Leistungen.^) 

Das  ließe  sich,  wenn  es  überhaupt  zweifelhaft  sein  könnte,  an  kon- 
kreten Beispielen  erweisen:  Urkunden  wie  BGU  1127,  1129  (254)  wären 
andernfalls  unverständlich,  und  in  BGU  50  (205)  entsteht  die  Verkäufer- 
pflicht sogar  aus  einem  Cheirographum:  kraft  eines  solchen  ist  ein  Grund- 
stück verkauft  aber  noch  nicht  aufgelassen,  und  darauf  hat  der  Verkäufer 


1)  BGU  1127;   1129,  6  fg.  (254). 

2)  Z.  B.  BGU  50  (205). 

3)  Also  nie  mit  'O^ioXoyst  eingeleitet. 

4)  Allerdings  MoLüiarkauf  betreffend,  was  aber  kaum  wesentlich  ist.  Übrigens 
ist  nnzweifelhaft,  daß  sie  reinen  und  sehr  alten  (284  v.  C.)  griechischen  Stil  repräsen- 
tiert. Seltsamerweise  bemerkt  gerade  zu  dieser  Urkunde  Bry  66  'que  ce  type  n'est 
grec  que  par  sa  rädaction  en  forme  impersoneUe  et  que  les  traits  ^gyptienB(!)  y  sont 
trfes  nettement  accuses'.   Und  gerade  diese  Urkunde  ist  unter  lauter  Griechen  errichtet. 

6)  Die  Pflicht  zur  ßsßccioaaig  allerdings  hat  ihre  selbständige  Wurzel.  S.  191 
A.  1  i.  f. 
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um  Bewilligung  einer  Frist  zur  Bereinigung  des  Grundbuchs  ge- 
beten (1.  9).i) 

2.  Die  Auflassungsurkunde. 

A.  Terminologie.^)  Sie  wird  von  heutigen  Gelehrten  bald  als 
dnoöraöCov -JJrkmide^) f  bald  als  aaxayQatpifi^  bald  als  TcaQaxcoQrjöig  be- 
zeichnet. 

a)  Zu  dem  erstgenannten  Terminus  ist  zu  bemerken,  daß  er  in  dem 
bis  heute  vorliegenden  Material  vorwiegend  dann  angewendet  wird,  wenn 
es  sich  um  Kontrahenten  ägyptischer  Nationalität  handelt;  das  scheint 
mir  derzeit  übersehen  zu  werden.  In  drei  Fällen  (BGU  1002,  16;  Lond.  2 
p.  177  1.  1;  ßylands  Pap.  p.  171  1.  9)  steht  er  direkt  in  Übersetzungen 
demotischer  Kaufverträge;  in  BGU  919,  23  und  Giss.  36,  21  steht  er  zwar 
(relationsweise)  in  griechischen  Originalurkunden,  aber  bezogen  auf  Ver- 
träge, wo  entweder  beide  Parteien  ägyptisch  sind  (BGU  919)  oder  doch 
wenigstens  eine  davon  es  ist  (Giss.  36).  Nun  ist  zwar  das  Zeitwort 
cc<pC6ta6d'at  (oder  e^CöTaöd-cci)  auch  für  Altgriechenland  bei  Zessionsverträgen 
nachweisbar^);  aber  das  beweist  für  das  Hauptwort  ccnoöraGiov  noch  keine 
feste  Terminologie.  Man  wird  daher  erst  Beweise  dafür  abwarten  müssen, 
ob  letzteres  als  technischer  Ausdruck  der  griechischen  Rechtssprache 
in  Ägypten  gelten  darf.  Mindestens  könnte  es  der  ägyptischen  ent- 
lehnt sein. 

b)  Ein  wirklich  technischer  Ausdruck  für  die  Auflassungsurkunde  ist 
7(,aTayQa(pri,  Zeitwort  xaxayQcccpaiv.  Dabei  ist  es  wohl  nur  durch  die  zu- 
fälligen Verhältnisse  unserer  Überlieferung  begründet,  daß  das  Wort  in 
seiner  einschlägigen  Bedeutung  in  der  Ptolemäerzeit  allerdings  selten  zu 
belegen  ist^);  denn  es  ist  schon  der  altgriechischen  Rechtssprache  ge- 
läufig.®) In  der  Kaiserzeit  ist  es  schon  in  den  ersten  drei  Jahrhunderten 
oft  nachweisbar;   nur  steht  es,   was  unten  (S.  178)   erklärt  werden  wird. 


1)  Lond.  2  p.  204  darf  man  nicht  wegen  des  öcpüXr\yi,a  des  Verkäufers  (1. 11)  hier- 
herstellen; es  handelt  sich  hier  um  etwas  anderes  (S.  185  A.  1).  Wohl  aber  zeigt  sich 
die  verbindliche  Kraft  des  Konseusualkaufs  wieder  sehr  deutlich  bei  Mobiliarkäufen. 
In  dem  Testament  Lips.  29,  14  sagt  die  Erblasserin:    yivwG-Auv  ds  as  ßovXofiai  [ort 

icnb(^)  x](bv   ocpsiXo^iivcov  xa>  .  .  .  .  viä   ^lov  vnb  \tov  dhlvog] ano  rt/i^s   oQ'ovrig 

dgyvQiov  xatvoi)  raXävtcov  Swdsxu  fiövov  jxol  TtQorjxato  ^v  .  .  .  .  TtQog  rb  (istfX&slv  6s 
avrbv  itsgl  xäv  Xoncmv  6(pEi.lo^ivcov  jtoi  vtc'  avrov.  AhnUch  Magd.  26  (Gen.  28  [109] 
halte  ich  allerdings  für  Betrugs  anzeige). 

2)  Bei  der  Feststellung  der  Terminologie  muß  hier  fast  überall  auch  das  Material 
der  Kaiserzeit  herangezogen  werden;  denn  das  ptolemäische  ist  dürftig.  Doch  kann 
jene  Entlehnung,  wie  ich  glaube,  ohne  Gefahr  geschehen. 

3)  Diesen  Namen  schlägt  Wilcken  a.  Ü.  vor. 

4)  Rabel,  Sav.  Z.  27,  323. 

5)  So  in  Petr.  2,  23  (4):  ■KccTayQccipcct,  olxiav.  Lond.  2  p.  5  1.  15  (133  t.  G.)  ist  nur 
ergänzt  und  zusammenhangslos. 

6)  Vgl.  z.  B.  von  Inschriften  Recueil  1,  246,  5  cf.  244,  10 ;  weitere  Beispiele  bei 
Partsch,  GGA  1910,  763. 
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in  dieser  Zeit  nicht  in  der  Auflassungsurkunde  selbst  (zur  Bezeichnung 
der  Übertragungseriilärung),  sondern  es  findet  sich  nur  in  relations weiser 
Bezeichnung  derselben. 

So  steht  ^)  das  Hauptwort  xarayQcccpT]  für  Grundstücke  in  BGÜ  1131 
I  21  (Zeit  des  Augustus);  Oxy.  306  v.  J.  59  n.  C.  (danach  erg.  in  Oxy. 
268  i.  f.  V.  J.  58);  Fay.  100  (99  n.  C);  Oxy.  100  (133  n.  C);  Lond.  2 
p.  211  (a°  166  [258]);  das  Zeitwort  in  BGÜ  1181  I  14;  BGÜ  50  (205); 
446  (257);  1001;  Wessely,  Spec.  tab.  8  n.  11  u.  a.  Doch  ist  der  Begriff 
auf  Immobilien  keineswegs  beschränkt,  wird  vielmehr  auch  auf  andere 
Sachen  oder  Werte  angewendet  (Sklaven  BGÜ  1114;  1128  cf.  Oxy.  117; 
Erbschaftsanteile  Straßb.  41;  sonstige  Gegenstände  Oxy.  472).  Nicht  hier- 
her gehören  Flor.  55,  13;  56,  11;    s.  Anm.  zu  241,  11. 

Es  fragt  sich,  was  xaray^dcpsiv  eigentlich  bedeutet.  Abzulehnen  ist 
die  Bedeutung  des  „Registrierens"^),  wenigstens  wenn  dieses  in  dem  für 
die  ägyptische  Urkunde  technischen  Sinn  genommen  würde.  Dafür  wird 
immer  nur  dvccyQacpsiv  gebraucht.  KaraygdcpeLV  heißt  eigentlich  „hin"- 
oder  „niederschreiben'^  und  wird  daher  zunächst  von  der  Verfassung  der 
Urkunde  selbst  gebraucht.^)  Weiter  bedeutet  es  dann  die  durch  die  Nie- 
derschrift herbeigeführte  Wirkung;  auf  das  Objekt  der  Urkunde  über- 
tragen also  die  für  dieses  herbeigeführte  Wirkung.*)  Daher  kann  xata- 
yQdtpeiv  OLxCav  die  durch  die  Vollzugsurkunde  erzeugte  Wirkung  der 
Übertragung  bedeuten,  wie  wir  heute  sagen  „jemandem  eine  Sache  ver- 
schreiben".^) —  Eine  weitere  Bedeutung  ist  dann  beim  Kauf  auch  die, 
„den  Kauf  durch  Errichtung  der  Auflassungsurkunde  vollziehen";  sie  tritt 
hervor  in  dem  Ausdruck  xatayQcccpsiv  avriv  (Oxy.  327.  — 8.  — 32  fg.  descc), 
wo  gerade  die  Herstellung  dieser,  nicht  der  obligatorischen  avif  im  ge- 
wöhnlichen Sinn  gemeint  ist  (Einl.  zu   182). 

Ganz  verfehlt  wäre  es,   den  Ausdruck  irgendwie  mit   der  Eintragung 


1)  Dabei  können  mir  Verwendungen  in  den  Papyrusausgaben  ohne  Wortregister 
entgangen  sein. 

2)  Dafür  Rabel,  Sav.  Z.  2S,  360;  Yerfüg.-Beschr.  des  Verpfänders  106,  zweifelnd 
Koschaker,  ebenda  289;  Eger,  Grundbuchw.  144. 

3)  In  diesem  Sinne  berührt  es  sich  mit  Scvaygcccpetv,  das  ja  auch  den  Beurkun- 
dungsakt selbst  bedeuten  kann  (S.  82  A.  2).  Aber  während  dvayßaqpftv  den  Neben- 
fiinn  in  sich  schließt,  daß  durch  die  Beurkundung  der  Akt  ,,auf  das  öffentliche 
Register  hinauf"  (ccvä-)  kommt,  fehlt  dieser  Sinn  beim  xarayeaqpEiv  gänzlich.  In 
den  Papyri  kommt  daher  xaraypaqprj  wohl  zweimal  auch  im  Sinn  eines  Verzeich- 
nisses vor  (Amh.  153,  20;  Lips.  103,  11.  13;  übrigens  beide  spätbyzantinisch),  aber 
nicht  eines  öffentlichen.  (In  Flor.  4,  17  fg.  ist  die  Lesung  falsch;  vgl.  Wilcken, 
Arch.  4,  426.) 

4)  ai  v.ttraysy QCiybiiivoii  xL^al  sind  die  bewilligten  Auszeichnungen,  Dittenberger, 
Syll.  J.  Gr.  259,  15;  jtaraypaqpstv  ccvdgag  iniliv.TOvg  Männer  bestimmen,  1.  c.  529,  30;  in 
Devotionstafeln:  tbv  v6ov  v.ccl  xav  yXwaaav  x.:  verwünschen. 

5)  In  diesem  Sinn  habe  ich  den  Ausdruck  von  jeher  gefaßt;  ebenso  Grradenwitz, 
Einführ.  105;   Partsch,  GGA  cit.  732.  754. 
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des  Kaufs  in  das  Grundbuch  in  Zusammenhang  zu  bringen^);  das  xara- 
yQdfpsLV  ruht  in  sich  selbst.  Es  ist  sehr  charakteristisch,  daß,  wie  be- 
kannt, die  Glossare  die  Gleichung  aufstellen:  naxayQaipri  —  mancipatio-.^) 

Daraus,  daß  xatayQaq^sLi'  eigentlich  das  Niederschreiben  bedeutet,  er- 
klärt sich  von  selbst,  daß  in  der  klassischen  Zeit  die  Auflassungsurkunden 
selbst  das  Wort  nicht  zur  Bezeichnung  der  Übertragungserklärung  ver- 
wenden.^) Denn  da  diese  erst  durch  die  Beurkundung  zur  xarayQacpi/j 
wird,  kann  sie  im  Moment,  wo  diese  Einkleidung  erst  erfolgen  soll,  kor- 
rekterweise noch  nicht  als  solche  bezeichnet  werden.  KatayQa(pri  ist  also 
in  jener  Zeit  ein  nur  relations weiser  Ausdruck  für  die  Auflassung. 

c)  Öfter  wird  der  Terminus  TtagaxaQtjötg,  TtaQaxcoQStv  gebraucht.*) 
Und  zwar  kommt  dieser,  im  Gegensatz  zu  xaTayQacpsLv,  auch  in  den  Ur- 
kunden selbst  vor.  Freilich  nicht  bloß  für  die  Auflassung  des  Eigen- 
tums; er  bedeutet  vielmehr  das  „Weichen"  (cedere)  von  irgend  einem 
Gegenstand  schlechthin,  kann  daher  auch  für  die  Zession  einer  Forderung 
gesetzt  werden^)  und  steht  nicht  bloß  bei  kaufmäßiger,  sondern  auch  bei 
tausch-  oder  vergleichsweiser  Rechtsüberlassung.®) 

Für  den  Kauf  insbesondere  hat  man  namhaft  gemacht,  daß  naga- 
Xcogeiv  mit  Vorliebe  von  der  Auflassung  von  Katökengrundstücken  ge- 
braucht werde;  während  bei  andern  bloß  ^bfioXoyst  TCSTtQaxsvai'  stehe,  sei 
dort  bfioXoysl  naQaxBxcoQrixBvaL  (mitunter  auch  kombiniert  ^ naTCQaxivai 
xal  naQaxsxfOQrjxevaL')  üblich.     Darauf  ist  S.  181  zurückzukommen. 

B.  Inhalt  der  Auflassungsurkunde.  Was  diesen  anlangt,  so  ist 
zunächst  zu  bemerken,  daß  die  Staatsnotariate  sie  als  Homologien  (S.  74) 
redigieren,  also  als  einseitige  Erklärungen,  und  zwar  ausgehend  vom  Auf- 
lassenden. Es  ist  das  auch  erklärlich,  da  ja  hier  dessen  Tätigkeit  in  den 
Vordergrund  tritt. 

Im  übrigen  ist  in  den  wenigen  Stücken,  die  wir  aus  ptolemäischer 
Zeit  besitzen'^,   der  Inhalt  ein  sehr  einfacher:   der  Verkäufer   erklärt,  auf 


1)  So  Preisigke,  Girowesen  441,  der  von  einer  „dienstlichen"  Verwendung  des 
Wortes  spricht. 

2)  Corp.  gloss.  lat.  2,  126,  49;    Gradenwitz,  Einführ.  104. 

3)  Das  geschieht,  wie  Lewald,  Grundbuchsr.  62  A.  4  richtig  bemerkt,  erst  (dann 
aber  auch  regelmäßig)  seit  dem  4.  Jahrh. 

4)  Dazu  Rabel,  Sav.  Z.  27,  323/4. 

5)  Oxy.  271,  5.  7.  14.  Zession  des  Pachtrechts  Grenf.  2,  33,  3.  Weiteres  bei  Rabel, 
Sav.  Z.  27,  324.  —  Davon  ist  avyx^Q^''^  wohl  zu  unterscheiden;  dieses  legt  mehr  Ge- 
wicht auf  den  durch  die  Überlassung  in  der  Person  des  Empfängers  hergestellten 
Effekt  (daher  nüt  Vorliebe  von  Schenkungen  gebraucht),  jcaga^-  bedeutet  den  Rechts- 
wechsel als  solchen,  also  den  Akt  der  XJbertragung. 

In  BGU  1127,  35,  wo  gesagt  ist,  der  Käufer  darf  einseitig  '7taQaxa)Qri6Lv  noisi- 
c9ai,  Sia  xov  loyLarrigiov'  ist  jtagax-  anomal  gebrauch ;  hier  heißt  es  „Umschreibung". 

6)  Z.  B.  Grenf.  2,  25,  14. 

7)  BGU  998  n  (252).  Von  Grenf.  1,  27  (156)  ist  mir  zweifelhaft,  ob  das  überhaupt 
eine  kaufweise  Auflassung  ist;  es  fehlt  hier  die  übliche  Erwähnang  der  divq.    Zweifel 
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das  Grundstück  zu  verzichten  und  dem  Käufer  ßBßaCcaöis  leisten  zu  wollen. 
Dabei  steht  nicht  einmal  eine  Quittung  über  den  Kaufpreis. 

Wesentlich  anders  wird  dies  in  der  römischen  Periode.  Hier  hat  auch 
beim  gespaltenen  Kauf  die  Auflassungsurkunde  denselben  vollen  Inhalt 
wie  die  kombinierte  Kauf-  und  Auflassungsurkunde  des  einheitlichen  Kaufs, 
so  sehr,  daß  man  sie  von  der  letzteren  nur  unter  der  Voraussetzung  und 
dadurch  unterscheiden  kann,  daß  sie  auf  eine  vorher  stattgehabte  avij 
ausdrücklich  hinweist.    Es  gilt  daher  von  ihr  das  von  jener  zu  Sagende. 

C.  Daß  endlich  die  iyxvxhov- Steuer  beim  gespaltenen  Kauf  regel- 
mäßig gleich  nach  der  cov%  nicht  erst  nach  der  Auflassung  bezahlt  wird, 
wurde  bereits  bemerkt.^) 

2.  Einheitliclier  Kauf. 

A.  Vorkommen,  Daß  in  der  Kaiserzeit  ein  solcher  mindestens  mög- 
lich ist,  läßt  sich  gegen  die  abweichende  Ansicht  mancher  Forscher^),  wie 
ich  glaube,  mit  Bestimmtheit  dartun. 

Stützt  sich  jene  Ansicht  z.  T.  darauf,  daß  in  manchen  Auflassungs- 
urkunden auf  eine  ältere  avi/j  hingewiesen  wird  (z.  B.  BGU  177,  4  [253]; 
193,  4/5  [268]:  bfioXoyst  TcenQaxivav  •aar'  avtjv  dicc  tov  ....  äyogavo- 
^eCov),  so  ist  umgekehrt  in  andern  die  Wendung  zu  finden:  b^oXoysl 
xsnQaxsvai,  xatä  f^vds  tijv  dfioXoyCav,  so  in  BGU  917;  987,  3/4  (269); 
Lond.  2  p.  178,  4  (265);  BGU  94,  5;  350,  4;  1049,  4;  Straßb.  9,  3;  14,  10; 
CPR  206,  4,3) 

Dadurch  wird  sicher  bewiesen,  daß  es  Fälle  gab,  wo  der  Auflassung 
keine  besondere  avij  vorausging:  sonst  hätten  die  sehr  genau  sprechenden 
Notare  diese  und  nicht  die  „gegenwärtige"  Urkunde  genannt. 

Anderseits  ist  sicher,  daß  auch  jetzt  noch  mitunter  gespaltene  Käufe 
nachweisbar  sind;  außer  den  obzitierten  Urkunden  vgl.  Oxy.  99,  Par.  17, 
wo  bloße  cjvccC  vorliegen,  denen  die  Auflassungsurkunde  nachfolgen  mußte.*) 
Aber  daß  die  Trennung  von  cdvij  und  y,axayQa(pi^  mindestens  in  dieser 
Zeit  nur  fakultativ  ist,  bleibt  gewiß. 

Demnach  ist  es  nur  eine  statistische  Frage,  ob  wir  die  zahlreichen 
Kaufinstrumente  der  früheren  Kaiserzeit,  wo  weder  xatä  xT^vde  rrjv  6^o- 
loyiav  steht,  noch  das  Gegenteil,  zu  der  einen  oder  andern  Gruppe  zu 
rechnen  haben. 


bestehen  auch  bei  Grenf.  2,  28;  vgl.  dazu  Mitteis,  Ein!,  zu  Lips.  1;  Wilcken,  Arch. 
4,  456,  der  eich  Bchließlich  doch  für  Bejahung  entscheidet.  —  Grenf.  2,  25  ist  nicht 
Kauf,  sondern  Tausch. 

1)  S.  79  A.  2.  2)  S.  173  A.  1. 

3)  In  CPR  176,  10  freilich  muß,  wenn  die  Worte  im  Original  nicht  falsch  ge- 
stellt sind,  die  Ergänzung  des  Hg.  falsch  sein. 

4)  Auch  für  Oxy.  242  und  die  Parallelurkunden   Oxy.  327.  328.  332  fg.  nehme 
ich  die  Beziehung  auf  gespaltene  Käufe  an.     Vgl.  Einl.  zu  182. 
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Daß  der  einheitliche  Kauf  vorkommt,  würde  sich  denn  auch  dann 
leicht  erklären  lassen,  wenn  man  annimmt,  daß  er  der  Ptolemäerzeit  ab- 
solut fremd  ist.  Denn  die  doppelte  Beurkundung  hat  in  sich  etwas  Ar- 
chaisches, das  mit  der  Zeit  überwunden  werden  mußte.')  Daß  sie  dennoch 
nicht  ganz  geschwunden  ist,  begreift  sich  ja  sehr  wohl  angesichts  des 
S.  .173/4  geltend  gemachten  Umstandes,  daß  oft  die  Trennung  von  av^  uud 
Auflassung  den  eigenen  Wünschen  der  Parteien  entsprechen  mußte.  Wo 
solche  Interessen  sie  nicht  rechtfertigten,  mußte  sie  schwinden. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  das  einheitliche  Kaufinstrument  die  Ele- 
mente der  getrennten  Urkunden  in  sich  vereinigen  muß.  Dabei  fragt  es 
sich  zunächst  auch,  von  welcher  der  beiden  es  den  Namen  übernimmt. 
In  dieser  Hinsicht  ist  wohl  als  sicher  anzunehmen,  daß  es  nie  als  cbvrj 
oder  jiQääLs  bezeichnet  worden  ist,  sondern  stets  als  xazayQatpr]  oder 
TCUQaxdtQrjöLg.  Unmittelbar  beweisen  läßt  sich  das  derzeit  nicht,  weil  bei 
den  (S.  177  fg.)  angeführten  Belegen  zweifelhaft  bleibt,  ob  sie  sich  nicht 
auf  Auflassungsurkunden  des  gespaltenen  Kaufs  beziehen.  Aber  da  die 
Kaufurkunde  der  byzantinischen  Zeit  ständig  natayQatpri  genannt  wird, 
ist  anzunehmen,  daß  dies  sich  schon  früher  vorbereitet  hat. 

Nebstbei  ist  zu  bemerken  (vgl.  S.  179),  daß  der  der  einheitlichen  Kauf- 
urkunde charakteristische  Inhalt  jetzt  auch  dort  wiederkehrt,  wo  es  sich 
um  Auflassungen  bei  gespaltenem  Kauf  handelt:  diese  haben  ihren  ur- 
sprünglich sehr  einfachen  Text  (S.  178)  erweitert,  so  daß  sie  von  dem 
einheitlichen  Kaufinstrument  innerlich  gar  nicht  zu  unterscheiden  sind 
(vgl.  BGU  177.  193  [268];  Lips.  4  [171]). 

B.  Form  und  Inhalt.  Was  nun  Form  und  Inhalt  dieser  einheit- 
lichen Kaufverträge  anlangt,  so  ist  zunächst  auch  hier  wieder  zu  be- 
merken, daß  die  Urkundenform  jede  beliebige  sein  kann;  agoranomische ^) 
oder  Grapheionshomologie,  övyxaQrjßig,  selbständige  diayQatpri  und  selbst 
%BiQ6yQa(pov  kommen  vor. 

Der  Inhalt  läßt  sich  am  besten  an  den  Homologien  verfolgen,  welche 
das  weitaus  größte  Kontingent  des  hierhergehörigen  Materials  bilden. 

Wie  es  bei  aUen  Homologien  die  Regel  ist,  erscheint  als  Subjekt  des 


1)  Charakteristisch  hierfür  scheint  mir  Folgendes.  In  Lond.  2  p.  177;  Rylands 
Pap.  p.  171.  176  finden  wir  griechische  (wohl  im  yqarpslov  vollzogene,  S.  81)  vno- 
ygcecpai  der  Verkäufer  zu  demotischen  Käufen  aus  dem  1.  Jahrh.  der  Römerzeit.  Da 
ist  es  interessant,  daß  diese  wohl  von  den  griechischen  ypaqparoi'-Beamten  diktierten 
inoyQccq)ui  den  Inhalt  der  Silber-  und  Fernseins-Urkunden  in  Eins  zusammenziehen. 
Es  wird  also  nicht  jede  dieser  beiden  Urkunden  separat  subskribiert,  sondern  eine 
Gesamt-vÄoypaqp^  gebildet.  Hier  tritt  schon  eine  vereinfachende  Tendenz  hervor. 
Nebstbei  fangen  diese  vTtoygacpai  der  Verkäufer  mit  ö^oXoyä)  an;  man  braucht  das 
nur  in  die  dritte  Person  zu  übersetzen,  um  das  Schema  der  xaraypaqpry  zu  bekommen, 

2)  Beispiel  Oxy.  242,  wo  der  Agoranom  zum  xaraygäcpEiv  einer  dtv^  aufgefordert 
wird.  vgl.  oben  S.  194. 
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6(ioXoysiv  nur  eine  der  Parteien,   und  das  ist  immer  der  Verkäufer.     Der 
Käufer  kann  mit  unterschreiben,  aber  im  Text  erklärt  er  nichts. 

Die  Erklärung  des  Verkäufers  aber  läßt  sich  in  folgende  Hauptteile 
zerlegen. 

a)  Den  Beginn  bildet  die  Verkaufserklärung,  und  zwar  entweder  mit 
den  Worten  6(io2.oysl  TtSTiQaxsvui  oder  bfioXoyel  naQuxsxcsQi^xavaL'^)  (folgt 
die  detaillierte  Objektsbeschreibung). 

Ob  das  eine  oder  das  andere  Verbum  gewählt  wird,  scheint  nicht 
immer  ZufaD  zu  sein  Wenigstens  bei  den  Staatsnotariaten  in  der  xaoa 
ist  naQax£X(OQrjxsvat  der  technische  Ausdruck  bei  Katökengrundstücken, 
was  mit  ihrer  rechtlichen  Eigenart,  wenngleich  in  späterer  Zeit  wohl  nur 
als  terminologische  Reminiszenz,  zusammenhängen  mag.^)  ITsTtQuxsvai  ist 
üblich  für  alle  andern.^) 

Doch  gilt  das  Gesagte  auch  nur  für  die  x^Q^-  ^^  ^^^  alexandri- 
nischen  evyxoQ^ßstg  ist  7iaQaxc3Qstv  für  verschiedene  Gegenstände  nach- 
weisbar; man  vgl.  BGU  1127  (Goldgießerei);  1130  (töxot)]  1059;  1128 
(Sklaven)  usf.  Bei  dem  weiten  Umfang,  den  der  Begriff  hat  (S.  178  c),  und 
dem  Umstand,  daß  er  auch  der  älteren  griechischen  Rechtssprache  schon 
geläufig  ist,  begreift  sich  das  leicht.  Deshalb  hüte  man  sich,  TtagaxcoQstv 
für  ganz  Ägypten  auf  Katökengrundstücke  allein  anwendbar  zu  halten. 

b)  Auf  das  bfioXoyet  JtSTtQaxsvat  oder  TcaQaxsxoQrjxsvat  folgt  die  Be- 
stätigung über  den  Empfang  des  Kaufpreises,  dessen  Höhe  dabei  gleich- 
zeitig angegeben  wird.  Die  Fassung  ist  etwa:  xal  anix^iv  triv  ßv^^tEcpcovr)- 
(isvrjv  tifirjv  raXdvxov  ivög  o.  ä. 

Die  besagte  Kaufpreisquittung  fehlt  in  den  Auflassungsurkunden  (und 
das  gilt  auch  für  solche  über  bewegliche  Sachen)  schlechthin  niemals. 
Wir  finden  also,  und  das  ist  eine  sehr  wichtige  Tatsache:  die  gräko- 
ägyptische  xatayQucpri  ist,  ebenso  wie  die  demotische  Kaufurkunde,  grund- 
sätzlich Urkunde  über  einen  Barkauf. 

c)  Der  letzte  Teil  der  Homologie  ist   zu  verschiedenen  Zeiten  ver- 


1)  Letzteres  Wort  hat  ja  nicht  rein  obligatorische,  sondern  zunächst  dingliche 
Bedeutung;  dennoch  kommt  e«  sicher  auch  bei  einheitlichem  Kauf  vor,  der  ja  Bar- 
kauf ist  (BGU  94  z.B.  ist  ein  solcher,  vgl.  S.  179,  und  hat  Ttaqaxi%(aQr]iiivai,  1.  12). 

2)  Etwa  mit  irgendwelchen  ursprünglichen  Beschränkungen  der  Veräiißer- 
lichkeit,  weshalb  sie  nicht  als  Gegenstand  wahren  Verkaufs  erschienen?  (Vgl.  auch 
P.  M.  Meyer,  Festschr.  f.  Hirschfeld  144.) 

3)  Diese  wichtige  Tatsache  hat,  nachdem  Grenfell-Hunt  Anm.  18  zu  Oxy.  270 
als  den  gewöhnlichen  Gegenstand  des  itaQccxcoQHv  die  Katökengrundstücke  bezeichnet 
hatten,  Eger,  Grundbuchwesen  S.  105  durch  sehr  eingehende  Tabellen  (S.  30  fg.)  aufs 
deutlichste  erwiesen.  Zu  den  von  ihm  noch  zugelassenen  wenigen  Ausnahmen  möchte 
ich  betonen,  daß  sie  sämtlich  —  mit  einer  noch  der  Verifikation  bedürftigen  Aus- 
nahme (CPR  206)  —  nicht  in  notariellen  Kaufbriefen  stehen,  sondern  in  öiaygcccpcci 
und  xsiQ6yQaq)a,  deren  Stil  hier  weniger  maßgeblich  ist  (so  Straßb.  19;  Amh.  95.  96; 
M6\.  Nie.  193;  Lips.  6;  CPR  10;  Oxy.  719). 
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schieden  gefaßt  worden.^)  Im  ersten  Jahrhundert  der  Kaiserzeit  enthält  er 
bloß  die  Zusage  der  ßeßuCcoOcg,  allerdings  ziemlich  ausführlich  stilisiert,  z.B. 
CPE.  1 :  ßsßauaösiv  —  firjdava  xcalvovra  avTovg  xvQUvovrag  ccvt&v  xal  xu  ii, 
ccvt&v  7tEQLy€i,v6ii£va  aTtocpsQo^svovg  xal  eiöodavovrug  xal  i^odsvovtag  usf. 
xal  fi£6£itsvovrag  xal  7iaQax(OQOvvtag  iteQocg  xal  ÖLOLXovvrag  TtSQl  avräv^ 
so  daß  sich  schon  hieraus  indirekt  die  Überlassung  des  voUen  Rechts 
ergibt.  Seit  dem  zweiten  Jahrhundert  wird  es  üblich,  die  Eigentumsüber- 
tragung direkt  auszusprechen:  „der  Käufer  soU  Besitz  und  Eigentum  er- 
langen von  jetzt  auf  ewige  Zeiten",  erst  an  diese  dinglich  gefaßte  Er- 
klärung schließt  sich  die  obligatorische  /3£^a/^c3(?tff- Klausel.  Dabei  lassen 
sich  für  die  erstere  wieder  verschiedene  Stilisierungen  nachweisen:  der 
faijümer  Stil  ist  hier  etwas  anderes  als  der  hermopolitanische^),  ohne  daß 
jedoch  sachliche  Gegensätze  bestünden. 

Ein  Versprechen  der  körperlichen  Übergabe  ist  in  der  notariellen 
Homologie  über  Grundstücke  nicht  üblich.  Es  findet  sich  ein  solches  nur 
in  dem  chirographarischen  Kauf  Lips.  6  IIb,  sowie  in  der  vxoyQaffq 
(1.  12)  zum  GrapheionprotokoU  Amh,  95^);  ob  es  danach  mit  den  Hg. 
auch  im  Text  ergänzt  werden  darf,  ist  fraglich,  und  jedenfalls  wäre  es 
anomal. 

Die  übrigen  Urkundenformen  haben  im  allgemeinen  (mutatis  mutan- 
dis)  den  gleichen  Stil  wie  die  Homologien,  nur  kommen  hier  leichte  Ab- 
weichungen vor,  die  man  vielleicht  z.  T.  durch  die  größere  Freiheit  der 
nicht  als  Amtspersonen  qualifizierten  Verfasser  wird  erklären  dürfen.  Es 
wurde  bereits  bemerkt,  daß  da  mitunter  auch  bei  Nicht-Katökenland  von 
naQa%GiQ£lv  die  Rede  ist,  und  auch  das  Traditions versprechen  vorkommt. 

Eine  Sonderstellung  nehmen  jedoch  die  6vyx(0Qi]6sLg  ein;  der  Stil  des 
alexandrinischen  xaraloyslov  fällt  mit  dem  der  Notariate  in  der  x^Q^ 
nicht  zusammen. 

Den  Typus  gibt  BGU  1130,  unterstützt  durch  1059,  wo  (wenn  auch 
bei  einem  Mobiliar-,  d,  h.  Sklavenkauf)  die  gleiche  Redaktion  obwaltet. 

An  der  Spitze  steht  das  Empfangsbekenntnis  über  die  rifi^.  Deren 
Höhe  wird  hierbei  nicht  angegeben. 

Darauf  kommt  die  Verkaufserklärung,  und  zwar  mit  TtaQaxsxoQTj- 
Ttivai. 

Darauf  das  Versprechen  des  xqaTslv  xal  xvqlevslv,   also  das,  was  in 


1)  ZutreflFend  Bry  229  fg.  Doch  gilt  diese  Unterscheidung  nux  für  die  x^^P"» 
ein  alexandriniecher  Sklavenkauf  aus  der  Zeit  des  Augustus  (BGU  1059)  zeigt  schon 
die  in  der  x^Q*^  G^^st  später  üblich  gewordene  Passung. 

2)  Vgl.  Bry  234  fg. 

3)  In  der  byzantinischen  Zeit  dürfte  es  wonl  häunger  vorgekommen  sein;  vgl. 
BGU  313,6;  auch  die  Konstatierung,  daß  der  Besitz  (i'Oftrj)  und  damit  das  Eigentum 
{SEa^oTsLa)  übergeben  ist,  kommt  hier  vor;  P.  Guimet  ed.  de  Ricci  bei  Wessely, 
Stud.  pal.  1  p.  7  II  1.  19  (454  n.  C). 
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der  xG}Qa  erst  seit  dem  2.  Jahrh.  in  so  positiver  Fassung  auftritt;  femer 
die  bezügliche  ßsßaCcaöug. 

C.  'EyxvxXiov.  Wann  wurde  bei  einheitlichem  Kauf  das  iyxvxXiov 
bezahlt?  Auf  den  Kaufbriefen  findet  sich  regelmäßig  keine  Bestätigung 
der  Zahlung,  und  gerade  das  war  einer  der  Gründe,  aus  denen  die  im 
Bisherigen  (für  die  Kaiserzeit)  abgelehnte  Lehre  die  Notwendigkeit  der 
Doppelurkunde  abgeleitet  hat:  man  behauptete  dabei,  die  Quittung  über 
das  iyxvxXiov  habe  immer  auf  dem  „einfachen  Protokoll"  (S.  74)  gestanden. 

Indessen  würde  dieses  Argument  schon  deshalb  nicht  durchgreifen, 
weil  wir  einheitliche  Urkunden  nachgewiesen  haben  (S.  179A).  Außerdem 
wird  ja  das  xtäfia  nicht  auf  alle  Ausfertigungen  der  Urkunde  gesetzt 
worden  sein;  und  viele  unserer  Kaufverträge  sind  sogar  nur  nachträgliche 
Abschriften.  ^) 

Übrigens  ist  auch  die  Voraussetzung,  daß  sich  keine  xaxayQa(pri  mit 
7CT&[ia  findet,  heute  nicht  mehr  richtig.  Lond.  3  p.  151  (256)  ist  selb- 
ständige dtayQcccprj  mit  Ttt&fia.  Dabei  ist  nun  Eines  interessant:  die  iito- 
yQcccpi]  des  Verkäufers  auf  dieser  Urkunde  (die  des  Käufers  fehlt)  ist  um 
mehr  als  einen  Monat  älter  wie  der  von  der  Bank  geschriebene  Text 
(vgl.  1.  16  mit  1.  1),  und  auch  das  ixr&fia  ist  zwei  Tage  älter  als  dieser 
(1.  18).  Das  heißt  der  Verkäufer  hatte  zuerst  die  "bnoyQafpifi  in  bianco 
abgegeben  (ähnlich  wie  in  Lips.  5,  s.  Einl.  zu  171);  einige  Wochen  später 
bezahlt  der  Käufer  das  hyxvxliov  —  vielleicht  war  diese  Verzögerung 
dadurch  begründet,  daß  dasselbe  erst  bemessen  wurde  —  und  dann  erst 
wird  der  Vertrag  vom  Trapeziten  beurkundet.  Auch  in  Lips.  3  (172) 
ist  die  vjtoyQatpY^  (und  zwar  beider  Parteien)  älter  als  der  Text,  wie  das 
Datum  in  I  18  zeigt;  in  dieser  leider  z.  T.  verschwundenen  aber  mit  Lond. 
cit.  1.  18  anscheinend  übereinstimmenden  Zeile  ist  wieder  das  nrco^a  zu 
erblicken.  Es  hat  danach  den  Anschein,  daß  die  Trapeziten  eine  ständige 
Praxis  in  diesem  Sinn  hatten.  Ob  auch  die  Staatsnotare  ?^)  Man  wird 
weiteres  Material  abwarten  müssen. 

Jedenfalls  ist  als  wahrscheinlich  anzusehen,  daß  der  Nachweis  der 
Steuerzahlung  vor  der  amtlichen  Beurkundung  der  Auflassung  vwlangt 
wurde.  ^)  Anderseits  ist  sicher,  daß  die  Steuerbemessung  irgendeine  bin- 
dende Einigung  der  Parteien  voraussetzte;  sonst  war  ja  die  Steuer  nicht 
fallig.*)     Der  eben  geschilderte  Vorgang  in  Lond.  3  p.  151   und  Lips.  3 


1)  Vgl.  Mitteia,  Arch.  1,  198  A.  1  i.  f. 

2)  Ausgeschlossen  wäre  dies  dann,  wenn  sich  eine  vitoygaqjiß  finden  sollte,  die 
nach  ihrer  äußeren  Disposition  nicht  in  bianco  gegeben  sein  kann  (nämlich  weil  sie 
z.  B.  mitten  in  einer  Zeile  beginnt)  und  wenn  dies  gleichzeitig  auf  dem  Amtsexemplar, 
nicht  auf  einem  inSoeniov  oder  gar  ScvtiyQcccpov  iitE6iisfiit.ivov  der  Fall  wäre. 

3)  Vgl.  meine  Bemerkung  im  Arch.  1,  194  (wo  ich  nur  wegen  einer  Klausel  Be- 
denken hatte,  die  ich  jetzt  bestimmt  anders  auslege);  Preisigke,  Girowesen  347. 

4)  Vgl.  Einl.  zu  182. 
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entspricht  beiden  Anforderungen  ganz  genau:  hatten  die  Parteien  die 
Blanko-Unterschrift  gegeben,  so  war  ein  bindendes  Geschäft  unter  ihnen 
geschajQFen,  auf  das  hin  die  Steuer  fällig  wurde. ^)  Die  notarielle  Be- 
urkundung der  Auflassung  setzt  aber  deren  Bezahlung  voraus. 

Über  das  Verhältnis  der  Kaufurkunde  zum  Grundbuch  vgl.  Kap.  IV. 
Hier  sei  noch  bemerkt,  daß  jedenfalls  die  ßißhotpvlaxsg  iyxtTjösav  vor 
der  Eintragung  ins  Grundbuch  erneuerte  Vorlegung  des  ntäiia  verlangten ; 
arg.  Oxy.  238,  16  (213). 

Denn  das  ist  ja  überhaupt  nachweisbar,  daß  die  ßtßXiotpvXaytEg  die 
Bezahlung  des  kyKvxliov  kontrollieren;  sie  tragen  sogar  die  Tatsache,  daß 
es  bezahlt  ist,  ins  ÖLdöxQGULa  ein  (Oxy.  274  [193]  1.  7.  20.  22.  29). 

D.  Eid  des  Verkäufers.  Bemerkenswert  sind  endlich  die  in  Oxy. 
100  (133  n.  C.)  und  263  (77  n.  C.)  erhaltenen  schriftlichen  Eideserklärungen. 
Beidemal  wendet  sich  der  Verkäufer  nach  vollzogenem  Verkauf  an  die 
Agoranomen  mit  einem  vnöfivrjiiaj  in  welchem  er  beim  Genius  des  Kaisers 
schwört:  nenQaxivai  xä  8üvl  (das  näher  bezeichnete  Kaufobjekt),  slvai, 
TS  B^ov  xal  ^TjTE  v7Co%si6^ai  fiTJte  EXBQotg  s^TjXXoxQiäö&aL  xaxä  pirjdava 
xqÖtiov^  aniiELv  8e  xiji'  xifirjv xal  ßsßaiaöELV. 

Die  Bedeutung  dieser  Anzeigen  ist  zweifelhaft.^)  Ich  möchte  —  hypo- 
thetisch und  mit  Vorbehalt  —  daran  erinnern,  daß  ausweislich  des  Theo- 
phrast  -  Fragments  über  den  Kauf  (oben  S.  97  A.  5)  manche  griechische 
Gesetzgebungen  vom  Verkäufer  einen  Eid  darüber  verlangten,  daß  er  ehr- 
lich verkaufe. 

Das  Theophrastfragment  erwähnt  auch  einen  entsprechenden  Eid  des 
Käufers.  Hängt  es  damit  zusammen,  wenn  wir  in  der  anoyQcccfi]  über 
eine  Sklavin  Oxy.  73  (94  n.  C.)  davon  hören,  der  Apographierende  habe 
den  Ankauf  derselben  eidlich  (dtä  [xiQoy]Qa(piag)  angezeigt? 

3.  Perfektion  des  Kanfs. 

Schon  oben  wurde  bemerkt,  daß  an  der  obligatorischen  Kraft  der 
Qvr^  —  sofern  diese  dem  Vollzugsakt  vorhergeht  —  nicht  gezweifelt  wer- 
den kann.  Welchen  Einfluß  hatte  nun  auf  die  Kraft  des  Kaufs  die  Hin- 
gabe einer  Arrha  ?^) 

Eine  solche  wird  unter  dem  Namen  aQQaßav  in  den  Papyri  mehr- 
mals erwähnt.    Sie  erscheint  in  Anwendung  auf  den  Kauf  in  Magd.  26,  4 


1)  Es  genügte  offenbar  auch  (Lond.  zit.),  wenn  der  Verkäufer  unterschrieb  und 
der  Käufer  daraufhin  eine  Steuerbemessung  ansuchte.  Denn  damit  zeigte  er  ja,  daß 
er  dem  Vertrag  beigestimmt  hatte. 

2)  Vgl.  Wenger,  Sav.  Z.  23,  193  A.  4;  Eger  a.  0.  39  A.  1;  144. 

3)  Dazu  Gradenwitz,Einf.  60,  81fg.;  Bry  118 fg.;  224 fg.;  Ashburner,  The  Rhodian 
sea-law  (Oxford  1909)  XCIIfg.;  Pappulias,  'larogiKrj  i^Xi^Lg  rov  äggaßcbvog  iv  r& 
ivo%.  diyiala},  Leipzig  1911.     Über  CPR  19  insbesondere  Mitteis,  CPR  1,  68  fg. 
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(3.  Jahrh.  V.  C);  Lond.  2  p.  204,  13  (97  n.  C.)');  3  p.  142/3  (145  n.  C); 
BGÜ  446,  5.  17  (158/9  n.  C.  [267])  [Republikation  von  BGU  80];  Lond.  2 
p.  211,  14  (166  n.  C.  [258]);  BGU  240,  6  (167/8  n.  C);  Flor.  24,  25 
(2.  Jahrh.  n  C.  [187]);  CPR  19,  9.  24  (330  n.  C.  [69]).  Ferner  bei  Dienst- 
miete, Fay.  91,  14.  30  (99  n.  C);  Grenf.  2,  67,  17  (237  n.  C.)  und  Oxy. 
140  (550  n.  C). 

Es  ist  in  allen  diesen  FäUen  klar,  daß  die  Arrha  eine  ganz  andere 
Bedeutung  hat,  als  die  vom  römischen  Recht  ihr  beigelegte,  ein  bloßes 
Zeichen  der  Kontraktsperfektion  zu  sein,  welches  an  der  Verbindlichkeit 
des  Kontrakts  nichts  ändert  —  ihn  also  weder  bestärkt  noch  abschwächt^ 
sondern  lediglich  den  Abschluß  versinnlicht  und  dadurch  leichter  beweis- 
bar macht.  Zu  einer  so  bescheidenen  Funktion  der  Arrha  bestünde  dort, 
wo  wir  ihr  in  Ägypten  begegnen,  meist  schon  gar  kein  Anlaß;  denn  sie 
wird  häufig^)  bei  einem  ohnedies  schon  urkundlich  verbrieften  Kontrakt 
gegeben,  wo  eine  Verstärkimg  des  Beweises  ganz  überflüssig  ist.  Außer- 
dem erreicht  sie  oft  eine  beträchtliche  Höhe^)  (in  BGU  446  [257]  fünf- 
hundert Drachmen  bei  einer  Kontraktsleistung  von  achthundert).^)  Vor 
allem  aber  ist  die  ganz  anders  geartete  Funktion  der  Drangabe  in  den 
Urkunden  aufs  deutlichste  ausgesprochen. 

Dieselben  wiederholen  übrigens,  wo  sie  dieselbe  formulieren,  nur  eine 
Bestimmung  der  bestehenden  Gesetze.  BGU  446,  19  sagt  ausdrücklich, 
daß  die  daselbst  getroffenen  Stipulationen  ta  t&v  aQQccßövcov  vöfic}  ent- 
sprechen; es  muß  also  ein  Landesgesetz  über  die  Arrha  bestanden  haben, 
dessen  Inhalt  wir  hiernach  genau  zu  erkennen  vermögen,  wenn  wir  auch 
nicht  wissen,  wer  der  Gesetzgeber  war.  Dieser  Inhalt  aber  ist  aus  Fol- 
gendem zu  erkennen. 

Zunächst  wird  die  Arrha  öfter  als  icQQaßiov  ävanoQicpog  bezeichnet. 
Das  kann  nur  bedeuten,  daß  der  Empfänger  sie  nicht  „abstoßen"  d.  h. 
nicht  durch  einfache  Rückgabe  sich  von  jeder  Verbindlichkeit  befreien 
kann.    Vielmehr  wird  er  durch  sie  in  gewissem  Sinne   gebunden.^)     Und 


1)  Letztere  Urkunde  wird  erst  von  Pappulias  54  fg.  richtig  interpretiert,  gegen 
die  Ansicht  früherer  Bearbeiter,  daß  die  Arrha  hier  in  Raten  gezahlt  worden  ist, 
was  ja  offenbar  begriffswidrig  ist.  Vielmehr  ist  die  Empfängerin  der  Arrha  (wegen 
Säumnis)  deren  Rückgabe  schuldig  und  stattet  ratenweise  ab. 

2)  Ausnahme  anscheinend  in  CPR  19. 

3)  Ausnahme  in  Lond.  3  p.  143,  16  (4  Drachmen  auf  120). 

4)  Eine  teilweise  Erklärung  dieses  Umstandes  s.  S.  187. 

5)  Richtig  Gradenwitz  a.  0.  60.  'JvanoQLcpog  hat  also  hier  genau  denselben  Sinn 
wie  beim  Kauf  von  Tieren  in  der  Wendung,  das  Tier  sei  verkauft:  'rovto  xoiovto 
SivanoQKpov',  s.  unten.  Anders  Pappulias  S.  74;  er  wendet  ein,  daß  bei  dieser  Auf- 
fassung äva7t6QLq>og  ein  Pleonasmus  wäre  neben  der  Bestimmung,  daß  der  Empfänger 
bei  Vertragsbruch  die  doppelte  Arrha  zurückzugeben  hat.  Das  ist  freilich  richtig, 
scheint  mir  aber  nicht  durchschlagend.  Pappulias  selbst  faßt  ccvan.  dahin:  die  Arrha 
wird  in  die  Leistung  nicht  eingerechnet,  sondern  bleibt  dem  Empfänger  als  Prae- 
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zwar  wird  das  in  mehreren  Fällen  dahin  bezeichnet:  wenn  der  Empfänger 
nicht  erfüUt,  hat  er  die  doppelte  Arrha  zurückzugeben  (Lond.  2  p.  211^) 
[258];  Fay.  91;  Oxy.  140;  BGU  446  und  240).«)  Umgekehrt  freüich  ver- 
liert der  säumige  Geber  die  gegebene  (BGU  446.  240  [erg.];  Oxy.  140; 
CPR  19). 

Dabei  ist  noch  die  Frage  nach  dem  Schicksal  des  Kontrakts  selbst 
zu  beantworten.  Kann  die  Vertragstreue  Partei  daneben  oder  wenigstens 
wahlweise  auch  die  Eiuhaltung  des  Kontrakts  verlangen? 

Das  erstere  ist  schon  an  sich  wenig  wahrscheinlich,  weil  die  Urkun- 
den auf  eine  solche  Kumulation,  wenn  sie  Platz  griffe,  doch  wohl  hin- 
weisen würden  und  weil  sie  auch  außerordentlich  hart  wäre.  Das  Still- 
schweigen der  Urkunden  läßt  aber  selbst  die  Annahme  eines  auf  Seiten 
der  Vertragstreuen  Partei  bestehenden  Wahlrechts  nicht  als  ansprechend 
erscheinen;  man  hat  mehr  den  Eindruck,  als  ob  die  Folgen  des  Vertrags- 
bruchs erschöpfend  umschrieben  sein  sollten.^) 

Mit  diesen  Resultaten  stimmt  denn  auch  CPR  19  (69)  gut  überein, 
wo  die  Vertragstreue  Verkäuferin  gegen  die  säumige  Käuferin  nur  das 
Petit  stellt:  entweder  zu  zahlen  oder  der  Arrha  verlustig  erklärt  zu 
werden.  Mit  letzterer  also  kann  man  sich  immer  vom  Vertrag  los- 
kaufen. 

Danach  aber  ist  die  Hingabe  der  Arrha  juristisch  eigentlich  als 
Abschwächung  des  Vertrags  aufzufassen  und  hat  Bestärkungsfunktion  nur 
praktisch  gehabt,  insofern  nämlich  der  Betrag  der  verfallenden  Arrha 
meist,  wie  oben  gesagt,  ein  sehr  beträchtlicher  war. 

Diese  Rechtsgestaltung  könnte  auch  im  Syrischen  Rb.  L  51.  P  21 
gemeint  sein,  und  wohl  auch  von  Justinian  iu  CJ  4,  21,  17;  J  3,  23  pr.*); 
das  pseudorhodische  Seerecht  c.  19  hat  sie  sicher^),  und  in  diesem  Sinne 
siad  nunmehr  wohl  auch  andere  nachjustinianische  Quellen^)  zu  verstehn. 
Man  muß,  um  das  zu  begreifen,  sich  eben  immer  gegenwärtig  halten,  daß 
der  ccQQaßav  jener  Zeit  keineswegs  ein  bloßes  Handgeld  ist,  sondern  meist 
schon  eine  große  Anzahlung. 


cipuum.    Aber  warum  sagt  man  da  nicht  avvnoXoyov^    Denn  ccvuTtÖQicpog  heißt  nicht 
„unaufrechenbar",  ja  nicht  einmal  „unabziehbar",  sondern  „unab stoßbar". 

1)  Hier  sogar  mit  dem  rj^itoXiov  und  den  Zinsen. 

2)  Arg.  1.  27,  nach  446  leicht  zu  ergänzen. 

3)  So  auch  Pappulias  68  fg. 

4)  Ich  glaube  also  jetzt  —  anders  als  CPR  1  p.  70  — ,  daß  Justinian  an  den 
genannten  Stellen  auch  beim  perfekten  Kauf  ein  Reurecht  gegen  Verlust  der  Arrha 
statuieren  wollte,  obwohl  er  dies  auf  die  denkbar  schlechteste  Weise  (dazu  CPR  p.  71) 
ausgedrückt  hat;  die  abrupte  Art,  in  welcher  er  es  einführt,  erscheint  gegenwärtig, 
wo  wir  den  schon  vor  seiner  Zeit  geltenden  vo^iog  räv  &QQaß6vcov  kennen  gelernt 
haben,  entschuldbar. 

5)  Richtig  Ashburner  p.  XCVII. 

6)  Angeführt  bei  Bruns,  Syr.  Rb.  S.  216. 


A.  Kauf  von  Immobilien.     11.  Gräko-ägyptischer  Kauf.  187 

4.  Vollziehung  der  Leistungen. 

I.  Die  Leistung  des  Käufers  ist  eine  so  einfache,  daß  bezüglich  ihrer 
nur  eines  von  Literesse  sein  kann,  nämlich  ihr  Zeitpunkt. 

Li  dieser  Hinsicht  haben  wir  zunächst  schon  oben  gesehen,  daß  die 
Auflassungsurkunde  bei  Grundstücken  [und  dasselbe  gilt  auch  von  Sklaven 
und  andern  Mobilien,  wenigstens  in  der  römischen  Zeit^)]  grundsätzlich 
immer  das  Empfangsbekenntnis  des  Verkäufers  enthält.  Spätestens  im 
Moment  der  Eigentumsübertragung  muß  also  der  Käufer  nach  dem  Be- 
griff des  gräko- ägyptischen  Rechts  gezahlt  haben  —  mit  andern  Worten: 
die  Auflassungsurkunde  ist,  mag  ihr  auch  eine  av^  vorausgegangen  sein, 
begriffsmäßig  Urkunde  über  einen  Barkauf. ^)^) 

Natürlich  hat  man  sich  deshalb  nicht  vorzustellen,  daß  niemand  er- 
hielt, was  er  nicht  bar  bezahlen  konnte.  Im  wirtschaftlichen  Sinn  hat 
der  Kreditkauf  in  Ägypten  so  wenig  wie  anderswo  fehlen  können.  Aber 
in  der  xarayQccgjT]  darf  das  nicht  ausgesprochen  werden. 

Die  Vereinigung  beider  Postulate  konnte  auf  verschiedene  Weise  er- 
reicht werden.  Zunächst  war  es  möglich,  daß  der  Verkäufer  dem  nicht 
zahlungsbereiten  Käufer  den  Besitz  wenigstens  precario  überließ  und  nur 
die  Auflassung  hinausschob.  Vielleicht  bezieht  sich  darauf  ein  Teil  der 
Ji()pa/3c5v-Urkunden,  nämlich  jene,  wo  das  „Angeld'^  schon  einen,  wie  wir 
sahen,  erheblichen  Teil  des  Kaufpreises  ausmacht  (S.  185).  Es  ist  kaum 
zu  begreifen,  warum  so  viel  angezahlt  worden  ist,  wenn  der  Käufer  dafür 
nichts  erhielt,  während  alles  klar  wird,  wenn  er  daraufhin  schon  den  Be- 
sitz erlangen  sollte. 

Außerdem  aber  konnte  dem  Käufer  auch  sofortige  Auflassung  erteilt 
werden,  wenn  der  Verkäufer  sich  herbeiließ,  ein  bloß  fiktives  Empfangs- 
bekenntnis auszustellen  und  sich  dafür  mit  einer  Schuldverschreibung 
über  den  Kaufpreis  zu  begnügen. 

Wir  haben  ein  Beispiel,  wo  der  Kaufpreis  direkt  als  solcher  in  se- 
parater Urkunde  verschrieben  wird,  in  B6U  1146  (106),  und  wahrscheinlich 
war  hier  bereits  eine  Auflassungsurkunde  gegeben  worden.  Außerdem 
aber  wissen  wir  bereits  (S.  117),  daß  öfter  der  Kaufpreis  als  (fingiertes) 
dävsiov  zugesagt  wird. 


1)  Ich  habe  schon  oben  (S.  179)  bemerkt,  daß  die  Auflassungaurkunden  aus  der 
ptolemäiscben  Zeit  die  Kaufpreisquittung  nicht  enthalten;  aber  auch  gesagt  (S.  173), 
daß  ich  derzeit  noch  Bedenken  trage,  sie  als  den  wahren  Typus  der  griechischen 
Auflassung  zu  betrachten. 

2)  Dazu  steht  BGÜ  1146  (106)  nicht  im  Widerspruch;  denn  das  ist  eben  kein 
Kaufvertrag,  sondern  einseitiges  Anerkenntnis  über  die  Kaufpreisschuld  (vgl.  das  im 
Text  Folgende).  In  BGU  1127.  1129  (254)  wird  zwar  der  Kaufpreis  geschuldet,  aber 
eben  deswegen  auch  die  Auflassung  hinausgeschoben. 

3)  Daß  daneben  der  Lieferungskauf  (d.h.  mit  Vorausbezahlung  des  Käufers) 
vorkommen  kann,  ist  selbstverständlich;  vgl.  z.B.  BGÜ  543;  Rein.  30  (139). 
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II.  Die  Verkäuferleistung  liegt  in  der  Ausstellung  der  Auflassungs- 
urkunde. Die  technischen  Ausdrücke  hierfür  sind,  wie  oben  gesagt  (S.  176), 
naxayQdcpnv  und  TcaQaioQsXv^),  die  zugehörigen  Substantivbildungen  xara- 
yQatpt]  =  Kaufbrief  und  nccQccxcoQr^öig'^  beide  sind,  wie  schon  gesagt,, 
häufig  und  auch  außerhalb  Ägyptens  nachweisbar.^)  Dabei  steht  insbe- 
sondere xccta'yQä(psiv  in  einem  scharfen  Gegensatz  zu  TtiTCQccßxstv,  das  bloß 
das  kausale  Kaufgeschäft  bedeutet;  seit  dem  4.  Jahrh.  ist  die  Wendung 
yt£jiQaxsvai  xal  zaraysyQacpTixBvai  häufig  und  einmal,  in  einem  Privatbrief 
aus  dem  2.  oder  3.  Jahrh.  (Oxy.  117,  5),  ist  xaxaygafpYi  ausgestrichen  und 
darüber  Tcgaöig  korrigiert  worden. 

Die  Ausstellung  der  xarayQatpi]  wird  immer  als  die  wesentlichste 
Verpflichtung  des  Verkäufers  betrachtet  (BGÜ  240,  26.  446,  14.  16)  und 
die  Verweigerung  ihrer  Annahme  ist  es,  was  den  Käufer  in  Verzug  setzt 
(BGÜ  240,  28.  446,  17;  CPR  19,  13). 

Die  körperliche  Tradition  wird  daneben  kaum  jemals  erwähnt.  Na- 
türlich muß  der  Käufer  den  Besitz  ergreifen  und  der  Verkäufer  das  dul- 
den, wie  es  denn  in  Oxy.  472  II  23  fg.  (235)  heißt:  Gerade  das  sei  der 
Unterschied  zwischen  fiduziarischer  und  reeller  Eigentumsübertragung,  daß 
nur  bei  letzterer,  nicht  auch  bei  ersterer  der  Käufer  den  Besitz  erwirbt. 
Aber  es  ist  sehr  charakteristisch^  daß  dieser  Besitzerwerb  a.  a.  0.  als 
* ävTiTCOistc&ai' ,  also  ein  einseitiges  Sichbemächtigen  bezeichnet  wird; 
dieses  ist  nur  eine  Konsequenz  der  TiciTayqacpri. 

5.  Die  ßeßa((o(Tiq  im  besondern. 

1.  In  den  avij-Protokollen.  Wie  bereits  bemerkt  (S.  175),  ist  in 
den  agoranomischen  tuvij-Protokollen  die  Zusage  der  ßeßaCcaöig  eine  über- 
aus kurze,  was  sich  daraus  erklärt,  daß  hier  das  Eigentum  noch  nicht 
übertragen,  sondern  erst  versprochen  wird;  es  handelt  sich  also  noch  nicht 
um  aktuelle  Haftungsübernahme,  deren  Bedingungen  ja  erst  durch  die  Auf- 
lassung hergestellt  werden,  sondern  bloß  um  Zusage  künftiger  Übernahme. 

Diese  geschieht  technisch  mit  den  Worten:  ngoTCcokrirrig  xal  ßeßaia- 
f^g  6  änodö^svog,  ov  iSe^aro  6  JtQtdfisvog.  Die  Bedeutung  derselben  ist 
so  bekannt,  daß  es  genügt,  unter  Hinweis  auf  die  bezügliche  Literatur 
nur  folgendes  zu  bemerken.  BsßaLcorrjg  ist  der  Eviktion sgarant  als  solcher, 
der  „Stützer"  des  Kaufs,  der  auch  im  altgriechischen  Recht  (außer  dem 
attischen)  beim  Kauf  quasi- obligatorisch  und  nicht  mit  dem  Verkäufer 
identisch  ist,  sondern  die  Stellung  eines  Bürgen  hat.  IlQOTCcoXrjtijg  ist  ein 
Synonymon  dazu,  welches  meist  so  erklärt  wird,  daß  als  ßeßccLcoTilg  natur- 
gemäß meist  der  unmittelbare  Auktor  des  Verkäufers,  der  von  der  Sache 


1)  Letzteres  Wort  in  der  byzantinischen  Zeit  verschwunden. 

2)  S.  176—8  und  Syr.  Rb.  L.  38. 
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am  meisten  wissen  mußte,  erwählt  wurde.  ^)  In  unsern  Urkunden  ist  freilich 
gerade  dies  nicht  der  Fall;  vielmehr  erscheint,  während  im  altgriechischen 
Recht  die  Bebaiosis  nicht  vom  Verkäufer  selbst,  sondern  für  ihn  von  einem 
andern  geleistet  wurde,  hier  der  Verkäufer  selbst  als  Garant.  Doch  ist  hierin 
sicher  nur  eine  Denaturierung  des  altgriechischen  Instituts  zu  erblicken. 

2.  In  den  Auflassungsurkunden.  Bezüglich  der  Bebaiosis-Klausel 
in  den  Auflassungsurkunden,  welche  im  Gegensatz  zu  jenen  in  den  avaC 
sehr  ausführlich  ist,  wurde  das  „Wofür"  der  Garantie  schon  oben  (S.  182) 
bezeichnet.     Hier  ist  noch  der  Inhalt  der  Zusage  zu  erörtern. 

Über  die  ptolemäischen  Kontrakte  sind  wir  schlecht  unterrichtet; 
anscheinend  wird  eine  Konventionalstrafe,  auf  eine  bestimmte  Geldsumme 
lautend^  ausgemacht.  Wie  sich  diese  zum  Kaufpreis  verhielt,  läßt  sich 
bei  der  Dürftigkeit  der  Zeugnisse  nicht  sagen.  In  einer  sichern  Ur- 
kunde über  kaufweise  Auflassung  (BGU  998  II)  ist  das  Verhältnis  dahin 
festzustellen,  daß  die  Konventionalstrafe  das  Duplum  pretii  beträgt.^)  Die 
übrigen  Auflassungsurkunden  lassen  zweifelhaft,  ob  ihnen  gerade  ein  Kauf 
zugrunde  liegt.  ^)  —  Zu  der  Konventionalstrafe  tritt  noch  die  Königsbuße 
(S.  77)  hinzu;  sie  ist  immer  in  Silber  berechnet  (während  der  Kaufpreis 
auf  Kupfer  lautet)  und  beträgt  regelmäßig*)  zwei  Fünftel  von  jener. 

Wie  sich  die  ßaßaCioöLg -Haftung  der  Kaiserzeit  zur  ptolemäischen 
verhält,  können  wir  bei  dieser  Unsicherheit  über  die  letztere  noch  nicht 
sagen.  Aber  jedenfalls  geht  die  Haftung  im  Ägypten  der  Kaiserzeit  weiter 
als  im  klassischen  römischen  Recht. 

Während  sie  sich  nämlich  dort  auf  die  Dupla  pretii  beschränkt,  setzt 
sie  sich  hier  meist  aus  mehreren  Elementen  zusammen.     Diese  sind: 

1.  das  Versprechen  eines  Mehrfachen  des  empfangenen  Kaufpreises; 
dieses  ist  entweder  (und  zwar  am  häufigsten,  insbesondere  in  den  jüngeren 
Kontrakten)  das  Doppelte,  rtfi?)  dtJcA^^),  oder  auch  das  Anderthalbfache 
(^(ilöXlov)]  diese  Summe  wird  dabei  als  ijtCtLfiov  (Vertragsstrafe)  bezeichnet. 

2.  aus  dem  Versprechen,  die  /3Aa/3iy,  danavrniaxa  xccl  ävaXa^ata  zu 
ersetzen,  also  das  id  quod  interest;  mitunter  wird  auch  dieses  verdoppelt. 

3.  Dazu  tritt  oft  noch  die  Strafe  an  den  Fiskus  in  der  Höhe  des  i7tCtL(iov. 


1)  Diese  Auffassun/  wird  allerdings  neuestens  bezweifelt:  Partsch,  Gr.  Bürgsch.- 
Recht  1,  354;  doch  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  Frage  näher  zu  erörtern. 

2)  So  auch  schon  im  Recht  von  Gortyn  6,  22  fg.;  42  fg.;  9,  13,  wo  jedoch  da- 
neben noch  Anspruch  auf  das  Interesse  gegeben  wird.  Bei  der  Frage,  ob  hier  ein 
Zusammenhang  besteht,  ist  um  so  vorsichtiger  vorzugehen,  als  die  Kontrahenten  in 
BGU  998  Ägypter  sind.  3)  Vgl.  oben  S.  178  A.  7. 

4)  Hierbei  sind  außer  BGU  998  IE  auch  jene  Auflassungen  berücksichtigt,  bei 
denen  das  Kausalgeschäft  zweifelhaft  oder  sicher  kein  Kauf  ist:  Grenf  1,  27  (156); 
2,  25.  28;  dieselbe  Proportion  auch  bei  anderen  Kontrakten:  Grenf.  2,  26.  30.  33. 
Vgl.  Wilcken,  Ostraka  1,  366  fg. 

5)  Doch  kommen  auch  höhere  Multipla  vor:  Lond.  2  p.  179,  16  (68  n.  C.)  das 
Fünffache;  3  p.  258,  21  (6.  Jahrb):  tetqccicXovs  n-m^ 
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Es  ist  zunächst  klar,  daß  gegenüber  dem  ptolemäisclien  Gebrauch 
eine  Verschärfung  der  Buße  an  den  Staat  eingetreten  ist. 

Andererseits  aber  ist  der  Ursprung  dieser  Klauseln  nicht  klar  ersicht- 
lich. Die  tifiij  dmkri  rein  aus  dem  Einfluß  der  römischen  Praxis  —  viel- 
leicht Provinzialedikt?  —  herzuleiten,  ist  nicht  geboten,  weil  sie  sich  ein- 
mal schon  bei  den  Ptolemäem  findet  (BGU  998  II).  Bezüglich  des  Hinzu- 
tritts der  Interesseleistung,  welche  in  der  römischen  Stipulatio  duplae 
schon  inbegriffen  ist,  hat  man  darauf  hingewiesen^),  daß  er  auch  in  den 
Ravennatischen  Kaufurkunden  vorkommt  und  sich  vielleicht  aus  einer 
Praxis  erklärt,  welche  im  FaU  der  Eviktion  auch  die  Actio  emti  ein- 
greifen läßt.  Doch  findet  er  sich  in  Ägypten  schon  so  früh  (z.  B.  BGU 
906,  10,  34/5  n.  C;  Lond.  2  p.  179,  16,  68  n.  C;  CPR  1,  21,  83/84  n.  C), 
daß  man  eher  an  autochthone  Rechtsbilduiig  denken  möchte.  Es  darf 
daran  erinnert  werden,  daß  auch  das  Gortyner  Stadtrecht  (oben  S.  189 
A.  2)  neben  dem  Duplum  noch  den  Schadenersatz  kennt;  doch  ist  auch  in 
dieser  Richtung  irgendein  Anhaltspunkt  für  geschichtlichen  Zusammenhang 
noch  nicht  gegeben. 

B.  KAUF  VON  MOBILIEN. 

Die  Hauptrolle  spielt  hier  der  Kauf  von  Sklaven  und  Tieren;  andere 
Gegenstände,  auch  Rechte,  kommen  zwar  als  Kaufsobjekte  vor  (Bäume: 
Oxy.  909;  Grenf.  2,  16  [157];  Heuschuppen:  BGU  455;  Webstuhl:  Oxy. 
264  [266];  Weidegerechtigkeit  auf  ein  Jahr:  Lond.  3  p.  141),  aber  äußerst 
selten.  Für  den  Sklavenkauf  sind  dabei  einige  Besonderheiten  zu  kon- 
statieren; der  Kauf  aller  übrigen  Gegenstände  hat  dagegen  eine  sehr  ein- 
fache Gestalt,  von  der  zunächst  die  Rede  sein  soll. 

1.  Kauf  von  Mobilien  anßer  Sklaven. 

Es  erscheint  nur  eine  einzige  Urkunde;  vom  gespaltenen  Kauf  (S.  174) 
finden  wir  keine  Anwendung.  Die  Form  dieser  Urkunde  kann,  wie  beim 
Immobilienkauf,  beliebig  sein;  Cheirographum,  agoranomisches  und  Gra- 
pheionsprotokoll,  selbständige  diayQttcp)  rQa7tat,7]g  und  6vyj(^(0Qrj6i,g  kommen 
vor.  Dem  Inhalt  nach  enthält  die  Urkunde,  meist  in  kurzer,  wenig  aus- 
führlicher Fassung'),  folgende  Bestimmungen: 

a)  der  Verkäufer  (der,  wie  in  den  Auflassungsurkunden  allein  das 
Wort  ergreift*))  erklärt  verkauft  zu  haben  (TCEXQaxsvaL); 

1)  De  Ruggiero,  Bull.  14,  114. 

2)  CPR  2.  3.  6  (hier  aber  neben  der  rniioXicc  und  den  ßXdßri  genannt,  also  sicher 
auf  die  Fiskalbuße  bezüglichV  64.  89.  103.  108  u.  a. 

3)  Ausführlich  können  von  mehr  als  sechzig  derartigen  Kaufverträgen  nur  etwa 
drei  genannt  werden,  BGU  13.  153;   Grenf.  2,  74. 

4)  Eine  Ausnahme  bilden  natürlich  überall  die  diccyQatpai,  deren  Stil  es  bedingt, 
daß  der  Käufer  der  redende  Teil  ist  (S.  68). 


B.  Kauf  von  Mobilien.     1.  Kauf  Ton  Mobüien  außer  Sklaven.  191 

b)  er  quittiert  gleichzeitig  über  den  Kaufpreis  (ßcnaxBiv  x^v  tifi'^v); 

c)  endlich  übernimmt  er  die  ßeßaCcjöLS,  und  zwar  regelmäßig  bloß 
mit  den  kurzen  Worten:  ßsßcciadeiv  (oder  ßsßalaöco)  ndöri  ßsßaiaösi^)', 
nähere  Präzisierung  des  Haftungsumfangs  ist  sehr  selten  (sie  kommt  vor 
in  Oxj.  264  [Kauf  eines  Webstuhls]). 

In  manchen  FäUen  findet  sich  auch  die  Bemerkung,  daß  die  Über- 
gabe der  verkauften  Sache  stattgefunden  hat;  hierher  gehören  (abgesehen 
von  den  später  zu  erörternden  Sklavenverkäufen  ^)  Lond.  3  p,  142-  BGU 
13  (265)  (Chirographa);  Flor.  22;  Gen.  48;  vielleicht  auch»)  BGU  527 
(Homologien);  Lond.  2  p.  198.  199  (176);  BGU  427.  468.  982.  986  (Bank- 
ÖLccyQacpccC).  Hierbei  ist  zu  betonen,  daß  die  Bsmk-d LayQaqxiC  den  Tradi- 
tionsvermerk fast  immer  haben,  die  übrigen  Urkunden  nur  in  der  großen 
Minderzahl  der  Fälle.  Immerhin  ist  das  Gesamtresultat,  daß  beim  Mobi- 
liarkauf die  Tradition  in  den  Urkunden  verhältnismäßig  häufiger  erwähnt 
wird  als  bei  jenem  von  Grundstücken,  wo  sie  fast  gänzlich  fehlt  (vgl. 
S.  182).  Das  erklärt  sich  aus  der  Natur  der  Sache  —  bei  Mobilien  kann 
die  Traditionsfrage  viel  leichter  streitig  werden. 

Beim  Kauf  von  Tieren  wird  mitunter  hinzugefügt,  der  Käufer  habe 
für  das  gekaufte  Tier  in  Hinkunft  die  (Yieh.-)  äjtoyQacp'^  zu  erstatten 
(Amh.  92;  BGU  87  [260].  153  [261]  [Homologien];  Lond.  2  p.l98;  BGU 
427.  468  [Bajik-d iayQag)aC]).  Diese  Klausel  ist  eine  selbstverständliche 
Konsequenz  des  öffentlichen  Rechts,  die  nur  der  Vorsicht  halber  in  Er- 
innerung gebracht  wird. 

Sehr  wichtig  ist  ferner  die  Beobachtung,  daß  beim  Kauf  von  Tieren*) 
—  und  nach  Ausscheidung  der  Sklaven  sind  diese,  wie  Kamele,  Esel,  Rinder 
die   gewöhnlichsten  Objekte   des  Mobiliarkaufs  —  die  Gewährleistung  für 


1)  Die  drei  genanntan  Bestandteile  des  Mobiliarkaufs  sind  so  wesentlich,  daß 
sie  fast  niemals  fehlen.  Ausnahmsweise  mangelt  das  ani%Biv  und  die  ßsßcxlexstg  in 
BGU  413  (bloß:  Datum;  Tt^ngccytev  6  dsivcc  xä  öslvi  bvov  uqqbvu  XevKov  riXstov  (äga^- 
iimv)  qp)  und  ähnlich  BGU  88.  In  BGU  758  fehlt  das  ccn^x^iv  im  Kontext,  steht  aber 
in  der  vTCoyQcccpr].  Die  ßsßcct.co6Lg  ist  weggelassen  in  Gen.  23.  (Unvollständig  erhaltene 
Urkunden,  wie  BGU  416.  982  u.  a. ,  kommen  dabei  natürlich  nicht  in  Betracht.)  — 
Eine  Besonderheit  bildet  ferner  Grenf.  2,  16  (167)  und  Oxy.  909,  wo  (jedenfalls  erst 
zu  fallende)  Bäume  verkauft  sind;  hier  wird  der  Kaufpreis  nicht  quittiert  und  auch 
keine  ßeßaiacig  übernommen.  Letzteres  ist  besonders  interessant,  weil  es  wieder  den 
Satz  zeigt:  Vor  der  Zahlung  keine  Auctoritas. 

2)  Unter  diesen  findet  sich  die  Traditionsklausel  in  Oxy.  96  und  Lips.  4, 19  (171), 
wo  nach  5,  8  zu  ergänzen  ist  [nugiSa-As]  statt  \naQu8atcsi\;   BGU  316;  937. 

3)  Es  ist  zweifelhaft,  ob  daselbst  1. 14  hinter  "naqBLXriqtivcci  zu  ergänzen  ist  {avxbv 
BC.  tbv  bvov)  oder  ob  das  Wort  mit  v.al  &ni%£iv  (sc.  zbv  &no$6^i£vov)  rr\v  TtjXTjv  zu- 
sammengehört.    Wahrscheinlicher  ist  nach  dem  üblichen  Stil  das  erstere. 

4)  Material  für  den  Tierkanf:  BGU  13.  87—8.  100.  153.  413.  416.  427.  453. 
468.  469.  527.  584.  758.  806.  982—6;  Gen.  23.  29.  30.  36.  48.  68;  Grenf.  2,  46.  74; 
Teb.  474;  Fay.  92;  Amh.  102;  Flor.  22.  61;  Lond.  2  p.  195—200;  3  p.  140.  142. 
170  u.  a. 
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Mängel  beinahe  nie  stattfindet.^)  Das  drücken  die  Kontrakte  dahin  aus, 
das  Stück  werde  verkauft  tovto  toiovto^),  dva7t6QQLq)ov^)]  die  beiden  Wen- 
dungen sind  meist  verbunden,  doch  genügt  das  letztere  allein/)  Mitunter 
fehlt  diese  Bemerkung^);  doch  wird  man  annehmen  dürfen,  daß  auch  in 
diesem  Fall  eine  Haftung  für  verborgene  Mängel  nicht  im  Sinn  der  Par- 
teien gelegen  habe.  Es  scheint  also  bei  Tieren  das,  was  die  Römer  sim- 
plaria  venditio  nennen  (D.  21,  1,  48,  8)  und  was  das  syrische  Rechtsbuch 
(L.  39  und  113b)®)  als  anli]  avt]  bezeichnet,  die  allgemeine  Regel  ge- 
bildet zu  haben. 

Beim  Kaaf  lebloser  Gregenstände  wird  die  Mängelfrage  überhaupt  nie 
erwähnt. 

2.  Kauf  von  Sklaven.  ^ 

Dieser  zeigt  gegenüber  dem  gewöhnlichen  Mobiliarkauf  vor  allem  die 
Eigentümlichkeit  viel  ausführlicherer  und  sorgfältigerer  Redaktion;  er 
gleicht  in  seiner  vollkommenen  Stilisierung  dem  Kauf  von  Immobilien. 
Wir  finden  mitunter  auch  die  Spaltung  der  obligatorischen  von  der  Eigen- 
tumsübertragungsurkunde; Lips.  4,  30  (171),  vgl.  die  Einl.  dazu.  Femer 
ist  Teb.  561  desc.  Col.  TU  mit  [jiQojöLg  xal  änoöraöCov  dovXov  über- 
schrieben; vielleicht  ist  auch  bei  dem  s^eöztjv  dovXrjg  in  BGU  859,  21  an 
das  Gleiche  zu  denken. 

Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  der  Sklavenkauf  irgendwelcher  In- 
gerenz der  Agoranomen  unterworfen  war.^)  In  Lips,  4,  30  (171)  heißt  es 
von  der  Käuferin:  itdi,ato  r}  cjvov^svrj  tcu  ts  hyyvxXsCtp  Tcal  tri  dyoQU- 
vo^Co^  rä  6q)Eik6^Eva.  Da  sich  dies  jedoch  möglicherweise  auf  die  Gebühr 
für  die  Errichtung  dieses  Vertrags  bezieht,  kann  man  hierüber  noch  kein 
sicheres  Urteil  aussprechen. 

Femer  ist  in  Lips.  4,  15  und  Lond.  2  p.  317,  6/7  (270)  von  einer 
dem  Kauf  vorangegangenen  ävdxQiöig  (Voruntersuchung?)  die  Rede;  sie 
war  im  ersten  Fall  bei  den  vxo(ivr}(ittToyQä(poL,  im  zweiten  bei  der  dt- 
xatodoöCa  geschehen. 

1)  Ganz  ausnalunBweise  wird  die  Haftung  für  Fehlerlosigkeit  {vyiijg  xai  &atviqs) 
•übernommen  in  BGU  LS  (389  n.  C.)  (266). 

2)  Auch  die  Römer  kennen  das  'talis  qualis';  D.  30,  45,  2.  56.  70. 

3)  kvajt6QQKpos  bedeutet:  was  man  nicht  zurückgeben  kann  (S.  185). 

4)  Grenf.  2,  46;  Lond.  2  p.  196    197/8. 

5)  Amh.  102;  Grenf.  2,  74;  BGU  88.  413.  469;  Gen.  48.  68. 

6)  Dazu  Bruns  im  Kommentar  S.  206  fg. 

7)  Material:  BGU  193  (268).  805.  859.  864.  937.  987  (269).  1058  cf.  1114.  1128 
Oxy.  73.  94.  95  (267).  263.  (327.  332.  336.  375.  380  descr.);  Lond.  2  p.  317  (270) 
Teb.  661  desc;  Wessely,  Denkschr.  der  Wien.  Akad.  47  S.  31fg.;  Lips.  4.  6  (171) 
P.  Straßb.  im  Arch.  3,  418  fg. 

In  Ägypten  gefundene  außerägyptische  Urkunden  über  Sklavenkauf:  BGU  316 
(271).  887  (272).  913;  P.  Lond.  229  ed.  Thompson,  Archaeol.  64  (1895)  p. 433 fg.  —  VgL 
noch  das  Steuergesetz  Hib.  29  Fragm.  a.  Becto. 

8)  Möglich  ist  die  Beziehung  auf  diese  auch  in  BGU  1114,  11.  1128,  13. 
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Diese  Punkte  bleiben  noch  völlig  dunkel;  daß  jedoch  der  Sklaven- 
handel einer  besonderen  Kontrolle  unterworfen  war,  ist  an  sich  wohl 
denkbar.  ^)  • 

Sicher  ist,  daß  nach  vollzogenem  Kauf  eine  äTtoyQacpT^  über  den  Be- 
sitzwechsel vorgeschrieben  war  (Oxy.  73;  Lips.  4,  löy]  Die  Bestätigung 
über  die  erfolgte  aTCoygacpij  bildet  dann  für  den  Käufer  eine  Art  Beweis- 
mittel für  sein  Eigentum;  bei  weiterem  Verkauf  pflegt  er  sie  darum  dem 
neuen  Eigentümer  mit  auszuhändigen  (Lips.  4,  15;  BGU  1147,  26). 

Die  Haftung  für  Fehler  wird  nicht  so  vollständig  abgelehnt,  wie  es 
beim  Tierkauf  die  Regel  ist,  erscheint  aber  doch  in  Ägypten  gegenüber 
dem  römischen  Recht  als  eine  eingeschränkte.  Man  erkennt  den  Gegensatz 
am  besten  durch  den  Vergleich  mit  einigen  außerägyptischen  Sklaven- 
käufen, deren  Urkunden  in  Ägypten  gefunden  worden  sind:  a)  BGU  887 
(272)  aus  Side  in  Pamphylien  (cf.  913  aus  Myra  in  Lykien,  dieser  jedoch 
schlechter  erhalten),  ferner  b)  P.  Brit.  Mus.  229  (oben  S.  192  A.  7)  aus 
Seleucia  Pieriae  und  c)  BGU  316  (271)  aus  Askalon.  In  diesen,  welche 
dem  römischen  Schema  getreu  folgen,  wird  übernommen  die  Haftung  für 
sanitas  ex  edicto  (aedilium)  [a  und  b]  oder  doch  für  tsQa  vööos,  &Cvog 
%akai6v  und  z^vztbv  ndd-og^),  also  für  alle  alten  Schäden  und  ver- 
borgenen Krankheiten;  in  a)  auch  noch  dafür,  daß  der  Sklave  weder 
QSfißog  (erro)  noch  dgaTtercxög  (fugitivus)  sei.*)  In  den  ägyptischen  Kon- 
trakten dagegen  wird  der  Sklave  regelmäßig  verkauft  als  ccva:t6Qicpog  nk^iv 
IsQ&g  vööov  xal  inacpfig:  nicht  zurückzugeben  außer  bei  l.  v.  x.  e. 
Also  wird  nur  für  Epilepsie  und  iitatpri  (s.  unten)  kaviert.  Für  aUe  anderen 
körperlichen  Fehler  lehnt  man  die  Haftung  durchaus  ab;  der  in  den  klein- 
asiatischen Urkunden  ersichtliche  Hinweis  auf  das  ädilizische  Edikt  wird 
nie  gemacht,  weder  im  positiven  noch  im  negativen  Sinne. 

Eigentümlich  ist  das  Verhältnis  der  Urkunden  zur  Fugitivität.  Nur 
einmal,  in  BGU  987  (269),  wird  die  Haftung  für  ÖQccöiidg  (Fugitivität) 
ausgesprochen,  sonst  aber  stets  ignoriert,  einmal,  BGU  859,  sogar  aus- 
drücklich abgelehnt.  Zu  beachten  ist  dabei  aber  in  BGU  987  und  859, 
daß  die  Fugitivität  bei  der  Eviktions-/3£/3a^to(Jtg  erwähnt  wird;  sie  er- 
scheint nicht  als  Fehler,  sondern  als  Fall  des  Sachverlustes  (daher 
auch  im  FaU  BGU  987  die  sechsmonatliche  Befristung  des  Mängelanspruchs 
entfallen  sein  würde).  Das  legt  die  Frage  nahe,  ob  man  das  Ausreißen 
des  Sklaven  nicht  regelmäßig  schon  als  durch  die  ßsßaiaöLg  gedeckt  an- 

1)  Auch  für  das  griechische  Recht  wird  mitunter  eine  vorgängige  Anzeigepflicht 
bezüglich  projektierten  Sklavenkaufs  bei  der  Behörde  vermutet  (Lipsius,  Att.  Proz.' 
S.  714),  obwohl  das  bestritten  ist. 

2)  Ob  auch  in  PER  Nr.  114  (bei  Wessely,  Denkschr.  d.  Wien.  Ak.  47  S.  31),  ist 
bei  der  unvollständigen  Mitteilung  dieses  Stücks  nicht  festzustellen. 

3)  Latens  Vitium  Paul.  sent.  2,  17,  5. 

4)  Nur  die  Haftung  für  'furtis  noxisve  solutum'  fehlt  hier  durchaus. 
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gesehen  habe?  Dann  wäre  am  Ende  in  allen  Fällen,  wo  vom  ÖQUöfiög 
nicht  gesprochen  wird,  die  Haftung  dafür  stillschweigend  übernommen? 
Und  sollte  am  Ende  dasselbe  auch  gelten  vom  furtis  noxisque  solutum 
esse?     Ich  bin  jedoch  nicht  sehr  geneigt,  diese  Fragen  zu  bejahen. 

Streit  besteht  über  die  Frage,  was  unter  der  ETcatpri  zu  verstehen  ist, 
für  welche  die  Haftung  stets  übernommen  wird.^)  Die  beiden  hauptsäch- 
lich vertretenen  Übersetzungen  des  Wortes  sind:  Aussatz  (begründet  von 
Wilamowitz)  und  'manus  injectio'  (Gradenwitz);  von  letzterem  Stand- 
punkt aus  wäre  in  den  Urkunden  gemeint,  daß  der  Verkäufer  haftet, 
wenn  ein  Drittberechtigter  am  Sklaven  eine  Manus  injectio  kraft  ding- 
lichen Rechts  (Eigentum  u.  ä.)  vollzieht;  also  Haftung  für  Bechtsmangel. 
Die  erstere  Ansicht  hat  die  größere  Wahrscheinlichkeit  für  sich.^) 

Vereinzelt  (B6U  316  [271])  wird  ein  Sklavenkauf  bezeichnet  als 
*xaJl^  alQsesC  geschlossen.^)  Das  ist  das  'bonis  condicionibus  emere'  des 
Papinian  D.  21,  1,  54  und  scheint  sich  wiederzufinden  in  Syr.  R.-B.  L.  113, 
wo  nach  Mitteilung  von  Sachau,  Syrische  Rechtsbücher  1  (1907)  192 
statt  Kakii  XQäöig  eher  xakij  aigeöig  zu  lesen  sein  soll;  auch  in  BGU 
904,  5  ist  aLQSöig  die  'condicio'  (=  Bestimmung)  einer  Übereinkunft.  Die 
Meinung  ist,  daß  der  Vertrag  für  den  Käufer  die  M  ängelgarantie  mit 
sich  bringt.  Jene  Urkunde  ist  aber,  wie  wir  sahen  (S.  193),  nicht  in 
Ägypten,  sondern  in  Askalon  errichtet  worden.  Die  ägyptischen  Sklaven- 
käufe, wo  nur  für  vereinzelte  Fehler  gehaftet  wird,  wären  danach  als  xaxfj 
aiQtösL  im  Sinn  des  syrischen  Rechtsbuches  geschlossene  anzusehen. 


1)  Literatur:  Grenfell-Hunt  zu  Oxy.  95,20  (S.  157)  und  263,10  (S.  234);  Wilamo- 
witz, GGA  1898,  683;  Herwerden,  Lex.  Graec.  p.  290;  Gradenwitz,  Einführ.  57.  60; 
Wenger,  GGA  1902,  530;  Mitteia  zu  Lips.  4,  19  S.  18;  Kubier,  Sav.  Z.  29,  474 fg.; 
SudhoflF,  ebenda  30,  406  fg.;  Arch.  f.  Gesch.  der  Medizin  4,  353  fg. 

2)  Dies  meine  ich,  trotz  der  lebhaften  Verteidigung,  welche  die  andere  Meinung 
neuerdings  durch  Kubier  gefunden  hat  (während  Gradenwitz  selbst  sie  aufgab).  Fast 
ständig  ist  die  Verbindung  nXriv  Isgäg  voaov  kccI  inatpf-jg,  und  es  bleibt  das  Natürlichste, 
hierin  zwei  koordinierte  Krankheiten  zu  erblicken.  Im  Straßburger  Papyrus,  Arch. 
3,  418  1.  30,  steht  inacprj  zwischen  aivog  nalaiöv  und  Qccniafuxra,  und  daß  man  bei 
elvog  nccXaiov  und  Qaxia(iata  nicht  etwa  an  Haftung  wegen  Delikten  des  Sklaven 
(noxiae  und  verberatio)  denken  dürfte,  zeigt  die  Verbindung  Isgcc  vöaog,  elvog  naXai6v 
und  -Kqvnthv  nccd-og  in  BGU  316  (271).  Daß  mitunter  auch  eine  leblose  Sache  als 
&vinaq)og  verkauft  wird,  was  dann  gewiß  bedeutet  „frei  von  dinglichen  Rechten" 
(vgl.  auch  BGU  887,  17)  beweist  nichts;  das  Wort  inacpt]  ist  eben  mehrdeutig;  und 
sicher  falsch  ist  das  Argument,  daß  der  Aussatz  dem  Käufer  doch  erkenntlich  sei 
(dagegen  vom  ärztlichen  Standpunkt  SudhoflF  a.  0.  467).  —  Nur  eines  scheint  mir 
bedenklich:  Dassyrische  Rechtsbuch  L.  39.  119  kennt  den  Aussatz  nicht,  wohl  aber 
den  „Dämon"  (=  isgcc  vdaog),  für  welchen  unbedingt  gehaftet  wird,  und  das  würde 
mit  der  Ansicht  von  Gradenwitz-Kübler  gut  übereinstimmen. 

3)  Dazu  Gradenwitz,  Einf.  69;  Wilcken,  Arch.  2,  137. 
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GRUNDSTÜCKSPACHT. 

Literatur:  ägyptologiscli:  Revillont,  La  location,  R^v.  ^gyptol.  3, 126  (1886). 

Für  die  griechisch-römische  Zeit  bestehen  zwei  gleichzeitig  erschienene  und 
von  einander  unabhängige  Untersuchungen :  WaszyAski,  Die  Bodenpacht,  Bd.  1  Die 
Privatpacht  (Leipzig  u.  Berlin  1905;  die  Fortsetzung  ist  wegen  Ablebens  des  Verf. 
nicht  mehr  zu  erwarten);  Gentilli,  Delli  contratti  d'affitto  in  Studi  ital.  di  filolog. 
clasB.  1  (1965)  269—378  (zu  beiden  Schriften  Rabel,  D.  Lit.-Zeitg.  1906,  Sp.  1006; 
P.  M.  Meyer,  Berl.  phü.  Wochenschr.  1906  Nr.  51.  52).  Aus  der  sonstigen  sehr  zer- 
streuten Literatur  ist  hervorzuheben:  Wessely,  CPR  1,  151 — 7;  Mitteis,  Hermes 
30,  606  fg.;  Wilcken.  Ostraka  1, 185  fg.  700fg.;  Arch.  1, 157  fg.;  P.M.Meyer,  Philol. 
56,  193  fg.;  Viereck,  Hermes  30,  107  fg.;  Costa,  Bull,  dell'ist.  14,  51  fg.  und  Atti 
dell'Istit.  Veneto  66  (1906/7)  H  93  fg.;  Seeck  in  Pauly-Wiss.  Realenz,  4  (7),  492—4; 
Otto,  Priester  und  Tempel  2,  81  fg.;  Berger,  Die  Strafklauseln  in  den  Papyrus- 
urkunden  (Leipzig  1911)  149  fg.  Die  wertvollen  Arbeiten  von  Rostowzew  (Gre- 
Bchichte  der  Staatspacht,  Philol.  Ergänzungsband  IX  bes.  482  fg. ;  Kornpachtung  und 
Komtransport  im  röm.  Ägypten,  Arch.  3,  204—24,  sowie  Studien  zur  Geschichte  des 
röm.  £olonats,  Leipzig  1910)  haben  vorwiegend  die  staatliche  Verpachtung  zum  Gegen- 
stand. Manches  Einschlägige  endlich  findet  sich  bei  Zulueta  in  Vinogradofi's  Oxford 
studies  in  social  and  legal  history  I,  2.  Teil  (de  patrociniis  vicorum). 

Die  Pachtkontrakte  über  Grundstücke  bilden  ein  großes  Kontingent 
innerhalb  der  Privaturkunden,  und  es  erklärt  sieh  das  leicht  aus  dem 
eminent  agrarischen  Charakter,  durch  den  die  ägyptische  Wirtschaft  sich 
auszeichnet. 

I.  Für  die  Form  der  Pachtkontrakte  gelten  die  allgemeinen  Prin- 
zipien des  Urkundenwesens,  und  wir  finden  demgemäß  alle  Urkunden  typen 
als  geeignet,  einen  solchen  in  sich  aufzunehmen.^)  Doch  spielt  das  Hy- 
pomnema  hier  statistisch  eine  besondere  Rolle,  indem  in  den  ersten  vier 
Jahrhunderten  der  römischen  Zeit  ungefähr  die  Hälfte  aller  erhaltenen 
Boden  Verpachtungen  sich  in  dieser  Form  bewept.^)  Es  wurde  schon  be- 
merkt (S.  57),  daß  dies  darauf  zurückgeht,  daß  größere  Grundbesitzer  ihre 
Verpachtungen  zun>  Wettbewerb  ausschrieben  und  sonach  von  den  Pacht- 
lustigen in  der  bezeichneten  Form  Offerten  erhielten,  und  daß  femer  das 


1)  Die  Annahme  von  Waszyiiski  42  fg.,  daß  die  verschiedenen  Urkundentypen 
ebensoviele  Stufen  darstellen,  welche  die  einzelnen  Pachtkontrakte  zu  ihrer  vollen 
Festigung  durchliefen,  ist  ein  Phantasiegebilde. 

2)  In  der  späteren  byzantinischen  Zeit  erlangt  das  Cheirographon  die  Allein- 
herrschaft, und  zwar  ist  in  dieser  Zeit  immer  der  Pächter  der  Aussteller,  während 
ältere  Chirographa  mitunter  auch  vom  Verpächter  herrühren.    Vgl.  Waszyfiski  29. 
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Hypomnema  als  solches  natürlich  noch  keinen  Kontrakt  darstellt,  sondern 
derselbe  erst  durch  die  Annahme  des  Verpächters  zustande  kommt.  ^)  Die 
Perfektion  des  Vertrags  kann  dann  durch  eine  diesbezügliche  Erklärung 
der  Parteien  (oder  auch  des  Verpächters  allein,  da  ja  der  Pächter 
schon  schriftlich  offeriert  hat)  auf  dem  Hypomnema  verbrieft  werden; 
wenn  man  nicht  die  Ausstellung  eiues  selbständigen  Pachtinstruments 
vorzieht. 

Für  chirographarische  Pachtverträge  ist  noch  zu  bemerken,  daß  es 
fraglich  ist,  ob  sich  das  Institut  der  alexandrinischen  Registrierung  (ßij- 
(io0C(o6Lg)  auf  sie  mit  erstreckt  hat  (oben  S.  84). 

Man  hat  früher  öfters  den  Umstand  betont,  daß  in  manchen  Ur- 
kunden die  Erklärung  des  Pächters  durch  die  Worte  'ßovlonai  (oder,  bei 
Chirographa  6(ioXoyc))  ixovöCas  oial  ccv&aiQStcos  liiö^aGaö^ai'  als  eine 
freiwillig  abgegebene  bezeichnet  wird,  während  in  anderen  das  ^Eycovöias 
xal  avd'KiQBtcog'  fehlt,  und  hat  gemeint,  daß  in  Fällen  der  letzteren  Art 
ein  Zwang  zur  Übernahme  der  Pachtung  stattgehabt  zu  haben  scheint, 
welcher  der  Vorbote  des  Kolonats  sei.  Indessen,  da  diese  Worte  sich  in 
der  früheren^)  römischen  Zeit  vorwiegend  nur  in  Hermupolis  finden,  ist 
hier  wohl  eher  eine  bloß  lokale  Stilbesonderheit  anzunehmen.^) 

IL  Der  Inhalt  der  Pachtverträge  ist  durch  die  Bedingungen  der  Land- 
wirtschaft gegeben  und  hat  mehr  agrarwissenschaftliches  als  juristisches 
Interesse;  auch  ist  er  natürlich  je  nach  den  Verhältnissen  des  Bodens 
und  seiner  Kultur  verschieden.  Es  mögen  daher  hierüber  folgende  Be- 
merkungen genügen. 

a)  Der  Abschluß  des  Vertrags  erfolgt  bei  Saatfeldern  in  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  in  den  Monaten  Thoth  bis  Hathyr  (Ende  August  bis 
November);  dies  hängt  damit  zusammen,  daß  im  Oktober  die  Nilüber- 
schwemmung zurücktritt  und  die  Aussaat  beginnen  kann;  um  diese  Zeit 
sucht  der  Pächter  sich  ein  Feld  zu  verschaffen.  Doch  kommen  natürlich 
auch  Ausnahmen  vor;  in  einzelnen  Fällen  wird  schon  um  ein  oder  zwei 
Jahre  im  voraus  gepachtet  (CPR  247;  Gen.  66.  67;  Grenf.  1,  54  u.  a.). 


1)  Dabei  ist  aber  für  die  Regel  nicht  an  eigentliche  Versteigerung  der  Pach- 
tung zu  denken;  denn  wir  finden  in  den  Urkunden  keine  darauf  bezügliche  Klausel. 
Eine  Besonderheit  zeigt  sich  nur  bei  Staats-,  Gemeinde-  und  Mündelgrunddtücken 
(Akt.  Theb.  Bank  II  11  fg.;  CPR  39;  Amh.  86.  86),  wo  selbst  der  pei fixierte  Kontrakt 
noch  durch  eine  bestimmte  Frist  (zehn  Tage  in  Amh.  85,  20)  behufs  Zuschlags  {ini- 
&s(icc)  an  einen  Überbieter  aufgelöst  wird  (wobei  jedoch  wohl  der  frühere  Ersteher 
durch  ein  Nachgebot  sich  im  Kontrakt  erhalten  konnte,  wie  Oxy.  500,  14  zu  zeigen 
scheint,  wo  vitig  iiti^in.axog  6  Artaben  versprochen  werden).  Versteigerung  im  ge- 
wöhnlichen Sinn  wäre  aber  auch  dies  nicht,  weil  zu  dieser  die  Mündlichkeit  des  Ver- 
fahrens gehören  würde. 

2)  Vgl.  Waszyfiski  16  fg. 

3)  In  der  späteren  Kaiserzeit  wird  die  Phrase  in  Verträgen  in  weiterem  Umfang 
üblich,  was  mit  dem  Wortreichtum  der  jüngeren  Urkunden  zusammenhängt. 
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b)  Der  Beginn  der  Pachtperiode  wird,  wenn  im  Anfang  des  (ägyp- 
tischen) Jahres  gepachtet  wird,  mit  den  Worten  anb  rov  hvsöxaxoq . . . 
Bxovs  ausgedrückt  und  bezeichnet  dann,  daß  das  laufende  Jahr  schon  mit- 
gerechnet ist.  Bei  Pachtungen  für  zukünftige  Jahre  sagt  man:  ^ano  rov 
slöLÖvrog  . .  .  srovg'.  Seit  Einführung  der  Indiktionenrechnung  wird  der 
Ausdruck  üblich:  'anb  xagTCäv  rrjg  {pvv  #£0)  ^sXXovörjg  svtvxovg  {Sev- 
tigag)  Irdixtiövog'  o.  ä.,  wobei  scheinbar  die  Ernte  des  künftigen  Jahres 
als  Ausgangspunkt  der  Pachtung  bezeichnet  wird,  aber  natürlich  die  vor- 
gehende Bestellungsperiode  mit  hinzugerechnet  ist. 

c)  Die  Pachtdauer  ist  in  der  ptolemäischen  ujid  frührömischen  Zeit 
meist  eine  mehrjährige  (es  finden  sich  2 — 9  Jahre);  seit  dem  dritten  Jahrb. 
beginnen  die  einjährigen  Pachten  zu  überwiegen,  und  vom  6.  Jahrb.  ab 
gibt  der  Pächter  die  Pachtzeit  meist  so  an:  'acp'  oßov  %q6vov  ßovXsi\ 
er  steht  auf  jeweilige  Exmission  durch  den  Grundherrn.  Es  ist  klar,  daß 
sich  namentlich  in  der  letzteren  Pachtform  ein  starkes  soziales  Sinken 
des  Pächterstandes  ausspricht. 

Es  handelt  sich  meist  um  Kleinpacht,  die  Mehrzahl  der  Verträge 
enthält  Pachtobjekte  von  bloß  1 — 10  Aruren;  doch  kommen  auch  größere 
vor,  einmal  (CPß  40)  wird  ein  Komplex  von  50  Aruren  verpachtet. 

d)  Der  Zins  wird  bald  in  Geld  erstattet  und  heißt  dann  (pogog]  bald 
in  Naturalien,  wofür  der  technische  Ausdruck  exfpÖQiov  ist^);  bald  auch 
tritt  ein  gemischtes  System  ein.  Zinstermin  ist  die  nächste  Zeit  nach 
der  Ernte,  also  die  Monate  Payni  oder  Epiphj  selten  ist  Pränumerando- 
zahlung.^)  Für  Naturalzins  wird  dabei  meist  das  Hohlmaß,  in  welchem 
er  berechnet  ist,  genau  festgesetzt,  ebenso  auch  der  Lieferungsort,  der 
regelmäßig  auf  dem  Grundstück  selbst  ist^),  mitunter  auch  im  öffentlichen 
Getreidemagazin  (drjfiodiog  d'rjßavQÖg). 

Endlich  kommt  auch  Teilbau  vor,  zwar  noch  nicht  belegt  für  die 
ptolemäische,  wohl  aber  für  die  römische  Zeit,  wobei  übrigens  ein  be- 
ständiges Sinken  des  Pächteranteils  zu  bemerken  ist.^) 

Die  öffentlichen  Lasten  des  Grundstücks,  insbesondere  die  Grund- 
steuer, werden  nach  Inhalt  der  Pachtverträge  meistens  vom  Verpächter 
übernommen;  doch  gilt  dies  nur  im  Verhältnis  der  Parteien  untereinander. 
Dem  Staat  gegenüber  war  anscheinend  (auch)  der  Pächter,  wie  mitunter 
angenommen  wird  sogar   er  in   erster  Linie  für  die  Steuern  haftbar  und 


1)  Vgl.  über  diese  Terminologie  die  Literaturangabe  in  der  Einl.  zu  161.  In 
dieser  Urkunde  (CPR  45)  ist  allerdings  der  Sprachgebrauch  ein  abweichender. 

2)  Z.  B    BGÜ  409;  Gen.  66.  67.  69. 

3)  Daher  häufig  icp'  aXco  oder  alcov,  auf  der  Tenne  des  Grundstücks. 

4)  Vgl.  Oxy.  277  (19  v.  C.)  (die  Hälfte)  mit  BGÜ  197  (17  n.  C);  Lond.  2  p.  182 
(88  n.  C);  CPR  244  (2./3.  Jahrh.)  (ein  Drittel),  Hern.  XVI  1  (ö.  Jahrh.)  (ein  Viertel), 
Grenf  1,  58  (561  n.  C.)  (etwas  über  ein  Fünftel).     Näheres  bei  Waszynski  153  fg. 
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wurde  wohl  auch  in  dieser  Eigenschaft  im  Steuerkataster  vermerkt.^) 
Eine  Nebenhaftung  des  Eigentümers  wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen.  — 
Umgekehrt  übernimmt  der  Pächter  öfter  die  Zahlung  gewisser  Sportein 
als  Zuschläge  zum  Pachtzins.^) 

e)  Bei  der  Festsetzung  des  Pachtzinses  wird  oft  bemerkt,  er  soll  sein 
'äxivdvvog  x<d  &vvn:6loyog'.  Man  sucht  hinter  dem  ersteren  Worte  zuviel, 
wenn  man  damit  den  Ausschluß  bestimmter  Gefahrenkategorien  aus- 
gedrückt findet,  z.  B.  der  mangelnden  Nüschwelle  oder  des  Kriegs.^) 
Vielmehr  ist  äxCvdvvos  nur  der  Ausdruck  des  Empfindens,  daß  bei  einer 
generischen  Verbindlichkeit  regelmäßig  die  Gefahr  subjektiven  Leistungs- 
unvermögens den  Schuldner  trifft.  ^wzöXoyog  bedeutet,  daß  nicht  irgend- 
welche (nicht  schon  im  Kontrakt  vorgesehene)  Abzüge  vom  Zins  gemacht 
werden  soUen;  dabei  ist  nur  an  Aufrechnungen  mit  Gegenansprüchen  aus 
dem  Pachtverhältnis  selbst  gedacht  und  nicht  etwa  an  das  allgemeine 
Kompensationsinstitut  und  Forderungen  ex  dispari  causa;  sonst  würde  die 
Klausel  auch  in  Darlehensurkunden  vorkommen,  was  nicht  der  Fall  ist. 
Auch  kennt  ja  wenigstens  das  römische  Recht  in  den  beiden  ersten  Jahr- 
hunderten keine  allgemeine  Kompensation.  Übrigens  darf  man  aus  dem 
äwjtöloyog  nicht  schließen,  daß  Gegenansprüche  des  Pächters  gänzlich 
unberücksichtigt  bleiben  mußten;  Geltendmachung  in  separatem  Verfahren 
oder  durch  Widerklage  konnte  natürlich  nicht  ausgeschlossen  sein. 

f )  Über  die  Verwendung  der  Exekutivklausel  ist  in  Kap.  V  gehandelt. 

g)  Pfandrechtliche  Sicherstellung  für  den  Pachtzins  ist  im  Gegensatz 
zum  sonstigen  griechischen  Gebrauch*)  nicht  üblich.^) 

h)  Mitunter,  wenngleich  relativ  selten,  kommt  es  vor,  daß  der  Ver- 
pächter die  ßsßaC(06Lg  für  den  Pachtgenuß  des  Pächters  durch  besondere 
Klausel  übernimmt.^)  Ob  dies  aus  einer  Zeit  stammt,  wo  die  Pachtung 
als  ein  Kauf  der  Früchte  galt^),  bleibe  hier  dahingestellt.  Jedenfalls  ist 
der  Inhalt  der  Klausel  gegenüber  dem  Kaufvertrag  ein  vereinfachter. 


1)  Richtig  "Wenger,  Stellvertr.  94/95  und  Preisigke  zu  Straßb.  1  S.  89/90  und  158; 
Lewald,  Grrundbnch  78;  Eger,  Gmndbuchswesen  189.     Vgl.  auch  Geizer,  Studien  69. 

2)  WaszyAski  123  fg. 

3)  So  Braßloff,  Sav.  Z.  21,  362—384;  gegen  ihn  Waszynski  a.  0.  127—143. 

4)  Hitzig,  Pfandrecht  7. 

6)  Ausnahme  vielleicht  Oxy.  729,  44;  Manigk,  Sav.  Z.  30,  286. 

6)  Petr.  2,  44  (mit  Nachtr/in  Petr.  3,  74b);  Teb.  105.  107  (141);  Oxy.  277;  BGU 
526;  Oxy.  499.  640.  730.  101;  Lond.  2  p.  188;  Oxy.  501.  102.  103. 

7)  Vgl.  Partsch,  Griech.  Bürgsch.-R.  1,  80  A.  1. 


KAPITEL  Vni. 

EHEHECHT. 

Literatur.  1.  Über  nationalägyptische  Ehe  und  Ehegüterrecht  auf  Grund  des 
demotischen  Urkundenstoffs:  Revillout,  Joum.  Asiatique  10  (1877)  261  fg.;  Chresto- 
mathie d^motique,  pröface  p.  128— 167;  Revue  ^gyptologique  1  (1880)  p.  6—7;  87 — 138; 
2  (1881)  p.  89— 96;  124—142;  4  (1884)  p.  163 fg.;  Cours  de  droit  ögyptien  1,  218fg.; 
Les  obligations  en  droit  ögyptien  81  fg.;  Les  rapports  historiques  et  l^gaux  des  Qui- 
rites  et  des  %yptiens  (1902)  p.  23— 26;  61—69;  70—73;  100—106;  Pr^cis  du  droit 
figyptien  (1903)  2,974—1150;  Wessely,  Studien  über  das  Verhältnis  des  griech.  zum 
ägypt.  Recht  in  der  Lagidenzeit,  Sitzungsber.  der  Akad.  der  Wissensch.  in  Wien 
CXXIV  46 — 67;  Paturet,  La  condition  juridique  de  la  femme  dans  l'ancienne  figypte, 
Paris  1886;  W.  Max  Müller,  Die  Liebespoesie  der  alten  Ägypter,  Leipzig  1899; 
Spiegelberg,  Die  demotischen  Papyri  der  Straßb.  Biblioth.  (1902)  S.  A.  p.  27 — 29; 
Demotische  Papyrus  a.  d.  Kgl.  Museen  zu  Berlin  (1902)  p.  4.  7.  17;  Demotische  Mis- 
zellen,  im  Recueil  des  trav.  rdlat.  ä  la  philol.  ögypt.  et  assyr.  28  (1906);  Der  Papyrus 
Libbey  (in  den  Schriften  der  Wissensch.  Ges.  in  Straßb.,  Heft  1  [1907]);  Ztschr.  f.  aeg. 
Sprache  46  (1910)  112 — 116;  Catalogue  genöral  du  musee  du  Caire  2  (1908)  an  den 
im  Index  p.  361  unter  7  verzeichneten  Stellen;  Griffith,  A  demotio  marriage  con- 
tract  in  den  Proceedings  of  the  society  of  biblical  archeology  10.  Feb.  1909;  Derselbe 
Catalogue  of  the  demotic  papyri  in  the  John  Rylands  library  III  (1909)  p.  114 — 117; 
134fg.;  Kohler,  Ztsch.  für  vergl.  RWiss.  23,  276 fg. 

2.  Auf  Grund  der  griechischen  Papyri:  Lumbroso,  Rächerches  sur  l'^con.  pol. 
de  rfigypte  (1870)  62fg.;  Wessely  a.  d.  unter  1  a.  0.;  Mitteis,  Reichsr.  u.  Volksr. 
223—5;  233—6;  269—288;  Arch.  1,343—351;  Denisse,  Nouv.  R6v.  bist  17,  693fg.; 
Mommsen,  Verm.  Sehr.  l,463fg;  2,148fg.;  Wilcken,  Arch.  1,484  —  491;  3,507; 
4, 130fg.;  Brassloff,  Zur  Kenntnis  des  Volksrechts  in  den  Ostprovinzen  des  röm. 
Kaisereichs  (1902)  70—92;  Nietzold,  Die  Ehe  in  Ägypten  zur  ptol.-röm.  Zeit,  Leipzig 
1903;  Zereteli,  Commentationes  Nikitinianae  (Petersburg  1901)  63fg.  (russisch,  mir 
deshalb  nicht  zugänglich);  R.  de  Ruggiero,  Bull,  delllst.  di  diritto  Rom.  15, 179 fg. 
(1903);  Bortolucci,  Arch. Giur.  72(1904)  148 fg.;  Lesquier,  Les  actes  de  divorce gr^co- 
egyptiens  in  Röv.  de  philol.  N.S.  30  (1906)  5fg.;  Arangio-Ruiz,  La  successione  testa- 
mentaria  (Neapel  1906)  193—219;  P.  Meyer,  Klio  6,438;  E.  Weiss,  Sav.  Z.  29,349fg.; 
Schubart,  Arch.  5,74fg.;  de  Ruggiero,  in  E.  Pais,  Studi  storici  per  l'antichitä 
classica  1908,  161fg.;  B.  Frese,  aus  dem  griech.-aeg.  Rechtsleben  (Halle  1909)  S.  88— 
61.  Vgl.  außerdem  noch  Wenger,  Die  Stellvertretung  im  Recht  der  Papyri  (1906) 
133fg.;  173fg.  und  Gott.  6.  A.  1909,  313fg;  Rabel,  Sav.  Z.  28,  .128— 332;  Kubier, 
Sav.  Z.  29, 193fg.;  Partsch,  Sav.  Z.  30,  376fg.;  Desminis,  Die  Eheschenkung  nach 
röm.  insbes.  byzantinischem  Recht,  Athen  1897. 

Im  Eherecht  der  Papyri  sind  unzweifelhaft  zwei  Elemente  zu  unter- 
scheiden, das  nationalägyptische  und  das  griechische. 

Das  erstere  herrscht  vor  allem  in  den  demotischen  Eheverträgen, 
deren  eine  beträchtliche  Anzahl,  teilweise  noch  vor  die  ptolemäische  Zeit 
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zurückreichend,  erhalten  ist.  Außerdem  wird  aber  auch  bei  manchen  der 
griechischen  Papyri  der  ptolemäischen  und  römischen  Zeit  die  Geltung 
oder  doch  ein  Einfluß  des  ägyptischen  Nationalrechts  anzunehmen  sein, 
namentlich  dort,  wo  rein  ägyptische  Parteien  in  Frage  stehen.  Wie  weit 
freilich  dieser  Einfluß  reicht  und  wo  seine  Grenzen  gegen  die  Einwirkung 
der  ptolemäischen  Ordnungen  liegen,  ist  eine  Frage,  die  vielfach  noch  nicht 
mit  Sicherheit  beantwortet  werden  kann. 


I.  VOM  ENCHOßISCHEN  EHEßECHT. 

Eine  selbständige  Darstellung  dieses  enchorischen  Eherechts  kann  nur 
von  ägyptologischer  Seite  unternommen  und  es  kann  darum  an  dieser  Stelle 
nur  ein  Überblick  über  die  Meinungen  der  Agyptologen  gegeben  werden, 
wobei  die  griechischen  Urkunden  allerdings  zur  Vergleichung  heranzuziehen 
sind.  In  umfassender  Weise  sind  einschlägige  demotische  Urkunden  in 
den  S.  199  genannten  Arbeiten  von  Revillout  analysiert  worden;  doch  ist 
von  seiner  scharfsinnig  entworfenen  Theorie  des  enchorischen  Eherechts, 
die  vielfach  Einfluß  gewonnen  hat,  einzelnes  schon  jetzt  durch  veränderte 
Lesung  oder  Übersetzung  der  Urkunden  beseitigt  und  es  ist  auch  an 
anderen  Stellen  noch  abzuwarten,  ob  das  von  ihm  aufgestellte  System 
nicht  angesichts  neuer  Urkunden  sich  als  verfrüht  herausstellen  wird  (vgl. 
über  die  hier  erforderliche  Zurückhaltung  etwa  Spiegelberg,  P.  Libb.  llfg.)- 
Demnach  soll  hier  nur  auf  folgende  Punkte  hingewiesen  werden,  die  z.  T. 
auch  durch  griechische  Papyri  erhellt  sind. 

I.  ErrPA$02  UND  AFPA^OS  FAMOS.    PROBEEHE. 

Bei  der  ägyptischen  Ehe  wird  —  gerade  das  hat  übrigens  zuerst 
nicht  eine  demotische,  sondern  eine  griechische*)  Urkunde,  CPR,  18  (84), 
gezeigt  —  scharf  unterschieden  zwischen  syyQa(pog  und  äyQacpos  ydfiog, 
d.  h.  zwischen  schriftlicher  und  schriftloser  Ehe,  ein  Gegensatz,  der  sich 
übrigens  auch  in  anderen  orientalischen  Gebieten  des  römischen  Reichs 
finden  dürfte.^) 


1)  Es  ist  überhaupt  zu  bemerken,  daß  der  Ausdruck  „schriftlose"  Ehe  nur  in 
griechischen,  nicht  in  demotischen  Urkunden  TOrzukommen  scheint;  wenigstens  ist 
mir  für  letztere  kein  Beleg  bekannt.  Aber  daß  das  Institut  ägyptischer,  nicht  grie- 
chischer Herkunft  ist,  hält  man  desungeachtet  für  sicher;  wieweit  im  ptolemäischen 
Reich  auch  Mchtägypter  an  demselben  teilnehmen  konnten,  ist  eine  andere  Frage. 

2)  Hierauf  bezieht  sich  nämlich  vielleicht  das  syrisch-römische  Rechtsbuch  L.  35, 
36,  wenn  es  zwischen  der  Frau  mit  tpegvi]  und  jener  ohne  cpegvi]  unterscheidet:  gerade 
die  q)SQvri  ist,  wie  wir  unten  sehen  werden,  das  richtige  Kennzeichen  des  ^yy^acpog 
yafto?.  Vgl.  Mitteis,  Arch.  1,345;  Abhandl.  der  Berl.  Akad.  1905  p.  20/1;  Brassloff, 
Z.  Kenntnis  des  Volksr.  70  fg.  Ganz  sicher  ist  freilich  die  Sache  bei  der  überaus 
unscharfen  Ausdrucksweise   des  syrischen  Rb.  nicht;    namentlich  von  L.  93,  bei  dem 
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Erstere  ist  die  Vollehe,  letztere  eine  Ehe  minderer  Qualität. 

Von  diesem  äyQcccpog  ydfiog  ist  nun  zunächst  zu  fragen,  wie  er  sich 
zu  einem  andern  Institut  verhält,  welches  man  in  Ägypten  gleichfalls  zu 
beobachten  geglaubt  hat,  nämlich  zur  sogenannten  Probeehe. 

Von  dieser  hat  man  auf  Grund  der  Arbeiten  E.  Revillouts  schon 
gesprochen^),  ehe  noch  durch  die  Veröffentlichung  von  CPR  18  (i.  J.  1892) 
der  Begriff  des  äyQa<pog  yd^og  bekannt  wurde. 

Man  verstand  dabei  die  Probeehe  dahin,  es  sei  häufig,  wenn  auch 
nicht  immer,  der  eigentlichen  Ehe  ein  Vorstadium  vorausgegangen,  in 
welchem  die  Nupturienten  wie  Mann  und  Frau  zusammenlebten,  aber  mit 
dem  Vorbehalt,  daß  dieses  Zusammenleben  von  jedem  Teil  nach  Belieben 
und  straflos  aufgehoben  werden  konnte.  Den  Zweck  desselben  suchte  man 
darin,  daß  die  Ehegatten  vor  definitiver  Bindung  sich  von  der  Möglich- 
keit einer  ersprießlichen  Ehe  überzeugen  sollten,  inbesondere  wohl  in  Be- 
ziehung auf  die  Fruchtbarkeit  der  Frau. 

ReviUout  insbesondere  bestimmt  die  Probeehe  genauer  als  ein  Probe- 
jahr, d.  h.  er  nimmt  an,  für  dieses  Vorstadium  sei  stets  von  vornherein 
der  Zeitraum  eines  Jahres  ins  Auge  gefaßt  worden.  Nach  Ablauf  des- 
selben sei  entweder  das  Verhältnis  gelöst  oder  der  definitive  Ehekontrakt 
errichtet  worden,  der  dann  zwar  die  Scheidung  auch  noch  nicht  ausschloß, 
aber  doch  mit  vermögensrechtlichen  Folgen  umkleidete. 

Nun  ist  es  gewiß  und  sogar  auch  in  den  griechischen  Papyrus- 
urkunden mehrfach  deutlich  erkennbar,  daß  der  Vollehe  oft  ein  Zeitraum 
loserer  Verbindung  vorangegangen  ist.  So  ist  in  Par.  13  (280)  die  Rede 
von  einer  Frau,  welche  war  'övvovöa  'löidaQa  nvl  . .  .  xad-'  i^v  sd'eto 
avxT]  6vyyQag)ijV  o^oXoyCag';  in  dieser  Urkunde  hatte  Isidoros  ihr  in  Aus- 
sicht gestellt  ^d"rJ6s6&aL  avtfj  iv  eviavrcp  övvolxlöCov  (sc.  övyyQatpr^v)^), 
^dXQ''  ^^  tovtov  övvElvau  avxolg  oog  avriQ  %al  yvvT}.  Also  zunächst  war 
ein  vorläufiges  Zusammenleben  „als  Mann  und  Frau"  in  Aussicht  genom- 
men; nach  einem  Jahr  sollte  der  Kontrakt  über  die  VoUehe  errichtet 
werden.  Eine  gleiche  Umwandlung  liegt  wohl  auch  vor,  wenn  in  B6U 
183,  6  (313);  251,  4  (vom  J.  85  resp.  81  n.  C.)  in  zwei  Eheverträgen  ge- 
sagt wird:  6v[ißiovtG)6ttv  ovv  alki^koig  (oC  ya^ovvreg)  xa-^'ag  xal  jcqo- 

man  gleichfalls  an  jenen  Zusammenhang  denken  könnte,  glaube  ich  nach  R.  HI  94, 
daß  der  Verfasser  des  Rechtsspiegels  bei  der  Ehe  mit  naggriala  bloß  an  den  römischen 
Satz  'consensus  facit  nuptias'  denkt  —  Wo  die  byzantinischen  Rechtsquellen  zwischen 
schriftloser  und  schriftlicher  Ehe  unterscheiden,  ist  keinesfalls  schlechtweg  an  die 
entsprechenden  volksrechtlichen  Begriffe  zu  denken.  Vgl.  de  Ruggiero,  Nuovi  doc. 
p.  163 ;  Ferrari  a.  0. 

1)  Zitate  in  Reichsr.  u.  Volksr.  223  fg. 

2)  Daß  evyyQcccp'^v  zu  ergänzen  ist,  haben  zuerst  Grenfell-Hunt,  POxy.  2  p.  246, 
vorgeschlagen.  Vorher  dachte  man  awoiKieiov  abhängig  von  iviavrä  und  dachte  beim 
iviccvrbs  avvoLKLßiov  an  das  Probejahr.  Aber  es  ist  einleuchtend,  daß  dies  schon 
grammatisch  anfechtbar  war. 
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eydfiTjöav,  oder  in  BGU  1045  I  11  II  10  der  Mann  beim  Eheschluß  er- 
klärt 'exstv  BXL  ndkuL  t^v  <psQvr]v'^y,  vgl.  auch  CPR  28  (312);  BGU 
252,  4;  Teb.  386  mit  der  Introd.  der  Hgg. 

Doch  besteht,  wie  bereits  gesagt,  keine  Notwendigkeit,  anzunehmen, 
daß  jeder  VoUehe  ein  solches  Vorstadium  vorhergegangen  sei.  Dasselbe 
ist  zwar,  wie  wir  aus  der  ziemlich  großen  Häufigkeit  seiner  Erwähnung 
in  den  Papyri  entnehmen  können,  iu  Verbreitung  gestanden,  aber  keines- 
wegs für  zwingendes  Recht  anzusehen. 

Unbewiesen  bleibt  es  ferner,  wenn  ReviUout  die  Dauer  dieses  Sta- 
diums auf  ein  Jahr  fixiert.  Er  stützte  sich  dabei  zunächst  darauf,  daß  in 
dem  obgenannten  koptischen  Papyrus  von  einem  „Jahr  des  Unterhalts" 
die  Rede  ist  und  hat,  auch  nachdem  dieses  Zeugnis  entfallen  war  (vgl. 
A.  1),  noch  in  Par.  13  einen  Beweis  seiner  These  gefunden,  wo  es  heißt 
^capLoXoyriöato  —  %^i^6s6&ai  iv  iviavra  6vvolxv0Cov  (sc.  6vyyQaq)'t]v  GH.); 
außerdem  noch  in  anderen  Stücken,  die  aber  z.  T.  nur  durch  Hypothese 
als  Zeugnisse  herbeigezogen  werden  können.^)  Aus  dem  vereinzelten  Fall 
in  Par.  13  läßt  sich  aber  eine  Regel  nicht  folgern,  wenngleich  die  Mög- 
lichkeit, daß  einjährige  Dauer  des  Vorstadiums  öfter  von  vornherein  ver- 
abredet wurde,  natürlich  bestehen  bleibt.^) 

Wie  immer  dem  sei,  jedenfalls  sind  heute  die  meisten  Gelehrten  nicht 
mehr  geneigt,  den  Begriff  der  „Probeehe"  wörtlich  zu  nehmen.  Den  letzten 
Ausschlag  hat  dabei  die  durch  die  Publikation  von  CPR  18  gegebene  Ent- 
deckung des  ayQatpog  ydfiog  gegeben.  Man  pflegt  heute  anzunehmen,  daß 
solche  Halbehen,  wie  sie  in  Par.  13,  BGU  183  und  251  erscheinen,  unter 
den  weiteren  Begriff  des  ccyQcctpog  yccfiog  fallen.  Daß  dieser  aber  bloß  den 
Zweck  einer  „Probe"  gehabt  habe,  glaubt  man  um  so  weniger,  als  er  nach- 
weislich oft  sehr  lange  gedauert  hat:  in  CPR  183  schließt  die  Frau,  die 
bisher  im  ayqatpog  ydfiog  verheiratet  war,  die  Vollehe  unter  Assistenz  ihres 
bereits  zweiundzwanzigjährigen  Sohnes  aus  jener  Ehe. 

Demnach  unterscheidet  man  heute  meistens  nur  noch  zwischen  ayQcc- 
tpog  und  iyygatpog  ydfiog.     Der  erstere  wird  keineswegs  begrifflich  als 

1)  Außerdem  stellte  Revillout  ursprünglich  noch  den  koptischen  Papyrus  Nr.  105 
des  British  Mus.  hieher,  wo  von  einem  „Jahr  des  Unterhalts"  gesprochen  wurde 
(Joum.  asiat.  1877,  261  fg.),  hat  dies  jedoch  später  selbst  zurückgenommen.  Ygl.  über 
diesen  Punkt  die  bei  Nieiaold  S.  6  Zitt. 

2)  In  Oxy.  267  verspricht  der  Mann  der  Frau,  ihr  binnen  fünf  Monaten  das  von 
ihr  beigebrachte  Kapital  (wie  Revillout  will  das  „Alimentationskapital",  s.  S.  206,  der 
formlosen  Ehe)  zurückzugeben.  Da  nimmt  Revillout  an,  die  Probeehe  bestehe  schon 
seit  sieben  Monaten;  also  sei  das  Kapital  am  Schluß  eines  Jahres,  d.  h.  der  Frobezeiti 
zurückzugeben  gewesen 

3)  Die  Annahme,  daß  das  Vorstadium  öfter  auf  ein  Jahr  präliminiert  wurde,  hat 
neuerdings  sogar  Bestärkung  gefunden  in  dem  Edikt  des  Praefectus  Aegypti  Fl.  Sul- 
picius  Similis  Oxy.  237  "VUI  21fg. ,  wo  es  zum  Schluß  heißt,  daß  „meistens  binnen 
einem  Jahr  Streitigkeiten  aus  dem  Eheschluß  entstehn".  Aber  der  Passus  ist  noch 
zu  dunkel,  um  darauf  eine  bestimmte  Lehre  zu  gründen. 
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eine  bloße  Vorbereitung  des  iyyqatpos  angesehen,  sondern  man  nimmt 
lieber  an,  daß  er  eine  neben  demselben  mögliche  losere  Form  der  dauernden 
Ehe  bildet.  Damit  leugnet  man  natürlich  nicht,  daß  gelegentlich,  wie  in 
Par.  13,  bei  Eingehung  des  aygacfos  yäfiog  schon  ein  Termin  festgesetzt 
wurde,  wo  er  in  die  Vollehe  zu  verwandeln  war.^) 

Zwar  wird  vereinzelt  noch  immer  von  einer  Probeehe  gesprochen. 
Spiegelberg  hat  nämlich  (Ztsch.  f.  aeg.  Sprache  1910,  112)  eine  demotische 
Urkunde  veröffentlicht,  die  er  „Vertrag  über  eine  Probeehe"  nennt.^)  Doch 
ist  es  derzeit  wenigstens  m.  E.  nicht  möglich,  diesen  Begriff  von  dem 
äygacpos  yä^iog  abzuscheiden,  und  es  soll  daher  im  folgenden  nur  von  dem 
letzteren  die  Rede  sein. 

A.  Der  äyQa<pog  ydnoq, 

1.  Was  die  Form  seiner  Eingehung  betrifft,  scheint  der  Name  dahin 
zu  führen,  daß  er  ohne  Errichtung  einer  schriftlichen  Urkunde  begründet 
worden  sei.  Indessen  ist  der  Name  nicht  streng  wörtlich  zu  nehmen:  daß 
auch  hier  schriftliche  Abmachungen  getroffen  werden  konnten,  ist  uns  aus 
mehrfachen  Beispielen  deutlich  ersichtlich.  So  ist  gerade  in  Par.  13  (280) 
eine  övyygacpfj  b^oXoyCag  über  den  ayqacpog  yccfiog  errichtet  worden;  ebenso 
zählen  hierher  die  unten  zu  besprechenden  6vyyQccq)ai  xQoq)(r€ig.^) 

Es  fragt  sich  nun  freilich,  wodurch  sich  unter  solchen  Umständen 
der  äyQaq)og  yä^iog  vom  syyqa^og  unterschied,  und  wie  es  kommt,  daß 
ersterer  überhaupt  den  Namen  äygacpog  führt.*) 

1)  In  dieser  mehr  zufälligen  Bedeutung  kann  der  Ausdruck  Frobeehe  auf  solche 
Verhältnisse  ja  allerdings  angewendet  werden. 

2)  Vgl.  auch  Frese  38. 

3)  Dieses  Argument  entfiele  natürlich  dann,  wenn  man  von  dem  äygacpos  yd[tog 
die  Probeehe  scharf  unterscheiden  wollte  und  die  obengenannten  Urkunden  auf  letztere 
bezöge.  Wer  aber  diese  auch  mir  unwahrscheinliche  Unterscheidung  ablehnt,  muß 
mit  jenem  Argument  rechnen. 

4)  Ausgehend  von  dieser  sprachlichen  Paradoxie,  ist  eine  lebhafte  Polemik  gegen 
den  Satz  eröffnet  worden,  daß  beim  ayqafpos  yäyiog  eine  Urkunde  errichtet  werden 
kann;  so  bes.  von  de  Ruggiero,  Bull.  cit.  71fg. ;  Nuovi  doc.  161  fg. ;  vgl.  auch 
Frese  39  A.  4.  Hierbei  besteht  jedoch  ein  Mißverständnis.  Die  Diskussion  knüpft  näm- 
lich an  eine  Bemerkung  von  mir  an,  Arch.  1,345,  wo  ich  zuerst  darauf  hingewiesen 
habe,  daß  beim  aygaqpos  yäfiog  eine  Schrift  keineswegs  ausgeschlossen  ist.  Mehr  als 
das  habe  ich  nie  behauptet,  insbesondere  nicht,  daß  auch  bei  ihm  geschrieben  werden 
muß;  denn  aus  der  von  mir  gebrauchten  Wendung  „wo  wird  in  Ägypten  nicht  ge- 
schrieben?" wird  man  das  doch  nicht  herauslesen  können.  Ebenso  habe  ich  aus- 
drücklich gesagt,  daß  die  Schrift  beim  äyQaq>og  ydfiog  jedenfalls  ganz  andere  Ver- 
abredungen zu  enthalten  pflegt,  als  beim  ^yygucpog.  Über  die  Richtigkeit  dessen  kann 
nun,  wie  im  Text  auszuführen  ist,  gar  kein  Zweifel  bestehen  (wenn  man  nicht  etwa, 
was  nicht  geschieht,  jene  Urkunden  auf  eine  vom  dygaqiog  yajios  zu  unterscheidende 
Probeehe  bezieht,  s.  die  vorige  Anm.);  die  Diskussion  ist  also  nur  vmter  der  Voraus- 
setzung verständlich,  daß  man  mir  die  Behauptung  zuschreibt,  ich  hielte  einen  un- 
geschriebenen aygacpog  yd^iog  für  ganz  undenkbar,  was  mir  fem  liegt.  In  Wahrheit 
ist  die  Sache  ein  Streit  um  des  Kaisers  Bart. 

Im  übrigen  möchte  ich  allerdings,   gerade  weil  meine  Bemerkung  Opposition 
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W.  Spiegelberg  hat  im  J.  1906  —  allerdings  mit  Reserve  —  geglaubt*), 
in  einigen  demotischen  Kontrakten  aus  der  Zeit  Euergetes  II.  (P.  dem.  Cair. 
30607—9,  jetzt  Catal.  General  du  Caire  2  p.  29  fg.)  den  Typus  des  schrift- 
lichen ayqatpog  ydfiog  gefunden  zu  haben,  der  dahin  ginge:  Der  Mann 
bekommt  von  der  Frau  eine  Geldsumme,  wogegen  er  sich  verpflichtet,  sie 
während  der  Dauer  des  Verhältnisses  zu  alimentieren;  außerdem  werde 
einerseits  provisorische  Gütergemeinschaft,  daneben  aber  andererseits  volle 
Freiheit  beider  Teile  zur  beliebigen  Auflösung  des  Zusammenlebens  ver- 
abredet. Später  hat  der  genannte  Gelehrte  freilich  unter  dem  Eindruck 
der  Opposition,  welche  de  Ruggiero  gegen  einen  geschriebenen  yccfiog  ayqa- 
<pog  erhoben  hat  (S.  203  A.  4),  seine  früheren  Ausführungen  in  Zweifel 
gezogen,  dafür  aber  eine  Urkunde  eines  Vertrags  „über  Probeehe"  vor- 
gelegt.*) In  dieser  erklärt  der  Mann:  „Ich  nehme  dich  als  Ehefrau  in 
mein  Haus,  aber  nur  für  die  Dauer  von  fünf  Monaten.  Dafür  deponiere 
ich  in  dem  bezeichneten  Tempel  in  die  Hand  des  Verwalters  zwei  Silber- 
Deben,  welche  dir  zufallen,  faUs  ich  dich  vor  Ablauf  der  fünf  Monate  ver- 
stoße (folgt  noch  eine  bisher  nicht  verstandene  Zusage).  Gehst  du  aber 
vor  Ablauf  der  vereinbarten  Zeit  weg,  so  fällt  mir  die  deponierte  Summe 
wieder  zu." 

Da  Spiegelberg  dieses  als  einen  Vertrag  über  eine  Probeehe  bezeichnet, 
und  bezüglich  des  ydfiog  äyQa^og  sich  nunmehr  jeder  Äußerung  enthalten 
will,  hat  man  nicht  das  Recht  ihm  die  Ansicht  zuzuschreiben,  daß  in 
dieser  Urkunde  ein  solcher  vorliege.  Und  man  wird  wohl  auch  gut  tun, 
bei  der  Unzulänglichkeit  des  demotischen  Urkundenbestandes  von  der  Auf- 
stellung eines  bestimmten  Normaltypus  für  die  schriftlose  Ehe  derzeit 
noch  abzusehen. 

Aber  andererseits  ist  doch  —  die  Richtigkeit  der  Spiegelbergschen 
Ubersetzang  vorausgesetzt  —  gerade  in  diesem  FaU  sehr  klar,  daß  ein 
eheliches  Verhältnis  begründet  wird,  welches  schon  vermöge  seiner  zeit- 
lichen Begrenzung  dem  eyygacpog  ydfiog,  der  Dauerehe,  diametral  gegen- 
übersteht. Es  bestätigt  sich  also  auch  hier,  daß  nicht  bloß  die  VoUehe 
auf  einem  schriftlichen  Kontrakt  beruhen  kann. 

2.  Worin  unter  solchen  Umständen  der  Unterschied  zwischen  der  Ur- 


erregt hat,  ausdrücklich  betonen,  daß  ich  von  dem  was  ich  gesagt  habe,  nichts  zurück- 
nehme. Ich  glaube  also  nach  wie  vor,  daß  es  sehr  häufig  war,  den  aygacpog  yd^iog 
zu  verbriefen;  glaube  auch,  daß  solche  Urkunden  sich  keineswegs  stets  bloß  auf  ver- 
mögensrechtliche Stipulationen  beschränkten,  sondern  auch  von  der  zukünftigen  Voll- 
ehe sprechen  konnten. 

Daß  der  aypaqpog  yä^og  trotz  seinem  Namen  verbrieft  sein  konnte,  wird  denn 
auch  von  Bouch^-Leclercq  4,  81  A.  ausdrücklich  anerkannt;  seiner  weiteren  Thesis 
allerdings,  daß  zwischen  ayQacpog  und  ^yygaijiog  ein  scharfer  Unterschied  überhaupt 
nicht  bestehe  (S.  86 — 8):  wird  man  nicht  beistimmen  können. 

1)  Recueü  de  Travaux  cit. 

2)  Vgl.  oben  S.  203  (Text  zu  A.  2). 
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künde  über  eine  Voll-  und  über  eine  Minderehe  zu  erblicken  war,  können 
wir  nur  vermuten.  Das  Charakteristikum  der  letzteren  ist  wahrscheinlich 
ein  negatives,  d.  h.  es  fehlten  in  ihr  gerade  jene  Bestimmungen,  welche 
man  als  Essentialia  negotii  eines  e'yyQa(pog  yci^og  angesehen  haben  wird. 

Meines  Erachtens  gehören  zum  syyQatpog  yd^og  in  erster  Linie  Ab- 
machungen personenrechtlicher  Natur.  Vor  aUem  muß  dabei  gesagt 
sein,  daß  die  Ehefrau  zur  Materfamilias  gemacht  wird.  Damit  verbinden 
sich  von  selbst  Strafverabredungen  für  den  FaU  der  Scheidung.  Auch 
über  die  Stellung  der  zu  erwartenden  Kinder  kann  gesprochen  werden: 
kurz  es  wird  eine  Familie  ausdrücklich  begründet. 

Außerdem  scheint  es,  wenigstens  in  der  späteren  ptolemäischen  und 
der  römischen  Zeit  ^),  durchaus  üblich  gewesen  zu  sein,  daß  beim  syyQatpog 
yd^og  die  Frau  eine  Mitgift,  cpsQvt],  in  das  Haus  des  Mannes  einbrachte. 
Das  ist  ja  an  sich  nur  ein  sekundäres  Moment  und  die  Mitgift  kann  bei 
vermögenslosen  Frauen  eine  minimale  sein;  praktisch  scheint  sie  in 
dieser  späteren  Zeit  so  sehr  die  Regel  zu  bilden,  daß  man  sie  für  ein 
empirisches  Kennzeichen  der  Yollehe  angesehen  haben  mag.  Hierfür  spricht 
der  Umstand,  daß  in  den  Ehekontrakten  der  Kaiserzeit,  auch  wenn  die 
Parteien  ägyptischer  Nation  sind,  die  Mitgift  nicht  bloß  nie  fehlt,  sondern 
sogar  noch  vor  den  personenrechtlichen  Abmachungen  beredet  wird. 
Dazu  kommt  noch  die  Analogie  anderer  antiker  Rechtskreise.  Für  die 
römische  Auffassung  ist  es  bekannt,  daß  sie  die  Dos  als  das  Kennzeichen 
der  richtigen  Ehe  betrachtet  und  eine  Verbindung  ohne  solche  Grefahr  läuft 
als  Konkubinat  zu  erscheinen.^)  Und  eine  noch  merkwürdigere  Analogie 
bietet  das  syrisch-römische  Rechtsbuch,  wenn  es  (L.  35,  36)  unterscheidet 
zwischen  Frauen,  die  mit  cpeQvtj  und  solchen,  die  ohne  cpsQvrj  geheiratet 
haben. 

Beim  ayQcccpog  ydfiog  dürfte  es 

a)  an  den  personenrechtlichen  Verabredungen  vöUig  gefehlt  haben: 
die  Frau  wird  hier  nicht  zur  Ehefrau  gemacht,  den  Kindern  nicht  das 
Erbrecht  zugesichert  worden  sein.  Charakteristisch  ist  Par.  13,  der  in  1.  11 
bei  einem  derartigen  Verhältnis  nur  von  einem  *6vv£lvai  djg  dvijQ  xal 
yvvifi  spricht:  das  Weib  lebt  mit  dem  Mann  wie  eine  Ehefrau,  sie  ist 
es  nicht.  Dementsprechend  besteht  die  Freiheit,  das  Verhältnis  jederzeit 
aufzulösen,  ohne  Scheidungsstrafe. 

1)  Für  die  ältere  Zeit  nimmt  man  meist  das  Gegenteil  au;  wenn  das  richtig  ist, 
so  lag  damals  der  Unterschied  bloß  in  den  personenrechtlichen  Abmachungen.  Und 
gewiß  fällt  auch  noch  später  auf  diese  ein  wesentliches  Gewicht. 

2)  Plaut.  Trinumm.  III.  2,  63fgg.: 

Sed  ut  inops  infamis  ne  sim,  ne  mihi  hanc  famam  differant 
me  germanam  meam  sororem  in  concubinatum  tibi 
sie  sine  dote  dedisse  magis  quam  in  matrimonium. 
Vgl.  Bechmann,  DotaLr.  1,  33  fg. 
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ß)  Unter  solchen  Umständen  bleibt  als  positiver  Inhalt  des  Kontrakts 
über  äyQatpos  ydfws  lediglich  die  Festsetzung  der  vermögensrechtlichen 
Beziehungen.  Diese  scheinen  nach  den  dürftigen  uns  überlieferten  An- 
haltspunkten zumeist  dahin  geregelt  worden  zu  sein,  daß  der  Mann  für 
die  Dauer  des  äygacpog  yä^og  der  Frau  den  Unterhalt  schuldet,  wobei  sie 
ihm  allerdings  ein  Kapital  zu  übergeben  pflegt,  dessen  Zinsen  ihm  diese 
Leistung  ermöglichen  oder  genauer  gesagt  erleichtern  sollen. 

Daß  letzteres  geschah,  hatte  wohl  nicht  den  Zweck,  das  Verhältnis 
für  den  Mann  zu  einem  kostenlosen  zu  machen.  Denn  soweit  wir  sehen 
können,  reichen  die  gegebenen  Kapitalien  für  den  Unterhalt  einer  Person 
keineswegs  immer  aus,  namentlich  wenn  er  in  festen  Beträgen  geleistet 
werden  soU;  man  vgl.  nur  Tor.  13  (29),  wo  in  einem  hierhergehörigen 
Fall  die  Frau  500  Silberdrachmen  mitbringt  und  davon  eine  Jahresrente 
von  72  Silberdrachmen  und  60  Artaben  Spelt  erhalten  soll.  Der  Zweck 
ihrer  Gabe  war  also  wohl  nicht  so  sehr  ein  ökonomischer,  als  ein  morali- 
scher, nämlich  der,  das  Verhältnis  durch  dieselbe  gegenüber  dem  Verdacht 
des  einfachen  Konkubinates  fest  zu  umschreiben. 

Des  näheren  lehren  die  Demotiker,  daß  man  hierbei  regelmäßig  zwei 
getrennte  Urkunden  errichtet  habe:  1)  die  „Alimentationsschrift";  2)  die 
„Zahlungsschrift".  In  der  ersteren  werde  gesagt,  daß  die  Frau  dem  Mann 
ein  bestimmtes  Kapital  gebe,  wogegen  er  sie  zu  alimentieren  habe;  in  der 
zweiten  werde  der  Empfang  dieses  Kapitals  vom  Mann  noch  besonders 
bestätigt.^)  Mit  der  zuerst  genannten  Alimentationsschrift  bringt  man  es 
in  Zusammenhang,  wenn  auch  in  griechischen  Papyri  öfter  von  einer 
6vyyQaq)rj  rQocptng  unter  Verhältnissen  die  Rede  ist,  wo  an  aygatpog  yd(iog 
gedacht  werden  kann  oder  muß.^)  Berühmt  ist  Tor.  13  (29):  da  hat  der 
Vater  Chonuphis  für  seine  Tochter  Thaues  dem  Psintaes  xatä  övyyQacp'^v 
TQocplzLV  die  oben  erwähnten  500  Silberdrachmen  gegeben,  damit  Psintaes 
dieser  davon  jährlich  so  und  soviel  als  Rente  prästiere.  Von  einem  ähn- 
lichen FaU  berichtet  Teb.  51 :  vgl.  auch  Petr.  3  Nr.  133.  Damit  hängt 
vielleicht  auch  der  Ausdruck  yvvij  xQocpltig  in  Giss.  36,  13.  15;  37  II  13 
zusammen,  sowie  die  „woman  of  revenue"  bei  Griffith,  Ryl.  Pap.  p.  143  zu 
A.  4;  vgl.  p.  99  A.  3  und  Aeg.  Ztsch.  45, 110. 

Dabei  hat  man  als  Rechtsform  für  die  Alimentationsschrift  öfter  die 
des  fingierten  Darlehns  (S.  117)  gewählt;  so  heißt  es  in  Tor.  13,8:  'iffij- 
fiavsv  öedavsLxevccL  xard  övyyQacprjv  XQOtptriv'. 

Einer  Rechtfertigung  bedarf  es  bei  diesem  Anlaß  noch,  wenn  oben 
(S.  205)  gesagt  ist,  dem  iyygatpog  yccfiog  sei  außer  den  personenrechtlichen 


1)  Vgl.  nenestens  wi«der  Spiegelberg,  Recueil  p.  27. 

2)  Wohl  zu  tmterBcheiden  von  Fällen,  wo  der  Ausdruck  den  Ammenmietkontrakt 
bezeichnet  (Oxy.  37  I  9),  oder  den  Ziehvertrag,  Teb.  279  und  der  das.  zit.  P.  Caixo 
10262. 
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Abmaclmngen  auch  nocli  die  Einbringung  einer  q)£Qvr]  eigentümlich;  denn 
dabei  ist  vorausgesetzt,  daß  diese  beim  ayQaipog  yäfiog  fehlt.  Dagegen 
scheint  es  nun  zu  sprechen,  daß  in  einigen  Urkunden  auch  bei  letzterer 
Ton  (psQvij  die  Rede  ist,  indem  offenbar  das  oben  besprochene  Alimentations- 
kapital  so  genannt  wird:  so  in  Par.  13,  7/8  'ÖLOfioXoyelraL  .  .  .  sxeiv  ^kq' 
ttvxfis  r^v  %Qo6EvriV£x.xo  g)6Qvii]v';  ferner  ist,  Flor.  24, 5 — 7  (187),  im  Auszug 
einer  diagraphischen  Quittung  vom  Rückempfang  der  "(psQvrf  aus  einem 
aufgelösten  'afgacpog  ydfios'  die  Rede  und  in  BGU  1045,  I  11,  II  12  (281) 
bei  Umwandlung  eines  aygcccpog  in  syyQacpog  ydfiog  von  ex^iv  hi  ndkat, 
riiv  (psQvtjv,  d.  h.  davon  daß  der  Ehemann  die  g)SQV'rj  des  letzteren  bereits 
bei  Eingehung  des  ersteren  (als  Alimentationskapital)  empfangen  hat. 

Es  ist  jedoch  klar,  daß  zunächst  die  letztere  Anwendung  nichts 
beweist;  denn  es  ist  sehr  gut  möglich,  daß  jenes  Kapital  eben  erst  jetzt 
g)eQV'^  genannt  wird,  wo  es  in  die  schriftliche  Ehe  hinübergenommen  wird 
und  daß  der  Kontrakt  über  die  schriftlose  diese  Bezeichnung  vermieden 
hatte.^)  Ebensowenig  verläßlich  ist  Par.  13;  denn  auch  das  ist  kein  Original- 
kontrakt, sondern  eine  von  ihm  nur  erzählende  Eingabe,  und  daß  man 
hier  ungenau  gesprochen  haben  kann,  ist  leicht  einzusehen.  Etwas  ernster 
ist  Flor.  24  anzusehen,  wo  eine  diagraphische  Quittung  vorliegt;  denn  in 
solchen  erwartet  man  korrekte  Ausdrucksweise.  Aber  immerhin  ist  auch 
dies  kein  Originalkontrakt  über  Eingehung  des  äyQcccpog  yccfiog. 

Und  jedenfalls  —  möchte  man  selbst  eine  Originalurkunde  finden,  in 
der  das  Alimentationskapital  cpsQvtj  genannt  wird  —  ist  der  juristische 
Charakter  jenes  Kapitals  und  einer  echten  cpsQv^  ein  durchaus  verschie- 
dener. Man  sieht  dies  schon  aus  den  Bestimmungen  über  die  Rückstellung 
beider.  Für  die  Mitgift  der  VoUehe  werden  z.  B.,  abgesehen  von  dem  Fall, 
daß  etwa  die  Scheidung  vom  Manne  herbeigeführt  werden  sollte,  bestimmte 
Zahlungstermine  festgesetzt  (s.  unten  S.  222)-^  von  solchen  finden  wir  bei 
jenen  Kapitalien  keine  Spur.  Auch  darf  der  Umstand  nicht  unterschätzt 
werden,  daß  das  syrisch-römische  Rechtsbuch  für  seinen  Kreis  gerade  die 
Ehe  mit  und  ohne  cpegvi]  einander  gegenüberstellt. 

y)  Manche  Gelehrte  sprechen  auch  davon,  daß  unter  den  Ehegatten 
des  äyQatpog  ydiiog  mitunter  eine  Gütergemeinschaft  platzgegriffen  habe. 
Es  ist  das  wohl  hauptsächlich  durch  Par.  13, 12  veranlaßt,  wo  von  einem 
xvQLevsiv  KOivri  xcöv  'b7caQ%6vz(ov  die  Rede  ist.  Eine  Meinung  hierüber  zu 
äußern,  ist  bei  dem  gegenwärtigen  Stand  der  demotischen  Quellen  sehr 
schwer;  doch  wird  die  Bemerkung  gestattet  sein,  daß  gegenüber  solcher 
Annahme  große  Vorsicht  geboten  ist.  Daß  die  Wendung  'KVQisvaiv  aoivri 
r&v  vjtaQxövtmv'  auch  anders  gedeutet  werden  kann,  wird  unten  (S.  227) 
bei  anderem  Anlaß  zu  erörtern  sein  und  die  Annahme,  daß  die  lose  Ver- 


1)  So  auch  schon  Wilcken,  Aich.  8,  607. 
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bindung  des  ayQatpog  yd(iog  wirkliche  Gütergemeinschaft  mit  sich  gebracht 
habe,  stößt  schon  an  sich  auf  begreifliche  Bedenken.  Auch  würde  man 
dann  erwarten,  bei  aufgelöstem  ayqacpog  yäfiog  von  einer  Teilung  des 
gemeinsam  gewordenen  Vermögens  zu  hören  —  davon  ist  nirgends  die 
Rede.  Gerade  in  Par.  13  verlangt  der  Sohn  der  in  der  schriftlosen  Ehe 
verstorbenen  Frau  nur  dasjenige  zurück,  was  seine  Mutter  eingebracht 
hatte  und  auch  in  anderen  Fällen  würden  alle  die  Verschreibungen  des 
„Alimentationskapitals"  unverständlich,  wenn  der  Frau  schon  auf  Grund 
der  Ehe  ein  Anspruch  auf  einen  Teil  des  „gemeinsamen"  Vermögens  zu- 
gestanden wäre. 

3.  Recbtswirkungen  des  ayQa(pog  yäfiog. 

Auch  über  diese  sehen  wir  keineswegs  klar. 

Wahrscheinlich  war  beiden  Teilen  die  jederzeitige  Auflösung  des  Ver- 
hältnisses freigestellt,  während  bei  der  schriftlichen  Ehe  wenigstens  der 
Mann  in  der  Regel  eine  Scheidungsstrafe  verspricht. 

Gewiß  wurde  auch  der  Mann  nicht  nvQiog  der  Frau.-^) 

Positiv  ist  ferner  bezeugt,  daß  Söhne  aus  schriftlosen  Ehen  bei  Leb- 
zeiten des  Vaters  kein  Testament  errichten  können,  vielmehr  der  Vater 
ihr  notwendiger  Erbe  ist;  CPß  18,  7  fg.  25  fg.  (84).  Also  befinden  sie 
sich  in  rechtlich  zurückgesetzter  Lage,  etwa  wie  im  römischen  Recht  die 
Latini  Juniani;  es  ist  daran  zu  erinnern,  daß  auch  in  Rom  das  uneheliche 
Kind  nicht  Mitglied  der  Familie  ist  und,  wenn  wir  auch  dort  von  seiner 
Rechtslage  nichts  hören,  doch  wenigstens  in  älterer  Zeit  nur  in  einem 
Applikationsverhältnis  zur  mütterlichen  Familie  gestanden  haben  kann. 

Außerdem  wird  im  sogenannten  Prozeß  der  Dionysia  (Oxy.  237  bes. 
Vn  12 — VIII  7)  davon  gesprochen,  daß  „wenigstens"  bei  einer  Tochter  aus 
ByyQUfpog  yd(iog,  die  wieder  in  eyyQacpog  ycifiog  verheiratet  sei,  der  Vater 
nicht  das  Recht  habe,  die  Ehe  aufzulösen,  womit  anscheinend  angedeutet 
ist,  daß  ihm,  wenn  eine  der  beiden  Ehen  agraphisch  war,  dieses  Recht 
nicht  abgesprochen  werden  kann.  Doch  sind  die  Äußerungen  des  Papyrus 
über  diesen  Punkt  sehr  aphoristisch,  und  es  wird  von  den  Interpreten 
vielleicht  mit  Recht  angenommen,  daß  es  mehr  die  römische  Praxis  als 
das  enchorische  Gesetz  war,  welches  hier  den  eyyQacpog  ydfiog  bevorzugte^), 
daß  also  nach  der  Strenge  der  ägyptischen  Gesetze  auch  bei  Töchtern  aus 
eyyQacpog  ydfiog,  die  in  gleicher  Ehe  verheiratet  waren,  der  Vater  zur 
Auflösung  der  Ehe  berechtigt  war. 


1)  Man  ersieht  dies  aus  BGU  1084  (zum  Text  dieses  Pap.  vgl.  Wilcken,  Arch. 
5,  272),  wo  nach  1.  13  fg.  eine  Frau,  die  mit  ihrem  Mann  im  &yQaq>og  ydfiog  lebt 
(1.  23  fg.),  zur  &noyQa(pi]  ihres  ans  dieser  Ehe  stammenden  Kindes  vom  Prytanen 
einen  vivgiog  bekommen  hat. 

2)  Über  die  sehr  verwickelten  Einzelheiten  der  Frage  s.  Grenfell-Hunt,  Anm.  zu 
Oxy.  237  VII  13  und  32. 
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B.  Der  sy/gacpog  ydfioq. 

Demotisclie  Urkunden  über  syyQacpos  ycifiog  liegen  in  beträchtlicher 
Zahl  vor.  Dennoch  kann  man  auch  hier  nur  sagen,  daß  die  Lehren  des 
enchorischen  Rechts  noch  in  einem  äußerst  unfertigen  Zustand  sind. 

1.  ReviUout  hat  in  seinen  obgenannten  Schriften  eine  grundsätzliche 
Unterscheidung  zwischen  einem  oberägyptischen  (thebanischen)  und  einem 
unterägyptischen  (memphitischen)  Schema  der  Ehekontrakte  zu  begründen 
gesucht.  Statt  dieses  lokalen  Gegensatzes  nehmen  jetzt  Spiegelberg  (bes. 
Schriften  der  wiss.  Ges.  zu  Straßb.  1  p.  7)  und  Grifath  (Ryl.  Pap.  3  p.  114 
und  134fg.)  nur  einen  zeitlichen  an,  indem  sie  darauf  hinweisen,  daß 
die  Urkunden  des  von  Revillout  als  „thebanisch"  bezeichneten  Schemas 
—  dasselbe  soU  hier  „Schema  A"  genannt  werden  —  der  älteren  Ptole- 
mäerzeit  angehören,  jene  des  ,,memphitischen"  („Schema  B")  der  jüngeren; 
in  der  Tat  ist  das  letztere  jetzt  auch  für  die  Thebais  in  der  späteren 
Ptolemäerzeit  bezeugt.^) 

Die  Einzelheiten  des  beiderseitigen  Stils  sind  jetzt  bei  Spiegelberg 
und  Griffith  aa.  00.  am  besten  zu  ersehen;  hier  kann  nur  eine  kurze  Zu- 
sammenfassung gegeben  werden. 

2.  Zunächst  ist  zu  bemerken,  daß  in  der  großen  Mehrzahl  der  erhal- 
tenen Kontrakte  nur  der  Ehemann  es  ist,  welcher  der  Frau  Erklärungen 
abgibt.  Es  kann  jedoch  nicht  als  sicher  bezeichnet  werden,  daß  dies  ein 
verläßliches  Charakteristikum  bildet.  Denn  es  finden  sich  auch  Urkunden, 
wo  die  Frau  der  redende  Teil  ist,  so  P.  Libbey^)  und  P.  dem.  Berol.  3078.^) 
Diese  beiden  Stücke  liegen  freilich  noch  vor  der  Ptolemäerzeit,  sie  stammen 
aus  der  Zeit  der  persischen  Herrschaft.  Aber  es  wäre  sehr  voreilig, 
daraus  auf  eine  vollständige  Umwälzung  des  ägyptischen  Eherechts  zurück- 
zuschließen und  eine  Periode  zu  konstruieren,  in  der  die  Frau  der  allein 
erklärende  Teil  beim  Kontrakt,  oder  gar  der  herrschende  Teil  in  der  Ehe 
selbst  gewesen  sei. 

Ebenso  verfrüht  ist  es  aber  auch,  für  die  späteren  Kontrakte  anzu- 
nehmen, daß  stets  nur  der  Mann,  nie  die  Frau,  eine  Erklärung  abgegeben 
hat.  Man  muß  immer  mit  den  Zufälligkeiten  der  Überlieferung  rechnen: 
Es  ist  für  beide  Perioden  genau  der  gleiche  Rechtszustand  denkbar,  sei  es 
nun  in  dem  Sinn,  daß  es  vom  Belieben  der  Parteien  oder  der  zufälligen 
Sachlage  abhing,  von  wem  die  Kontraktserklärung  ausging,  oder  gar  daß 
beide  Teile  sich  wechselseitig  Urkunden  ausstellten.  Insbesondere  für  die 
Perserzeit  ist  die  Annahme,  daß  auch  der  Mann  der  erklärende  Teil  sein 
kann,  sogar  durch  das  Vorhandenseiu  von  Scheidebriefen,  die  vom  Manne 
ausgehen,  sichergestellt.*) 

1)  P.  Ryl.  Nr.  16.  20.  22.  28.  30  (Gebelen).        2)  Spiegelberg,  P.  Libb.  p.  1. 

3)  Mitgeteilt  bei  Spiegelberg,  P.  Libb.  p.  6.         4)  Vgl.  Spiegelberg  a.  0.  p.  12. 
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3.  Wo  nun  die  Erklärungen  yom  Mann  herrühren,  also  in  den  bis 
jetzt  vorliegenden  demotischen  Kontrakten  der  Ptolemäerzeit,  gilt  folgendes: 

Beiden  Typen,  d.  h.  sowohl  dem  älteren  (Schema  A),  als  dem  jüngeren 
(Schema  B)  gemeinsam  ist  ein  Dreifaches: 

a)  die  ausdrückliche  Erklärung,  daß  die  Frau  zur  Ehefrau  gemacht 
wird; 

ß)  die  Bestellung  eines   Frauengeschenks   (S.  224)   durch  den  Mann; 

y)  die  Erklärung,  daß  der  älteste  Sohn  oder  alle  Kinder  Erben  des 
beiderseitigen  Vermögens  sein  sollen. 

Dem  Schema  A  ist  ferner  noch  die  Zusage  einer  Alimentationsrente 
an  die  Frau  und  einer  Scheidungsstrafe  für  den  FaU,  daß  der  Mann  sie 
verstößt,  eigentümlich.  Dies  fehlt  im  Schema  B  und  wird  durch  die  Be- 
stätigung des  Empfangs  eines  Frauenguts,  welches  der  Mann  erhalten  hat, 
und  das  Versprechen  seiner  Rückzahlung  ersetzt.  Dabei  wird  für  die 
Rückzahlung  des  Frauenguts  öfter  (Spiegelberg,  Recueil  28  S.  33/4  des 
S.-A.;  Revillout,  Precis  2,  1027)  eine  Frist  von  30  Tagen  angesetzt.  Die- 
selbe ist  in  der  Literatur  mitunter  nur  auf  den  Fall  bezogen  worden,  daß 
die  Frau  sich  freiwillig  scheidet,  während,  wenn  der  Mann  sie  verstößt, 
sofortige  Rückstellung  gelten  soll;  damit  bringt  man  die  gleiche  Ordnung 
in  gewissen  griechischen  Papyri  der  römischen  Zeit  in  Zusammenhang 
(S.  219).  Doch  sind  die  bezüglichen  Stellen  der  demotischen  Papyri  bisher 
noch  so  unsicher  übersetzt,  daß  ich  die  bezeichnete  Unterscheidung  aus 
denselben  nicht  mit  Gewißheit  herauslesen  kann.^) 

4.  Wenn  soeben  (unter  3)  von  dem  Gegensatz  zwischen  dem  älteren 
und  dem  jüngeren  Schema  ausgegangen  wurde,  so  wird  man  aber  auch  bei 
diesem  anscheinenden  Gegensatz  sich  fragen  dürfen,  ob  er  wirklich  ein  so 
scharfer  war.  Ist  es  richtig,  daß  die  Scheidungsstrafe  in  den  jüngeren 
Stücken  immer  fehlt?  Es  ist  doch  zu  beachten,  daß  im  demotischen 
P.  Straßb.  56  (bei  Spiegelberg,  P.  Libb.  p.  9),  einem  der  jüngeren  Kontrakte 
(vom  J.  117  v.o.),  Scheidungsstrafe  und  Frauengut  nebeneinander  erwähnt 
werden.  Femer  kommt  in  PRyl.  16  (p.  139)  v.  J.  153  es  vor,  daß  der 
Mann  seiner  Frau  für  den  Fall  der  Verstoßung  ein  Drittel  des  zu  erwer- 
benden(?)  Vermögens    verspricht^);    daneben    aber    steht    das   Frauengut. 

1)  Spiegelberg  a.  0.  übersetzt:  „Wenn  ich  dich  als  Frau  verstoße ...  (oder)  du 
es  bist,  die  fortgeht  (von  selbst?),  so  gebe  ich  dir  die  obigen  Silber-Deben  an  einem 
Tage  von  den  30  Tagen  in  der  Zeit,  wo  ich  dich  als  Ehefrau  verstoße,  welche  ich 
bestimme  (?)  und  zu  der  Zeit,  wo  du  fortgehst  von  selbst  (?),  welche  du  bestimmen 
wirst."  Daraus  kann  ich  eine  Unterscheidung  der  Rückzahlungsfristen  nicht  heraus- 
lesen; sie  ist  zwar  an  sich  ansprechend,  aber  durch  diese  Textversion  nicht  gegeben. 
Revillout  hat  hier  statt  „wo  ich  dich  verstoße"  noch  dazu  die  anerkannt  falsche  Über- 
setzung ,,quand  je  t'^tablirai(?)  comme  femme"  (vgl.  S.  223  A.  1). 

2)  Pas  Gleiche  findet  sich  schon  in  einem  Kontrakt  aus  der  Perserzeit,  P.  Ryl. 
3  p.  116.  Beachtenswert  ist  auch,  daß  in  dem  derselben  Periode  angehörigen  P  Libbey 
die  Frau  dem  Mann  eine  Scheidungsstrafe  verspricht  und  wie  ich  vermute  ist  auch 
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Man  kann  daher  hier  jedenfalls  noch  an  Entwicklungen  und  Übergänge 
denken. 

Die  treibenden  Kräfte  derselben  können  freilich  noch  nicht  festgestellt 
werden.  Einzelne  nehmen  jedoch  an,  und  das  klingt  sehr  ansprechend, 
daß  die  Bestellung  eines  Frauengutes  unter  dem  Einfluß  der 
griechischen  Sitte  bei  den  Ägyptern  üblich  geworden  ist.^) 
Man  betrachtet  dieses  also  als  die  Rezeption  der  griechischen  Mitgift 
durch  die  Ägypter.  Ob  freilich  das  so  übernommene  Frauen  gut  bei  diesen 
sofort  den  vollen  Charakter  der  griechischen  cpeQvr}  angenommen  hat,  ist 
noch  eine  besondere  Frage  (S.  213  bei  A.  2). 

5.  Aus  all  dem  bisher  Gesagten  sieht  man  nur,  daß  wir  nicht  einmal 
über  den  Charakter  und  Inhalt  der  Ehekontrakte  mit  Verläßlichkeit 
urteilen  können.  Unter  solchen  Umständen  wird  man  nicht  erwarten, 
über  den  Inhalt  der  ehelichen  Rechte  und  Pflichten  oder  das  eheliche 
Vermögensrecht  bestimmte  Aufschlüsse  zu  erlangen.  Hierüber  wird  man 
wohl  auch  durch  die  Ehekontrakte  allein  niemals  genügend  informiert 
werden;  denn  wahrscheinlich  war  auf  diesem  Gebiet  vieles  durch  das 
(enchorische)  Gesetz  geordnet.  Darauf  deutet  schon  der  Inhalt  der  Ehe- 
urkunden selbst,  der  zwar  nach  der  Gepflogenheit  der  demotischen  Sprache 
langatmig  ist,  aber  doch  von  den  juristischen  Einzelheiten  in  der  Haupt- 
sache  schweigt  —  jedenfalls   weil  diese  schon  gesetzlich  geordnet  waren. 

Was  die  demotische  Forschung  über  den  Inhalt  der  Ehe  zu  sagen 
pflegt,  bewegt  sich  denn  auch  meist  in  Allgeraeinheiten,  mit  denen  der 
rechtsgeschichtlichen  Erkenntnis  nicht  sonderlich  gedient  ist,  weil  man 
sie  kaum  scharf  zu  fassen  vermag.  Dies  gilt  allerdings  nicht  so  sehr 
von  den  jüngeren  Demotikem,  die  sich  vielmehr  in  anerkennenswerter 
Weise  um  die  exakte  philologische  Behandlung  der  Urkunden  und  die 
Beseitigung  von  Mißverständnissen  bemühen,  als  von  älteren,  wie  ins- 
besondere E.  Revillout. 

Dieser  Gelehrte  hat  in  zahlreichen  Schriften  immer  wieder  den  Satz 
variiert,  daß  die  Stellung  der  Frau  in  der  ägyptischen  Ehe  eine  besonders 
freie  ist;  aber  eine  klare  Abgrenzung  ihrer  Stellung  wird  man  bei  ihm 
vergeblich  suchen.  Das  Positivste,  was  er  bietet,  ist  immer  noch  der 
Satz,  daß   die  ägyptische  Frau  ursprünglich  nicht  unter  der  Geschlechts- 


die  gleich  darauf  folgende  Erklärung,  daß  sie  ihm  Yj  vom  zu  erwerbenden(?)  Vermögen 
überläßt,  nur  für  diesen  Fall  —  also  als  Scheidungsstrafe  für  sie  —  gemeint.  Dann 
aber  scheint  es  fast,  als  ob  beide  Teile  Scheidungsstrafen  auf  sich  genommen  hätten 
und  also  überhaupt  jeder  Teil  dem  andern  eine  schriftliche  Kontrakterklärang  aus- 
gestellt hätte;  vgl.  Kohler,  Ztsch.  f.  vgl.  RW.  23,277.  —  Beiläufig  bemerkt,  ist  mir 
in  P.  Libb.  das  „Yg  vom  Vermögen,  welches  ich  mit  dir  erwerben  werde"  sachlich 
bedenklich;  denn  die  Frau  pflegt  nicht  zu  erwerben.  Es  mußte  denn  eine  Handels- 
frau gewesen  sein. 

1)  Z.  B.  Frese  S.  46. 
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Vormundschaft  des  Mannes  gestanden  habe,  sondern  erst  durch  Ptolemaios 
Philopator  in  Nachbildung  des  griechischen  Rechts  dieser  unterworfen 
worden  sei.  Ersteres  mag  richtig  sein  und  noch  durch  die  Bemerkung 
ergänzt  werden,  daß  man  sogar  für  das  beschränkende  Dekret  des  Philo- 
pator einen  entscheidenden  Beweis  vermißt,  und  das  um  so  mehr,  als 
auch  nach  Philopator  noch  häufig  genug  ägyptische  Frauen  ohne  xvqloq 
auftreten.^)  Aber  darüber  hinaus  vermag  ich  wenigstens  aus  der  Dar- 
stellung Revillouts  für  das  Eherecht  kein  klares  Bild  zu  gewinnen. 

Viel  betont  wird,  und  zwar  von  verschiedenen  Gelehrten,  daß  der 
ägyptischen  Frau  die  Freiheit  zusteht,  sich  jederzeit  nach  Belieben  vom 
Mann  zu  scheiden,  ohne  daß  uns  eine  Scheidungsstrafe  aus  den  Ehe- 
kontrakten ersichtlich  wäre  und  daß  sie  überhaupt  in  diesen  Urkunden 
nirgends  die  Verpflichtung  zur  ehelichen  Treue,  ja  auch  nur  zum  gemein- 
samen Wohnsitz  übernimmt.  Aber  unsere  Zuversicht  gegenüber  der 
ersteren  Behauptung  wird  doch  wesentlich  erschüttert,  wenn  wir  jetzt  im 
P.  Libbey  und  im  P.  dem.  Berol.  3078  (S.  209  A.  3)  schon  aus  der  Perser- 
zeit Fälle  finden,  wo  auch  die  Frau  eine  Scheidungsstrafe  zusagt.  Und  was 
das  zweite  anlangt,  ist  zu  bemerken,  daß  ja  auch  der  Mann  nirgends  die 
Verpflichtung  zur  ehelichen  Treue  übernimmt  und  daß  solche  Argumente 
aus  dem  Stillschweigen  überhaupt  nichts  beweisen. 

Dessenungeachtet  genießt  die  Lehre  von  der  Freiheit  der  ägyptischen 
Frau  bei  den  meisten  Gelehrten  großes  Ansehen^),  und  es  soll  derselben 
um  so  weniger  grundsätzlich  widersprochen  werden^),  als  man  Behaup- 
tungen nicht  bestreitet,  deren  Tragweite  nicht  genau  angegeben  wird. 
Nur  wird  man  etwas  Vorsicht  walten  lassen  müssen,  sich  hierfür  auf  das 
bekannte  Zeugnis  Diodors  (1,  27)  zu  berufen,  welcher  allerdings  sagt: 
vo^od'STfjöaL  xovg  Aiyvnxiovs  ....  nagä  xolg  idi(btaLg  xvqlbvslv  xijv  yv- 
valxa  xdvdgbg  iv  xfj  xfjg  TcgoLxbg  övyygacpfj  TiQOöo^oXoyovvxav  xav  ya- 
[lovvxcav  anavxa  nsid'aQxi^öELv  xfi  yvvavKi.  Man  hat  hier  wohl  dem 
Historiographen  die  Meinung  unterschoben,  daß  bei  den  Ägyptern  der 
Mann  der  Frau  Gehorsam  verspreche  und  das  als  eine  doch  zu  weit- 
gehende und  mißverständliche  Behauptung  stigmatisiert.^)  Aber  Diodor 
muß  nicht  notwendig  dahin  verstanden  werden,  daß  der  Mann  in  allen 
nnd  jeden  Dingen  der  Frau  gehorchen  sollte,  sondern  es  ist  mindestens 
möglich,  daß  er  an  die  Verhältnisse  der  nQoii,  denkt,  und  das  könnte 
ganz  richtig  sein.     Denn  in  der  Tat  findet  sich  in  den  demotischen  Ehe- 

1)  Vgl.  Wenger,  Stellvertretung  im  R.  der  Papyri  173  fg. 

2)  Vgl.  die  bei  Komemann,  P.  Giss.  S.  6  A.  5  Angeführten. 

3)  Die  in  manchen  älteren  demotischen  Papyri  enthaltene  Wendung,  die  Kinder 
sollen  der  Frau  gehören,  legt  ja  den  Gedanken  an  eine  hervorragende  Stellung  der- 
selben sehr  nahe.  Aber  ich  kann  hier  auf  die  Frage  eines  „Mutterrechts"  nicht 
eintreten. 

4)  Wiloken,  Arch.  1,  490;  Komemann  a.  0. 
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kontrakten  der  jüngeren  Ptolemäerzeit  eine  Klausel,  die  anscheinend 
der  Frau  die  Verfügung  über  ihr  Eingebrachtes  vorbehält.^)  Man  wäre 
daher  geneigt,  dieses  nicht  als  Mitgift,  sondern  als  Paraphernalgut  zu 
charakterisieren.^)  Und  darauf  kann  denn  auch  die  Äußerung  des  Diodor 
bezogen  werden:  denn  da  er  vorher  von  der  6vyyQaq)rj  jigoixög  gesprochen 
hat,  mag  er  mit  ÜTtavxa  an  die  Angelegenheiten  der  ngoii,  gedacht  haben. 
Dann  bezöge  sich  seine  Äußerung  aber  gar  nicht  auf  die  personenrecht- 
liche Freiheit  der  Frau  und  das  persönliche  Verhältnis  der  Ehegatten 
untereinander,  mag  er  auch  emphatisch  sagen:  'xvqlevsiv  trjv  yvvalxcc 
tävdQÖg.'  Letzteres  täte  er  nur,  um  eine  Anknüpfung  zu  finden  an  die 
von  ihm  eben  vorher  erzählte  Geschichte  von  Isis  und  Osiris  und  den 
Satz,  daß  die  Königin  noch  höhere  Ehre  genieße  als  der  König. 

Freilich  aber  ist  das  Gesagte  eben  auch  nur  die  Andeutung  einer 
Möglichkeit,  und  es  bleibt  immerhin  denkbar,  daß  weitere  Forschungen 
zwingen,  der  Diodorstelle  eine  der  Macht  der  Frau  noch  günstigere  Aus- 
legung zu  geben. 

Zum  Schluß  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  die  Geschwisterehe,  welche 
in  Ägypten  bekanntlich  ron  jeher  zulässig  war  und  auch  den  griechischen 
Erzählern  sehr  aufgefallen  ist,  in  den  Papyri  in  der  Tat  häufig  zutage 
tritt.  3) 

n.  DIE  KEINGEIECHISCHEN  EHEKONTRAKTE. 

Der  technische  Name  der  Ehe  ist  in  den  Papyri  yäfiog  oder  6vvotx(- 
6L0V,  beides  noch  in  den  justinianischen  Rechtsbüchem  vorkommend. 

I.  Unter  den  in  griechischer  Sprache  abgefaßten  Ehekontrakten  haben 
wir  zunächst  eine  wichtige  Gruppe,  welche  rein  griechisches  Eherecht 
repräsentiert,  da  bei  ihr  beide  Ehegatten  der  griechischen  Nationalität 
angehören.  Das  erste  Stück  dieser  Art,  das  bekannt  geworden  ist  (284), 
war  der  P.  Gen.  21,  ein  zunächst  unvollständiger  Papyrus,  zu  welchem 
sich  jedoch   bald   in  München   und  Oxford   die  abgetrennten  Fragmente 


1)  Spiegelberg,  P. Libb.  p.  7,  §  5  des  spät-ptolemäisclien  Schemas;  Griffith  p.  136 
übersetzt  die  entsprechende  Stelle  zweifelnd:  Thou  (die  Frau)  art  their  user,  I  (der 
Mann)  am  their  trustee.  —  Natürlich  müßte  dann  die  Haftung,  die  der  Mann  im 
Ehekontrakt  für  dieses  Eingebrachte  stets  übernimmt,  auf  den  Fall  beschränkt  werden, 
wo  es  nicht  durch  Verfügung  der  Frau  abhanden  gekommen  ist. 

2)  Das  gilt  aber  nur  für  die  demotischen  Kontrakte  der  Ptolemäerzeit.  In  den 
griechischen  Eheurkunden  der  römischen  Epoche  geschieht  auch  bei  Ägyptern  die 
Bestellung  der  qpfpvTj  mit  gleichen  Worten  wie  bei  den  Griechen,  und  es  muß  also  — 
wenn  wirklich  in  früherer  Zeit  das  ägyptische  Frauengut  nur  eine  teilweise  Nach- 
bildung (S.  211)  des  griechischen  war  (was  übrigens  hier  nicht  einmal  bestimmt  be- 
hauptet werden  soll)  —  in  späterer  Zeit  eine  vollständige  Assimilation  eingetreten  sein. 

3)  Sext.  Empir.  (ed.  Bekker)  p.  35  1. 15—1«;  p.  169  1.  24;  p.  176  1.  5.  Vgl.  Wilcken, 
Arsinoit.  Steuerprofessionen  (Berl.  Sitz.-Ber.  1883)  897  fg.,  besonders  903;  Erman, 
Ägypten  221;  E.  Weiß,  Sav.  Z.  29,  351  fg. 
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hinzufanden.  Die  gesamte  Gruppe  besteht  jetzt  aus  Elef.  1  (311/10  v.  C, 
ältestes  Stück)  (283),  Giss.  2  (173  v.  C),  Gen.  21  +  Frag.  Bodley.  +  Frag. 
Monac.  cit;  Teb.  104  (285);  BGU  1050  (286)  — 1052;  1098—1101;  Oxy. 
496  (287);  bis  auf  den  letztgenannten  (vom  J.  127  n.  C.  stammenden) 
Papyrus  sämtlich  der  ptolemäischen  oder  frührömischen  (augusteischen) 
Zeit  angehörig. 

Ergänzend  tritt  zu  diesen  Urkunden  noch  der  wichtige,  leider  frag- 
mentierte P.  Fay.  22  (291)  hinzu.  Dieser  enthält  Reste  einer  gesetzlichen 
Ordnung  über  die  Ehescheidung;  diese  Ordnung,  welcher  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  auch  eine  solche  über  die  Eheschließung  entsprochen  haben 
wird,  ist  wohl  nicht  mit  den  Herausgebern  auf  irgendein  königliches 
ngöötayfia  zurückzuführen,  sondern  ist  eher,  wie  Schubart  vorgeschlagen 
hat^),  für  ein  autonomes  Statut  der  Griechenstadt  Ptolemais  anzusehen. 
Nach  den  alexandrinischen  'Ehe-6vyxc3Qi]<3£tg  (s.  sofort)  ist  es  übrigens  so 
gut  wie  sicher,  daß  ein  inhaltlich  verwandtes,  wenn  auch  nicht  autonomes 
Statut  auch  für  die  Griechen  zu  Alexandrien  gegolten  hat. 

Aus  Fay.  22  dürfen  wir  nun  zunächst  folgern,  daß  die  Eheschlie- 
ßung nicht  als  reiner  Privatakt  betrachtet  wird.  Denn  wenigstens  für  die 
Ehescheidung  —  die  die  Eingehung  der  Ehe  betreffenden  Normen  sind 
nicht  überliefert  —  wird  dort  bestimmt,  daß  nicht  bloß  eine  aTtoyqacpTfi  an 
irgendeine  (nicht  zu  erkennende)  Behörde,  sondern  auch  die  Intervention 
der  IfpoO-vrat^)  vorgeschrieben  ist;  gleiches  muß  daher  auch  für  die  Ehe- 
schließung gegolten  haben.  In  der  Tat  finden  wir  in  den  alexandrinischen 
6vyiG)Qri6Eig  über  die  Eheschließung  BGU  1050  fg.,  1098  fg.  stets  noch 
einen  Actus  vor  den  Ugod^vrai  erwähnt,  der  binnen  fünf  Tagen  nach  der 
Errichtung  der  6vy%G3Qri6Lg  vollzogen  werden  soll.  Es  tritt  also  zu  dem 
privaten  Eheschluß  das  doppelte  Element,  einerseits  der  standesamtlichen 
Anzeige  (und  Eintragung  in  ein  Heiratsregister?)  —  ccTioyQucpri  ^)  — 
andererseits  der  durch  die  LBQO^vTai  zu  voUziehendeu  religiösen  Weihe  des 
Eheschlusses*)  hinzu.  Wie  sich  dieser  Akt  bei  den  lEQO^vtai  zu  der 
bürgerlichen  Kontraktsurkunde  über  die  Ehe  verhielt,  ist  nicht  ganz  klar. 
A  priori  könnte  man  sich  vorstellen,  daß  schon  letztere  die  Ehe  be- 
gründete und  die  Isgod'vrai  nur  eine  religiöse  Weihe  dazu  stifteten,  von 
welcher  jedoch  die  zivilen  Ehewirkungen  weiter  nicht  bedingt  waren. 
Andererseits  sehen  wir  jedoch  aus  den  alexandrinischen  ^}xe-6vyx(x)Q'ifi66is 


1)  Arch.  5,  76  A.  3. 

2)  Über  diese  s.  Otto,  Priester  und  Tempel  1,  163  fg.;  2,  295  fg. 

3)  So  wird  auch  in  Athen  die  Ehescheidung  bei  den  Archonten  angezeigt; 
Dem.  c.  Onet.  1,  17;  Beauchet  1,  385. 

4)  Über  eine  hiermit  vielleicht  zusammenhängende  —  von  anderen  freüich  auf 
die  rein  ägyptische  Ehe  bezogene  —  dunkle  Notiz  des  Damascius  bei  Photius, 
Biblioth.  242  p.  338  ed.  Bekk.  vgl.  Reichs-  u.  Volksr.  227;  Otto  a.  0.  2,  296  A.  1  und 
die  folgende  Anm. 
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nicht  bloß,  daß  vor  den  tsQod'VTcci  eine  neue  Kontraktsurkunde  (övyyQaq)'^) 
errichtet  wurde,  sondern  BGU  1052  i.  f.,  1098  i.  f.,  1101  i.  f.  zeigen  auch, 
daß  dieselbe  neuerlich  vermögensrechtliche  Bestimmungen  enthielt, 
die  inhaltlich  über  jene  der  övyxäQriöis  noch  hinausgehen  konnten.  Da- 
nach könnte  man  sich  vorstellen,  daß  die  uns  vorliegenden  bürgerlichen 
Ehekontrakte  unter  Griechen  lediglich  Vorverträge  oder  Empfangsbestäti- 
gungen über  die  Mitgift  seien,  ^)  Aber  eine  Entscheidung  der  Frage  darf 
man  derzeit  nicht  wagen. 

Außerdem  ist  zu  bemerken,  daß  wir  nicht  wissen,  ob  das  Erfordernis 
des  standesamtlichen  oder  das  des  religiösen  Elements  ein  durchgängiges, 
d.  h.  für  alle  in  Ägypten  lebenden  Griechen  geltendes  war. 

In  den  Ehekontrakten  selbst  wird  das  erstere  nie  und  das  letztere 
nur  teilweise,  nämlich  in  den  alexandrinischen  Eheurkunden  der  augustei- 
schen Zeit  erwähnt.  Doch  ist  diesem  Stillschweigen  kein  entscheidendes 
Gewicht  beizulegen;  da  die  übrigen  Urkunden  anderen  Gegenden  ent- 
stammen, ist  sehr  wohl  möglich,  daß  eine  bloß  lokale  Stildiflferenz  vor- 
liegt; auch  kann  die  Erwähnung  der  Hierothyten  in  den  alexandrinischen 
Kontrakten  darauf  beruhen,  daß  das  dortige  xaTCiXoyalov  —  denn  dieselben 
sind  evyxcoQ'TJdSLs  —  als  Behörde  sich  verpflichtet  erachtete,  die  Kontra- 
henten an  den  Akt  vor  den  lsQod"vtaL  besonders  zu  erinnern,  was  man 
unterließ,  wenn,  wie  in  den  übrigen  FäUen,  eine  bloße  private  (Syngrapho- 
phylax-)Urkunde  errichtet  wurde. 

11.  Was  nun  den  uns  allein  näher  ersichtlichen  Inhalt  der  bürger- 
lichen Urkunde  betrifft,  so  ist  folgeudes  zu  sagen. 

1)  Einige  Exemplare  dieser  Gattung  konstatieren  an  der  Spitze  des 
Kontraktes  besonders  das  Nehmen  oder  Gegeben  werden  der  Frau;  es  heißt 
z.  B.  in  dem  ältesten  Stück  (Elef.  1):  ^Xafißccvsi  'HQaxXeldrjg  ^ijfnjxQCav 
K(biccv  yvvatxa  yvrjöCav  naqä  tov  Ttatgog';  Oxy.  496:  'i^adoxo  UccQa- 
nic3V  UaQanCßJvog  .  . .  rrjv  savtov  d'vyatsQcc  .  .  .  UagajtCcovL  EvdccCfiovog' ; 
Giss.  2,  8:  ^i^sdoro  eavtijv  'OXvfimäg  .  .  .  yvvatacc  ya(ist'^v\  Mehr  im  Vor- 
übergehen wird  darauf  hingewiesen  in  BGU  1100,  7:  ^&6t  iTtsl  aydsdov- 
rat  ö  tE  jäfiucovLog  xai  2Je^sXrj  trc    j4Qt£[iLd(0QG)  rrjv  aa(v}TSiv  d-vJfatSQa'. 

Dies  entspricht  dem  altgriechischen  Recht,  welches  das  XafißdveLv 
yvvatxa^)  durch  den  Mann  oder  ijcdidövccL  t^v  d-vycctEQ«  durch  den 
Vater  der  Frau^)  als  das  Wesentliche  der  ehebegründenden  Tätigkeit  hin- 


1)  "Wenn  die  in  der  vorigen  Anm.  angeführte  Damasciusstelle  sich  auf  unsere 
Eheschließung  beziehen  sollte,  wäre  dies  sogar  sicher;  denn  sie  lautet:  «apä  totg 
kXs^ccvSQSvat  ovK  r\v  yvi^aiog  6  yciiiog  sl  fir/  6  IsQSvg  ö  tfjg  Q-sov  iv  tolg  yaiimolg  av(i- 
ßoXaloig  i%sarinr]vato  %£tpi  ty  kavrov. 

2)  Isaios  de  Astyph.  her.  9,  27;  de  Cleon.  het.  1,  89;  de  Pyrrh.  her.  3,  60. 

3)  Hruza,  Beitr.  zum  griech.  Fam.-R.  1,  37  fg. ;  gleichbedeutend  ist  iyyväv  (ein- 
händigen, dazu  Partsch,  Bürgsch.-R.  1,  46  fg.). 
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stellt.  Auffallend  ist  dabei,  daß  in  einem  Fall,  Giss.  2,  8,  die  Frau  selbst 
die  Tätigkeit  des  ixäidövac  iccvrijv  an  sich  vollzieht,  obwohl  sie  noch 
den  Vater  besitzt.-^)  Da  die  Braut  hier  makedonischen  Stammes  ist,  was 
in  den  übrigen  Fällen  nicht  vorliegt,  kann  man  hierbei  etwa  mit  Th.  Rei- 
nach an  eine  Eigentümlichkeit  denken,  welche  das  makedonische  Recht 
gegenüber  dem  gemeingriechischen  bewahrt  hätte;  denn  diesem  ist  aller- 
dings die  exdoecg  durch  die  Eltern  so  selbstverständlich,  daß  Herodot 
(1,  93)  das  Gegenteil  als  eine  Besonderheit  der  Lyder  bezeichnet. 

Übrigens  ist  gelegentlich  die  bezeichnete  exdoßig  auch  in  Ehekon- 
trakten zu  finden,  welche  unter  Ägyptern  errichtet  werden;  so  in  Oxy.  905, 
170  n.  C.  (1.  2  erg.  vgl.  mit  1.  15)  und  Oxy.  372  desc,  74/5  n.  C.  Hier 
kann  man  allerdings  nur  an  Entlehnung  aus  dem  griechischen  Stil  denken. 
Andererseits  wird  in  manchen  reingriechischen  Stücken,  besonders  alexan- 
driniscben  6vyx(OQiJ6£ig,  der  Ehekonsens  durch  'öwakrikvO-tvat  Tcgbg  ydfiov 
xoLvcovCav'  ausgedrückt  (BGU  1050—52;  1099)  nicht  durch  Xa^ßccvsiv 
oder  Exötdovai  yvvalxa. 

2)  Auf  den  so  formulierten  Ehekonsens  folgt  die  Empfangsbestäti- 
gung des  Mannes  über  die  (psQvifi  der  Frau. 

3)  An  dritter  Stelle  werden  die  beiderseitigen  ehelichen  Verpflich- 
tungen formuliert.  Obwohl  hierbei  die  Subjektivität  der  Urknndenverf asser 
einen  gewissen  Spielraum  behält,  kehrt  doch  das  Wesentliche  regelmäßig 
wieder:  Der  Mann  verpflichtet  sich  der  Frau  den  angemessenen  Unterhalt 
zu  gewähren,  ihr  gute  Behandlung  zuteil  werden  zu  lassen  (/ti)  vßQC^siv 
^rjde  xaxov%Elv^  Gen.  21,  6)  und  ihr  die  eheliche  Treue  zu  wahren,  welche 
in  'fn)  ixßaXslv'  (Nichtverstoßung)  und  '(lij  slödysßd-ai  äXlrjv  yvvcclxa 
{lirjöh  nakXaxrjv)  ^rjde  rsxvojtoulöd-cci,  e^  äkXrjg  yvvacxög'  besteht.  Um- 
gekehrt verpflichtet  sich  die  Frau,  den  gemeinsamen  Wohnsitz  zu  wahren 
bei  Tag  und  Nacht  ((irjd^  atpTjfisQov  iirjd'  ax6xoixov  ysvsCd'ai)^  zur  ehe- 
lichen Treue  {^iriö^  äkXip  ccvöqI  öwslvai)  und  zur  Hütung  des  gemein- 
samen Haases  {(irjdh  (pd-eCgeLV  rov  xoivov  olxov). 

4)  Als  Sanktion  dieser  Verpflichtungen  wird  festgestellt:  Der  allein 
schuldige^)  Mann  hat  die  cpsQvij  mit  einem  Zuschlag,  meist  des  i^fito'Atov^), 
herauszugeben,  und  zwar,  was  in  manchen  FäUen  (Gen.  21;  BGU  1051 — 2, 
1098 — 9)  noch  besonders  gesagt  wird,  aber  gewiß  auch  sonst  selbstver- 
ständlich ist,  sofort  {TcaQuxQfjfia).  Die  allein  schuldige  Frau  verliert 
ihre  Mitgift.     Als  Ehegericht  über  das  Verschulden  muß,   da  besondere 


1)  S.  Kornemann,  P.  Giss.  p.  6  fg.;  Mitteis,  Sav.  Z.  31,  389. 

2)  Es  genügt  Verstoß  gegen  jede  einzelne  der  übernommenen  Verpflichttmgen. 
In  Elef.  1  ist  die  Sanktion  auf  die  Verweigerung  des  Unterhalts  nicht  ausdrücklich» 
aber  doch  wohl  (vermöge  des  ^ir]  %axorsxvElv,  iuv  Sh  xxL  1.  9  fg.)  stillschweigend 
miterstreckt. 

3)  In  Elef.  1  das  Duplum. 
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Bestimmungen  meist  fehlen,  das  ordentliche  Gericht  gegolten  haben;  nur 
im  Fall  Elef.  1  soll  darüber  ein  Schiedsgericht  von  drei  Männern  ent- 
scheiden. ^) 

Für  den  Fall  beiderseitigen  Verschuldens  wird  nicht  besonders  vor- 
gesorgt. Wahrscheinlich  subsumierte  man  dies  unter  den  Begriff  der 
Scheidung  im  beiderseitigen  Einverständnis,  indem  es  in  solchen  Fällen 
oft  zu  einer  solchen  zu  kommen  pflegt.^) 

5)  Einseitige  Scheidung  durch  den  Mann  {dnonofiTiif)  muß  natürlich 
als  Verstoß  gegen  seine  Verpflichtung  zum  ^lij  syßdXksiv  mit  den  oben 
genannten  Rechtsnachteilen  belegt  worden  sein;  diese  Verpflichtung  wäre 
ja  inhaltslos,  wenn  er  sie  durch  Scheidungserklärung  jederzeit  illusorisch 
machen  konnte,  und  damit  stimmt  es  überein,  daß  die  Ehekontrakte  von 
einseitiger  Scheidung  durch  den  Mann  nie  weiter  sprechen,  während  eine 
solche  durch  die  Frau  wiederholt  erwähnt  wird.  Letzteres  geschieht  in 
Gen.  21,  12;  Teb.  104,  30  und  Oxy.  496,  8.  Diese  Scheidung  durch  die 
Frau  {analXayri)  gilt  nicht  als  Verletzung  ihrer  Treupflicht,  wird  also 
nicht  mit  dem  Verlust  der  Dos  und  überhaupt  mit  keiner  Vermögensstrafe 
bedroht.  Nur  wird  in  diesem  Fall  wie  auch  bei  einverständlicher  Schei- 
dung dem  Mann  eine  Frist  zur  Rückzahlung  der  Mitgift  gegeben.  Über 
die  Länge  derselben  s.  unten  S.  222  A.  1. 


IIL  DIE  GRÄKO-ÄGYPTISCHEN  EHEKONTEAKTE 
DER  KAI8EEZE1T.«) 

Bei  diesen  ist  es  schwer  zu  sagen,  inwieweit  ihr  Inhalt  auf  den  Ein- 
fluß des  griechischen  oder  des  ägyptischen  Eherechts  zurückgeht.  Einen 
Anhaltspunkt  bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  möchte  man  wohl  zu- 
nächst in  der  Nationalität  der  Parteien  suchen;  aber  über  diese  geben  die 
Urkunden    oft   keinen    verläßlichen   Aufschluß.     Denn    auf  die  Personen- 


1)  Ein  Rest  altgriechischer  Sitte;  Rubensohn  verweist  hierzu  auf  Dittenberger, 
Syll.  50;  Demosth.  c.  Apatur.  14;  c.  Neaer.  45.  —  Vgl.  übrigens  auch  Schubart  a.  0. 
79  A.  1,  der  diese  Singularität  von  Elef.  1  damit  erklären  v?ill,  daß  die  Söldner  auf 
Elephantine  kein  Gericht  zur  Verfügung  hatten. 

2)  Natürlich  sind  damit  nicht  alle  Möglichkeiten  gedeckt;  wie  z.  B.  wenn  bei 
beiderseitigem  Ehebruch  der  Mann  die  Ehe  auflöste,  die  Frau  sie  beizubehalten 
wünschte  ? 

3)  Diese  Periodisierung  soll  nicht  die  Bedeutung  haben,  als  könnten  wir  be- 
haupten, daß  das  römische  Recht  überall  einen  direkten  Einfluß  auf  das  peregrinische 
Eherecht  ausgeübt  habe;  das  ist  zwar  etwa  im  Punkt  der  Scheidungsstrafen  wahr- 
scheinlich (S.  225),  sonst  aber  derzeit  wenigstens  anhaltlos.  Wenn  daher  die  Ehe- 
kontrakte der  Kaiserzeit  hier  den  ptolemäischen  gegenübergestellt  werden,  rührt  es 
nur  von  dem  äußeren  Grunde  her,  daß  um  jene  Zeit  die  Verschmelzung  der  ägypti- 
schen mit  der  griechischen  Ehe  ziemliche  Fortschritte  gemacht  zu  haben  scheint, 
indem  auch  die  Ehe  der  Ägypter  häufig  vor  dem  griechischen  Notar  geschlossen  wird. 
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namen  ist  bei  der  starken  Vermischmig  griechischer  und  enchorischer 
Namensgebung,  die  damals  platzgegriffen  hat,  kein  Verlaß  (Bd.  I  S.  23).^) 
Die  erhaltenen  Urkunden  stammen,  da  wir  die  der  augusteischen  Zeit 
angehörigen  alexandrinischen  6vyxG)QTJ6£ig  BGU  1050 — 2;  1098 — 1101 
der  reingriechischen  Gruppe  zuzählen  mußten^)  (S.  213),  aus  der  xagcc, 
insbesondere  aus  dem  Faijüm  und  Oxyrhynchos. ')  Die  Form  derselben 
ist  die  des  drj^ööLog  xQriiLaTi6^6s]  denn  wenn  zweimal  (BGÜ  717;  970) 
auch  vom  Ehemann  ausgestellte  'ieLQ6'yQa(pa  vorkommen,  sind  das  eigent- 
lich nur  Empfangsbestätigungen  über  die  Mitgift;  der  eigentliche  Ehe- 
kontrakt widerstreitet  kraft  seiner  Gegenseitigkeit  der  einseitig  verpflich- 
tenden Natur  des  Cheirographon. 

1)  Die  Faijümer  Kontrakte  beginnen  mit  einem  Empfangsbekenntnis 
des  Mannes  über  die  cpeQvt].  Diese  fehlt  überhaupt  in  dieser  Zeit  niemals, 
was  ganz  begreiflich  ist,  da  sie  der  griechischen  Ehe  schon  von  jeher 
(S.  216)  charakteristisch  und  auch  in  der  enchorischen  ein  Frauengut  seit 
der  späteren  Ptolemäerzeit  ständig  (S.  211)  ist.  Zwar  ist  von  dem  letzteren 
nicht  sicher,  ob  es  nicht  ursprünglich  bloßen  Paraphernalcharakter  ge- 
habt hat  (S.  213  bei  A.  2);  aber  in  der  Kaiserzeit  haben  die  Ägypter 
sicher  auch  schon  eine  wahre  cpSQv^  im  griechischen  Sinn  gekannt.  — 
Eine  Besonderheit  der  Faijümer  Kontrakte  liegt  nur  in  der  Voranstellung 
des  Mitgiftbekenntnisses.  Doch  ist  das  auch  bloß  eine  lokale  Stileigen- 
tümlichkeit. Denn  die  Oxyrhynchitischen  Dokumente  haben  an  der  Spitze 
die  sxdoöig  (und  zwar  anscheinend  auch,  wenn  sie  von  Ägyptern  her- 
rühren*));   darauf  folgt  aber  auch  hier  sofort  die  tpsQvq. 

2)  Dann  wird  —  sowohl  im  Faijüm  wie  in  Oxyrhynchos  —  des 
ehelichen  Lebens  Erwähnung  getan,  mit  der  konstanten  Formel  'öv^ßiov- 
Tco6av  ovv  äXkriXoLg\  mitunter  wird  dabei  auch  die  Verpflichtung  des 
Mannes  zur  Alimentation  und  ehelichen  Behandlung,  seltener^)  die  der 
Frau  zu  korrektem  Betragen  festgestellt. 


1)  In  manchen  Fällen  ist  es  zwar  klar,  daß  man  es  mit  Ägyptern  zn  tun  hat. 
Aber  bestimmte  Gesetze  lassen  sich  daraus,  soviel  ich  sehe,  nirgends  ableiten.  Nur 
haben  natürlich  die  Besonderheiten  des  &yQa(pos  yäfiog  für  Ägypter  immer  fortgegolten. 
Aber  an  dieser  Stelle  ist  nur  vom  ^yypaqpos  yäfiog  mehr  die  Rede. 

2)  Dasselbe  ist  übrigens  auch  bezüglich  eines  Kontrakts  aus  Oxyrhynchos 
(Oxy.  496)  geschehen  (S.  214),  der  sich  seinem  Inhalt  nach  als  ein  griechischer 
repräsentiert. 

3)  Faijüm:  CPR  23  fg.;  234  fg.;  BGU  183;  251—2;  1045;  cf.  auch  Teb.  386. 
Oxyrhynchos:  Oxy.  265;  496 — 7;  795 — 6  descc. ;  905.  Hierbei  sind  nur  eigentliche 
und  im  Original  überlieferte  Ehekontrakte  und  nur  solche  aus  den  früheren  Jahrh. 
der  Kaiserzeit  angeführt. 

4)  Oxy.  905;  372  desc.  (vgl.  S.  216).  In  Oxy.  265  ist  der  Anfang  lädiert;  aber 
es  scheint  nicht  ausgeschlossen,  auch  hier  die  hnSocig  zu  restituieren. 

5)  Aber  doch  mitunter;  so  Oxy.  265,  13—14  und  Oxy.  372  desc.  (nach  der  Mit- 
teilung in  A.  14  zu  Oxy.  265);   GPE  27,  13—14. 
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3)  Darauf  pflegt  sofort  der  Mögliclikeit  einer  Scheidung  gedacht  zu 
werden. 

Diese  steht  beiden  Teilen  frei:  die  in  den  griechischen  Ehekontrakten 
für  VerstoßuDg  seitens  des  Mannes  sich  findende  Strafe  der  rjfiioUa  (psQvri 
ist  verschwunden,  und  ebensowenig  findet  sich  eine  Reminiszenz  an  die 
ohnedies  mehr  nur  in  den  älteren  demotischen  Urkunden  vorkommenden 
ägyptischen  Strafstipulationen  (S.  210). 

Dies  erklärt  sich  wohl  sehr  einfach  daraus,  daß  das  römische  Recht 
Verträge  über  Scheidungsstrafen  als  contra  bonos  mores  verbietet.^) 

Nur  das  wird  in  den  Faijumer  Urkunden  verabredet,  daß  der  sich 
scheidende  Mann  die  (pEQvifi  sofort  zurückgeben  muß,  während  der  un- 
schuldige 30  Tage  Rückstellungsfrist  hat.  Man  hat  diesen  Satz  öfter  an 
ägyptisches  Recht  angeknüpft,  doch  ist  bei  der  unsicheren  Übersetzung 
der  bezüglichen  enchorischen  Urkunden  noch  Vorsicht  geboten.^)  Außer- 
dem ist  diese  Fristbestimmung,  wie  es  scheint,  nur  ein  Spezifikum  des 
Faijüm;  in  den  oxyrhynchitischen  Urkunden  finden  sich  andere,  zum  Teil 
komplizierte  Bestimmungen  über  die  Rückgabe.     Vgl.  unten  S.  222. 

Überhaupt  sind  manche  Kontrakte  dieser  Zeit  sehr  einläßlich;  außer 
detaillierten  güterrechtlichen  Bestimmungen  werden  auch  solche  über  die 
Vormundschaft  der  Kinder  getroffen.  Außerdem  verbinden  sich  mit  den 
eherechtlichen  Abmachungen  auch  erbrechtliche;  denn  in  manchen  Kon- 
trakten dieser  Zeit  werden  auch  Bestimmungen  über  die  Beerbung  der 
Eheleute  sowie  Übereinkommen  mit  den  Brauteltern  über  deren  Nachlaß 
getroffen;  dann  nennt  sich  der  Vertrag  mitunter  6v'yyQccq)odiad-ijxrj.  Hier- 
über sowie  über  den  vormundschaftsrechtlichen  Inhalt  solcher  Kontrakte 
wird  in  Kap.  IX  und  X  gesprochen  werden. 


IV.  TON  DER  MITGIFT  INSBESONDEßE. 

1.    ^SQvi]  und  naQd(pEQva. 

Wie  bereits  bemerkt  wurde,  spielt  die  Mitgift  in  aUen  griechischen 
oder  gräko-ägyptischen  Kontrakten  eine  prävalierende  Rolle:  sie  empfangen 
zu  haben,  bekennt  der  Mann  am  Eingang  des  Ehekontraktes,  und  wie  er 
sie  rückstellt,  wird  ausführlich  besprochen.  Im  Gerippe  dieser  Urkunden 
bildet  die  (pSQviq  das  Rückgrat,  an  welches  alle  anderen  Bestimmungen 
sich  nur  anlehnen. 

Neben  der  cpsQvt]  werden  insbesondere  in  den  Faijumer  Kontrakten 
der  Kaiserzeit  —  eine  Beschränkung,  die  übrigens  sicher  nur  auf  Zufall 
beruht  —  die  TtaQcitpsQva  erwähnt.^) 


1)  D.  45,  1,  19;  C.  J.  3,  38,  2.     Richtig  Frese  48.  2)  S.  210  A.  1. 

3)  Vgl.  noch  die  Liste  der  Mitgift-  und  Paraphemalgegenstände  in  Teb.  406. 
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Beide  empfängt  der  Ehemann  regelmäßig  von  der  Braut;  es  heißt 
'e%ELV  SV  tpSQvfj  Ttagä  r^g  .  .  . .,  y,al  iv  jcaQatpBQvoig  tcxX.^  Doch  ist  dies 
nicht  absolut  wesentlich;  in  Oxy.  496  wird  die  ganze  <p£Qvri  vom  Braut- 
vater gegeben  und  soll  auch  an  ihn  zurückgegeben  werden,  falls  er  das 
Ende  der  Ehe  erlebt,  andernfalls  an  die  Frau  (1.  c.  lin  9).  Ebenso  kommt 
es  vor,  daß  neben  einer  von  der  Braut  gegebenen,  in  Kleidern  und  Schmuck- 
stücken bestehenden  Mitgift  noch  ein  Aszendent  eine  weitere  cpegvi]  gibt: 
CPR  24, 8  fg.  gibt  die  Mutter  neben  der  von  der  Braut  herrührenden  Mitgift 
*iv  cpeQVfi  TT]  %-vyaxQC^  diverse  Grundstücke;    ähnlich  wohl  in  CPR  22,  9, 

Welches  ist  nun  der  rechtliche  Unterschied  zwischen  (pEQvri  und 
nccQccq  EQva?  Man  darf  ihn  gewiß  nicht  dort  suchen,  wo  ihn  das  römische 
Recht  findet,  nämlich  darin,  daß  die  Mitgift  Eigentum  des  Mannes  wird, 
das  Paraphernalgut  nicht.  Denn  nach  der  Auffassung,  die  in  jenem 
Rechtsgebiet  herrscht,  wird  auch  die  Mitgift  grundsätzlich  nicht  Eigen- 
tum des  Mannes. 

Man  ersieht  diesen  Satz^)  vor  allem  daraus,  daß  in  CPR  23  und  24 
zit.  die  Mutter  erklärt,  die  Grundstücke  der  Tochter  als  Mitgift  zu 
geben  (nicht  dem  Mann),  wo  denn  die  natürliche  Auffassung  des  gräko- 
ägyptischen  Rechts  mit  elementarer  Gewalt  zum  Durchbruch  kommt; 
sowie  daraus,  daß  der  Mann  in  einem  dieser  Fälle  zur  Bestellung  des 
Landes  besonders  verpflichtet  wird  (CPR  24,  22 — 2Q).  Damit  stimmt  es 
überein,  daß  in  Ägypten  der  Mann  die  Mitgift  bei  Auflösung  der  Ehe 
nicht,  wie  es  im  römischen  Recht  der  ursprüngliche  Grundsatz  ist,  lukriert, 
sondern  stets  herauszugeben  hat,  wobei  für  die  Frau  öfter  noch  das  Recht 
festgestellt  wird,  in  Natur  vorhandene  Gegenstände  in  Natur  zurück- 
zunehmen (Oxy.  496,  9.  15;  CPR  22,  23;  24,  29;  27,  18).  Darum  ist  es 
denn  nur  der  Ausdruck  der  landesrechtlichen  Anschauung,  wenn  das  Edikt 
des  Tib.  Julius  Alexander  anordnet,  daß  die  Fiskalbeamten  wegen  Schulden 
des  Mannes  nicht  auch  die  Mitgift  der  Frau  mit  Beschlag  belegen  dürfen, 
wofür  es  die  charakteristische  und  gewiß  nicht  bloß  im  bildlichen,  sondern 
im  natürlichen  Sinn  zu  nehmende  Begründung  gibt,  daß  die  TtQotxsg  sind: 
dXlöxQiai  xal  ov  t&v  siXr^^ötcov  ävÖQ&v.^) 

Um  den  Unterschied  von  tpsQV)^  und  naqdfpEQva  zu  erkennen,  muß 
man  vielmehr  folgenden  Punkt  beachten. 


1)  Den  bezüglichen  BeweiB  habe  ich  echon  Reichs-  u.  Volksrecht  232  fg.  geführt. 

2)  Eine  Beschränkung  erleidet  das  im  Text  Gesagte  naturgemäß,  -wo  die  Mitgift 
in  barem  Geld  bestand.  Formell  mag  ja  auch  dieses  nicht  ohne  weiteres  ins  Eigen- 
tum des  Mannes  gelangt  sein,  und  so  mag,  wenn  er  es  etwa  in  der  Bank  deponiert 
hatte,  der  Frau  auch  hier  ein  quasidingliches  Recht  am  Depositum  zugesprochen 
worden  sein.  Praktisch  jedoch  läßt  sich  hier  die  Konsequenz  des  EigentumsbegriflFs 
nicht  auf  die  Dauer  durchführen,  und  so  wird  gewiß  der  Mann,  wo  er  das  Eigentum 
des  Geldes  nicht  schon  durch  Vermischung  erlangt  hatte,  doch  gnmdsätzlich  befugt 
gewesen  sein,  dasselbe  zu  eigenen  Zwecken  zu  gebrauchen. 
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Die  Mitgift  wird,  wo  sie  nicht  in  Geld  oder  in  Grundstücken  be- 
steht, immer  in  Geld  taxiert,  resp.,  soweit  es  sich  um  Schmuckstücke 
handelt,  deren  Goldwert  genau  angegeben.  So  durchgängig  das  bei  der 
Mitgift  ist,  so  durchgängig  fehlt  es  bei  den  Paraphernen.  Darin  liegt 
ein  Doppeltes: 

a)  Bei  der  Mitgift  haftet  also  der  Mann  schlechthin  für  deren  Geld- 
wert. Die  Frau  kann  sich  ja,  wie  schon  gesagt  wurde  (S.  220),  das  Recht 
vorbehalten,  das  noch  vorhandene  in  Natur  zurückzunehmen:  aber  ver- 
pflichtet ist  sie  dazu,  außer  bei  Grundstücken,  wo  eine  Taxation  nicht 
stattfindet,  nicht.  Der  Gedanke  ist  sehr  einfach  der:  Frauengut  soll 
nicht  wachsen  noch  schwinden.  Die  Kleider,  welche  die  Frau  in  be- 
stimmtem Taxwert  in  das  Haus  des  Mannes  mitgebracht  hat,  mögen  längst 
verbraucht  sein:  das  Haus  hat  ihr  für  Bekleidung  in  dem  eingebrachten 
Wert  immer  aufzukommen.  Sie  soll  nicht  ärmer  aus  der  Ehe  treten  als 
sie  eingetreten  ist.  Daß  bei  Grundstücken  nicht  taxiert  wird,  begreift 
sich  dabei  vollkommen:  diese  haben  einen  stabilen  Wert. 

b)  Mit  Rücksicht  darauf  kann  aber  der  Frau  auch  nicht  die  Ver- 
fügung über  ihre  Mitgift  zugestanden  haben.  So  wenig  dieselbe  im 
Eigentum  des  Mannes  steht  und  er  darüber  verfügen  kann,  so  wenig 
kann  aus  dem  Eigentum  der  Frau  auf  ein  ihr  zustehendes  Verfügungs- 
recht geschlossen  werden.  Das  ist  uns  zwar  nirgends  gesagt,  ergibt  sich 
aber  von  selbst  aus  der  Haftung  des  Mannes;  diese  wäre  nicht  so  streng 
formuliert  worden,  wenn  die  Frau  solche  Objekte  einfach  verschleudern 
durfte.  1) 

Ganz  anders  als  mit  der  Mitgift  steht  es  nun  bezüglich  der  Para- 
phernen. Für  diese  besteht  keineswegs  eine  absolute  Haftung:  das  In- 
ventar derselben  hat  vielmehr  nur  die  Bedeutung,  der  Frau  bei  Auflösung 
der  Ehe  den  Eigentumsbeweis  zu  erleichtem;  im  übrigen  wird  der  Mann 
nur  für  positive  Beschädigung  oder  auch  in  dem  Fall  verantwortlich  ge- 
wesen sein,  wenn  ihm  deren  Besitz  in  spezielle  Verwahrung  gegeben 
wurde.  Letzteres  geschieht  aber  regelmäßig  nicht.  Die  Paraphernen  sind 
also  das  besondere  Vorbehaltsgut  der  Frau.  Sie  bestehen  meistens  in 
Toilettegegenständen,  welche  über  das  Notwendigste  —  denn  dieses  wird 
als  Mitgift  bezeichnet  —  hinausgehen. 

2.  Daß  die  Rückstellung  der  (psQvri  und  Ausfolgung  der  nccQcctpBQva 
immer  geschuldet  werden,  wurde  bereits  bemerkt.  Dabei  bestehen  jedoch 
wieder  zwischen  beiden  Gegensätze.     Die  naQcctpeQVK   darf  die  Frau  laut 


1)  Zwar  hat  in  den  (jüngeren)  demotischen  Ehekontrakten  der  Ptolemäerzeit 
die  Frau  vielleicht  ein  Verfügungsrecht  trotz  der  Haftung  des  Mannes  (S.  213  A.  1). 
Aber  hier  "wird  ihre  freie  Stellung  auch  von  den  Griechen  als  anomal  bezeichnet. 
Bei  der  Auslegung  der  griechischen  Kontrakte  muß  man  von  der  hellenistischen 
Denkweise  ausgehen. 
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der  Eheverträge  bei  Auflösung  der  Ehe  stets  sofort  zurücknehmen.  Da- 
gegen wird  bei  der  Mitgift  öfter  unterschieden,  jenachdem  eine  Scheidung 
durch  Verschulden  des  Mannes  geschieht,  für  welchen  FaU  meist  sofortige 
Restitution  besonders  ausgemacht  wird,  oder  ein  anderer  Auf  lösungsgrund 
eintritt,  wo  meist  eine  Restitutionsfrist  gegeben  wird.  Doch  gehen  in 
letzterem  Punkt  die  Bestimmungen  der  Kontrakte  auseinander;  die  Fristen 
haben  verschiedene  Länge.  Mitunter  wird  sogar  für  alle  FäUe  —  an- 
scheinend selbst  Verschulden  des  Mannes  inbegriffen  —  eine  einheitliche 
Frist  gesteckt.^)  Der  Satz,  daß  in  der  Kaiserzeit  bei  jeder  Auflösung  der 
Ehe,  die  nicht  durch  Verschulden  des  Mannes  herbeigeführt  ist,  binnen 
30  Tagen  zu  restituieren  ist,  steht  ebenso  in  der  Luft  wie  seine  Ableitung 
aus  dem  enchorischen  Recht  (S.  210).  Nur  im  Faijüm  scheint  eine  der- 
artige Praxis  gegolten  zu  haben  (S.  219). 

Stets  wird  der  ßüeksteUungsanspruch  unter  die  Exekutivklausel  ge- 
stellt. Außerdem  genießt  die  Frau  für  denselben  die  ^igcaroTcga^Lcc  (Privi- 
legium exigendi)  vor  allen  anderen  Gläubigern.^)  Auch  kann  natürlich 
für  die  Dotalforderung  ein  Spezialpfandrecht  (BGU  970,  16  [242])  oder 
auch  eine  Generalhypothek  (BGU  1072  I  [195])  besteUt  werden.  Dafür, 
daß  nach  ägyptischem  Recht  für  die  Dos  eine  gesetzliche  Generalhypothek 
bestand,  wie  Revillout,  Rev.  Egypt.  1, 122  u.  ö.  behauptet,  finde  ich  in  den 
Urkunden  noch  keinen  Beweis,  wenn  auch  in  Oxy.  237  von  einem  xquteI- 
<S&cci  rä  vTtccQxovra  rov  dvÖQog  xatd  ttva  iyxaQiov  vofiov  gesprochen  wird; 
B.  dazu  S.  96  A.  2.^)  Dunkel  bleibt  es  übrigens,  wenn  in  BGU  1148,  16 
von  einer  Witwe  gesagt  wird:  TtQoGsXrjXvd-svuL  {avx^v)  äy,oXov&(os  xolg 
tilg  x&Qag  vö^oig  Jtgog  [tißy  ^[ciT^oxfjv  tijv  (1.  r&v?)  ^lovvöCov  <^oiaxa} 
övyyQttqi'^v  AlyvxtCav;  ist  hier  das  Recht  aus  der  Generalhypothek  oder 
ein  nach  Landesrecht  zulässiger  Erbvertrag  gemeint? 

3.  Für  die  nationalägyptischen  Ehekontrakte  (sowohl  die  in  demo- 
tischer  als  die  in  griechischer  Sprache  geschriebenen)  ist  früher  die  Mei- 
nung vertreten  worden*),  daß  daselbst  die  cpsQvi^  nur  eine  fiktive  Existenz 

1)  So  haben  Oxy.  905,  Teb.  386  sechzig  resp.  dreißig  Tage  für  jede  anaXXayri, 
ohne  Unterscheidung.  Doch  glaube  ich,  daß  &'itOTtoyi,nri,  d.  h.  Verstoßung  des  Mannes, 
von  jenem  Begriff  stillschweigend  ausgenommen  ist.  —  Anderes  Material:  Gen. 
21,  13:  bei  Scheidung  seitens  der  Frau  60  Tage;  Teb.  104,  32:  im  gleichen  Fall 
10  Tage;  in  Oxy.  496,  9  ist  die  entsprechende  Stelle  zerstört,  dafür  zeigt  der  Pap. 
60  Tage  bei  Tod  der  Frau  (1.  14).  In  den  Faijümer  Papyri  CPR  22  fg.  besteht  aller- 
dings die  konstante  Regel:  bei  Verstoßung  durch  den  Mann  sofort,  sonst  binnen 
30  Tagen. 

2)  Ed.  Tib.  Jul.  1.  26;  BGU  970,  11.  Vgl.  auch  Oxy.  497,  17:  [v-oyLicla^ivri  'A^ 
^(ovovg  ngärri  xr\v  qpeevTjv;  dazu  richtig  de  Ruggiero,  Nuov.  Doc.  321. 

3)  Daß  man  sich  dabei  für  die  Zulässigkeit  vertragmäßiger  Generalhypo- 
theken (auf  welche  ich  Oxy.  237  VIII  34  lieber  beziehen  möchte)  auf  den  iyi&Qios 
vofiog  beruft,  hat  seinen  guten  Sinn.  Die  Stelle  stammt  aus  dem  1.  Jahrh.  n.  C.  und 
damals  hat  das  römische  Recht  sicher  noch  keine  Generalhypothek  gekannt. 

4)  Von  Wessely  (CPR  1  p.  143)  und  mir,  Reichs-  u.  Volksr.  274  fg. 
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führe  und  in  Wahrheit  eine  Eheschenkung  des  Mannes  darstelle;  derselbe 
lasse  sich  nämlich  Gegenstände  oder  Geld,  was  er  nie  empfangen  habe, 
als  scheinbare  Mitgift  anrechnen,  eben  um  damit  für  den  Fall  der  Auf- 
lösung der  Ehe  der  Frau  eine  Zuwendung  zu  machen.  Das  fiele  also 
unter  den  Begriff  der  'Donatio  ante  nuptias  in  dotem  redacta'.  Indessen 
hat  sich  herausgestellt,  daß  die  urkundlichen  Stützen  dieser  Theorie  trüge- 
risch waren.  ^)  Von  dieser  Seite  her  kann  also  die  Realität  der  ägypti- 
schen Mitgift  nicht  bezweifelt  werden. 

Auf  der  anderen  Seite  jedoch  steht  es  außer  allem  Zweifel,  daß  Ehe- 
schenkungen, die  in  die  Form  einer  fingierten  Mitgift  eingekleidet  werden, 
dem  Altertum  sehr  wohl  bekannt  sind^),  und  daher  die  Möglichkeit,  daß 
ab  und  zu  auch  eine  der  ägyptischen  Mitgiften  diesen  Charakter  trägt, 
nicht  ausgeschlossen  ist.^) 

4.  Im  Yerhältnis  zu  den  Eltern  endlich  gilt  die  von  diesen  gegebene 
Mitgift  schon  nach  altgriechischem  Recht  als  eine  Erbabfindung  der 
Tochter,  welche  jeden  weiteren  Erbanspruch  dieser  (und  ihrer  Deszen- 
denten) ausschließt.*)  Dieses  Prinzip  findet  in  den  Papyri  eine  über- 
raschende Bestätigung;  es  ist  wohl  von  der  herrschenden  Bevölkerung 
in  das  Land  gebracht  und  hier  von  der  einheimischen,  die  ja  wohl  das 
Institut  der  Mitgift  erst  von  den  Griechen  rezipiert  hat  (S.  211),  an- 
genommen werden.     Es  findet  sich  durch  die  ganze  römische  Zeit  hin- 

1)  Sie  baute  sich  nämlich  auf:  1)  auf  zahlreiche  von  Revillout  in  t5l)er8etzung 
vorgelegte  demotische  Ehekontrakte,  worin  der  Mann  nach  Bestätigung  des  Empfangs 
der  (psQvij  der  Frau  erklärte:  Je  t'^tablirai  comme  femme,  d.  h.  ich  werde  dich  zu 
meiner  Frau  machen,  und  hinzufügte,  er  werde  ihr  diese  Mitgift  auszahlen  binnen 
30  Tagen  nach  dem  ätablir  comme  femme  oder  (wenn  sie  das  vorzieht)  bei 
der  Scheidung.  2)  Außerdem  fand  jene  Theorie  eine  Stütze  in  CPR  23,  welcher  nach 
Wesselys  ursprünglicher  Lesung  und  Übersetzung  sich  als  eine  von  der  Frau  beim 
Eheschluß  abgegebene  Empfangsbestätigung  über  die  qpeprjj  darstellte.  Bei  Richtig- 
keit dieser  Prämissen  mußte  die  cpsgvq  in  Wahrheit  ein  Geschenk  des  Mannes  sein, 
das  ihm  freilich  kraft  des  gleichzeitig  errichteten  Ehekontrakts  sofort  wieder  als 
Mitgift  zurückgegeben  wurde.  Indessen  ist  Wesselys  Lesung  von  CPR  23  von  Hunt 
(Sitz.-Ber.  der  Wien.  Akad.  1897,  462  fg.)  am  Original  revidiert  und  danach  in 
Oxy.  2  p.  239  ein  Text  hergestellt  worden,  der  den  Papyrus  als  Scheidungsurkunde 
erscheinen  läßt.  Femer  ist  Revillouts  Übersetzung  aller  bezüglichen  demotischen 
Stellen,  nachdem  sie  schon  von  Grenfell-Hunt  zu  Oxy.  2,  266  Einl.  p.  240  verdächtigt 
worden  war,  von  den  jüngeren  Demotikern  definitiv  für  unrichtig  erklärt  worden; 
Spiegelberg,  Rec.  de  Trav.  28  S.-A.  p.  34  liest  jetzt  statt  „au  moment  oü  je  t'ätabüxai 
comme  femme" :  „wenn  ich  dich  verstoße"  (gebe  ich  dir  die  Mitgift  [binnen  30  Tagen]), 
und  damit  stimmen  auch  die  Übersetzungen  entsprechender  Stellen  in  den  Ryl.  Pap. 
durch  Griffith  überein.  —  Weitere  Literatur  über  die  Frage  noch  bei  Grenfell-Hunt, 
Teb.  2  p.  240;  Frese  p.  44  fg. 

2)  Vgl.  Reichs-  und  Volksr.  284  A.  2.  3;  297;  Arch.  1,  347  fg.;  Brunner,  Berl. 
Sitz.-Ber.  1894,  551 ;  Rabel,  Sav.  Z.  28,  329  fg. 

3)  Vgl.  auch  den  Hinweis  Rabeis  a.  0.  331  A.  3  auf  P.  Libbey  (bei  Spiegelberg, 
Schriften  der  wissensch.  Ges.  zu  Straßburg  1  [1907]  p.  9):  „Ich  gebe  dir  —  als  dein 
Frauengeschenk,  welches  du  in  mein  Haus  gebracht  hast". 

4)  Den  Nachweis  dessen  habe  ich  Reichsr.  236  fg.  geführt. 
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durch.  So  beklagen  sich  in  einem  vjcöiivTjfia  vom  Jahre  40/41  Lond.  2 
p.  168  fg.  (67)  mehrere  Brüder  anläßlich  des  Todes  ihrer  Eltern,  daß  ihre 
Schwester  väterlichen  Nachlaß  in  Besitz  genommen  hat,  obwohl  sie  ist 
'(pEQVi6%-£l6a  vjtb  rov  TcavQog  rj^äv  —  xal  fii^dsvbg  avxfi  STCißakkovrog 
(Pap.  -ov6rig)  t&v  TtatQix&v  (Pap.  firjXQ-)  xal  firjtQix&v.  In  einer  Gerichts- 
verhandlung aus  dem  2.  Jahrh.  n.  C.  BGTJ  592  I  7  wird  gesagt:  'H  yocg 
avtCdL[x]og,  S7a6ta^£[vr}]  cjg  ^7TQOLx([0^d'[r]]  xal  ovdsfiCa  [i£[r^ov6Ca  iörlv 
[avt]^  t&v  ix£h[ov  rjöv]xCav  riyaysv.  Entsprechend  hatten  auch  in  Oxy.75 
(129  n.  C.)  die  Eltern  in  einem  gemeinschaftlichen  Testament  der  Tochter 
nur  eine  TtQoi^  hinterlassen  (1.  30),  während  der  Sohn  Alleinerbe  war, 
und  noch  im  4.  Jahrh.  n.  C.  hat  laut  Lips.  33  II  11  (56)  der  Vater  be- 
stimmt: ^NsiieöCkkciv  xal  ^lovvöCav  dQX£6d"fjvaL  xalg  tiqoi^ei,  rag  dl  Xoi- 
aäg  d-vyar£Qag  tQ£tg  (die  unverheirateten)  tbv  vTtöXovnov  £%£lv  xXriQov. 

Die  außerägyptischen  Spuren  der  Portwirkung  dieser  Idee  s.  Reichs- 
recht 244  fg. 

Y.  EHESCHENKUNG. 

Schenkungen  des  Bräutigams  an  die  Braut,  die  vor  oder  bei  der  Ein- 
gehung der  Ehe  stattfinden,  werden  in  den  Papyrusurkunden  mehrfach 
erwähnt. 

a)  Zunächst  ist  daran  zu  erinnern,  daß  die  demotischen  Eheverträge 
meist  eine  Schenkung  des  Mannes  an  die  Frau  aufweisen;  allerdings  ist 
dieselbe  nicht  groß  und  beträgt,  wo  sie  mit  einer  Mitgift  zusammentrifft, 
stets  nur  einen  geringen  Bruchteil  von  dieser. 

Über  die  juristische  Bedeutung  dieser  enchorischen  Eheschenkung 
sehen  wir  nicht  klar.  Sie  muß  zwar  bei  Verstoßung  der  Frau  dieser  stets 
verfallen  sein;  ob  es  aber  ihr  ursprünglicher  Zweck  ist,  Scheidungsstrafe  zu 
sein  oder  ob  sie  von  Haus  aus  bloß  als  Morgengabe  gedacht  war,  ob  sie 
den  Rest  eines  rudimentär  gewordenen  Frauenkaufs  darstellt,  muß  dahin- 
gestellt bleiben.  Ihr  geringer  Betrag  legt  eine  der  beiden  letzteren  Ver- 
mutungen nahe;  für  die  primäre  Funktion  der  Scheidungsstrafe  ist  sie 
zu  gering  und  noch  mehr  für  eine  Witwenversorgung.  Auch  kommt  neben 
ihr  noch  eine  besondere  Scheidungs-Strafstipulation  vor. 

b)  In  den  rein  griechischen  und  den  gräko- ägyptischen  Kontrakten 
der  Ptolemäer-  und  vordiokletianischen  Römerzeit  begegnen  wir  der  Braut- 
schenkung niemals. 

Das  wäre  nun  an  sich  nicht  auffallend.  Zwar  ist  es  außer  Zweifel, 
daß  den  beiden  in  Betracht  kommenden  Nationen  solche  Schenkungen  von 
Haus  aus  keineswegs  fremd  waren  —  für  das  ägyptische  Recht  haben  wir 
soeben  gesehen,  daß  sie  sogar  ehekontraktlich  erwähnt  werden  und  für 
das  griechische  ist  bekannt,  daß  ihm  der  Gebrauch  von  solchen  Schenkungen 


V.  Eheschenknng.  225 

unter  dem  Namen  "s'dva'  von  jeher  geläufig  war,^)  Doch  ist  es  anderseits 
ziemlicli  sieher,  daß  die  altgriechischen  edva  keine  große  Rolle  gespielt 
und  wahrscheinlich  auch  keinen  Bestandteil  des  schriftlichen  Ehekontrakts 
gebildet  haben  ^)  und  speziell  von  der  einheimischen  Eheschenkung  kann 
man  annehmen,  daß  sie  unter  dem  Einfluß  des  hellenistischen  Notariats 
auch  bei  den  Eheschlüssen  der  Ägypter  nicht  mehr  errichtet  wurde. 

Aber  Befremden  erregt  es,  wenn  wir  nach  jahrhundertelangem  Still- 
schweigen der  Quellen  seit  Beginn  des  vierten  Jhd.  n.  C.  plötzlich  die 
edva  sehr  deutlich  hervortreten  sehn. 

Das  geschieht  zwar  nicht  in  Urkunden  über  die  Eheschließung; 
denn  wir  haben  aus  dieser  Zeit  solche  überhaupt  nicht.^)  Wohl  aber  wird 
in  referierenden  Urkunden  aus  dem  vierten  Jahrhundert  der  sdva  öfter 
gedacht.  Da  man  unmöglich  annehmen  kann,  daß  sie  um  diese  Zeit  von 
selbst  entstanden  sind,  bleibt  nichts  übrig,  als  anzunehmen,  daß  Ehe- 
schenkungen, wahrscheinlich  schon  damals  edva  genannt,  schon  in  der 
früheren  römischen  Zeit  vorgekommen  sind  und  nur  in  den  Urkunden  nicht 
erwähnt  werden. 

Was  wir  nun  später  von  diesen  k'dva  hören,  erweckt  den  Eindruck 
einer  Volkssitte,  wonach  es  üblich  war,  daß  der  Bräutigam  der  Braut  schon 
anläßlich  der  Verlobung  Geschenke  darbrachte.  So  wird  in  Lips.  41  (300) 
erzählt,  es  habe  einer  'ixi  s'dvoig^  um  ein  Mädchen  gefreit.  Ja  in  Flor. 
36,11  (64)  hat  sogar  der  Brautvater  eine  Ehe  angefochten,  weil  er  selbst 
keine  sdva  empfangen  habe.*)  Doch  mag  normalerweise  die  Braut  sie 
bekommen  haben;  in  Grenf.  2, 76  (295)  erscheint  sie  deutlich  als  Subjekt 
derselben.  In  P.  Cairo  10474  (Preisigke,  Griech.  Urk.  des  äg.  Mus.  zu 
Kairo  1911,  Nr.  2)  endlich  stellt  der  Ehemann  die  Darbringung  von  idvcc 
gar  als  gesetzliche  Pflicht  hin:  rä  i|  sd-ovs  dido^svcc  aixva  (1.  edva)  ii,B- 
öcjxcc  .  .  .  xatä  tovg  vöfiovs  x&v  yducav. 

Woher  stammte  nun  die  Sitte  edva  zu  geben?  Ist  es  die  altägyptische 
und  altgriechische  Volkssitte,  die  uns  hier  entgegentritt  oder  hat  sie  eine 
selbständige  Wurzel? 

In  letzterer  Hinsicht  hat  Frese  (a.  0.  48)  eine  anregende  Vermutung 
ausgesprochen:  da  das  römische  Recht  die  Festsetzung  einer  Scheidungs- 
strafe als  den  boni  mores  zuwiderlaufend  anulliert  (oben  S.  219),  seien 
seit  Beginn  der  Kaiserzeit  sowohl  die  demotischen  Eheschenkungen,  die 
ja  der  Mann  bei  Verstoßung  der  Frau  einbüßen  muß,  als  auch  das  '^fiiöXiov 
der  Mitgift,  welches  er  im  gleichen  Fall  zu  zahlen  hat,  aus  den  Kontrakten 
verschwunden,   eine   Tatsache,    die   wir  ja  wirklich   konstatieren  konnten 


1)  Reicher.  273—4.  2)  Reicher.  272—3. 

3)  Sie  finden  sich  erst  wieder  im  sechsten  Jahrh.,  wo  aber  schon  di«  eigeuttiche 
Donatio  propter  nuptias  ausgebildet  ist. 

4)  Dazu  Mitteis,  Sav.  Z.  27,  343,  unter  Hinweis  auf  C.  J.  5,  3,  2. 
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(S.  219).  Einen  Ersatz  dafür  habe  man  in  den  sdva  gesucht,  welche 
bestimmungsgemäß  vom  Mann  einzubüßen  gewesen  seien,  wenn  er  die 
Scheidung  herbeiführte.  Eine  Unterstützung  hiefür  findet  Frese  darin, 
daß  nach  dem  syrisch-römischen  Rechtsbuch  P.  40  die  Donatio  propter 
nuptias  „nach  der  Sitte  des  Ostens"  die  Hälfte  der  Mitgift  betrug: 
diese  Donatio  läßt  er  eben  aus  den  k'dva  hervorgehn,  welche  ihrerseits  das 
umgewandelte  ijfiiöhov  der  Mitgift  sind,  also,  wie  er  voraussetzt,  auch 
die  Hälfte  der  Mitgift  betragen  haben  würden.  In  dem  Umstand,  daß  die 
spätorientalische  Donatio  die  gleiche  Höhe  hat,  wie  das  altgriechische  ijiiLÖ- 
Xiov,  erblickt  er  ein  Indiz  für  den  geschichtlichen  Zusammenhang  beider 
Institute. 

In  der  Tat  möchte  ich  Freses  Anregung  nicht  schlechthin  ablehnen. 
Insbesondere  würde  ich  nicht  das  Bedenken  haben,  daß  die  Nichtigkeit 
der  Scheidungsstrafe  auch  die  des  zur  Umgehung  der  Scheidungsstrafe 
gegebenen  sdvov  zur  Konsequenz  hätte  haben  müssen;  denn  wenn  dieses 
der  Frau  schon  vor  Eingehung  der  Ehe  reell  gegeben  wurde ^),  lag 
zwar  etwas  der  Scheidungsstrafe  Ähnliches,  aber  doch  kein  Strafanspruch 
vor.  Und  jene  Theorie  hätte  den  Vorzug,  die  Entstehung  der  Donatio 
propter  nuptias  durch  eine  Brücke  mit  einem  anerkannten  und  feststehenden 
Institut,  nämlich  dem  des  griechischen  rj^iiöXiOv,  zu  verbinden.  Man  wird 
daher  die  gegebene  Anregung  in  Hinkunft  wohl  im  Auge  behalten  müssen. 

YI.  YEßrÜGUNGISGEMEmSCHAFT. 

So  nenne  ich,  um  sie  von  vornherein  wie  ich  glaube  richtig  zu 
charakterisieren,  eine  Einrichtung,  bei  welcher  viele  Papyrologen  von  ehe- 
licher Gütergemeinschaft  gesprochen  haben. 

Ich  lasse  es  dahingestellt,  ob  das  ältere  enchorische  Recht  eine  echte, 
sei  es  nun  totale  oder  partielle  Gütergemeinschaft  unter  Ehegatten  gekannt 
hat.  In  demotischen  Papyri  scheinen  sich  ja  SteJlen  zu  finden,  welche 
etwa  in  diesem  Sinn  gedeutet  werden  können.^)  Doch  haben  darüber  die 
Demotiker  zu  entscheiden. 

Bestimmter  läßt  sich  für  das  Gebiet  der  griechischen  Papyri  urteilen. 

Man  hat  für  das  Vorkommen  der  Gütergemeinschaft  darauf  hin- 
gewiesen, daß  in  manchen  Ehekontrakten  gesagt  wird,  die  Eheleute  sollen 
*xvQuvsiv  TiOLVri  xcbv  v7taQ%6vtc3v'  (Teb.  104,  15  [285];  Oxy.  265,  23;  so 
auch    in    der  Urkunde    über   äygacpog    yd^og  Par.  13,  12).    Ferner   führt 


1)  üaa  hätte  freilich  für  den  Mann  eine  starke  Belastung  bedeutet,  wenn  das 
iävov  die  Hälfte  der  Mitgift  erreichte. 

2)  So  z.  B.  in  einem  Papyrus  aus  dem  fünften  Jahr  des  Dareios  bei  Revillout, 
Pr^cis  2,  1004;  oder  im  P.  Libbey  bei  Spiegelberg,  Sehr.  d.  wiss.  Ges.  in  Straßbarg 
1  p.  2;  oder  in  P.  Cair.  31177  u.  a. 
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man  an,  daß  öfter  dem  Ehemann  untersagt  wird,  ohne  Zustimmung  der 
Frau  etwas^)  zu  veräußern  (Fragm.  Monac.  7  [284];  Oxy.  265,  16;  cf. 
496,  8  [287];  497,  3  [ergänzt];  Teb.  104,  23;  cf.  Teb.  317^);  383,  42;  BGU 
1129,  6). 

Dem  gegenüber  fällt  es  nun  aber,  wie  ich  glaube,  entscheidend  ins 
Gewicht,  daß  in  Fr.  Monac.  8 fg.;  Teb.  104  für  Kontraventionen  des  Mannes 
nur  die  Rechtsfolge  aufgestellt  wird,  daß  er  sofort  die  q}EQV'^  herausgeben 
muß  und  von  Teilung  eines  Gesamtguts  gar  keine  Rede  ist;  ja  es  wäre 
überhaupt  unbegreiflich,  daß  diese  Papyri  für  den  FaU  der  Scheidung 
(oder  sonstigen  Auflösung)  der  Ehe  von  Herausgabe  der  Mitgift  sprechen, 
während  doch  bei  Gütergemeinschaft  die  Teilung  des  Gesamtvermögens 
die  Konsequenz  war. 

Ich  kann  darum  de  Ruggiero  nur  beistimmen,  wenn  er  obige  Stellen 
anders  auslegt^)  und  von  bloßer  „ Verwaltungsgemeinschaff ^  —  ich  ziehe 
jedoch  den  Ausdruck  „Verfügungsgemeinschaft"  vor  —  gesprochen  wissen 
wiU.  Diese  hatte  m.  E.  die  Bedeutung,  daß  keiner  der  Ehegatten  ohne 
Zustimmung  des  andern  über  ein  Stück  seines  Vermögens  durch  Rechts- 
geschäfte (unter  Lebenden)  verfügen  konnte. 

Dabei  ist  übrigens  zu  beachten,  daß  in  den  Ehekontrakten  der  Ton 
immer  auf  der  Mitverfügung  der  Frau  liegt;  nur  davon  wird  gesprochen, 
daß  sie  den  Veräußerungen  des  Mannes  zuzustimmen  hat,  nicht  umgekehrt, 
obwohl  es  klar  ist,  daß  auch  sie  Vermögen  haben  kann;  ganz  abgesehen 
von  der  (psQvr]  und  den  jtaQdg)SQva  wird  ja  ihre  Erwerbsfähigkeit  durch 
die  Ehe  in  keiner  Weise  gemindert.  Der  Grund  aber,  weshalb  ein  Zu- 
stimmungsrecht des  Mannes  nicht  besonders  ausbedungen  wird,  ist  leicht 
einzusehen;  nach  griechischem  Recht  ist  er  ja  von  Gesetzeswegen  der 
xvQLog  seiner  Frau  und  schon  aus  diesem  formalen  Moment  folgt,  daß 
sein  VoUwort  zu  ihren  Dispositionen  auch  ohne  weitere  Abmachung  er- 
forderlich ist. 

Den  Zweck,  weshalb  zu  jenen  des  Mannes  die  Einwilligung  der  Frau 
erforderlich  sein  soU,  möchte  ich  aber  vor  allem  im  Schutz  ihrer  dotal- 
rechtlichen  Ansprüche  suchen.  Möglicherweise  waltet  dabei  freilich  auch 
die  weitere  Absicht  vor,  dem  Mann  die  Verschleuderung  des  Hausvermögens 
im  Interesse  der  Kinder  und  der  Alimentation  der  Frau  unmöglich  zu 
machen;  doch  genügt  schon  jener  erstere  Gesichtspunkt  zu  einer  voll- 
kommenen Erklärung. 


1)  Bei  einzelnen  der  nachstehenden  Urkunden  ist  übrigens  nicht  ganz  klar,  ob 
sich  das  Veräußerungsverbot  nicht  bloß  auf  die  Mitgift  der  Frau  bezieht. 

2)  Hier  gibt  die  Frau  dem  Mann  Zustimmung  zur  Prozeßführung  über  ein  ihm 
gehöriges  Grundstück. 

3)  Bull.  15  p.  187. 
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YIL  DAS  EHEKECHT  DEE  BYZANTINISCHEN  PAPYEI. 

Aus  der  byzantinischen  Zeit  lag  bis  Tor  kurzem  nur  spärliches  Ma- 
terial für  das  Eherecht  vor;  in  Betracht  kamen  insbesondere  der  Heirats- 
kontrakt CPR  30,  sowie  einige  die  Scheidung  betreffende  Stücke:  vor  allem 
Oxy.  129  (296);  Flor.  93  (297);  Lips.  39;  Grenf.  2,  76  (295);  vgl.  etwa 
noch  Oxy  903.  In  der  neuesten  Zeit  ist  jedoch  dieses  Material  durch  die 
Ausgabe  der  Kairener  Papyri  von  J.  Maspero^)  wesentlich  vermehrt  worden; 
es  kommen  namentlich  Nr,  67006  Yerso  (ein  großer  Ehekontrakt),  sowie 
gelegentliche  Anspielungen  auf  Ehefragen  in  67003,  — 5,  — 28,  — 88  in 
Betracht.  Teilweise  ist  hiebei  allerdings  noch  eine  Vervollständigung  der 
Ausgabe  durch  Entzifferung  mancher  vom  Herausgeber  noch  nicht  her- 
gestellter Partien  in  den  Urkunden  abzuwarten. 

1)  Der  Stil  der  Ehekontrakte,  von  denen  wir  freilich  auch  jetzt  noch 
nur  wenige  und  trotz  großen  Umfangs  auch  nicht  ganz  vollständige 
Exemplare  besitzen,  hat  sich  natürlich  vollstäudig  ins  Byzantinische  ver- 
wandelt. Das  gilt  nicht  bloß  von  der  äußern  Form  (S.  87),  sondern  auch 
von  dem  Innern  Stil,  der  den  ganzen  Schwulst  jener  Zeit  zeigt. 

2)  Die  leider  gerade  am  Eingang  stark  lädierten  Kontrakte  scheinen 
(nach  den  üblichen  christlichen  Einleitungsformeln)  mit  einer  Erwähnung 
der  gegebenen  Arrha  sponsalicia  zu  beginnen.  So  sagt  P.  Cair.  67006 
Verso  9:  rfjg  nvrjötLag  xccrä  vö^ovs  6v6td0rjg  otal  x^QoXccßL[ov]  t[s]  6vv~ 
T[ccx^s]vtos  /t£ra[|v  ai)tG}v\  ä^itpoxiQOv  (1.  -(ov)  xccl  ccQQccßovog  emtod-svtog 
SV  ato  (1.  airca)  xBiQoXaßCG>  jti(pccvs  (L  nifpr^vs)  und  nach  CPR  30,  5 
hatte  der  Bräutigam  als  aQQußcov  14  Solidi  gegeben.  Diese  Arrha  sponsa- 
licia, welcher  bekanntlich  auch  in  späten  Rechts queUen*)  und  dem  syrischen 
Rechtsbuch  (P.  46  a)  Erwähnung  geschieht,  wird  von  der  Eheschenkung 
durchaus  unterschieden.  Nach  Cair.  cit.  9/10  ist  sie  iv  rä  xLQoXaßia  ge- 
geben worden,  d.  h.  wohl  beim  Verlöbnis.^)  Sie  bildet  ein  lucrum  (xEgdog) 
der  Frau,  CPR  30,  9  (dasselbe  scheint  auch  in  P.  Cairo  67006  Verso  11 
der  Sinn  zu  sein),  bleibt  ihr  also  auf  alle  FäUe,  was  von  der  Eheschenkung 
nach  damaligem  Recht  keineswegs  gilt. 

3)  Diese  letztere  wird  in  CPR  30,  10  iaönQotxov  genannt;  das  hängt 
offenbar  mit  Justinians  Nov.  97  zusammen,  wonach  sie  der  Dos  an  Betrag 
gleich  sein  soll.  Ob  das  der  Fall  ist,  läßt  sich  an  der  bezeichneten  Stelle 
nicht  konstatieren,  weil  ihre  Höhe  nicht  angegeben  wird. 


1)  Catalogue  gen.des  Antiq.figypt.duMusöe  duCaire.  Papyrus  grecs  d'^poque  byz.  I 
Heft  1,  Le  Caire  1910  (dazu  Mitteis,  Sav.  Z.  31,392fg.;  Partsch,  G.G. Nachr.  1911,  201  fg.). 

2)  Voigt,  R.-G.  2,  637.  Vgl.  noch  Riccobono  in  der  Festschrift  für  Francesco 
Pepere  (mir  nicht  zugänglich  und  nur  ans  dem  Aufsatz  von  Krüger,  Sav.  Z.  22,  52 fg. 
bekannt).  3)  Mitteis  a.  0. 
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Daneben  kommt  in  Urkunden  des  sechsten  Jahrh.  auch  der  Ausdruck 
•j^  jCQb  ydfiov  (sc.  daQsä)  vor;  so  in  dem  Ehekontrakt  P.  Cairo  67006,  13. 
73  und  einem  Sklavenkauf  des  sechsten  Jahrh.,  Arch.  3,  420  1.  60.  Das 
ist  natürlich  die  lateinische  Donatio  propter  nuptias;  tj  TCQoyafnaia  ömQed 
sagen  ja  auch  die  Justinianischen  Novellen. 

Indessen  begegnet  uns  auch  das  Wort:  tä  adva,  wie  schon  in  Papyri 
des  vierten  Jahrh.  (Grenf.  2, 76;  Lips.  41  [300]),  so  auch  noch  unter 
Justinian  und  später:  Flor.  93,  17  (297);  Cair.  67006  Verso  11.  33.  112. 
128;  67088,  14. 

Dabei  ist  es  schwierig,  das  Verhältnis  der  sdva  zu  der  tcqo  ydfiov 
d(OQsd  festzustellen.  Daß  es  keineswegs  Gegensätze  sind,  zeigt  Flor.  93  cit.; 
denn  hier  erklären  sich  die  Eheleute  in  einem  Scheidungsakt  v.  J.  569, 
daß  sie  gegeneinander  keine  Ansprüche  mehr  haben,  [I'^te  tisqI  ydfiov 
ewacpsCag  (der  ehelichen  Verbindung)  xal  rovrov  eövcov  xal  jCQOixaav. 
Hier  sind  die  adva  das  Gegenstück  zu  den  :?r()otxcca,  d.  h.  der  Mitgift;  da 
dieser  sonst  immer  die  Donatio  propter  nuptias  entgegengesetzt  wird, 
dürften  die  sdva  hier  unter  diesen  Begriff  fallen  (vgl.  auch  Naber,  Arch. 
3,  20).  Schwierigkeiten  bereitet  aber  Cairo  67006:  da  gibt  zuerst  in  I.  19 
der  Arzt  Victor,  der  Vater  des  heiratenden  Aphous,  diesem  als  :n[;()6  ydfiov 
dcoQsd  den  ganzen  Nachlaß  der  verstorbenen  Mutter  des  Aphous;  sodann 
—  wegen  der  Lücken  der  Lesung  weiß  man  nun  nicht,  ob  das  folgende 
auch  aus  dem  Nachlaß  der  Mutter  stammt  —  21  Goldsolidi:  davon  sind 
aber  12  bestimmt  für  die  junge  Frau  'vjcsq  töv  s'dv&v  [avTfjg]  tav  0vv- 
qxovri^svTcov  dCdoöd-ai  avtfj  ev  tä  xaiQa^)  tav  ydfiav,  9  dagegen  soUen 
beim  Ehemann  bleiben  eig  Xöyov  diaxQOfpov  (1.  diaTQ6(pc3vT)  avxov.  Von 
9rsteren  12  Solidi  waren  wieder  8  das  einstige  Brautgeschenk  der  Mutter 
des  Aphous  gewesen:  dieses  wird  also  jetzt  als  Donatio  propter  nuptias 
für  den  Sohn  verwendet.  Weiter  wird  aber  noch  mit  einer  weiteren  nQO 
ydfiov  dcjQsd  der  väterlichen  Großmutter  gerechnet,  wobei  leider  der  Zu- 
sammenhang des  Textes  vielfach  noch  nicht  hergestellt  ist. 

Danach  hat  es  den  Anschein,  als  ob  die  sdva  eigentlich  ein  beson- 
derer Teil  der  xqo  ydfiov  dcaged  wäre,  der  in  besonderem  Maß  für  die 
Person  der  Frau  bestimmt  ist;  vielleicht  hängt  es  auch  damit  zusammen, 
daß  nach  1.  118  von  den  k'dva  xal  Tcdvta  rä  STtididofisva  hv  OQ[a\  (1.  09a) 
ydfi&v  die  Rede  ist.  Aber  Bestimmtes  läßt  sich  nicht  sagen  und  jedenfalls 
werden  die  adva  in  den  meisten  Punkten  den  Bestimmungen  über  die 
lucra  nuptialia  unterlegen  haben,  an  denen  die  Gesetzgebung  jener  Zeit 
so  reich  ist. 

Von  letzteren  sieht  man  übrigens  gerade  in  den  Kairener  Papyri 
auch  deutliche  Spuren.     So  wird  in  Nr.  67006,  117  fg.  in  Befolgung  einer 

1)  So  ist  wohl  mit  Wilcken,  Arch.  5, 444  die  üble  Orthographie  des  Papyrus  zu 
verbessern. 
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^d'sCa  dLcita^ig'  für  den  Todesfall  über  das  Ehevermögen  verfügt:  die  didi- 
ta^tg  ist  wahrscheinlich  Just.  Nov.  98  c.  1.  Wenn  der  Mann  zuerst  ver- 
stirbt und  Kinder  vorhanden  sind,  soll  die  Witwe  die  e'övcc  xal  inidi86- 
(leva  lukrieren,  andernfalls  das  ganze  Vermögen  des  Mannes.  D.  h.  natür- 
lich: im  ersteren  PaU  sind  die  Kinder  die  Erben  des  sonstigen  Vermögens, 
die  sdva  usf.  fallen  der  Mutter  zu  —  aber  natürlich  nur  im  Sinn  von 
Nov.  98,  d.  h.  als  Nießb raucherin.  Die  Bestimmungen  für  das  Überleben  des 
Mannes  sind  nur  teilweise  entziffert;  aber  auch  hier  spielt  das  Dasein  oder 
Fehlen  der  Kinder  eine  RoUe.  Das  entspricht  alles  der  Novelle.^)  Charak- 
teristisch ist  auch,  daß  nach  1.  19 fg.  der  Vater  des  Ehemanns  diesem 
sein  mütterliches  Vermögen  ausfolgt  und  die  sdva  der  Mutter  für  seine 
Ehe  stiftet.  Das  alles  entspricht  ganz  dem  Geist  der  Gesetze:  das  Ver- 
mögen der  Eltern  ist  wie  eine  Stiftung  für  die  Kinder. 

Beachtenswert  ist  in  diesem  Zusammenhang  auch  die  (anscheinend) 
wörtliche  Anführung  eines  (in  der  bisherigen  Überlieferung  nicht  mit- 
erhaltenen) Stückes  des  Gesetzes  von  Leo  C.  J.  5,  9,  6  über  den  Parens 
binubus,  welche  Cair.  67028  1.  23—25  (370)  enhält«) 

4)  Die  Bestellung  der  Mitgift  (^qol%)  folgt  der  Ordnung  der  Ehe- 
schenkimg  in  den  Kontrakten  erst  nach,  enthält  übrigens  nur  das  Selbst- 
verständliche. 

5)  Die  personenrechtlichen  Erklärungen  über  die  Eheschließung  werden 
erst  hinter  die  Ordnung  der  vermögensrechtlichen  gestellt;  sie  enthalten 
nur  die  selbstverständlichen  Zusagen  ehelicher  Gemeinschaft,  Liebe  und 
Treue. 


1)  Einfacher,  aber  in  seiner  Art  sehr  gut  äußert  sich  über  die  Eventualitäten 
bei  Auflösung  der  Ehe  CPR  30,  23  fg.  (290). 

2)  Vgl.  dazu  Mitteis,  Sav.  Z.  31,  394;  Partsch,  G.  G.  Nachr.  1911,  230  fg. 


KAPITEL  IX. 

EEBRECHT. 

Literatur.  Für  das  ägyptische  Recht:  E.  R^villout,  Pröcis  1,  12  fg.;  2, 
982  fg.  u.  ö.;  Maspero,  Journal  des  savants  1898,  102  fg.;  Griffith,  Hieratic  papyri 
from  Kahun  p.  24  fg.;  Erman,  Ägypt.  Chrestomathie  (1904)  p.  73;  Arangio-Ruiz, 
La  successione  testamentaria  secondo  i  papiri  greco-egizi  (Neapel  1906)  p.  1 — 26. 
Vgl.  auch  A.  Moret  (avec  la  coUaboration  de  L.  Boulard)  Donations  et  fondations 
en  droit  Egyptien  im  Recueil  de  travaux  rflat.  ä  la  philolog.  assyr.  et  egypt.  29 
(1907)  p.  67  aq. 

Für  das  gräko  -  ägyptische  Recht:  Wessely,  Studien  über  das  Verhältnis  des 
ägypt.  zum  griech.  R.  in  der  Lagidenzeit  (Sitz.-Ber.  der  Wien.  Akad.  1891)  14 fg.; 
Mahaffy,  P.  Petrie  1  p.  34fg.;  Mommsen,  Jur.  Sehr.  1,  429 — 477;  Mitteie,  Hermes 
30,  583  fg.;  Denisse,  Nouv.  r^v.  bist.  17,  693  sq.;  Naber,  Mnemosyne  34,  64 — 72; 
Garofalo,  Rivista  di  storia  ant.  1903,  99 — 104;  Arangio-Ruiz  a.  0.  27 — 300 
(darüber  Partsch,  Sav.  Z.  28,  446  fg.);  Rabel,  Elterliche  Teilung  (in  der  Baseler 
Festgabe  für  den  47.  deutschen  Phü.-Tag)  1907  (hier  nach  dem  Sep.-Abdr.  zitiert); 
Kubier,  Sav.  Z.  28,  164 fg.;  29,  183—9. 

Für  das  altgriechische  Recht  im  besonderen  s.  außer  den  bekannten  Hand- 
büchern jetzt  noch:  Glotz,  La  solidarite  de  la  famiUe  (1904);  Partsch,  Griech. 
Bürgsch.-Recht  1,232 — 246;  Brück,  Die  Schenkung  auf  den  Todesfall  im  griech.  R., 
Breslau  1909  (dazu  Rabel,  Sav.  Z.  30,  465;  Thalheim,  Berl.  Phil.  Wochenschr. 
1909  Sp.  879fg.;  Wenger,  GGA  1911,  166fg.);  Brück,  Verfügungen  von  Todeswegen 
(Breslau  1910;  dazu  Wenger  a.  0.);  Thalheim,  Sav.  Z.  31,  398 fg.  Außerdem  vgl. 
noch  Ziebarth,  Art.  SuxQ'ijkt]  in  Pauly-Wissowas  Realenzykl.  9,  349  fg. 

I.  DAS  ENCHOEISCHE  EECHT. 

1.  In  diesem  scliemt,  soTiel  die  noch  recht  dürftige  Überlieferung 
über  erbrechtliche  Fragen  erkennen  läßt,  das  eigentliche  Erbrecht  gegen- 
über der  aUgemeinen  Organisation  der  Familie  zurückzutreten. 

Wenigstens  wird  von  fachmännischer  Seite  gelehrt,  daß  das  Ver- 
mögen der  Eltern  hier  zugunsten  der  Kinder  familienmäßig  gebunden  ist 
und  bei  diesen  wieder  zugunsten  ihrer  weiteren  Deszendenz,  so  daß  ein 
wahres  Familienvermögen  bestanden  habe.  Es  würden  also  die  Eltern 
mehr  als  Verwalter  denn  als  freie  Eigentümer  desselben  erscheinen.  Wirk- 
lich findet  sich  in  den  demotischen  Verträgen  über  syyQaipog  ydfiog  ganz 
regelmäßig  die  Bestimmung,  daß  der  älteste  Sohn  oder  aUe  Kinder  Erben 
des  Vermögens  sein  soUen. 

Allerdings  bleibt  dabei  nach  den  heute  vorhandenen  Darstellungen 
des  ägyptischen  Rechts  noch  manches  unklar.    Insbesondere  erkennen  wir 
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nicht,  wie  sich  jene  Vertragsbestimmung  zum  gesetzlichen  Recht  verhält. 
Ist  sie  nur  eine  Feststellung  dessen,  was  nach  zwingender  gesetzlicher 
Ordnung  einzutreten  hatte?  Oder  ist  sie  eine  Sitte,  neben  der,  weil  sie 
immer  befolgt  wird,  eine  gesetzliche  Regel  gar  nicht  besteht?^) 

Wenigstens  die  Vorliebe  dafür,  das  Vermögen  in  dieser  Art  der 
Familie  vertragsmäßig  zu  sichern,  klingt  durch  das  ägyptische  Familien- 
recht noch  bis  tief  in  die  Kaiserzeit  hinein  durch,  obwohl  in  dieser  Zeit 
Testamente  der  Ägypter  keine  Seltenheit  mehr  sind.  Es  ist  noch  unter 
den  Römern  öfter  von  einer  „Verfangenschaft"  (xarojjTj,  xquti]6ls)  elter- 
lichen Vermögens  zugunsten  der  Kinder  die  Rede,  wobei  ich  allerdings 
gleich  betonen  möchte,  daß  diese,  da  die  Testierfreiheit  eben  schon  be- 
steht, sicher  keine  gesetzliche  ist,  sondern  auf  den  Gesichtspunkt  des  Erb- 
vertrags (der  Eltern)  zurückgeht. 

Die  klassische  Stelle  hierfür  ist  das  Edikt  des  Marcus  Mettius  Rufus, 
Oxy.  237  Vni  34  ff.  (192),  wo  es  bezüglich  der  Anlegung  der  Grundbuch- 
öiaötQcuLaxa  heißt: 

nagaTL^BToCav  de  .  .  .xä  taxva  tatg  (sc.  v^toöTocösöL)  x&v  yovscov  oig 
ij  fi6V  XQTiöig  diä  drjfioöCav  xsxtjQrjxaL  XQrj^axLöfi&v  ii  öe  xxtjöls  ^lexä 
9'ttvaxov  Tolg  xsxvoig  xExgdxrixai. 

Das  System  wird  also  hier  dahin  bezeichnet,  daß  den  Kindern  durch 
den  (Ehe-  und)  Erbvertrag  der  Eltern  ein  Recht  an  deren  Vermögen 
eingeräumt  wird,  wodurch  sich  das  Recht  der  Eltern  auf  eine  bloße 
'jrp^ötg'  reduziert.  Das  wäre  wörtlich  genommen  sogar  nur  Nutznießung; 
doch  wird  man  vielleicht  eher  von  einem  durch  die  Rechte  der  An- 
wärter gebundenen  Eigentum  sprechen.  Denn  wie  immer  man  jene 
Verträge  auffassen  mag  (s.  sofort):  daß  beide  Eltern  ihr  Eigentum  dar 
durch  in  bloße  Nutznießung  verwandelt  hätten,  ist  recht  unwahr- 
scheinlich. 

Dabei  wird  aber  noch  die  stets  übersehene  Frage  zu  stellen  sein,  ob 
jene  xuxüx^^  der  Kinder  (also  die  der  späteren  Zeit)^)  ein  so  starkes  Recht 
gewesen  ist,  daß  die  Eltern  es  auch  durch  Übereinkunft  untereinander 
nicht  beseitigen  konnten.  Selbstverständlich  ist  dies  ja  keineswegs.  Faßt 
man  vielmehr,  wie  es  hier  geschehen  ist  und  für  die  Zeit  zweifelloser 
Testierfreiheit  gar  nicht  anders  geschehen  konnte,  die  die  xaxoxri  be- 
gründenden Verabredungen  der  Eltern  als  gewöhnliche  Erb  vertrage  auf, 
so  ist  das  daraus    entspringende   Recht    der   Kinder  jedenfalls    nicht   als 

1)  Davon  will  ich  ganz  absehen  zu  fragen,  ob  nicht  auch  hier  aus  der  zu- 
fälligen Überlieferung  verfrühte  Regeln  abgeleitet  werden  und  also  die  Theorie  des 
Familienvermögens  wirklich  so  gesichert  ist  als  sie  sich  gibt.  Ganz  ohne  Anhalt  ist 
sie  ja  gewiß  nicht. 

2)  Für  das  ältere  ägyptische  Recht  ist  der  Punkt  vor  allem  von  Ägyptologen 
zu  untersuchen.  Derzeit  lehrt  ja  Revillout  ein  allgemeines  Verfangenschaftsrecht  der 
Kinder  (Precis  1,  419  u.  ö). 
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eigentliclies  „Verfangenschaftsrecht"  in  dem  bekannten  Sinn  zu  definieren, 
sondern  nur  als  eine  durch  den  Erbvertrag  der  Eltern  nach  dem  Tod  des 
Parens  praedefunctus  eintretende  dingliche  Anwartschaft  auf  das  Vermögen 
des  superstes.  Es  steht  m.  E.  nichts  entgegen,  die  Stelle  in  Oxy.  237  in 
diesem  beschränkenden  Sinne  auszulegen,  vgl.  unten  S.  243  b. 

Daraus  folgt  von  selbst  die  Erklärung  dafür,  daß  wir  einer  Zustim- 
mung der  Kinder  zu  Verfügungen  der  Eltern  in  den  Papyri  verhältnis- 
mäßig selten  begegnen,  während  sie  sehr  häufig  zu  erwarten  wäre,  wenn 
schon  in  währender  Ehe  ein  wahres  Verfangen  schaftsrecht  begründet  wäre.-^) 

2.  Wenn  das  Testament  dem  ä  Heren  ägyptischen  Recht  im  ganzen 
fremd  war,  so  schließt  das  System  familienmäßiger  Bindung  doch  nach 
Angabe  der  Demotiker  gewisse  Verfügungen  der  Eltern  nicht  aus.  Wir 
begegnen  solchen  im  altägyptischen  Recht  unter  dem  Namen  des  „Ampa", 
vermöge  dessen  wenigstens  über  jenes  Vermögen  verfügt  werden  konnte, 
welches  man  nicht  von  den  Eltern  her  ererbt,  sondern  von  anderer  Seite 
erworben  hatte.  ^)  Doch  mag  die  Errichtung  solcher,  welche  anscheinend 
eine  sofortige,  also  schon  bei  Lebzeiten  des  Verfügenden  eintretende 
Sukzessions Wirkung  zur  Folge  hatten,  von  der  Genehmigung  des  Königs 
abgehangen  und  soll  auch  meist  nur  zugunsten  der  Ehefrau  oder  eines 
gesetzlichen  Erben  stattgefunden  haben.^)  Außerdem  scheinen  Stiftungen 
vorgekommen  zu  sein. 

3.  Es  ist  übrigens  ersichtlich,  daß  diese  Grundzüge  des  altägyptischen 
Rechts  lange  nicht  ausreichen,  um  alle  erb  rechtlichen  Kombinationen  zu 
decken.  Bei  kinderlosem  Tod  einer  Person  muß  die  Frage  des  Erbrechts 
der  Seitenverwandten  doch  von  jeher  irgendwie  geregelt  gewesen  sein. 
Und  für  die  spätere  Zeit  finden  wir  für  das  Vorhandensein  eines  encho- 
rischen  Intestaterbrechts  sogar  in  den  griechischen  Urkunden  direkte  An- 
haltspunkte. Deutlich  weist  auf  ein  solches  die  in  BGU  19  (85)  I  20  fg. 
angeführte  kaiserliche  Verordnung  der  Römerzeit,  wonach  es  „auch  den 
Ägyptern"  gestattet  war,  die  Großmutter  (ab  intestato)  zu  beerben.  Aber 
über  das  Nähere  wissen  wir  nichts. 

4.  Im  übrigen  darf  aus  der  Wendimg  der  Ehekontrakte,  wonach  der 
älteste  Sohn  Erbe  des  Vermögens  sein  soll  (S.  210),  nicht  geschlossen 
werden,  daß  er  Alleinerbe  war.  Das  wäre  ja  schon  an  sich  unverständlich 
und  verträgt  sich  auch  nicht  mit  der  Tatsache,  daß  öfter  von  den  Eltern 
die  „elterliche  Teilung"  unter  den  Kindern  vorgenommen  wird,  S.  244 fg. 
Der  älteste  wird  also  nur  als  Repräsentant  der  übrigen  genaimt. 


1)  Ich  muß  leider  bekennen,  daß  ich  auf  diesen  Punkt  hin  nicht  gesammelt 
habe;  die  mir  derzeit  zur  Hand  befindlichen  Fälle  von  Zustimmung  der  Kinder  (P.  dem. 
Straßburg  VII  [S.  23];  BGB  998  I  5;  CPR  19,  18)  stehen  der  Annahme,  daß  die  Ehe 
bereits  durch  Tod  des  parens  praedefunctus  aufgelöst  ist,  nicht  entgegen. 

2)  ReviUout,  Precis  1,  12  fg. ;  2,  982.  3)  Revillout  a.  0. 
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Ein  gewisser  Vorzug  des  Erstgeborenen  —  sei  es  nun  durch  die 
bei  der  Teilung  befolgte  Sitte,  sei  es  kraft  gesetzlicher  Bestimmung  — 
tritt  allerdings  öfter  hervor.  So  steht  in  Par.  14,  11  fg.  (=  Tor.  3,  12): 
vnuQxovGrjg  yccQ  {loi  TtQoyovix^g  olxCag  nrjx&v  dsxcc  £|,  äq)'  hv  hnißdX- 
XoveC  (lot  Jtilxeis  BJtTK  8iä  rö  slvai  tbv  naxEQa  fiov  nqsößvrsQOV  vlöv 
und  ein  ähnliches  Vorrecht  der  Erstgeburt  zeigen  auch  BGU  86;  136; 
Lond.  3  p.  8/9  1.  18  sowie  der  in  Arch.  1,  479  angeführte  Münchener 
Papyrus.  ^) 

5.  In  der  ptolemäischen  Zeit  ist  wohl  auch  den  Ägyptern  die  Errich- 
tung eigentlicher  Testamente  zugänglich  geworden,  wenngleich  der  Pachnu- 
bis,  der  im  Jahre  121  v.  C.  laut  P.  Gizeh  10388  (Arch.  1,  63)  vor  dem 
griechischen  Agoranomen  ein  solches  errichtet,  nicht  ohne  weiteres  als 
Ägypter  angesprochen  werden  darf.  In  der  Kaiserzeit  sind  Testamente 
von  Ägyptern  keine  Seltenheit  (Oxy.  104.  105.  495;  auch  BGU  86).  Es 
mögen  hier  gesetzliche  Bestimmungen  eingegriffen  haben,  von  denen  wir 
noch  keine  Kenntnis  haben.  Ausgeschlossen  von  dem  Recht  der  Testament- 
serrichtung ist  jedoch  das  Kind  i|  äyQacpov  yd^av^  so  lang  sein  Vater 
lebt,  da  dieser  das  HeimfaUsrecht  auf  dessen  Nachlaß  besitzt  (S.  210). 


II.  GRIECHISCHES  UND  GßiKO -ÄGYPTISCHES  RECHT. 

Hier  ist  vor  allem  davon  auszugehen,  daß  der  Begriff  der  TJniversal- 
sukzession  in  Griechenland  nicht  in  der  Schärfe  ausgeprägt  ist  wie  es  in 
Rom  der  Fall  ist.  Der  Gedanke,  den  Nachlaß  als  eine  untrennbare  recht- 
liche Einheit  der  Aktiven  und  Passiven  aufzufassen,  ist  den  Griechen 
keineswegs  geläufig. 

1.  Zwar  ist  es  vielleicht  zu  weit  gegangen,  wenn  man  neuerlich  lehrt, 
daß  eine  grundsätzliche  persönliche  Schuldenhaftung  für  den  Erben  im 
griechischen  Recht  nirgends  anerkannt,  sondern  die  Schuldenlast  immer 
nur  als  auf  dem  Nachlaß  ruhend  gedacht  sei. 

Das  ist  unzweifelhaft  der  Standpunkt  des  Rechts  von  Gortyn  (XI  31  fg.) 
und  wird  wohl  überall  der  ursprüngliche  gewesen  sein.  Ob  aber  das  spätere 
Recht  diesen  Standpunkt  nicht  wenigstens  teilweise  überwunden  hat,  ist 
doch  fraglich.  Es  ist  Partsch,  der  das  Gegenteil  gegen  die  ältere  Lehre 
vertritt*),  durchaus  zuzugeben,  daß  die  unmittelbaren  Beweise  der  letz- 
teren vieKach  nicht   durchschlagend  sind;    und  es  mag  richtig  sein,  daß 


1)  Vgl.  Mitteis,  Reichsr.  66  A.  2  u.  die  das.  zitt.;  Graden witz,  Hermes  28,  321  fg.; 
Wilcken,  Arch.  1,  479.  —  Griechen  stehen  in  Frage  in  Petr.  3,  19  c;  in  diesem  (sehr 
mangelhaft  überlieferten)  Dokument  handelt  es  sich,  wenn  überhaupt,  so  jedenfalls 
nur  um  eine  zufällige  Begünstigung  des  ältesten  Sohnes. 

2)  Bürgsch.-R.  1,  232  fg.  in  unzweifelhaft  bestechender  Darstellung,  die  neuer- 
dings fast  allgemeine  Zustimmung  zu  finden  scheint. 
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extranei  heredes  dem  Gläubiger  wirklich,  wie  im  deutschen  Recht,  stets 
bloß  mit  den  Nachlaßobjekten  gehaftet  haben. 

Aber  mindestens  bezüglich  der  Deszendenz  des  Erblassers  weisen 
doch  manche  Spuren  darauf,  daß  für  diese  eine  persönliche  Haftung  an- 
erkannt wurde. ^)  Es  ist  z.  B.  für  das  attische  Recht  nicht  zu  leugnen^), 
daß  die  Atimie  des  Staatsschuldners  auch  dessen  olxaloi  trifft;  daß  diese 
trotzdem  nicht  persönlich  gehaftet  hätten,  auch  wenn  sie  den  Nachlaß 
annahmen,  scheint  mir  doch  eine  bedenkliche  Voraussetzung.  Freilich  ist 
gerade  dieser  Punkt  deshalb  wenig  praktisch,  weil  unzweifelhaft  den  Kin- 
dern das  Ausschlagungsrecht  zusteht;  liegt  aber  nicht  gerade  in  diesem 
Recht  die  Anerkennung  dessen,  daß,  wenn  nicht  ausgeschlagen  wird,  das 
Kind  doch  mit  mehr  als  dem  Nachlaß  haftet? 

Das  Recht,  die  Erbschaft  auszuschlagen,  ist  auch  für  die  Griechen  in 
Ägypten  bezeugt.  Elef.  2,  ein  Erbvertrag  zwischen  Eheleuten  v.  J.  285/4, 
gibt  den  Söhnen  den  Nachlaß  der  Eltern  und  sagt  (1.  13  fg.):  "Eäv  de 
xataXsLJCCDöLV  ^tovvöiog  »)  KccXlCöta  XQSog  ti,  i^seta)  tolg  vlotg  (lij  ifißa- 
tevsi/v^  eäv  ^ij  ßovXavraL  reXevti^öavtog  ^lovvöCov  Ttal  KccXXC<ttag\  Daß 
das  bloß  darauf  hinzielen  soUte,  den  Erben  etwaigen  Streit  mit  den  Nach- 
laßgläubigem über  den  Umfang  des  Nachlasses  zu  ersparen,  halte  ich 
für  wenig  wahrscheinlich. 

In  Flor.  61  (80)  haben  zwei  Söhne  sich  längere  Zeit  besonnen,  ob 
sie  die  Erbschaft  ihrer  Väter  antreten  sollen:  'i^tel  öLtolöyot  ^6av  ocal 
änrjtovvTo  elg  top  KaCöuQog  Xoyov'  (II  49).  Auch  die  Art,  wie  dann  der 
eine  Sohn  gegen  den  anderen  wegen  eines  unter  den  Vätern  bestandenen 
Schuldverhältnisses  mit  Selbsthilfe  vorgeht  und  ihn  einsperrt,  obwohl 
dieser  ex>6xtlfic3v  ist  —  man  bemerke,  daß  die  Zahlungsfähigkeit  des 
Erben  betont  wird,  nicht  des  Nachlasses  — ,  scheint  mir  für  persön- 
liche Haftung  zu  sprechen.  Und  in  Oxy.  76  (179  n.  C.)  wendet  sich  eine 
Frau  an  den  ötQUTrjyög:  ihr  Vater  sei  krank;  falls  er  sterbe,  sei  sie  nicht 
wiUens  seine  Erbschaft  anzutreten  und  bitte  deshalb  schon  jetzt  das 
Nötige  zu  veranlassen. 

2.  Indessen,  wie  immer  es  sich  mit  der  Schuldenhaftung  verhalten 
mag'),  soviel  bleibt  sicher,  daß  schon  die  Sukzession  in  die  Aktiva  nicht 
die  Begriffsschärfe  der  römischen  Hereditas  aufweist. 

Wir  sehen  das  vor  allem  an  den  in  beträchtlicher  Zahl  vorliegenden 
Testamenten  der  ptolemäischen  Soldaten;  hier  wird,  wie  in  den  attischen 


1)  Vgl.  auch  Wenger,  GGA  1911,  167. 

2)  Und  wird  auch  von  Partsch  nicht  bestritten,  a.  0.  235  fg. 

3)  Außer  Betracht  bleibt  bei  diesem  Punkt  die  in  Testamenten  öfter  (z.B.  804,  6) 
stehende  Anordnung,  daß  ein  bestimmter  Bedachter  die  Schulden  bezahlen  soll.  Das 
konnte  nur  als  Auflage  wirken,  die  Verpflichtungen  gegen  die  Gläubiger  aber  nicht 
berühren. 
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Philosophentestamenteii ,  der  Nachlaß  regelmäßig  Stück  für  Stück  ver- 
geben, so  daß  im  römischen  Sinn  nur  Kodizille  vorliegen  würden  und 
auch  wo  alles  vergeben  wird,  ist  nur  von  'xaraXsLTCco  tä  vndqxovtd  [lov', 
also  von  einem  Vermächtnis  der  Aktiva  die  Rede.  In  der  Kaiserzeit 
allerdings  wird  öfter  ein  xXrjQovöfiog  ernannt,  was  möglicherweise  schon 
auf  römischen  Einfluß  zurückgeht,  obwohl  das  Wort  (in  weniger  prägnanter 
Bedeutung)  natürlich  schon  dem  altgriechischen  Recht  geläufig  ist. 

3.  Bezüglich  der  Berufung  zur  Erbfolge  wäre  zunächst  die  Intestaterb- 
ordnung  der  ägyptischen  Griechen  zu  erörtern.  Doch  mangelt  es  für  die 
Frage,  welches  Erbfolgesystem  hier  geherrscht  hat,  noch  an  den  erforder- 
lichen Vorarbeiten.  Urkunden,  in  welchen  über  dasselbe  unmittelbar  ge- 
sprochen wird,  liegen  nicht  vor;  es  muß  als  Gegenstand  künftiger  Unter- 
suchung bezeichnet  werden,  ob  sich  aus  Vergleichung  der  in  Erbschafts- 
und  sonstigen  Yermögens-djtoyQacpaC,  Kaufbriefen  und  ähnlichem  Material 
enthaltenen  Angaben  über  stattgehabte  Intestatsukzession  das  in  Geltung 
gestandene  System  ermitteln  läßt.  Bis  dahin  wird  man  nach  Analogie 
dessen,  was  wir  über  das  griechische  Erbrecht  in  anderen  Gebieten  wissen, 
annehmen  dürfen,  daß  die  gesetzliche  Erbfolge  nach  dem  agnatischen  Prinzip 
geordnet  war.     Aber  der  Ausbau  im  einzelnen  muß  dahingestellt  bleiben. 

Bezüglich  der  gewillkürten  Erbfolge,  wo  das  Material  viel  mehr  zu- 
tage liegt,  ist  zwischen  Testamenten  einerseits,  Erbverträgen  und  ^isql- 
xaCai  (elterlichen  Teilungen)  andererseits  zu  unterscheiden. 

I.  TESTAMENT  (AIA0HKH). 

Dieses  ist  schon  in  der  Ptolemäerzeit  sehr  häufig  und  wird,  wie  be- 
reits gesagt  (S.  234),  seit  dieser  Zeit  nicht  bloß  von  Griechen,  sondern 
auch  von  Ägyptern  errichtet. 

a)  Die  äußere  Form  der  Testamentsurkunden  entspricht  bei  den 
Griechen  den  allgemeinen  Regeln  der  Urkundsformen;  es  gibt  also  Syn- 
graphophylaxtestamente  ^)  und  Homologien.  Die  alexandrinische  övyioi- 
QrjöLg  freilich  ist,  schon  wegen  der  üblichen  Zweiseitigkeit  der  Er- 
klärungen (nagä  tov  dslvos  xccl  rov  dstvog,  oben  S.  66),  auf  das  seiner 
Natur  nach  einseitige  Testament  mindestens  nicht  in  unveränderter  Form 
anwendbar  gewesen;  jedenfalls  konnte  man  aber  in  Alexandrien  vor  dem 
auch  dort  nachweisbaren  (S.  65  A.  3)  Agoranomen  Homologien  errichten. 
In  einem  Fall  (BGU  1151,7)  wird  eine  solche,  aufgenommen  für  einen  grie- 
chischen Testator  von  dem  uqx^^ov  (räv  'loydaiav  [?]),  erwähnt.  —  Bank- 
(iiayQatpai  können  natürlich  für  die  letztwillige  Verfügung  nicht  in  Be- 
tracht kommen;  zweifelhafter  ist  die  Zulässigkeit  chirographarischer  Ver- 
fügungen. 

1)  Daher  vielleicht  auch  (in  der  Eaiserzeit)  s^afidgTVQOi  (oben  S.  65). 
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An  sich  möchte  man  dieselben,  also  „holographische"  Testamente  im 
modernen  Sinn,  schon  deshalb  für  ausgeschlossen  ansehen,  weil  die  sonst 
erforderliche  (s.  unten)  Zahl  von  sechs  Zeugen  hier  fehlt  —  denn  durch 
die  Zeugen   würde  ja  wieder  sofort  ein   iiaficcQrvQov  (S.  55)    geschaffen. 

Doch  darf  man  die  eigentümliche  Bemerkung  in  Oxy.  494,  25;  495,  15 
nicht  übersehen.  Dort  sagt  der  Testator  in  einem  notariellen  Testament :  Was 
ich  auf  das  ixdoöLfiov  dieses  Testaments  hinzuschreiben  werde,  soU  gültig 
sein.  Man  hat  hiernach  den  Eindruck,  daß  es  mindestens  zulässig  war, 
wenn  der  Testator  eine  solche  im  notariellen  Testament  vorbehaltene 
holographische  Verfügung  (also  einen  CodiciUus  testamento  confirmatus) 
(auf  dem  sxd66i^ov  selbst?)  errichtete. 

Übrigens  ist  der  erstere  Papyrus  noch  dadurch  interessant,  daß  der 
Erblasser  in  demselben  erklärt,  er  habe  das  ganze  Testament  eigenhändig 
geschrieben  (1.  30).  Es  zeigt  dies  die  Möglichkeit,  daß  bei  letztwilligen 
Verfügungen  der  Erblasser  das  Recht  hatte,  der  Notariatsbehörde  — 
denn  daß  das  Testament  notariell  ist,  beweist  das  hydoöi^ov  in  1.  25  — 
einen  eigenhändig  geschriebenen  Aufsatz  zur  Beurkundung  zu  über- 
reichen, und  in  der  Tat  ist  dieses  Stück  subjektiv  stilisiert.  Das  ist 
auch  durchaus  begreiflich,  da  es  unerträglich  gewesen  wäre,  bloß  das 
„testamentum  nuncupativum"  zuzulassen,  bei  dem  die  Urkundspersonen 
den  Inhalt  notwendig  erfahren  mußten.  Vielmehr  konnten  Testamente 
jedenfalls  auch  verschlossen  präsentiert  und  von  den  Zeugen  ohne  Kenntnis 
des  Inhalts  versiegelt  werden. 

b)  Erforderlich  scheint  die  Zuziehung  von  sechs  Zeugen  gewesen  zu 
sein:  sie  findet  sich  nicht  bloß  bei  Syngraphophylaxurkunden,  wo  sie 
schon  durch  das  Wesen  dieser  Urkundenart  bedingt  ist,  sondern  sie  ist 
auch  bei  notariellen  Homologien,  bei  denen  sonst  keine  Zeugen  zugezogen 
werden,  so  regelmäßig^),  daß  man  m.  E.  annehmen  muß,  es  habe  hier  eine 
gesetzliche  Vorschrift  bestanden,  wonach  jedes,  auch  das  notarielle  Testa- 
ment, von  sechs  Zeugen  beurkundet  sein  mußte.  Damit  stimmt  CPR  18, 
19/20  (84)  gut  überein,  wo  in  einem  Prozeß  gesagt  wird:  ^v^v  dia9"i]xrjv 
nXiJQri  EXBiv  tbv  räv  ^ccqtvqov  a^id-^öv'. 

c)  Unterschrift  des  Testators  findet  sich  immer  in  der  römischen 
Zeit,  nicht  dagegen  in  der  ptolemäischen.  Auch  Zeugenunterschriften  sind 
erst  in  der  römischen  Zeit  nachweisbar;  unter  den  Ptolemäern  wird  zwar 
in  notariellen  Testamenten  ein  Verzeichnis  der  Zeugen  gegeben,  aber 
anscheinend  vom  Notar  hergestellt.^)  Das  Gleiche  gilt  von  den  Syn- 
graphophylaxurkunden. 


1)  Grenf.  1,  21,  wo  die  Zeugen  fehlen,  ist  sicher  Kopie,  wie  schon  der  Hg.  er- 
kannt hat.  Ürigens  finden  sich  vielleicht  Reste  ihrer  Unterschrift  in  Grenf.  1,  44,  der 
doch  wohl  ein  Exemplar  desselben  Testaments  darstellt  (vgl.  Naber,  Arch.  3,  11). 

2)  Vgl.  Grenf.  1,  12;  P.  Giz.,  Axch.  1,  63  fg. 
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d)  Daß  die  Zeugen,  wenigstens  bei  agoranomischen  Testamenten,  den 
Inhalt  der  Verfügung  nicht  zu  erfahren  brauchten,  wurde  bereits  bemerkt 
(s.  unter  a)  g.  E.). 

e)  Mit  welchem  Lebensalter  die  Testierfähigkeit  eintrat,  wissen  wir 
nicht  bestimmt;  es  hängt  dies  mit  der  allgemeinen  Unsicherheit  unserer 
Kenntnisse  vom  Volljährigkeitstermin  zusammen  (Kap.  X). 

Durch  das  Vorhandensein  von  Söhnen  wird  die  Testierfreiheit  des 
Familienvaters  nicht  ausgeschlossen^),  wie  sie  sich  auch  im  jüngeren 
(nachsolonischen)  Recht  Athens  findet.  Aber  daß  der  Vater  völlig  frei 
habe  verfügen  können,  wird  man  nicht  annehmen  dürfen.  Der  einzige 
Fall,  der  sich  dafür  anführen  ließe  —  das  Testament  des  Pachnubis,  Arch. 
1,  63,  wo  dieser  seiner  Frau  den  gesamten  Nachlaß,  seinen  Söhnen 
von  einer  ersten  Frau  nur  je  ein  Bett  hinterläßt  —  beweist  offenbar 
zuviel;  hier  müssen  anomale  Verhältnisse  von  Familienzwist  vorgelegen 
haben,  und  waren  das  überhaupt  eheliche  Söhne  und  nicht  mindestens 
solche  i^  ayQK(p(xiv  ydfKov?  Daß  ferner  in  Oxy,  493  der  Nachlaß  der 
Witwe  zufallen  soU,  aber  mit' der  Verpflichtung,  ihn  nach  ihrem  Tode 
auf  die  Söhne  zu  verteilen,  beweist  zwar,  daß  ein  unmittelbares  Not- 
erbrecht der  Söhne  auf  den  ganzen  Nachlaß  nicht  bestand,  schließt  aber 
noch  keineswegs  die  unbedingte  Verfügungsfreiheit  in  sich;  die  Teilung 
der  Mutter  kann  ganz  wohl  an  bestimmte  Normen  gebunden  gewesen  sein. 
Fälle  endlich,  wo  neben  dem  Sohn  die  Schwester  etwas  erhält  (Oxy.  495), 
sind  nur  selbstverständlich. 

Frauen  müssen  zur  Testamentserrichtung  einen  xvqlos  beiziehen 
(Oxy.  104.  490.  492;  BGU  719). 

f)  Die  Testamenti  factio  passiva  kommt  auch  Ungebomen  zu  (Grenf. 
1,  12,  21;  Oxy.  490,  5).  Wenn  dagegen  in  Oxy.  494,  23;  634  Legate  zu- 
gunsten von  Sklaven  errichtet  zu  sein  scheinen,  können  diese  allenfalls 
auch  als  bloße  Auflagen  gedeutet  werden.  Notwendig  ist  dies  freilich 
nicht,  da  derzeit  nicht  feststeht,  daß  der  gräko- ägyptische  Sklave  voll- 
kommen vermögensunfähig  gewesen  sei. 

g)  Der  innere  Stil  der  Testamente  kann  insofern  ein  konstanter  ge- 
nannt werden,  als  sie  ganz  regelmäßig  mit  der  aus  dem  altgriechischen 
Recht  stammenden  Formel  beginnen:  Tcids  dis&ero  vo&v  xal  tpQOv&v  6 
ÖBlva.  Dies,  wodurch  sich  das  einseitige  Testament  von  der  gleichfalls 
vorkommenden  zweiseitigen  Schenkung  auf  den  Todesfall  (BGU  993)  auch 
stilistisch  unterscheidet,  wird  objektiv  gefaßt;  im  weiteren  beginnt  der 
Testator  in  subjektiver  Fassung  zu  sprechen.  Beliebt  ist  hierbei,  daß  er 
sich  zu  Beginn  für  seine  Lebenszeit  freie  Verfügung  vorbehält,  z.  B.  *«?iy 
yiiv  ftot  vyialvovti  tav  sficcvTäv  xvqiov  elvai'    iäv  öi  tt  Ttdöxca  sq.*   (so 


1)  Arangio-Ruiz  84  fg.;  Partsch,  Sav.  Z.  28,  447. 
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in  der  Thebais,  z.  B.  Grenf.  1,  21)  oder:  '«'^p'  bv  (ilv  nsQCei^i,  xQ'^vov  ex^iv 
fi€  f^v  t&v  idCcov  i^ovöLav  b  häv  ßovXofiuL  knixEXalv  usf.'  (so  in  Oxy- 
rhynchos). 

Im  Fortgang  ist  der  Stil  wechselnd.  Eine  bestimmte  Formel  der 
Erbeinsetzung  ist,  wie  schon  bemerkt  wurde  (S.  236),  namentlich  in  der 
Lagidenzeit  nicht  üblich,  und  auch  in  der  römischen  nicht  konstant;  ob- 
wohl in  letzterer  öfter  von  ^axaksCnco  xXrjQovö^ov  die  Rede  ist,  kommt  doch 
auch  0vyxcoQC)  ta  dslvi  zb  .  .  .  (Oxy.  104.  489)  vor.  Da  oft  nur  über  be- 
stimmte Gegenstände  verfügt  wird,  hält  es  mitunter  schwer  zu  sagen,  ob 
eine  wirkliche  Universalsukzession  mit  heredis  institutio  ex  re  certa^)  be- 
zweckt ist  oder  nur  ein  IntestatkodiziU  vorliegt. 

Daneben  finden  sich  auch  deutliche  Vermächtnisse  einzelner  Gegen- 
stände, welche  neben  einer  Erbeinsetzung  stehen  (z.B.  Oxy.  494,  7  fg.). 
Hierbei  bleibt  es  zweifelhaft,  ob  solche  dingliche  oder  bloß  persönliche 
Wirkung  äußern;  doch  ist  ersteres  nach  der  ganzen  Entwicklung  des  grie- 
chischen Testaments,  welches  ja  seinen  Ausgang  von  Singularverfügungen 
nimmt,  das  Wahrscheinlichere.  Dafür  spricht  auch,  daß  der  Testator  nie 
eine  Verpflichtung  des  Erben  zur  Verschaffung  fixiert,  sondern  das  Recht 
direkt  verleiht  (z.B.  Oxy.  494  1.  13 fg.:  ri)v  xQfjöiv  s^sl). 

Auch  Freilassungen  von  Sklaven  kommen  vor  (Oxy.  494,  5  fg.;  Petr. 
1,  15)  und  sehr  häufig  sind  Vormundsernennungen. 

Den  eingesetzten  Erben  werden  mitunter  Ersatzerben  (Oxy.  494, 12  u.ö.) 
oder  Nacherben  (Oxy.  491,  10)  gegeben.  Ob  sich  in  BGU  896,  4 — 5  eine 
PupiUarsubstitution  erkennen  läßt^),  mag  dahingestellt  bleiben. 

Außerdem  findet  sich  das  Verbot  an  den  Erben,  über  den  Nachlaß 
zu  testieren,  was  ein  Fideikommiß  zugunsten  seiner  Kinder  bedeutet  (Oxy. 
489,  10-11). 

Töchter  werden,  wo  sie  mit  Söhnen  konkurrieren,  meist  auf  die  Mit- 
gift gesetzt,  resp.,  wenn  sie  dieselbe  schon  bekommen  haben,  als  hiermit 
abgefunden  betrachtet.') 

Zum  Inhalt  der  Testamente  gehören  auch  die  in  Ägypten  wiederholt 
nachweisbaren  Ernennungen  von  Testamentsvollstreckern  {knixQonoi).  So 
ist  es  schon  in  den  ptolemäischen  Soldatentestamenten  durchaus  gewöhn- 
lich, daß  der  König  zum  Testamentsvollstrecker  ernannt  wird.  Das  mag 
nun  freüich  eine  Kurialphrase  sein,  deren  Sinn  mehr  dahin  geht,  den 
letzten  Willen  dem  besonderen  Schutz  der  höchsten  Gewalt  anzuempfehlen. 
Aber  die  hierbei  stereotype  Wendung  inCxQoxov  alQov^ai  deutet  doch 
darauf,  daß  ein  gangbarer  Begriff  gehandhabt  wird.     Auch  in  dem  römi- 


1)  Wortdeutlich  liegt  eine  solche  vor  in  (dem  Formular)  Oxy.  1034 :  KXrjQOvoiiovs 
xaTaXslitto  tijv  fisv  9vyariqa  [lov  xal  rbv  evvtQOtpov  avtfjg  ttva  ■kuL  riva,  tbv  liiv  tiva 
. . .  olxiag  nal  aiXijg,  tr]v  äh  &vyaxiqa  xal  rbv  avvTQOtpov  airfig . . .  a>v  $x^  oliii&v  [ivolv. 

2)  So  Arangio-Ruiz  92.  3)  Vgl.  oben  S.  223. 


240  Kap.  IX.    Erbrecht. 

sehen  Testament  BGU  326  ist  von  einem  Testamentsvollstrecker  die  Rede 
(s.  Lit.  zu  316),  wieder  unter  der  Bezeichnung  ' ejtCtQonog' .  Immerhin 
sind  diese  Spuren  der  Testamentsvollstreckung  undeutlich,  und  in  den 
griechischen  Testamenten  der  Kaiserzeit  finden  wir  sie  bisher  nicht;  erst 
das  Syr.  Rb.  (P.  11  cf.  L,  30)  und  Nov.  Leon.  68  erwähnen  wieder  das 
Institut;  über  die  Anklänge  an  dasselbe  in  lateinischen  RechtsqueHen  s. 
Rom.  P.  R.  1,  106  A.  ^)  Sicheres  läßt  sich  auf  diesem  Gebiet  derzeit  nicht 
sagen. 

Endlich  ist  der  in  den  Testamenten  vorkommenden  Strafklauseln  zu 
gedenken.  Wir  finden  sie  zur  Römerzeit  in  Oxy.  105;  489;  491;  492 
— 495  und  noch  in  dem  byzantinischen  Testament  des  Abraham  von 
Hermonthis  Lond.  1  p.  231,  während  sie  in  der  Ptolemäerzeit  fehlen;  denn 
die  Strafandrohung  an  die  Söhne  in  Eleph.  2  hat  vertragsmäßigen  Charakter, 
da  diese  dem  Erbvertrag  der  Eltern  durch  ihre  Siegelung  beigetreten  sind 
(s.  Einl.  zu  311).  Jene  Straf  klausein  nun  richten  sich  an  jedermann,  der 
den  Bestimmungen  des  Testaments  zuwiderhandeln  sollte  und  verhängen 
über  ihn  eine  Geldstrafe  zugunsten  der  Erben,  die  in  Oxy.  494  die  Höhe 
von  zwei  Silbertalenten  (sonst  nur  1 — 3000  Drachmen)  erreicht;  die  gleiche 
an  den  Fiskus,  außerdem  noch  die  Verpflichtung  zum  Schadenersatz.  Diese 
Strafen  sind  jedenfalls  mit  den  in  Inschriften  vorfindlichen  Sepulkralmulten 
irgendwie  zusammenzustellen;  denn  auch  deren  rechtliche  Grundlage  wird 
wohl  in  dem  Testament  zu  suchen  sein,  das  die  Grabstiftung  enthielt. 
Man  wird  es  auch  als  sicher  annehmen  können,  daß  diese  Klauseln  recht- 
lich wirksam  waren;  das  aber  kann  nur  auf  gesetzlicher  Grundlage  der 
Fall  gewesen  sein.  Also  werden  gesetzliche  Bestimmungen  (resp.  was  dem 
gleichsteht,  solche  des  Provinzialedikts)  bestanden  haben,  welche  das  Testa- 
ment unter  besonderen  Schutz  stellten. 

h)  Eine  beachtenswerte  Eigentümlichkeit  des  gräko -ägyptischen  Rechts 
bildet  das  gemeinschaftliche  Testament  von  Ehegatten.  Daß  ein  solches 
zulässig  war,  zeigte  durch  Argumentum  e  contrario  schon  in  einem  frühen 
Stadium  der  Papyruspublikationen  BGU  448,  13,  wo  gesagt  wird,  Ehe- 
leute hätten  testiert  'sxaötog  its%c3Qi6iiEvc)g\  und  die  positive  Bestätigung 
dessen  brachten  die  Erwähnung  gemeinsamer  Testamente  in  Oxy.  75,  10; 
636  desc.^)  sowie  das  Original  eines  solchen  in  Oxy.  493.  Denn  daß 
erstere  beiden  Urkunden  wirkliche  Testamente  meinen  und  nicht  etwa,  was 
ja  in  Ägypten  auch  vorkommt  (S.  241),  Erbverträge,  zeigt  der  in  beiden 
vorkommende  Ausdruck  dta^-j^x?;;  auch  in  Oxy.  493  ist  ausdrücklich  von 
'Ttoisted'ac  diad'^xrjv'  die  Rede  (1.  15)  ^),  während  ein  Erb  vertrag  sich 
^vyyQacpri  ^<^^  bfioXoyCa  (Eleph.  2  1.  1/2)  nennt. 

1)  Außerdem  auch  Sacchi  Cadispeto,  Studi  Fadda  5  p.  311—340. 

2)  Letzterer  in  extenso  publiziert  von  Wessely,  Stud.  pal.  4,  114. 

3)  Daß  dem  Übertretenden  Strafen  angedroht  werden,  bezieht  sich  nicht  auf 
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i)  Über  die  Eröffinung  der  Testamente  haben  in  der  Kaiserzeit  un- 
zweifelhaft genaue  Vorschriften  des  Provinzialedikts  bestanden,  entsprechend 
denen  des  Edictum  praetoris  urbani;  darauf  zielen  die  Worte  in  Lips. 
10  II  13:  'diad-'^xr]  vo^Cficog  Xvdstöcc'.  Die  Eröffnung  erfolgt  beim  Stra- 
tegen, einerlei  ob  das  Testament  ein  peregrinisches  ist  (BGU  592;  CPR 
95,  9;  102,  11)  oder  ein  römisches  (BGU  361  U;  Lond.  2  p.  176).  Der 
Strateg  ist  hierzu  ohne  weiteres  zuständig  (Lond.  2  p.  176;  BGU  361  cit.; 
wohl  auch  BGU  135).  Wenn  in  BGU  448  ein  römischer  Veteran  sich 
an  den  Statthalter  wendet,  um  durch  diesen  den  Strategen  zur  Eröffinung 
zu  beauftragen,  so  muß  dies  besondere  Gründe  gehabt  haben.  ^) 

k)  Die  Aufhebung  des  Testaments  geschieht  nach  dem  Recht  der 
Gräko-Agypter  nicht  schon  wie  nach  römischem  Recht  durch  jede  Errichtung 
eines  neuen.  Dafern  vielmehr  das  jüngere  Testament  inhaltlich  dem  älteren 
nicht  widerspricht,  können  beide  nebeneinander  bestehen  (Grenf.  1,21 1.4/5: 
xatä  dia&'^xi]v).  Natürlich  aber  hat  der  Erblasser  jederzeit  das  Recht, 
sein  Testament  zu  ändern,  worauf  der  Ausdruck  ' a^stccd'stos'  in  Oxy.  75,15; 
482,  35;  636,  12  geht.  Testamente,  die  bei  den  Agoranomen  errichtet 
und  daher  auch  bei  ihnen  deponiert  sind^),  werden  durch  Rücknahme 
aufgehoben  (Oxy.  107,  5:  avuXaßslv  eis  äxvQodLv,  vgl.  Oxy.  106;  178). 

n.  ERBVERTRAG  UND  ELTERLICHE  TEILUNG. 

Neben  dem  Testament  stehen  in  der  ägyptischen  Praxis  verschiedene 
Rechtsgeschäfte  von  offenbar  hervorragender  Bedeutung,  nämlich  der  Erb- 
vertrag unter  Ehegatten  und  die  elterliche  Teilung. 

Von  Erbverträgen  unter  Ehegatten  kann  man  zunächst  vielleicht 
schon  für  das  altägyptische  Recht  sprechen  (vgl,  oben  S.  232).  Aber  auch 
in  der  späteren  Zeit  finden  wir  sie  in  der  gräko-ägyptischen  Bevölkerung 
verbreitet.  In  Oxy.  237  VIII  35  (192)  und  713  (314)  besitzen  wir  referie- 
rende Urkunden,  welche  ihre  ausgedehnte  Anwendung  bezeugen.  Elef.  2 
ist  das  Original  eines  Erbvertrags  unter  Griechen^);  auch  Gen.  21  1.  15  fg. 
(284)  enthält  einen  mit  einem  Ehekontrakt  verbundenen  Erbvertrag;  BGU 
1050  1.  29  (286)  nimmt  einen  solchen  in  Aussicht;  vielleicht*)  ein  solcher 

vertragsmäßige  Gebundenheit  der  beiden  Erblasser,  sondern  auf  dritte  Personen;    es 
sind  das  die  eben  besprochenen  testamentarischen  Multen. 

1)  Vgl.  C.  J.  6,  36,  2  und  im  ganzen  Bachofen,  Ausgewählte  Lehren  p.  361. 

2)  Dazu  vgl.  S.  63  A.  2. 

3)  Der  Charakter  dieses  Stückes  als  Erbvertrag  (nicht  korrespektives  Testament) 
geht  nämlich  unwiderleglich  aus  der  für  beide  Teile  Imperativischen  Fassung  in 
1.  3 — 6  sowie  aus  der  Überschrift  'avyyQacpri  kccI  ö/ioiloyia'  hervor. 

4)  Ganz  sicher  ist  dieses  deshalb  nicht,  weil  man  nach  dem  Wortlaut  in  1.  8  f. 
auch  an  ein  gemeinschaftliches  korrespektives  Testament  denken  kann.  —  Daß 
übrigens  die  Parteien  in  diesem  Papyrus  wirklich  Ägypter  sind,  ist  außer  Frage, 
weil  eine  Geschwisterehe  vorliegt. 

Ein  mit  CPR  28  wohl  verwandtes,  aber  wegen  starker  Defekte  nicht  durch- 
sichtiges Stück  ist  ferner  Oxy.  265. 
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unter  Ägyptern  ist  CPß  28  (312).  Auch  im  letzteren  Papyrus  fällt  die 
erbrechtliche  Verfügung  mit  dem  Eheschluß  oder  richtiger  gesagt  mit  dem 
Abschluß  des  eyyQacpog  yd^og  —  denn  agraphisch  hatte  das  Paar  schon 
längere  Zeit  gelebt  —  zusammen,  und  es  mag  oft  vorgekommen  sein, 
daß  Erb-  und  Ehevertrag  verbunden  wurden.  Notwendig  kann  dies  aller- 
dings ausweislich  von  Elef.  2  nicht  gewesen  sein. 

Die  elterliche  Teilung  dagegen  finden  wir  (bei  Ägyptern)  wiederholt 
(BGU  183.  251—2)  im  Anschluß  an  die  Ehe  der  Kinder.  D.  h.  dem 
Ehekontrakt  dieser  schließt  sich  der  Parens  so  an,  daß  er  an  die  heiraten- 
den —  mitunter^)  auch  seine  übrigen  —  Kinder  sein  Vermögen  verteilt. 
Begriffsnotwendig  wird  aber  die  Verbindung  der  Teilung  mit  einem  Ehe- 
kontrakt nicht  gewesen  sein;  im  FaU  Fay.  97  (315)  haben  wir  für  die 
Annahme  solcher  Koinzidenz  mindestens  keinen  Anhalt. 

In  BGU  252  findet  sich  als  Überschrift  der  Urkunde,  welche  wie  ge- 
sagt Ehevertrag  der  Kinder  mit  hinzutretender  Teilung  des  Parens  ist, 
das  Wort  ^ övyyQatpodLuQ'ifiyiri' .  An  einer  zweiten  Stelle,  CPR  28,  1,  hat 
man  vorgeschlagen,  es  durch  Ergänzung  herzustellen.^)  Dieses  zweite 
Stück  ist  jedoch  ein  Erbvertrag  (oder  korrespektives  Testament)  bei  der 
Eheschließung  der  Eltern.  SoUte  daher  obige  Ergänzung  zutreffen,  so 
wäre  ersichtlich,  daß  6vyyQa(po8ia^')fiy,ri  ein  Sammelname  für  alle  Urkunden 
ist,  in  denen  eine  Verfügung  von  Todeswegen  mit  einem  Rechtsgeschäft 
unter  Lebenden  zusammentrifft. 

Im  einzelnen  ist  nun  folgendes  zu  sagen: 

I.  Der  Erbvertrag. 

Ob  er  der  besonderen  Form  des  Testaments,  d.  h.  der  sechs  Zeugen 
bedarf,  läßt  sich  nicht  feststellen;  denn  Elef.  2  ist  Syngraphophylax- 
urkunde,  die  hier  vorkommenden  sechs  Zeugen  sind  also  schon  durch 
diesen  Umstand  bedingt  gewesen.  In  dem  Notariatsakt  CPR  28  (wenn 
es  ein  Erb  vertrag  sein  sollte,  S.  241  A.  4)  dagegen  ist  der  Schluß  ab- 
gerissen, so  daß  man  nicht  weiß,  ob  hier  Zeugen  zugezogen  worden  sind. 
Immerhin  ist  das  Erfordernis  der  sechs  Zeugen  an  sich  wahrscheinlich. 

Außerdem  sind  in  Elef  2  dem  Erb  vertrag  auch  die  Kinder  zugezogen 
worden.  Sie  haben  mitgesiegelt.  Ob  Entsprechendes  in  CPR  28  auch  der 
FaU  war,  ist  bei  der  unvollständigen  Erhaltung  dieses  Stücks  nicht  zu 
ersehen;    auch  in  Oxy.  237  VIII  85   ist    die  Entscheidung   nicht  absolut 


1)  Letzteres  nicht  immer;  in  Oxy.  713  (314)  ist  den  (älteren)  Kindern  jedem  erst 
bei  seiner  Verheiratung  zugeteilt  worden.  —  Daß  dieses  eine  Abschichtung  aus  dem 
Hause  darstellt,  liegt  auf  der  Hand. 

2)  Ein  anderes  Mal  findet  es  sich  in  Oxy.  1102,  14  (mir  zufällig  noch  vor  der 
Publikation  zugänglich  gewesen);  die  Axt  der  Urkunde  ist  hier  nicht  sicher  zu  be- 
Btimmen. 
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sicher.  Doch  kann  die  Zuziehung  der  Kinder  keinesfalls  notwendig 
gewesen  sein;  man  pflegt  auch,  und  wohl  mit  Recht,  nach  Analogie  der 
demotischen  Ehekontrakte  anzunehmen,  daß  die  Eltern  sogar  eine  noch 
nicht  vorhandene  Nachkommenschaft  vertragsmäßig  einzusetzen  imstande 
waren,  und  darauf  deutet  auch  die  Ausdrucksweise  in  Oxy.  713,  16  'xat- 
B6%ov  tf}  i|  aXl'r]k(ov  yevBaJ'  Man  müßte  ja  bei  einer  anderen  Auffassung 
von  allen  Erbverträgen,  die  mit  dem  Eheschluß  verbunden  waren,  an- 
nehmen, daß  dem  eyyQa^pog  yd^og  ein  äyQacpog  yd(ios  vorausgegangen 
war,  dem  die  am  Vertrag  teilnehmenden  Kinder  entstammten;  eine  denn 
doch  unmögliche  Voraussetzung. 

a)  Wurde  nun  der  Erbvertrag  mit  Zuziehung  der  Kinder  geschlossen, 
so  ist  nicht  zu  bezweifeln,  daß  er  diesen  sofort  eine  feste  xat oxt]  am 
elterlichen  Vermögen  gab,  also  ohne  ihre  Zustimmung  nicht  widerruf- 
lich war. 

b)  Wie  aber,  wenn  die  Kinder  dem  Vertrag  nicht  beigetreten  waren? 
Man  pflegt  bis  jetzt  auch  hier  eine  sofortige  xatox'^  anzunehmen,  ohne 
sich  die  grundsätzliche  Verschiedenheit  dieser  Konstellation  von  der  ersten 
gegenwärtig  zu  halten.  Man  ist  dazu  bestimmt  eben  durch  die  Tatsache, 
daß  in  den  Papyri  öfter  von  xaroxij  der  Kinder  die  Rede  ist,  wobei  man 
(so  auch  früher  ich  selbst)  nicht  bedacht  hat,  daß  diese  ganz  wohl  nur 
für  solche  FäUe  gemeint  sein  kann,  wo  entweder  diese  am  Vertrag  teil- 
genommen hatten  oder  doch  ein  Elternteil  bereits  verstorben  war  (denn 
in  diesem  Falle  konnte  natürlich  der  Superstes  einseitig  den  Vertrag  nicht 
aufheben).  Ob  aber,  wenn  beide  Eltern  lebten,  sie  den  ohne  Zuziehung 
der  Kinder  errichteten  Erbvertrag  nicht  aufheben  konnten,  ist  doch  eine 
offene  Frage.  Man  beachte  auch  in  Oxy.  713,  17  fg.  die  charakteristischen 
Worte  TCQog  tb  (istä  ri)v  rslevrijv  ßsßaCag  slvai  täv  taxvcov.  Ich  bin 
also  sehr  geneigt,  den  Eltern  die  Freiheit  der  Aufhebung  des  Erbvertrags 
in  beiderseitigem  Einverständnis  zuzusprechen  und  anzunehmen,  daß,  wo 
die  Kinder  dem  Erbvertrag  nicht  beigetreten  waren,  eine  xatoxt]  zu  ihren 
Gunsten  erst  mit  dem  Tode  eines  der  Eltern  eintrat. 

Ad  a)  und  b)  Soweit  nun  aber  die  xutox'^  eintrat,  müssen  wir  an- 
nehmen, daß  sie  den  Kindern  an  jedem  Bestandteil  des  elterlichen  Ver- 
mögens ein  festes,  freie  Verfügungen  des  Parens^)  ausschließendes  Recht 
gab.  Also  nicht  bloß  ein  festes  Erbrecht  am  Vermögen  als  Ganzes.^ 
Denn  nach  Oxy.  237  VIII  35  soU  die  Verfangenschaft  im  Grundbuch  ein- 

1)  Unter  Parens  verstehe  ich  hier  und  im  folgenden  den  Parens  superstes  für 
den  Fall,  daß  die  Bänder  dem  Erbvertrag  nicht  beigetreten  waren;  für  den  ent- 
gegengesetzten Fall  dagegen  die  beiden  Eltern  der  noch  nicht  durch  den  Tod  auf- 
gelösten Ehe. 

2)  In  diesem  letzteren  Falle  wären  nämlich  Verfügungen  unter  Lebenden  des 
Parens  superstes  über  sein  Vermögen  keineswegs  notwendig  ausgeschlossen.  Vgl. 
BGB  2286. 
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getragen  werden.  Das  hatte  aber  doch  nur  einen  Sinn,  wenn  das  vor- 
handene Vermögen  des  Parens  gegen  Verfügungen  unter  Lebenden  ge- 
bunden werden  sollte. 

Nach  dem  Gesagten  hat  es  also  zweifellos  Fälle  wahrer  Gebundenheit 
der  einzelnen  Vermögensstücke  gegeben.  Diese  Tatsache  bestärkt  mich 
aber  auch  darin,  die  Bedingungen  dieser  xar oxi]  nicht  schon  mit  jedem 
Erb  vertrag  ohne  weiteres  als  gegeben  anzusehen,  da  wir  sonst  in  Kauf- 
und anderen  Verträgen  viel  häufiger  eine  Zustimmung  der  Kinder  zu 
Verfügungen  der  Eltern  erwähnt  finden  würden. 

Zweifelhafter  ist  folgender  Punkt.  Gibt  die  xatox')]  jedem  Kind  gleiches 
Anteilsrecht  an  jedem  einzelnen  Vermögensstück  oder  nur  allen  zusammen 
ein  gemeinsames  Recht,  wobei  der  Parens  befugt  ist,  unter  ihnen  beliebig 
zu  verteilen? 

Ein  solches  Recht  der  Verteilung  durch  den  Parens  superstes  ist 
nämlich  in  Oxy.  493  in  einem  wechselseitigen  Testament,  das  die  Kinder 
als  Nacherben  des  Parens  superstes  betrachtet,  für  diesen  festgestellt  und 
tritt  auch  in  Oxy.  713  deutlich  hervor.  Nach  letzterer  Urkunde  scheint 
es  allerdings,  daß  die  Verteilung  eine  gleiche  sein  mußte.  Die  Frage  ist 
nur,  ob  ein  solches  Teilungsrecht  besonders  ausbedungen  werden  mußte, 
was  wahrscheinlich  ist. 

Endlich  sei  noch  bemerkt,  was  bereits  wiederholt  vorausgesetzt  wurde, 
daß  eine  ähnliche  zatox'^  der  Kinder  wie  beim  Erbvertrag  auch  durch 
korrespektive  Testamente  der  Eltern  eingetreten  sein  kann  von  dem  Augen- 
blick an,  wo  ein  Eltemteil  starb.  Vielleicht  liegt  in  CPR  28,  dessen 
Natur  als  Erbvertrag  ja  als  zweifelhaft  bezeichnet  wurde  (S.  241  A.  4), 
ein  solcher  Fall  vor.     Sicher  ist  er  in  Oxy.  493  (vgl,  S.  240). 

IL  Elterliche  Teilung. 

Hier  ist  sofort  vorauszuschicken,  daß  dieser  Begriff  ein  sehr  weiter 
ist.  Man  kann  ja  jede  Anordnung  unter  denselben  subsumieren,  die  eine 
Zuweisung  bestimmter  Vermögensstücke  aus  dem  elterlichen  Gut  an  die 
verschiedenen  Deszendenten  mit  sich  bringt. 

a)  Darum  kann  elterliche  Teilung  schon  liegen  in  einem  Vertrag 
unter  Lebenden,  der  mit  den  Kindern  geschlossen  wird. 

Solche  Verträge  sind  schon  dem  altägyptischen  Recht  geläufig.^) 
Der  Parens  behält  sich  dabei  wohl  auf  Lebenszeit  das  Nutzungsrecht  vor. 
Ein  in  griechischer  Sprache  abgefaßtes  Dokument  dieser  Art  ist  BGU  993^), 
wo  ein  Priester  eine  Verteilung  (a^ofisQt^eLv)  seines  Vermögens  zwischen 


1)  Vgl.  Revillout,  Präcis  1,  600. 

2)  Vgl.  auch  Grenf.  2,  71  (190);  doch  ist  daselbst  wegen  der  Defekte  des  Papyrus 
der  Tatbestand  nicht  mit  Sicherheit  zu  übersehen. 
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seiner  Frau  und  Tochter  '^srä  trjv  iavtov  tsXsvtrjv'  vornimmt.  Hierbei 
bezahlen  die  beiden  Frauen  gleichzeitig  die  Übertragungssteuer;  daraus 
ist  ersichtlich,  daß  feste,  nur  durch  einen  Vorbehalt  des  lebenslänglichen 
Nutzungsrechts  beschränkte  Eigentumsübertragung  vorliegt.^) 

Teilungen  unter  Lebenden  sind  aber  auch  schon  dem  klassischen 
Griechenland  bekannt.  Von  den  überlieferten  Beispielen  enthalten  die 
meisten  Realteilung  mit  sofortiger  Eigentumsübertragung,  also  wirkliche 
Abschichtung  der  Kinder^),  wobei  der  Parens  sich  nicht  einmal  das 
Nutzungsrecht  vorbehält.  ^) 

b)  Davon  ist  der  FaU  wohl  zu  unterscheiden,  wo  der  Parens  sein 
Vermögen  auf  seine  Kinder  für  die  Zeit  nach  seinem  Tod  unter  dem 
Vorbehalt  verteilt,  darüber  inter  vivos  und  mortis  causa  frei  zu  verfügen 
(BGU  86;  183;  251—2).  Dies  ist  der  HauptfaU  der  elterlichen  Teüung; 
er  entspricht  dem,  was  man  im  Erbrecht  nach  dem  Vorgang  des  roma- 
nistischen Sprachgebrauchs  die  Divisio  parentis  inter  liberos  nennt.  Dabei 
verbindet  sich  in  den  drei  letzten  der  genannten  Dokumente  die  Teilung 
des  Parens  mit  dem  Eheschluß  eines  Kindes,  was  bei  den  Ägyptern  be- 
liebt zu  sein  scheint.*) 

Es  scheint,  daß  schon  das  Recht  der  früheren  Kaiserzeit  für  diesen 
Vorgang  eine  gegenüber  dem  gewöhnlichen  Testament  erleichterte  Form 
handhabt.  Man  sieht  das  an  BGU  183  (bei  251;  252  ist  nur  der  Anfang 
der  Urkunde  erhalten),  wo  ein  gewöhnliches  Notariatsinstrument  ohne 
Zeugen  errichtet  wird.  Auf  welcher  Rechtsgrundlage  es  geschieht,  daß  man 
hier  von  der  bei  Testamenten  stets  vorhandenen  (S.  237  b))  Zuziehung  von 
sechs  Zeugen  absieht,  wissen  wir  nicht.  Vielleicht  wurde  von  diesen  auch 
nur  dann  dispensiert,  wenn  wenigstens  ein  Teil  der  zu  bedenkenden  Kinder 
an  dem  Rechtsakt  teilnahm,  so  daß  der  Vorgang  wenigstens  äußerlich 
den  Habitus  eines  (widerruflichen)  Vertrags  annahm! 

Jedenfalls  sind  solche  Divisionen  nicht  selten  gewesen;    denn  es  ge- 


1)  Vgl.  Rabel,  Elterl.  Teilung  534. 

2)  Mitteis,  Hermes  30,  611;  Rabel  a.  0.  531  fg. 

3)  Doch  sind  in  Griechenland  auch  Schenkungen  auf  den  Todesfall  seit  alter 
Zeit  vorgekommen  und  haben  vielleicht  in  der  Geschichte  des  griechischen  Testa- 
mentes eine  bedeutsame  Rolle  gespielt.  Letzteres  ist  der  Grundgedanke  der  auf 
S.  231  angeführten  Schriften  von  Brack;  nach  ihm  ist  die  Testamentsform  ohne 
slßTtoiriais,  welche  bekanntlich  gehäufte  Einzelvergabungen  darstellt  (S.  236  oben),  aus 
ursprünglich  vertragsmäßigen  Schenkungen  auf  den  Todesfall  hervorgegangen. 

4)  Damit  ist  der  Fall  nicht  zu  verwechseln,  daß  der  Parens  einem  heiratenden 
Kind  eine  Zuwendung  iisrcc  xr\v  xsXsvxrjv  macht,  ohne  sich  freie  Verfügung  vor- 
zubehalten; das  ist  eine  unwiderrufliche  Schenkung  auf  den  Todesfall  (Vermächtnis- 
vertrag). So  scheint  der  Fall  in  Straßb.  Inv.  85  ed.  Wücken,  Arch.  3, 130  fg.  zu  liegen. 
Hier  haben  nach  dem  Tode  des  (vor  den  Eltern  verstorbenen)  Kindes  die  Enkel  schon 
ein  festes  Recht  an  der  Zuwendung  und  die  überlebenden  Eltern  haben  dieselbe  nur 
bis  zu  ihrem  Tod  „bei  sich"  (Col.  H  1.  37  fg.) :  inl  rm  tavra  &nov.axaataQ-fivat  fiBxa 
xriv  kavx&v  xsXsvxrjv. 
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schiebt  ihrer  noch  später  in  den  kaiserlichen  Gesetzen  Erwähnung  und 
sie  sind  hier  definitiv  von  der  Testamentsform  befreit  worden  (C.  Th.  2, 
24,  1;  C.  J.  3,  36,  26). 

c)  Endlich  ist  als  dritter  Fall  der  zu  verzeichnen,  daß  die  Verteilung 
an  die  Kinder  auf  Grund  der  durch  ein  wechselseitiges  Testament  der 
Eltern  mit  Substitution  der  Kinder  oder  durch  einen  Erbvertrag  der 
ersteren  für  den  Parens  superstes  begründeten  Teilungsberechtigung 
geschieht.  Das  Besondere  ist  hier,  daß  die  Kinder  schon  kraft  der  Sub- 
stitution resp.  kraft  des  Erb  Vertrags  Erbrecht  besitzen  und  nur  die 
Verteilung  innerhalb  derselben  dem  Parens  zufäUt.  Konstellationen  dieser 
Art  sehen  wir  in  Oxy.  493,  6  (s.  Einl.  zu  307)  und  713.  Es  wurde  bereits 
bemerkt  (S.  244),  daß  obige  Teilungsberechtigung  des  Parens  superstes 
wahrscheinlich  nur  dann  platzgriff,  wenn  sie  durch  das  Testament  resp. 
den  Erbvertrag  besonders  vorgesehen  war. 

Die  Verteilung  ist  hier  jedenfalls  nur  ein  Recht  des  Parens  superstes; 
dessen  Nichtausübung  nur  zur  Folge  gehabt  haben  kann,  daß  nun  die 
Kinder  nach  Analogie  der  gesetzlichen  Vorschrift  teilten.  Große  Schwierig- 
keiten bereitet  aber  die  Frage,  wie  weit  dieses  Teilungsrecht  ging.  In 
Oxy.  493,  6 — 8  ist  gesagt,  der  Superstes  soUe  teilen  dürfen  'd)g  iäv  a'bx^ 
doxrf.  Bedeutet  das,  daß  er  auch  eine  im  Endeffekt  ungleichmäßige  Ver- 
teilung herbeiführen  durfte  oder  nur,  daß  er,  bei  übrigens  gleichmäßiger 
Begünstigung,  die  Auseinandersetzung  in  für  die  Kinder  bindender 
Weise  vollziehen  durfte?    Oxy.  713  (s.  Einl.  dazu)  spricht  für  das  letztere.^) 

IIL  EÖMISCHES  EßBKECHT. 

Von  diesem  ist  wenig  zu  bemerken.  Die  in  Ägypten  lebenden  Römer 
werden  natürlich  nach  Jus  civile  beerbt.  Demgemäß  errichten  sie  auch 
ihre  Testamente  in  ziviler  Form,  und  es  ist  uns  in  BGU  326  auch  das  — 
für  die  Erkenntnis  des  römischen  Testaments  nicht  bloß  als  Illustration 
nützliche,  sondern  in  einzelnen  Punkten  auch  positiv  lehrreiche^)  —  Testa- 
ment eines  römischen  Veteranen  erhalten. 

Den  Grundsätzen  des  römischen  Rechts  entsprechend  ist  das  Testa- 
ment in  lateinischer  Sprache  abzufassen.   Nach  der  Erstreckung  des  Bürger- 


1)  Einen  so  entscheidenden  Beweis  als  es  viele  tun  werden,  kann  ich  allerdings 
in  dem  Stück  nicht  erblicken;  denn  es  ließe  sich  auch  denken,  daß  hier  nur  das 
Pflichtteilsrecht  des  bisher  noch  leer  ausgegangenen  Kindes  vorgemerkt  wird. 
Ein  solches  muß  ja,  auch  wenn  man  dem  Superstes  freie  Verteilung  gab,  doch  aner- 
kannt worden  sein. 

2)  Nämlich  darin,  daß  es  das  Wesen  des  sogen.  Antestatus  bei  der  Manzipation 
außer  Zweifel  gestellt  hat  (s.  den  Kommentar  von  Mommsen  ad  h.  1.,  zit.  zu  316); 
sowie  durch  das  Vorkommen  eines  Testamentsvollstreckers  (s.  Mitteis,  Rom,  PR  1, 
106  Anm.  la). 
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rechts  auf  einen  großen  Teil  der  Peregrinen,  welche  Caracalla  vollzogen 
hat,  mußte  dieser  Grundsatz  in  den  orientalischen  Ländern  unpraktisch 
erscheinen;  dementsprechend  ist  denn  wenigstens  für  Ägypter  eine  Ver- 
ordnung von  Severus  Alexander  nachweisbar,  welche  den  Gebrauch  der 
griechischen  Sprache  in  Testamenten  erlaubte.^)  Doch  kommt  es  auch 
später  noch  vor,  daß  Testamente  in  Ägypten  lateinisch  abgefaßt  werden, 
(Lips.  9,  14;  10  11  12);  dann  werden  sie  allenfalls  ins  Griechische  über- 
setzt (Lips.  9  cit.). 

Die  inneren  Solennitäten  der  Testamente  (certa  et  sollennia  verba) 
wird  man  wohl  auch  in  den  seit  Severus  Alexander  zulässigen  griechi- 
schen Testamenten  festzuhalten,  d.  i.  durch  Übersetzung  der  entsprechen- 
den lateinischen  Termini  nachzubilden  gesucht  haben,  wovon  noch  das 
ßo^Xofiai  xal  xsXsva  im  Testament  des  Abraham  von  Hermonthis  (319) 
1.  16  —  6.  Jahrh.  —  einen  Nachklang  gibt;  doch  haben  daneben  auch 
Erbeinsetzungen  ohne  solennia  verba  stattgefunden  (318),  die  nur  als 
Kodizille  gelten  konnten,  bis  endlich  Konstantin  die  Formeln  der  Erb- 
einsetzung ihres  obligatorischen  Charakters  entkleidete. 

Ein  Agnitio  bonorum  possessionis  erwähnt  Amh.  72, 8fg.  Die  übrigen 
Anklänge  an  römisches  Erbrecht  in  den  Papyri  sind  zerstreut  und  be- 
dürfen keiner  zusammenfassenden  Darstellung;  doch  mag  erwähnt  werden, 
daß  sich  in  Grenf.  1,  62,  12  fg.  eine  Anspielung  auf  Nov.  131  c.  12  zu 
finden  scheint. 


1)  Erwähnt  in  PER  1602  (Wessely,  Wien.  Stud.  9,  241);  vgl.  Mitteis,  Rom.  PR. 
1,  282  A.  60. 


KAPITEL  X. 

VORMUNDSCHAFT. 

Literatur:  Ägyptologisch :  Revillout,  Eevue  egyptol.  1,  136—8;  Cours  1, 
203  fg.;   Chrestom.  demot.,  preface  162  fg.;    Präcis  1,  599  fg.;    2,  1098  fg. 

Griechisch-römisch:  W.  Ad.  Schmidt,  Forschungen  1,  300 fg. ;  Robiou,  Memoire 
Bur  Teconomie  pol.  des  Lagides  (Paris  1875)  235 — 9;  Wessely,  Mitt.  E.  R.  4,56—60 
Mitteis,  Reichsrecht  165—6;  107—8;  155;  217—221;  Sav.  Z.  25,374— 7;  29,390—403 
Gradenwitz,    Einführ.  152—60;    Arch.  3,  405—14;    Erman,    Sav.  Z.  15,  241—55 
Arangio-Ruiz,  La  success.  test.  (Neapel  1905)  31 — 33;  102 — 5;  P.M.Meyer,  Arch. 
3,  105;    Wilcken,  Arch.  3,  244 fg.;  313;  378;    Weiß,  Arch.  4,  73—94;    Grenfell- 
Hunt,  Introd.  zu  Oxy.  6,  888;  Wenger,  Stellvertretung  im  Recht  der  Papyri  127 — 136; 
173—186;   Gott.  G.  A.  1907,  292.  296  fg.;   Sav.  Z.  26,449—456;   28,305—11;  29,474; 
"Wiener  Eranos  zum  50.  Deutschen  Philol.-Tag  (1909)  270 fg.;  Kühler,   Sav.  Z.  30, 
154—183;  31, 184—195;  Costa,  Memor.  dell'accad.  di  Bologna,  Ser.  1  I  (1908/9)  107 fg. 

I.  ARTEN  UND  TERMINOLOGIE  DER  VORMUNDSCHAFT. 

Wie  das  römische,  so  wird  auch  das  gräko-ägyptische  Vormundschafts- 
recht von  dem  Gegensatz  zwischen  Alterstutel  einerseits,  Geschlechts- 
tutel  andererseits  beherrscht. 

Dieser  Gegensatz  drückt  sich  auch  in  der  Terminologie  insofern  aus, 
als  die  beiden  wichtigsten  hierher  gehörigen  Worte  knixQonos  und  TcvQiog 
sich  nach  den  beiden  Hauptarten  der  Vormundschaft  dijfferenzieren.  Denn 
hnCxQonog  bedeutet  immer  den  Tutor  für  eine  jugendliche,  TivQios  jenen  für 
eine  weibliche  Person.^) 

Allerdings  aber  ist  damit  die  Terminologie  nicht  erschöpft.  Wir 
finden  nämlich  vor  allem  noch   die  Ausdrücke  jcrjdsficov  und  q)QovtL6trjg. 

A,  Der  Sinn  des  ersteren  Ausdrucks  ist  in  den  Papyri  meistens  leicht 
zu  bestimmen.  Wenn  z.  B.  in  Oxy.  888  (3. — 4.  Jahrh.)  unter  der  Bezeich- 
nung als  xrjds^ovEg  die  STiCxQonoi  und  y,ovQdxoQeg  zusammengefaßt  werden 
oder  wenn  in  Teb.  378  jcrjds0xQia  allem  Anschein  nach  soviel  bedeutet 
wie  Curatrix^),  so  ist  beide  Male  ein  Begriff  der  „Pflege"  in  einem  weiteren, 

1)  Wo  eine  solche  einen  ixixQono?  hat  (z.  B.  Mus.  de  Caire  Nr.  29808  in  Nouv. 
R.  hist.  30,  480),  handelt  es  sich  immer  um  ein  Kind.  Doch  kommt  auch  v.vQiog  ncd 
iitirgonos  vor,  BGU  907.  Der  xvQiog  für  einen  Jüngling  in  BGU  996  11 11  ist  dadurch 
zu  erklären,  daß  derselbe  auch  für  eine  Frau  auktoriert  und  von  dieser  Funktion  den 
gemeinsamen  Namen  erhält. 

2)  Vgl.  Wenger,  Sav.  Z.  28,  305  fg. 
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über  die  technische  Tutela  impuberum  hinausgehenden  Sinne  gemeint; 
xrjd£ii(ov  scheint  also  der  Pfleger  im  weitesten  Sinne  zu  sein. 

B.  Schwieriger  ist  es,  den  Sinn  von  q)Qovti6ti]s  festzustellen.  Das 
Wort  kann  zunächst  das  bezeichnen,  was  die  Römer  einen  Prokurator 
nennen,  also  den  von  einer  vollkommen  geschäftsfähigen  Person  durch 
Rechtsgeschäft  bestellten  Vertreter.  Ein  sehr  bekanntes  Beispiel  dafür 
ist  jener  Heroneinos,  der  im  3.  Jahrb.  n.  C.  (pQovtLörtjs  für  die  Dörfer 
Theadelphia  und  Thraso  war^),  bestellt  sei  es  nun  von  einem  Grundherrn, 
sei  es  von  einer  Behörde;  vgl.  Oxy.  727,  14  u.  a. 

Daneben  kommen  aber  auch  cpQOVXLöraC  von  Unmündigen  vor,  so  in 
BGU  88;  352;  869;  Grenf.  2,  45  2);  Lond.  3  p.  156  1.  6;  ebenso  aber  auch 
solche  von  Frauen  (Gen.  44,  7:  eine  Frau  ^lExä  (pQOVXLörov). 

Es  wäre  offenbar  voreilig,  in  solchen  Fällen  immer  ohne  weiteres  an 
bloße  rechtsgeschäftlich^)  bestellte  Vertreter  im  oben  bezeichneten  Sinne 
denken  zu  woUen.  Allerdings  ist  es  richtig,  daß  in  weitaus  den  meisten 
dieser  Fälle  es  wirklich  heißt:  das  Rechtsgeschäft  sei  vorgenommen  worden 
^ÖLcc  cpQovTiötov^  —  was  ja  an  sich  nach  Stellvertretung  klingt  — ,  und 
nur  sehr  selten  gesagt  wird:  '^srä  ^qovtl6tov'%  wie  es  dem  Wesen  der 
Vormundschaft  entspricht.  Indessen  kann  das  dtd  nicht  als  Gegenbeweis 
gegen  das  Vorliegen  einer  vormundschaftlichen  Intervention  angesehen 
werden.  Es  läßt  sich  nämlich  mit  Sicherheit  nachweisen,  daß  der  pro- 
vinziale  Stil  öfter  unrein  ist  und  das  Geschäft  mit  vormundschaftlicher 
Intervention  als  agere  per  tutorem  bezeichnet  wird.  So  geschieht  es  in 
der  Inschrift  aus  Bingen,  CIL  13,  7521,  wo  von  'per  auctorem  tutorem' 
die  Rede  ist.^)  Dasselbe  ist  der  Fall  bei  der  Cretio  der  unmündigen  Sara- 
pias  (Nouv.  rev.  bist.  30,  480  [327]);  diese  hat  über  die  Cretio  eine  Ur- 
kunde errichtet  'per  procuratore(m)',  welcher  Prokurator  in  Wahrheit  ihr 
Vormund  ist  und  nur  zu  ihrer  Cretio  die  Auctoritas  gegeben  hat;  in 
seiner  Unterschrift  nennt  er  sich  tatsächlich  inCtgonog,  und  unterschreibt 
ihren  Namen:  also  errichtet  sie  selbst  die  Urkunde,  er  leistet  nur  Beistand. 

Aus  letzterer  Stelle  sieht  man  gleichzeitig,  daß  Prokurator  auch 
für  Tutor  Vikariieren  kann.     Da  wir  dasselbe  auch  von  der  griechischen 


1)  Vgl.  meine  Bem.  zu  Lips.  107  u.  zit. ;  Comparetti  zu  P.  Flor.  11  p.  41  fg. 

2)  Unsicher  -wäre  es,  BGU  427,  9;  852,  11  hierherzustellen,  wo  für  Unmündig- 
keit keine  Anhaltspunkte  bestehen.     Auch  in  BGU  420  ist  &q)r]XiKog  nur  ergänzt. 

3)  Nämlich  bei  den  Unmündigen  durch  ihre  Vormünder. 

4)  So  in  Gen.  44  cit.  In  BGU  76  ist  die  Wendung  (istcc  xvqiov  xccl  (pQOvxiOTOv 
bloß  vom  Herausgeber,  und  zwar  in  nicht  unanfechtbarer  Weise  (vgl.  Gradenwitz, 
Arch.  3,  413  A.  1)  ergänzt,  jedenfalls  nach  griechischen  Inschriften  (Foucart-le-Bas, 
Inscr.  du  P^op.  243  a,  Bull,  de  corr.  heU.  22,  132  u.  a.).  Auch  in  Lond.  2  Nr.  191 
(p.  264)  ist  die  Identifikation  von  tivQiog  und  (pQovxKSxrjs  unverläßlich  und  die  Funk- 
tion als  cpQovxiarijg  von  jener  als  xvQiog,  obwohl  beide  sich  in  derselben  Person  ver- 
einigen, wohl  richtiger  zu  unterscheiden;  Wenger,  SteUvertr.  184.    Vgl.  S.  250  A.  1 

5)  Vgl.  Mitteis,  Sav.  Z.  27,  355. 
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Übersetzung  von  procurator,  nämlich  von  tpQovtiötrjs,  annehmen  müssen, 
so  ergibt  sich  mit  ziemlicher  Sicherheit,  daß  wenigstens  manche  von  den 
Fällen,  wo  diä  tpQovzLöxov  steht,  wirklich  auf  vormundschaftliche  Inter- 
vention Bezug  haben  werden. 

Müssen  wir  daher  annehmen,  daß  (pQovTiötrjg  und  diä  tpQovTLötov 
den  Vormund  und  das  vormundschaftliche  Auktorieren  mindestens  be- 
zeichnen kann,  so  ist  diese  Erscheinung  auch  ganz  wohl  begreiflich; 
denn  da  der  PupiUentutor  immer  und  der  Frauentutor  wenigstens  öfter 
(letzterer  nämlich  kraft  speziellen  Mandats)  Vermögensverwalter  seines 
Mündels  ist,  werden  sie  häufig  wirklich  als  Stellvertreter  gehandelt  haben. 
Es  ist  begreiflich,  wenn  man  die  Fälle,  wo  sie  als  Stellvertreter  und  wo 
sie  als  Tutor  handelten,  nicht  mehr  scharf  auseinanderhielt,  sondern  sie 
auch  dort,  wo  letzteres  der  Fall  war,  öfter  als  procuratores  resp.  (pQOv- 
TLöTccC  bezeichnete.-^) 

C.  Im  Gebiet  des  römischen  Personalrechts  endlich  kommt  auch  das 
Wort  xovQKxaQ  vor,  die  Hellenisierung  des  lateinischen  Terminus  für  den 
Pfleger,  insbesondere  bei  den  Minores  viginti  quinque  annis.  Sie  ist  auch 
keineswegs  für  ganz  jung  anzusehen;  denn  in  den  Digesten  ist  sie  schon 
in  einem  griechischen  Reskript  von  Hadrian  (oder  der  griechischen  Über- 
setzung des  lateinischen  Originals?)  bezeugt  (D.  5,  1,  48). 

D.  Außerdem  ist  noch  des  Ausdrucks  iTtaxoXov&'^tQLcc  zu  gedenken. 
Diesen  finden  wir  in  der  Kaiserzeit  und  zwar  so,  daß  neben  einem  be- 
stellten männlichen  hnixQoxog  die  Mutter  des  Mündels  als  ETittHoXovd"i^TQLa 
desselben  erscheint  (Amh.  91,  2;  Oxy.  909,  4;  BQU  1070,  6/7;  Oxy.  907,20; 
cf.  Lips.  9,  6,  wo  aber  die  iTtaxoXovd-ifcQta  nicht  neben  einem  Vormund 
auftritt,  sondern  selbst  den  Kindern  Auctoritas  erteilt).  Da  STtaxoXovd-slv 
mitunter  soviel  heißt  wie  kontrollieren^),  denkt  man  wohl  daran,  daß  die 
Mutter  hier  neben  dem  Vormund  als  Gegen vormünderin  funktioniert;  doch 
ist  das  Rechtsinstitut  der  Gegenvormundschaft  sonst  für  diesen  QueUen- 
kreis  noch  nicht  bestimmt  bezeugt  und  es  würde  auch  auffallen,  daß,  wie 
eben  gesagt,  in  Lips.  9  die  Mutter  als  inaxoXovd-rjtQia  funktioniert,  ohne 
daß  ein  Vormund  überhaupt  genannt  wird.  Da  dieser  Papyrus  bereits 
nach  der  Const.  Antonina  geschrieben  ist,  hat  man  vielmehr  den  Ein- 
druck, daß  sich  hier  die  peregrinische  Vormundschaft  der  Mutter  (S.  253) 


1)  In  griechischen  Inschriften  (s.  die  Zitate  S.  249  A.  4)  kommt  es  mitunter  vor, 
daß  eine  Frau  ^isrä  iivgiov  kccI  cpQovnexov  xov  delvog  kontrahiert.  Für  diese  Fälle 
ist  mir  jetzt  (im  Gegensatz  zu  Reichsr.  u.  Volksr.  156)  am  wahrscheinlichsten,  daß  es 
sich  um  rechtsgeschäftlich  bestellte  Vermögens  Verwalter  {(pQovriörcä)  handelt,  welche 
im  einzelnen  Fall  auch  als  kvqloi  ihrer  Prinzipalin  funktionieren.  Es  werden  also 
ihre  beiden  Funktionen  —  die  aktuelle  eines  vivgiog  und  die  habituelle  eines  cpgov- 
TiGTrjg  —  nebeneinander  genannt. 

2)  Vgl.  Wilcken,  Ostraka  1,  640;  Arch.  4,  543;  Rubensohn,  P.  Eief.  p.  45;  Lond. 
3  p.  121  1.  2;    122  1.  12  u.  ö.;    BGU  156,  3. 
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abusiv  neben  dem  römischen  Recht  erhält.    Bekanntlich  ist  sie  schließlich 
auch  von  diesem  zugelassen  worden. 

E.  Endlich  ist  in  Oxy.  911  (326  a)  ein  v7toyQa(pEvg  eines  Schwach- 
sichtigen (zu  einem  Pachtkontrakt)  bestellt  worden,  was  unter  die  Kate- 
gorie der  römischen  Cura  debilium  (D.  3,  1,  4.  5)  fällt. 

n.  VORAUSSETZUNGEN  DER  VORMUNDSCHAFT. 

1.  Was  die  Altersvormundschaft  betrifft,  ist  vorauszuschicken, 
daß  weder  die  Griechen  noch  die  Ägypter  die  eigentümliche  römische 
Unterscheidung  zwischen  Pupilli  und  Minores  viginti  quinque  annis,  also 
zwischen  Tutela  und  Cura  kennen.^)  Der  Alterspflegling  heißt  vielmehr 
Bchlechthin  aqpiJZtl^),  und  im  Gegensatz  dazu  der  Volljährige  ivfiUi,,  die 
Volljährigkeit  riXiMa. 

Mit  welchem  Lebensalter  die  rjXiXLa  eintritt,  vermögen  wir  weder  für 
die  Griechen  in  Ägypten  noch  für  die  Ägypter  selbst  bestimmt  zu  sagen. 
Da  auch  bei  den  außerägyptischen  Griechen  der  Volljährigkeitstermin 
statutarisch  verschieden  geordnet  ist^),  haben  wir  auch  für  die  ersteren 
keinen  festen  Anhaltspunkt.  Zwar  deutet  einzelnes  darauf  hin,  daß  er 
ungefähr  um  das  zwanzigste  Jahr  gelegen  war*);  doch  bleibt  der  Punkt 
unsicher.  Ja  man  kann  überhaupt  zweifeln,  ob  die  Altersgrenze  eine 
fixierte  war. 

2.  Die  Geschlechtsvormundschaft  über  Frauen  soll  nach  der  Be- 
hauptung Revillouts  dem  alten  Ägypten  unbekannt  gewesen  und  erst  durch 
ein  ngoetay^ia  von  Ptolemäus  Philopator  nach  Analogie  des  griechischen 
Rechts  auch  für  die  Ägypterinnen  eingeführt  worden  sein.  Zwar  kommen 
auch  noch  später  Kontrakte  von  Ägypterinnen^)   ohne  tivqios  vor,   aber 


1)  Vgl.  freilich  unten  A.  4  (zu  Oxy.  487). 

2)  In  den  byzantinischen  Rechtsquellen  allerdings  ist  äqp^it|  der  Minor  XXV 
annis;  der  impubes  heißt  hier  avqßog.     Vgl.  Girard,  Nouv.  Rev.  bist.  30,  494  A.  1. 

3)  Vgl.  Thalheim,  R.-Altertümer  1/2. 

4)  Dabei  gehe  ich  aus  von  Heracl.  %eqI  TtoXirsi&v  40,  der  dieses  Alter  für  lassus 
bestätigt  und  Philostr.  vita  Apoll.  1  c.  13  (Reichsrecht  107  A.  7),  durch  welche  Stellen 
dieses  Alter  für  den  außerägyptischen  Hellenismus  mehrfach  als  maßgebend  bezeugt 
ist,  und  vergleiche  damit  die  testamentarische  Vormundsbestellung  bis  zum  20.  Jahr 
in  Oxy.  491,  7 — 9  (304),  s.  Einl.  dazu,  und  eine  ähnliche  Verfügung  in  Oxy.  495,  10. 

Daß  in  Oxy.  487,  5  fg.  ein  Vormund  für  peregrinische  Jünglinge  [cö]?  cclt&v 
[s]i'%o6i  TtsvTs  bestellt  wird,  kann  wohl  überhaupt  nicht  als  Ausdruck  einer  so  lange 
dauernden  peregrinischen  Unmündigkeit,  sondern  höchstens  auf  eine  im  gegebenen 
Fall  stattgehabte  Nachahmung  der  römischen  Cura  minorum  gedeutet  werden  (die  ja 
nach  römischer  Praxis  als  Juris  gentium  betrachtet  worden  sein  könnte),  wobei  übrigens 
statt  [d}]g  ix&v  besser  zu  ergänzen  wäre  [ju-£i<(ova>]s  ix&v  o.  ä.  Wahrscheinlicher  ist 
mir  jedoch,  daß  falsche  Lesung  und  Auflösung  eines  im  Entwurf  gestandenen  Zahl- 
zeichens durch  einen  Abschreiber  vorliegt;  derselbe  hat  etwa  is  verlesen  zu  xs.  — 
Abzulehnen  ist  die  Bemerkung  von  Grenfell-Hunt  zu  Oxy.  247  1.  12. 

5)  Gelegentlich  übrigens  sogar  auch  von  Griechinnen. 
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jedenfalls  ist  seit  dem  ersten  Jahrh.  v.  C.  die  tutela  mulierum  bei  beiden 
Nationalitäten  die  Regel.  ^) 

Daß  die  Römerin  den  xvQLOg  braucht,  ist  bekannt;  doch  ist  auch  die 
Befreiung  der  Frauen  mit  Jus  liberorum  (ausgedrückt  durch  die  Formel 
XcoqIs  xvqCov  ;u()i2iM.ar/^i;ovöa  tinvcov  dixaCco  xatä  rä  'PcofiaCav  ed-rj)  oft  zu 
treffen. 

Im  vierten  Jahrh.  schwindet  allmählich  die  Erwähnung  des  avQiog 
und  die  Formel  xaQig  xvqCov  xQTjfiaTL^ovöa  aus  den  Urkunden^),  vielleicht 
infolge  eines  gesetzgeberischen  Eingriffs,  der  die  Frauentutel  beseitigte.^) 

Seit  dem  dritten  Jahrh.  n.  C.  tritt  statt  des  xvqloq  öfter  ein  övvEöTag 
auf.*)  Er  erscheint  öfter,  wenngleich  nicht  immer,  dort,  wo  eine  Frau 
kraft  ihres  Jus  liberorum  keinen  x'VQiog  braucht.  Vielleicht  ist  in  solchen 
Fällen  die  Gewohnheit,  einen  männlichen  Beistand  zuzuziehen,  der  Grund 
für  die  Zuziehung  eines  övvsötag  gewesen  und  dann  der  Ausdruck  ge- 
legentlich auch  für  den  echten  xvQiog  verwendet  worden. 

III.  FÄfflGKEIT  ZUR  VORMUNDSCHAFT. 

1.  Was  die  Fähigkeit  anlangt,  Vormund  zu  sein,  ist  auch  für  die  Pere- 
grinen  wahrscheinlich,  daß  der  Vormund  regelmäßig  aus  derselben  Nation 
genommen  worden  sein  wird,  welcher  das  Mündel  angehörte,  wie  es  dem 
auch  bei  ihnen  herrschenden  Personalitätsprinzip  entspricht.  Meistens 
deuten  auch  die  Namen  des  Tutor  und  des  Mündels  darauf  hin,  obwohl 
der  Schluß  aus  dem  Namen  auf  die  Nation  nicht  immer  verläßlich  ist.^) 


1)  Auenahmen  z.  ß.  in  BGü  854.  995  III  8.  996  III  8  (vgl.  aber  11  11).  1002  u.  a , 
verzeichnet  bei  Wenger,  Stellv.  173  fg.;  vgl.  auch  Gradenwitz,  Berl.  phil.  Wochenschr. 
1902,  662.  Ob  man  diese  Ausnahmen  bei  vervollständigtem  Material  auf  ein  Prinzip 
wird  zurückführen  können,  muß  die  Zukunft  zeigen.  Daß  für  ganz  kleine  Geschäfte 
die  Zuziehung  des  KVQiog  entbehrlich  war,  ist  an  sich  wahrscheinlich  (vgl.  auch  Weiß 
S.  89).     Doch  beschränken  sich  die  bezeugten  Ausnahmen  keineswegs  auf  solche. 

2)  Die  letztere  Formel  kommt  jedoch  noch  vor  nicht  bloß  in  PER  Inv.  Nr.  1580 
vom  J.  318  (im  „Führer  durch  die  Ausstellung  ER"  Nr.  312),  sondern  gelegentlich  — 
Grenf.  2,  85,  P.  Cair.  67023  —  noch  im  sechsten  Jahrh.  —  Auch  der  ewsermg  (s.  Text 
zu  A.  4)  kommt  im  vierten  Jahrh.  noch  vor;  z.B.  P.  Edmondstone  (in  Oxy.  4  p.  202) 
1.  4,  a°  354  u.  a.;    vgl.  A.  4. 

3)  Als  solchen  vermuten  Savigny,  Verm.  Sehr.  1,  284  und  Voigt,  RG  3,  262  A.  2 
jedoch  erst  die  Bestimmung  von  Honorius  und  Theodosius  C.  Th.  8,  17,  3,  a°  410,  cf. 
Nov.  Just.  78  c.  5.  Trifft  diese  Vermutung  zu,  so  ist  allerdings  die  Frauentutel  erst 
zu  Anfang  des  fünften  Jahrh.  gesetzlich  beseitigt  worden;  die  in  A.  4  genannten 
Fälle  aus  dem  vierten  Jahrh.,  wo  auf  sie  angespielt  wird,  entsprechen  dann  der  ge- 
setzlichen Ordnung,  und  umgekehrt  sind  die  Fälle  aus  dem  vierten  Jahrb.,  wo  Frauen 
ohne  KVQiog  auftreten  (Wenger,  Stellvertret.  181  fg.)  für  Irregularitäten  zu  halten. 

4)  Oxy.  912  (a°  236);  Lips.  3  I  16—17  (hier  cvintuQmv  genannt);  CPR  9  (a«  271); 
Lips.  4,  8—9,  cf.  6  II  6  (a°  293);  Gen.  11  (a°  350);  P.  Edmondstone  (a"  364);  Lips.  28 
(a°  381).  Vgl.  Wenger,  Gott.  G.  Anz.  1907  p.  293;  Stellvertr.  179  fg.;  Grenfell-Hunt 
zu  Oxy.  912  1.  4, 

5)  Vgl.  etwa  Bd.  I  S.  23. 
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Insbesondere  für  die  Römer  in  Ägypten  ist  das  Prinzip  deutlich 
anerkannt  in  Lond.  2  p.  212  (328)  ^),  wo  die  mit  einem  Peregrinen  ver- 
heiratete Römerin  nicht  ihren  Mann,  sondern  einen  im  Besitz  der  Civität 
befindlichen  Extraneus  als  xvQiog  gehabt  hatte.  ^) 

Indessen  bleibt,  soweit  es  sich  nicht  um  obrigkeitliche  Tutel  handelt, 
die  Möglichkeit  bestehen,  daß  in  der  Praxis  manchmal  laxer  verfahren 
worden  ist.^) 

2.  Daß  bei  den  Peregrinen  das  weibliche  Geschlecht  nicht  wie  bei 
den  Römern  vollständig  von  der  Vormundschaft  ausgeschlossen  ist*),  zeigt 
der  Umstand,  daß  wenigstens  die  Mutter  öfter  Vormünderin  ihrer  Kinder 
ist  (s.  unter  IV  sowie  Oxy.  898) ;  auch  die  Großmutter  Vormünderin  des 
Enkels  (Lond.  3  p.  156  1.  6);  die  Schwester  Curatrix  ihres  Bruders  (326) 
und  die  Tante  für  Neffen  und  Nichten  (Oxy.  888,  10  fg.). 

Über  die  sonstigen  Erfordernisse  der  Fähigkeit  erfahren  wir  wenig, 
nur  gelten  natürlich  in  der  römischen  Zeit  die  bekannten  Befreiungs- 
gründe. ^) 

IV.  BERUFUNG  ZUR  VORMÜNDSCHAFT. 

1.  Für  Unmündige.  Sie  geschieht  bei  peregrinischen  Unmündigen 

a)  kraft  Testaments  des  Vaters  oder  Ehekontrakt  der  Eltern. 
Diese  können  zunächst  der  Frau  die  alleinige  Führung  der  Vormundschaft 
überlassen.  Doch  kommt  es  auch  vor,  daß  der  Frau  die  Vormundschaft 
zur  Hälfte  eingeräumt  wird,  der  Mann  ihr  oder  sich  selbst  die  Ernennung 
eines  Tutor  zur  andern  Hälfte  vorbehält;  dabei  kann,  falls  letzterer  stirbt, 
der  Frau  ein  Akkreszenzrecht  zugesichert  werden.^)  Im  Testament  kann 
der  Vater  auch  einem  Dritten  die  Ernennung  des  Vormunds  überlassen.^) 

b)  Von  gesetzlichen  Berufungen  wird  bei  Peregrinen  nicht  aus- 
drücklich gesprochen.  Es  ist  zwar  wahrscheinlich,  daß  die  nächsten 
Verwandten  ex  lege  Vormünder  vnirden;  doch  läßt  sich  m.  W.  ein  ipso 
iure  eintretender  Anfall  der  Vormundschaft  nicht  bestimmt  nachweisen.^) 


1)  Vgl.  meine  Bemerkung  Sav.  Z.  25,  376. 

2)  Zwar  war  der  Mann  nicht  ihr  gesetzlicher  KVQiog,  da  dieses  nur  bei  rein 
griechischen  und  gräko- ägyptischen  Ehen  gilt.  Aber  sie  würde  ihn  doch  freiwillig 
als  Vorr.^und  verwendet  haben,  wenn  das  korrekt  gewesen  wäre. 

3)  iJarauf  scheint  BGU  472  zu  deuten:  eine  Römerin  fiira  -nvQiov  rov  uvögög 
Aifivcüov  Ils&sag;  vgl.  Weiß  a.  0.  85.  Namentlich  bei  der  praktisch  meist  wenig 
bedeutenden  Frauentutel  dürfte  das  eher  vorgekommen  sein,  als  bei  der  Altersvor- 
mundschaft. 

4)  Vgl.  besonders  Wenger,  Sav.  Z.  28,  305  fg.;   29,474;  Wiener  Eranos  cit.  271  fg. 

5)  Vgl.  Oxy.  487  (322). 

6)  Über  all  dies  s.  Oxy.  265,  27  fg.;  496,  12  fg.;  497,  12. 

7)  Oxy.  495,  14. 

8)  Insbesondere  bilden  Teb.  397,  25,  Lond.  3  p.  156  1.  16  noch  keinen  sicheren 
Beweis.     In  Teb.  326  wird  sogar  ein  Verwandter  obrigkeitlich  zum  Vormund  bestellt. 
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Denn  daß  meistens  die  E%CxQonoi  Verwandte  sind,  könnte  sieh  auch  aus 
Bevorzugung  bei  der  Bestellung  erklären;  auch  die  Wendung  'v6(iinoi, 
inCxQonoL^  (BGU  888,  22;  Oxy,  485,  30)  will  nur  besagen,  daß  die  be- 
treffenden Yormünder  die  rechtmäßigen  sind  und  kann  nicht  ohne  weiteres 
als  Äquivalent  für  das  römische  'tutor  legitimus'  betrachtet  werden.  Nur 
der  Ehemann  einer  Frau  ist  sicher  ihr  gesetzlicher  -kvqlos}) 

c)  Obrigkeitliche  Bestellung  tritt  in  Ermanglung  testamentari- 
scher (und  gesetzlicher?)  Vormünder  ein. 

Kompetent  scheint  für  Peregrine  die  Lokalbehörde.  Die  Anwendungs- 
fälle ^)  beziehen  sich  zwar  meist  auf  Frauenvormundschaft,  aber  einmal 
(Oxy.  487)  auch  auf  Tutela  impuberum.  Als  bestellende  Behörde  erscheinen 
bald  der  i^r}'yi]rr}g  rfjg  TtoXsas  (321;  323),  bald  der  yQafifiarsvg  tfig  n6- 
Xec3g  (322),  wobei  unter  nöXig  die  Gaumetropole  zu  verstehen  ist,  bald  der 
Strateg  (320  Einleit.;  Oxy.  898  1.26  fg.). 

2.  Für  die  peregrinische  Frauentutel  scheinen  die  Grundsätze  inso- 
fern anders  gelautet  zu  haben,  als  verheiratete  Frauen  wenigstens  nach 
griechischem  Recht  ihren  Mann  zum  gesetzlichen  %vQiog  haben  (vgl.  Ib)). 
Unverheirateten  Frauen  wird  der  ycvQLog  nachweislich  oft  von  der  Be- 
hörde bestellt.^)  Bemerkenswert  ist  dabei,  daß  dies  mitunter  bloß  für 
ein  bestimmtes  Rechtsgeschäft  {nQÖg  ^övyjv  ravzrjv  rrjv  oixovo^Cav)  ge- 
schieht, so  daß  nur  ein  Tutor  ad  actum  gegeben  ist^);  doch  ist  diese  Be- 
schränkung nicht  immer  ersichtlich. 

3.  Für  Römer  braucht  über  die  Delation  testamentarischer  und  ge- 
setzlicher Vormundschaft  nichts  Weiteres  bemerkt  zu  werden.  Zur  obrig- 
keitlichen Bestellung  war  in  der  Zeit  vor  der  Constitutio  Antonina  wahr- 
scheinlich bloß  der  Statthalter  berechtigt,  Unterbeamte  nur  kraft  besonderer 
Delegation.  Nach  Erlassung  jenes  Gesetzes  muß  den  Lokalbehörden  (Pry- 
tanen,  Exegeten,  Strategen)  das  selbständige  Bestellungsrecht  übertragen 
worden  sein,  da  sie  es  jetzt  auch  für  die  zur  Zivität  gelangte  Bevölkerung 
ausüben;  allerdings  unter  Konkurrenz  des  Fräfekten.^) 

4.  Terminologisch  ist  folgendes  zu  bemerken.  In  der  provinzialen 
Rechtssprache  wird  der  Bestellungsakt  bald  eiti'yQdfpaiv  (xhv  snCtQOTCov 
oder  xvQiov)   genannt^),  z.  B.   Oxy.  56,  16  (320),  bald   hnididövcci,   Oxy. 

1)  Wo  er  selbst  ein  Rechtsgeschäft  mit  seiner  Frau  abzuschließen  hat,  tritt  na- 
türlich an  seiner  Stelle  ein  anderer  %vqios  ein.    Vgl.  A.  7  zu  348. 

2)  Magd.  32  (ptol.);  Teb.  329;  BGU  1084;  Oxy.  487.  485;  Teb.  397;  Oxy.  56; 
Lond.  3  p.  126  1.  16;  Lips,  9,  10/11  (Kaiserzeit).  Daß  insbesondere  in  Magd.  32  das 
an  den  König  adressierte  Gesuch  tatsächlich  an  den  Strategen  geht,  folgt  aus  dem 
S.  2  Gesagten. 

3)  Belege  in  der  vorigen  Anmerkung. 

4)  Oxy.  56;   vgl.  Teb.  397,  19;   Sav.  Z.  29,  402. 

5)  Den  Nachweis  des  Gesagten  gebe  ich  Sav.  Z.  29,  390  fg. 

6)  Daher  der  bestellte  Tutor  6  iniygaqiBLg.  Nicht  zu  verwechseln  mit  iniyqaipä- 
fisvos  oder  mit  einem  imygacpeig,  das  mit  imyQaipäiisvog  synonym  ist  (S.  256). 
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487,5  (322),  oder  hmtQsnuv  (z.B.  Lips.  8,  6  [210];  9,  10  [211];  Lond. 
3  p.  156, 16),  bald  änotpaCvsiv  (Teb.  326, 12  [325]).  Die  offizielle  römische 
Rechtssprache  hat  yiad-iördvai  oder  anoxad^töTavai  (P.  Cattaoui  [Arch.  3, 
61  fg.]  Verso  I  26;  II  18)  und  vor  aUem  xeiQotovstv  (P.  Cattaoui  Verso 
III  14;  Oxy.  888,  2  [329],  letzteres  Wort  auch  immer  in  den  griechisch 
geschriebenen,  die  Vormundschaft  behandelnden  Stellen  der  Digesten). 

V.  FÜHRUNG  DER  VORMUNDSCHAFT. 

1.  Beim  xvqloq  der  Frau  beschränkt  sich  diese   auf  das  Auktorieren. 
Inwiefern   die  Erteilung  der  Auktoritas  in  der  Zeit  der  griechischen 

Papyri  ein  materielles  Recht  des  Frauenvormunds  war,  kraft  dessen  er 
mißliebige  Geschäfte  der  Frau  auch  inhibieren  konnte,  oder  inwiefern  der 
xvQLog  (nach  Art  des  gajanischen  Tutor  mulieris,  Gai.  1,  190)  zur  Zustim- 
mung verpflichtet  war,  so  daß  diese  als  bloße  Formalität  erschien,  wissen 
wir  nicht.  Der  ursprüngliche  Zustand  ist  natürlich  der  erstere  ge- 
wesen; aber  es  fragt  sich  eben,  ob  die  jüngere  Entwicklung  ihn  nicht 
überwunden  hat.  Doch  wird  man  wenigstens  bei  der  gesetzlichen  Vor- 
mundschaft des  griechischen  Ehemannes  geneigt  sein,  ihr  fortdauernde 
Realität  zuzuschreiben. 

Man  ist  versucht,  für  letztere  Annahme  sogar  einen  direkten  Beweis 
darin  zu  finden,  daß  in  einem  Scheidungskontrakt  unter  Gräko-Agjptem 
(CPR  23  1.  11  [294])  die  Frau  erklärt,  den  Mann  wegen  ungehörig  er- 
teilter Auktoritas  nicht  zur  Verantwortung  ziehen  zu  wollen:  '^ij  inskev- 
6£6d-at,  ....  :t£Ql  av  [iTtayQcicpjrj  avrfjg  6  UvQog  xvqloq.' 

2.  Der  snixQonos  des  Unmündigen  dagegen  hat  auch  zu  verwalten. 
Wie  weit  seine  Freiheit  dabei  reicht,  ist  uns  für  die  Peregrinen  nicht  im 
einzelnen  bekannt.  Nur  sehen  wir,  daß  mitunter  Verpachtungen  von 
Grundstücken  durch  den  i^rjyrjtijg  der  Gaumetropole  an  den  Meistbietenden 
vorgenommen  werden  (Amh.  85  [274].  86);  doch  kommen  daneben  auch 
freihändige  Verpachtungen  durch  den  Vormund  vor.^)  Es  ist  wahrschein- 
lich, daß  bei  größeren  Verpachtungen  und  anderen  Geschäften  Zustimmung 
der  Behörde  notwendig  war. 

Wo  der  Vormund  ein  Rechtsgeschäft  für  die  Verwaltung  angezeigt 
findet,  kann  es  zunächst  vom  Mündel  ^stä  tov  BnixQonov  vollzogen  werden. 
Öfter  heißt  es  aber  auch,  daß  die  Mündel  dtä  tov  imxQÖnov  handeln. 
Man  würde  letzteres  zunächst  immer  für  einen  FaU  der  Stellvertretung 
im  Gegensatz  zur  Auktoritas  halten,  und  in  vielen  Fällen  wird  dies  auch 
zutreffen.  Aber  es  kommt,  wie  bereits  oben  (S.  249)  bemerkt  ist,  auch 
vor,  daß  did  statt  [Lstd  steht,  also  doch  Auktoritas  vorliegt. 


1)  BGÜ  644;  Amh.  91;   Grenf.  1,  47. 
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Außerdem  kann  der  Vormund  natürlich  das  Reclitsgescliäft  auch  allein 
als  Stellvertreter  des  Mündels  vollziehen;  auch  dies  kann  durch  'ölcc  rov 
sjtitQÖTtov'  bezeichnet  werden.  Über  die  Frage,  inwieweit  hierbei  das 
Provinzialrecht  direkte  Stellvertretung  zuläßt,  vgl.  Kap.  XI. 

3.  Schließlich  ist  zu  bemerken,  daß  die  Erteilung  der  Auktoritas  in 
der  Sprache  der  griechischen  Urkunden  technisch  als  iniyQÖi(pE6%ai  be- 
zeichnet wird.  Das  hängt  mit  der  im  hellenistischen  Verkehr  übKchen 
Schriftlichkeit  zusammen;  nach  der  Verkehrsauffassung  fällt  die  Abgabe 
einer  Willenserklärung  regelmäßig  mit  deren  Niederschrift  zusammen. 
Gleichzeitig  liegt  darin  auch,  was  ja  selbstverständlich  ist,  daß  der  form- 
freie griechische  Rechtsgebrauch  das  mündliche  Sprechen  bestimmter  Worte 
(wie  das  römische  'auctor  sum')  nicht  kennt. 

Vom  philologischen  Standpunkt  ist  zu  bemerken,  daß  imyQd(ps6%'ai 
in  diesem  Sinne,  wie  es  scheint,  korrekterweise  medial  gebraucht  wird, 
also  „sich  dazuschreiben".  Doch  kommt  gelegentlich  auch  die  passivische 
Form  vor;  wenn  es  z.  B.  in  CPR  23,  13  heißt:  ^^ri  ineXsvSead'ai  tibqI  av 
[ETCsyQcicp^rj  (die  Ergänzung  ist  durch  1.  22  gesichert)  av^^g  6  2JvQog  xvQLog, 
so  zeigt  die  Beziehung  auf  die  konkreten  Rechtsgeschäfte  (TtsQl  öv),  bei 
denen  das  kmyQaipsiv  stattgefunden  hat,  daß  eben  an  die  Auktoritas  ge- 
dacht ist.^)  Das  ist  deswegen  wichtig,  weil  das  passivische  iTtiyQutpsöd-ai 
auch  das  „Bestelltwerden"  des  Tutor  durch  den  Magistrat  bedeuten  kann 
(S.  254  Z.  4). 

Im  einzelnen  Fall  kann  es  zweifelhaft  sein,  ob  ^niyQa(pB6^ai  die  eine 
oder  die  andere  Bedeutung  haben  soll.  Wenn  z.  B.  in  Teb.  397,  20  (321) 
der  iirjyrjxrjg  die  Notare  anweist,  ein  Rechtsgeschäft  der  Frau  zu  ver- 
briefen 'xvqCov  ijtLyQa<po[i£vov  KgovCcovog',  kann  man  sowohl  übersetzen 
„wobei  ich  den  Kronion  zum  xvQiog  bestelle"  als  „wobei  Kronion  als 
xvQiog  unterschreiben  soll." 


1)  So  wohl  auch  in  Teb.  397,  25    '{ir}   ?;^ov(Ta  rbv  iTtiyQctcprieo^svov  (lov  v,vqiov\ 


KAPITEL  XL 

VERSCHIEDENE  RECHTSGESCHÄFTE. 

L  DEPOSITUM. 

Literatur:  Revillout,  Pr^cis  2,  1019.  1138 fg.;  Gradenwitz,  Einfuhr.  3. 
85  A.  4;  93;  Braßloff,  Sav.  Z.  21,  362  fg.,  besonders  371,  380;  Waszyfiski,  Boden- 
pacht 127  fg.;  Segr^,  BuU.  deU'ist.  19,  204fg.;  Kubier,  Sav.  Z.  29,  193  fg.  —  Vgl. 
noch  Mitteis,  Trapezitika,  Sav.  Z.  19,  209  fg.;  28,  384. 

Das  Depositum  (ptccQad"t]xr]^)  oder  7faQccxatad"r]X'r],  seltener  jtaQttd'eöig^)^ 
Verbum  TCccQattd-eö&aL^))  ist  in  den  Papyri  oft  vertreten;  vgl.  außer  den 
unten  folgenden  Stücken  noch  Hib.  51;  Grenf.  2,  17;  Straßb.  54;  BGU 
520.   781  I  13  (cf.  Nachtr.  zu  BGU  IH).  941.   1004;  Teb.  387;  Oxy.  1039. 

Allerdings  ist  es  bei  den  abgedruckten  Stücken,  welche  sich  alle  auf 
Gelddepots,  also  dep.  irregularia  beziehen,  teilweise  zweifelhaft,  ob  sich 
nicht  in  der  Rechtsform  des  Depositum  ein  anderer  Hergang,  insbesondere 
Darlehen  oder  Mitgiftbestellung  verbirgt.  In  einzelnen  Gerichtsprotokollen 
ist  ausdrücklich  gesagt,  daß  man  eine  unzulässige  Mitgiftbestellung  — 
z.  B.  bei  der  verbotenen  und  nichtigen  Soldatenehe  (Kap.  XII)  —  gern  in 
ein  Depositum  verkleidete  (P.  Cattaoui  Recto  I  9—10;  VI  18—23).'*)  Ebenso 
ergibt  sich  öfter  aus  dem  Inhalt  eines  Depositenscheines  der  Verdacht 
eines  verschleierten  Darlehens:  schon  das  kann  auffallend  erscheinen,  daß 
wir  so  häufig  Gelddepositen  bei  Privatpersonen  gemacht  finden,  während 
sie  doch  meist  ebenso  sicher  bei  den  überall  zur  Verfügung  stehenden 
Trapeziten  hinterlegt  werden  konnten.^)    Auch  das  kann  nicht  unbedingt 


1)  Doch  kann  jtaQcc&'qxri  auch  das  (bewegliche)  Faustpfand  bedeuten:  J.Jur.G.  1,4 
1.  51;  vgl.  CPR  12,  3 — 4  naQe9i(iriv  ivixvQcc.  Daß  umgekehrt  vno^rjKTi  auch  das  De- 
positum bezeichnen  kann,  glaube  ich  nicht;  wenn  in  Grenf  2,  17,  4  ein  unzweifel- 
haftes Depositum  vnoQ'T^yi.ri  genannt  ist,  wird  das  Schreibfehler  sein. 

2)  Straßb.  54,  Lond.  3  Nr.  943  p.  175  1.  5. 

3)  B  e  i  jemandem  deponieren:  nuQati&SGd'ai  tivi  BGU  781 1 13  (Nachtr.  p.  5).  941, 8. 

4)  Vgl.  aus  den  römischen  Quellen  D.  16,8,27;  dazu  Mitteis,  Hermes  30,  684fg.; 
Segr^  a.  0.  232,  A.  1;  Kühler  a.  0.  196  fg.  —  Aus  den  Papyri  gehört  hierher  noch 
BGU  729  (167);  vielleicht  auch  CPR  29;  BGU  520;  nicht  dagegen  wie  Kubier  (offen- 
bar nur  versehentlich)  sagt  BGU  856  (331), 

5)  In  BGU  702  (333)  und  Lond.  2  p.  206  (332)  cf.  337  werden  sogar  Geld-„Depo- 
sita"  dem  Depositar  vom  Deponenten  durch  Bankdiagraphe  zugemittelt;  schon  Kubier 
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als  ein  Zeichen  echten  Depositums  bezeichnet  werden,  daß,  was  allerdings 
fast  immer  der  Fall  ist,  die  Urkunde  auf  jederzeitige  Rückzahlung  nach 
Belieben  des  Gläubigers  lautet;  denn  bei  unverzinslichen  Darlehen  ist  diese 
Klausel  nicht  unbegreiflich. 

Andererseits  werden  gewiß  auch  manche  Gelddepositen  ernsthafte  ge- 
wesen sein.  Insbesondere  daraus,  daß  die  Depositenscheine  auch  depo- 
niertes Geld  als  'axCvdvvov  Ttavrbg  xlvövvov'  bezeichnen,  darf  man  gegen 
ihre  Realität  noch  keinen  Zweifel  herleiten;  denn  die  Gefahrtragung  des 
Depositars   entspricht  ja  gerade  dem  Wesen  des  Depositum  irreguläre.^) 

Als  Grund,  weshalb  man  mitunter  auch  ein  Darlehen  in  die  Form 
eines  Depositum  eingekleidet  haben  mag,  läßt  sich  inbesondere  der  denken, 
daß  das  Depositum  den  Gläubiger  günstiger  stellte  als  das  Darlehen. 

Denn  imzweifelhaft  hat  nach  dem  gräko- ägyptischen  Provinzialrecht 
der  Kaiserzeit  (welcher  die  nachstehenden  Originalempfangsscheine  aus- 
nahmslos angehören)  der  Depositar  nach  besonderen  Grundsätzen  gehaftet. 
Es  ergibt  sich  das  aus  der  öfter  vorkommenden  Wendung,  er  solle  ver- 
antwortlich sein  'xaTtt  tbv  r&v  Ttagad-rjocav  vö^ov'  (BGU  856  [331];  Lond. 
2  p.  206  [332];  BGU  729;  637  (336);  Lond.  3  p.  175  [330];  Oxy.  1039. 

Den  Inhalt  dieses  vöjiog  TtaQad-rjx&v  könnte  man  vom  Standpunkt 
des  römischen  Rechts  schon  in  der  infamierenden  Natur  der  Verwahrungs- 
klage suchen,  falls,  was  wir  freilich  nicht  wissen,  das  Provinzialedikt 
dieselbe  resp.  ein  entsprechendes  Institut  auch  für  Peregrine  anerkannte. 
Außerdem  aber  ist  es  fast  sieber,  daß,  sei  es  durch  dieses,  sei  es  durch 
eine  andere,  vielleicht  noch  an  vorrömische  Ordnungen  anknüpfende  Rechts- 
quelle ^),  den  Depositar  auch  eine  Condemnatio  in  das  Doppelte  traf. 
Denn  in  BGU  856  und  Lond.  2  p.  206  ist  ausdrücklich  gesagt:  iäv  de  ^ii 
änoda,  anottedtci  triv  xaQu&'^xrjv  dinlr]v  xatä  tbv  rav  TCUQa^rjx&v  vö^iov. 

Schließlich  ist  noch  zu  bemerken,  daß  sich  in  den  Depositalscheinen 
über  Geld  noch  das  Versprechen  findet,  zurückzugeben  ^ävvnoXoyov  Ttccvrbg 


a.  0.  195  hat  richtig  bemerkt,  daß  der  Deponent  hier  zur  Vornahme  eines  eigent- 
lichen Verwahrungsvertrags  gar  keinen  Anlaß  mehr  hatte,  weil  ja  sein  Geld  schon 
bei  der  Bank  lag.    Besonders  charakteristisch  aber  ist  Teb.  392  (338);  s.  dieEinl.  dazu. 

1)  Wenigstens  nach  der  herrschenden  Lehre.  Daß  bei  unverzinslichen  Depo- 
siten auch  eine  andere  Auffassung  denkbar  ist  und  in  den  Quellen  wenigstens  an 
einer  (allerdings  zunächst  das  Mandat  behandelnden)  Stelle  anklingt,  habe  ich  Sav.  Z. 
R.-A.  19,  209  fg.  gezeigt.  In  dem  lateinischen  Depotschein  über  Geld  CIL  3,  949  XII 
(=  Bruns,  Fo.'  Nr.  155)  ist  übrigens  die  Gefahrklausel  nicht  enthalten. 

2)  Da  die  Unterschlagung  eines  Depositums  in  den  griechischen  Quellen  als  be- 
sonders diffamierend  gilt  (Belege  bei  Meyer -Schömann-Lipsius*  699fg.;  Thalheim* 
p.  118;  Beauchet  4,  327  fg.;  Partsch,  Bürgschaft  1,84),  ist  wohl  an  Spezialgesetze 
darüber  zu  glauben,  wenngleich  sie  nur  selten  —  so  Fr.  Gortyn.  2  Col.  111  1.  7  fg.; 
J.  Jur.  G.  1  p.  394  —  nachweisbar  sind.  —  Außerdem  ist  zu  erinnern,  daß  auch  das 
Gesetz  des  Hammurabi  §§  120.  124  (ed.  Müller)  und  das  jüdische  Recht  (Exod.  22,8) 
die  Ableugnung  eines  Depositum  mit  dem  Doppelten  bestraft. 
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•bxoXöyov'.  Das  bedeutet  wohl  den  Ausschluß  jeder  Kompensation^);  ob 
man  dabei  im  Sinn  des  römischen  Rechts  der  frühklassischen  Zeit  bloß 
an  Kompensation  ex  eadem  causa  gedacht  hat  oder  ob  die  gräko-ägyp- 
tische  Rechtsauffassung  auch  eine  weitergehende  Kompensation  ex  dispari 
causa  kannte  und  man  diese  ausschließen  wollte,  ist  eine  bereits  S.  198 
in  anderer  Beziehung  berührte  Streitfrage. 

II.  RECEPTUM  NAUTARUM.  2) 

Eine  kleine,  aber  wichtige  Gruppe  in  den  Rechtsgeschäften,  welche 
die  Papyri  überliefern,  bilden  die  Recepta  nautarum. 

Für  diesen  Vertrag  hat  neuerdings  Lusignani*)  gezeigt,  daß  der 
Prätor  den  Schiffer  nur  dann  für  jeden  Transportverlust  verantwortlich 
macht,  wenn  er  durch  besondere  Garantieabrede  'salvum  fore  recepit'; 
andernfalls  haftet  der  Schiffer  nach  klassischem  Recht  nur  für  diligentia 
in  custodiendo  und  außerdem  nach  den  Edikten  furti  adversus  nautas  etc. 
sowie  damni  iniuriae  adversus  nautas  etc.  für  Diebstahl  und  Sachbeschädi- 
gung, welche  von  seinem  Personal,  nicht  auch  welche  von  dritten  Per- 
sonen (Mitreisenden  u.  a.)  ausgehen.  Die  auch  ohne  die  Clausula 
*salvum  fore'  stattfindende  Haftung  bis  zur  höheren  Gewalt  ist  justi- 
nianisch.    Der  Ausdruck  Vis  maior  gleichfalls. 


1)  Vgl.  im  allgemeinen  Braßloff,  Sav.  Z.  21,  362 fg.  und  Kubier,  ebenda  29,197; 
andererseits  Segre,  Bull.  19,  205  A.  1;    Wenger,  Arch.  4,  196. 

2)  Die  nachstehenden  Ausführungen  sind  eine  Wiederholung  des  von  mir  bereits 
in  den  Sitz.-Ber.  der  sächs.  Ges.  der  Wiss.  1910,  270  fg.  Gesagten.  Außerdem  vgl. 
Ashburner,  The  Rhodion  sea  law  (Oxford  1909),  wo  viel  wertvolles  Material  ver- 
arbeitet ist. 

3)  Studi  sulla  responsabilitä  per  custodia  I,  Modena  1902,  bes.  p.  22  fg.,  welche 
nur  in  wenigen  Exemplaren  gedruckte  Schrift  außerhalb  Italiens  nicht  genügend  be- 
kannt geworden  zu  sein  scheint.  Eine  selbstverständliche  Voraussetzung  L.s  ist,  daß 
er  unter  der  Custodia  nichts  anderes  versteht  wie  gewöhnliche  Diligentia,  und  dies 
ist  durchaus  richtig.  Die  neuerdings  wieder  von  Seckel  (v.  Custodia  bei  Heumann- 
Seckel)  vertretene  Baronsche  Theorie,  wonach  die  Pflicht  zum  Custodiam-praestare 
in  klassischer  Zeit  gleich  Haftung  für  niederen  Zufall  ist,  scheint  mir  durch  L.s  Aus- 
führungen, zu  denen  noch  die  in  seinem  Volume  II  (Parma  1903)  hinzukommen,  end- 
gültig beseitigt.  (Die  von  Seckel-Heumann  a.  0.  angenommenen  Interpolationen  in 
den  Digesten  sind  nach  den  bei  L.  enthaltenen  Angaben  zu  revidieren.)  Ich  füge 
insbesondere  hinzu,  daß  eine  scheinbare  Stütze,  welche  man  für  die  Baronsche  Theorie 
in  der  sog.  Lex  horreorum  (C.  I.  L.  6,  4,  33748  =  ßruns,  Fo.''  Nr.  166)  finden  könnte, 
nur  auf  unrichtiger  Ergänzung  durch  Mommsen  beruht.  Denn  wenn  man  dort  zu 
lesen  pflegt:  [Invectorum  in  haec  horrea  cujstodia  non  praestabitur,  so  könnte  das 
allerdings  nur  bedeuten,  daß  damit  die  Gefahr  des  Horreaiius  abgelehnt  werden  soll. 
Da  aber  Gefahr  regelmäßig  periculum  heißt,  und  die  supponierte  gleiche  Bedeutung 
von  Custodia  den  richtig  verstandenen  Quellen  nicht  entspricht  (ganz  abgesehen, 
davon,  daß  der  Ausdruck  im  besten  Fall  zweideutig  gewesen  wäre  und  das  Publikum 
abgeschreckt  hätte),  muß  eine  andere  Ergänzung  gesucht  werden.  Vermutlich  war 
gesagt,  daß  für  gewisse  in  den  Speicher  eingebrachte  Gegenstände  der  Horrcarius 
jede  Verantwortung  ablehnt;    also  etwa:    [Auri  argentive  cujstodia  non  praestabitur. 
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Mit  dieser  auf  sorgfältige  Interpolationenkritik  gegründeten  Lehre 
stimmen  die  in  den  Papyri  erhaltenen  Recepta  gut  überein. 

Von  den  hier  vorgelegten^)  stammen  vier  aus  der  vorjnstiniani- 
schen  Zeit  und  haben  zum  Gegenstand  den  Schiffstransport  (auf  dem  Nil), 
teils  für  private  (341),  teils  für  staatliche  Rechnung:  in  allen  findet  sich 
die  Klausel,  abzuliefern  ^ö&ov  xal  axccxovQyrjtov  rä  inavtov  xivdvvct' 
oder  auch  bloß  eines  von  beiden.  Damit  übernimmt  der  Schiffer  die  Haf- 
tung für  jedes  menschliche  Verschulden,  also  auch  für  mangelhafte  Be- 
schaffenheit des  Fahrzeugs,  was  in  Lond.  3  p.  220  (341)  treffend  bezeichnet 
wird  als  äxaxovQyrjTov  dnb  vavtLxfig  xccxovQyiag.  Ein  Vorbehalt  für  Vis 
major  wird  nicht  gemacht,  wohl  weil  man  diesen  für  selbstverständlich 
erachtete.  Umgekehrt  lautet  die  Fassung  in  einer  von  den  Herausgebern 
in  das  6. — 7.  Jahrb.  angesetzten  und  sicher  nachjustinianischen  Urkunde: 
hier  ist  von  Salvum  recipere  keine  Rede  mehr,  dagegen  der  Vorbehalt  der 
d^sov  ßCa  (vis  maior)  gemacht,  und  dies  mag  wohl  auf  den  Einfluß  der 
justinianischen  Gesetzgebung  zurückgehen.^) 


III.  VOLLMACHTEN  UND  STELLVERTRETUNG. 

Literatur:  Wenger,  Die  Stellvertretung  im  Rechte  der  Papyri  (Graz  1906; 
darüber  Mitteis,  Sav.  Z.  28,  475  fg.;  Manigk,  Berl.  phil. Wochenschr.  1908  p.  690fg., 
vgl.  ebenda  1909,  1635  fg.);  Mitteis,  Rom.  Priv.-R.  1,  230fg.,  vgl.  auch  215;  Kühler, 
Sav.  Z.  29,  216  fg.;    Frese,  Aus  dem  gräko-ägypt.  Rechtsleben  8  fg. 

Die  Papyri  enthalten  eine  größere  Anzahl  von  Urkunden,  in  welchen 
jemand  einem  andern  die  Vollmacht  zu  einer  bestimmten  Rechtshandlung 
oder  auch  zu  einer  ganzen  Kategorie  von  Rechtshandlungen  erteilt. 

Es  gehören  hierher^):  an  Vollmachten  zu  materiellen  Rechtsgeschäften 

1)  Es  sind  nicht  alle  in  den  Papyri  enthaltenen;  denn  es  kommt  noch  in  Be- 
tracht Flor.  76  (a°  380)  (Bd.  I  433)  und  Goodsp.  14  (a°  343).  In  diesen  fehlt  jede  be- 
sondere Garantie  für  das  Risiko  der  Fracht,  so  daß  sie  für  unsere  Frage  uninteressant 
sind,  außer  insofern  sie  zeigen,  daß  das  salvum  fore  recipere  doch  nicht  ausnahmslos 
war,  der  Prätor  also  einen  guten  Grund  hatte,  in  seinem  Edikt  die  Bedingung  gerade 
dieser  Zusage  für  die  strenge  Haftung  ex  recepto  zu  formulieren. 

Weggelassen  habe  ich  hier  den  in  den  Sitz.-Ber.  a.O.  mit  vorgelegten  Lond.  2  p.99. 
Ich  hatte  denselben  schon  dort  nur  mit  besonderem  Vorbehalt  in  diese  Gruppe 
eingereiht,  mit  der  Bemerkung,  daß  die  für  die  Einieihung  entscheidenden  Worte 
xä  iiiä  xivSvv<p  nur  auf  einer  Konjektur  von  mir  über  unsichere  Wortreste  beruhten, 
bezüglich  welcher  Konjektur  Kenyon  mir  nach  dem  Original  mitgeteilt  hatte,  daß  er 
keine  bestimmte  Lesung  verifizieren  könne;  femer,  daß  ich  nicht  wüßte,  ob  diese 
Konjektur  zu  der  mir  damals  unbekannten  Bedeutung  des  darauffolgenden  Wortes 
'Salyiia''  paßt.  Nachdem  letztere  mittlerweile  von  Wilcken  eruiert  worden  ist  (Bd.  I 
zu  432),  scheidet  der  Pap.  aus  der  Gruppe  aus,  zumal  W.  jetzt  nach  dem  Faksimile 
sich  gegen  die  Möglichkeit  von  kivSvvco  erklärt  (Abdruck  desselben  Bd.  I  443). 

2)  Der  Ausdruck  &sov  ßia  soll  ja  nach  Gai.  D.  19,  2,  25,  6  altgriechisch  sein; 
aber  er  hat  hier  wohl  nur  den  einfachen  Zufall  bedeutet. 

3)  BGÜ  1093  (dazu  Wilcken,  Arch.  5,  275  u.  zitt.)  scheint  mir  nicht  privatrecht- 
licher Natur  zu  sein;  ebenso  Lond.  2  p.  273. 
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Oxy.  94  (344)  (83  n.  C,  Vollmacht  zum  Verkauf  von  Sklaven);  BGU  300 

(345)  (148  n.C,  Generalvollmacht);  Oxy.  727  (154  n.C,  Generalvollmacht), 
diese  drei  ausgestellt  von  Römern;  BGU  191  (143  n.  C,  Erneuerung  einer 
Vollmacht  [durch  einen  Römer]).    Ferner  an  Prozeß  vollmachten:  Oxy.  261 

(346)  (55  n.  C);  97  (347)  (115/6  n.  C);  726  (135  n.  C.)  0,  sämtlich  aus- 
gestellt von  Griechen;  sowie  Lips.  38  1.  5 — 6  (390  n.  C.).^) 

Der  offizielle  Terminus  für  Bevollmächtigen  und  Vollmacht  ist  in 
der  älteren  Zeit  övviCtdvai  (oder  d7Co6vvL6rdvai  BGU  1093),  Hauptwort 
6v6taiSLg;  6v6xaxiy(.6v  (BGU  710;  Oxy.  505  u.  a.)  ist  eigentlich  die  Voll- 
machtsurkunde. Daneben  findet  sich,  namentlich  in  späterer  Zeit,  Evtik- 
XE6%'ai  und  EvroXri  {ßvroXi'ndv  ist  wie  öv6taxi'K6v  die  Vollmachtsurkunde). 
Eigentlich  bezeichnet  freilich  hvxoXri  mehr  den  Auftragt)  als  die  Voll- 
macht; aber  gerade  die  römischen  Quellen  wissen  ja  bekanntlich  den 
letzteren  Begriff  vom  ersteren  nicht  zu  unterscheiden.  Der  Vertreter  heißt 
6vvs6rafievog ,  im  Prozeß  insbesondere  Bxöixog,  in  byzantinischen  Quellen 
ivtoUvg  (z.B.  C.J.  3,  2,  4,  3)  oder  ivtoXixäQiog  (77,4/5;  78,10). 

Im  Anschluß  an  diese  Vollmachten  ist  die  Frage  nach  der  Stell- 
vertretung bei  Rechtsgeschäften  zu  erörtern.  Das  römische  Recht  duldet 
bekanntlich  bei  den  meisten  Rechtsgeschäften  nur  indirekte,  kennt  aber 
keine  direkte  Stellvertretung.  Im  Gegensatz  hierzu  hat  Wenger  a.  0.  die 
Behauptung  aufgestellt,  daß  das  gräko-ägyptische  Recht  die  direkte  Ver- 
tretung durchaus  anerkannt  habe,  und  zwar  auch  noch  in  der  gesamtMi 
römischen  Zeit, 

Aus  seinen  mit  sehr  vollständigem  Material  und  großer  Umsicht  ge- 
führten Untersuchungen  ergibt  sich  unzweifelhaft,  daß  der  Stellvertreter 
in  Ägypten  ganz  regelmäßig  direkt  auf  den  Namen  seines  Prinzipals,  also 
als  direkter  Stellvertreter  den  Kontrakt  schließt;  sehr  deutlich  wird  dies 
z.  B.  in  Oxy.  501  (349),  Verpachtung  durch  einen  Vormund:  'E^Cöd^a^ 
öav  'HQUTiXaCdrjg  xal  ^toyevrjg  diä  'Eq(iov  kmxQÖnov  ^QficvöSL  .  .  .  dnb 
xav  vTCaQxövxcDv  avxolg  agovQcov  —  b^oXoysl  de  6  [isfiiöd-cjfievog  öcpei- 
Xsiv  xotg  yeo'öxoLg  .  .  .  'EQiifig  dsßrjfi^eCcofiaL).  In  Oxy.  505  (350) 
verkauft  ein  Stellvertreter  ktzo  x&v  vnuQxdvxav  tc5  6vv£6xax6xL  ccqov-^ 
Q&v,  er  beruft  sich  dabei  auch  im  Eingang  des  Kontrakts  auf  sein  6v&xa- 
xixöv,  das  er  demselben  beilegt.  Außerdem  sagt  die  Vollmachtsurkunde 
BGU  300,  6/7  ausdrücklich,  der  Vertreter  dürfe  kontrahieren  ^ix  xov  övö- 
fiaxog  des  Prinzipals'.     Zu  den  von  Wenger  weiter  zitierten  Belegen  sind 


1)  Teb.  317  (348)  enthält  nicht  sowohl  Vollmacht,  als  Zustimmung  zur  Prozeß- 
führung im  eigenen  Namen  des  Ermächtigten;   s.  Einl.  dazu. 

2)  Vgl.  noch  die  Erwähnung  einer  Vollmacht  in  dem  Brief  Gieß.  25. 

H)  Daher  in  Lips.  38,  Lond.  2  p.  273  zitt.  die  anscheinend  stereotype  Wendung 
ivtiXXoiiai  cot  xai  inirgina.  Vgl.  Wilcken,  Arch.  4,  471.  —  Bloß  ijfitQin<o  hat  die 
griechische  Vollmacht  in  D.  17,  1,  60,  4. 
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aus  den  nach  dem  Erscheinen  seiner  Schrift  erschienenen  Papyri  noch  hin- 
zuzufügen Lond.  3  p.  160  f)  (Verkauf  durch  die  Mutter)  und  vor  allem 
Lond.  3  p.  153,  20  (260  n.  C.)  (351),  wo  der  Vater  für  seine  Tochter  eine 
Stipulation  eingeht,  was  so  ausgedrückt  wird:  iQC3trj&el6a  (sc.  die  Tochter) 
dici  tov  TtcctQog  a^oXöyrjöa.  Das  gleiche  findet  sich  auch  in  P.  Cairo 
(Catalog.  General  ed.  J.  Maspero)  Nr.  67032  (551  n.  C),  wo  ein  KvQog 
BCxroQog  vertreten  ist  diä  Zlsv^ovd^ov  läTCoXX&xog  TtoLov^svov  trjv  %(hQuv 
ccvtov  ccnövxog  1.  10/11)  und  dieser  Vertreter  für  ihn  eine  Stipulation  ein- 
geht (1.83  fg.);  dieser  Kontrakt  ist  sogar  zu  Konstantinopolis  mit  einem 
dortigen  Rechtsgelehrten  geschlossen.  In  CPR  39  (266  n.  C.)  (275)  haben 
die  Vertreter  der  Stadt  für  diese  stipuliert.    Vgl.  auch  365,  6/7. 

Angesichts  dieser  Tatsachen  wird  man  zunächst  für  die  Zeit  vor  der 
Constitutio  Antonina  soviel  als  sicher  ansehen  dürfen,  daß  das  peregri- 
nische  Recht  der  Gräko-Agypter  die  direkte  Stellvertretung  durchaas 
anerkannt  hat.^)  Bei  der  Freiheit,  welche  das  griechische  Recht  in  allen 
Dingen  an  den  Tag  legt,  ist  nicht  zu  bezweifeln,  daß  es  das  Kontrahieren 
durch  direkte  Stellvertretung  schon  früh  als  für  den  Prinzipal  berech- 
tigend und  verpflichtend  angesehen  haben  wird. 

Viel  größere  Schwierigkeiten  ergeben  sich  für  das  römische  Recht, 
welches  bekanntlich  bis  in  seine  letzte  Zeit  an  dem  starren  Prinzip  fest- 
gehalten hat,  daß  der  Stellvertreter  durch  den  Kontrakt  nur  sich  selbst 
berechtigen  und  verpflichten  kann.  Zwar  dürfen  wir  angesichts  des 
Fapyrusmaterials  ohne  weiteres  glauben,  daß  dieses  Prinzip  auch  der 
römischen  Bevölkerung  nicht  eigentlich  in  Fleisch  und  Blut  gesteckt 
hat;  denn  wir  haben  auch  für  Römer  Vollmachten  gefunden,  die  sehr  an 
den  Gedanken  der  direkten  Stellvertretung  anklingen  (S.  261)  und  sogar 
Stipulationen,  die  an  und  durch  Stellvertreter  vollzogen  werden  (s.  oben). 
Aber  es  bleibt  die  Frage,  wie  die  Gerichte  diese  Kontrakte  behandelt 
haben. 

Es  ist  nicht  undenkbar,  daß  man  den  Stellvertreter,  obwohl  er  sich 
gerierte  wie  ein  direkter,  doch  als  einen  indirekten  aufgefaßt  und  sich 
mit  Actiones  quasi  institoriae  gegen  den  Prinzipal  beholfen  hat;  ein  deut- 
licher Anklang  an  die  Notwendigkeit  der  indirekten  Vertretung  findet 
sich  noch  in  P.  Bouriant  I  10  (vgl.  Anm,  zu  96  I  10).^) 

Umgekehrt  konnte  man  wenigstens  dort,  wo  ein  Spezialmandat  zu 
einem  formlosen  Kontrakt  vorlag,  den  Vertreter  als  bloßen  Nuntius  und 
den  Prinzipal  als  den  eigentlich  Erklärenden  behandeln. 

Freilich  ist  es   klar,   daß   dieses  letztere  Auskunftsmittel  keineswegs 


1)  Von  den  oben  S.  261  augeführten  Vollmachten  ist  zwar  ein  Teil  von  Römern 
ausgestellt;  aber  natürlich  folgen  diese  hier  nur  dem  landesüblichen  Stil.  Außerdem 
sind  die  stellvertretenden  Kontrakte  Oxy.  601.  505  rein  peregrinisch. 

2)  Übrigens  auf  prozessuale  Vertretung  bezüglich. 
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ausreichte,  um  alle  in  Betracht  kommenden  Fälle  zu  decken:  es  versagte, 
wo  zu  einem  formfreien  Kontrakt  eine  bloße  Generalvollmacht  vorlag 
(wie  z.  B.  in  Oxy.  94)  —  denn  da  war  eben  an  bloße  Ausrichtung  einer 
Botschaft  nicht  zu  denken  —  und  ebenso  bei  Formalkontrakten,  wie  die 
Stipulation,  wo  es  keinen  Nuntius  geben  kann. 

Der  erstere  Weg  —  nämlich  der,  den  Stellvertreter  für  persönlich 
berechtigt  und  verpflichtet  zu  halten  —  würde  wohl  immer  zu  einem 
Ziele  geführt  haben  ^);  aber  daß  er,  weil  der  Vertreter  zunächst  als  selbst- 
haftend und  immer  allein  berechtigt  galt,  praktisch  sehr  große  Un- 
billigkeiten mit  sich  brachte,  ist  schon  an  sich  klar  und  wird  namentlich 
durch  die  Papyrusurkunden  deutlich,  welche  zeigen,  wie  wenig  man  im 
praktischen  Leben  an  eine  Selbsthaftung  des  Vertreters  dachte.  Dennoch 
sehe  ich  angesichts  der  überaus  bestimmten  Ausdtucksweise  der  Rechts- 
quellen keine  Möglichkeit  anzunehmen,  daß  eine  korrekte  Judikatur  in 
der  römischen  Zeit  in  allen  solchen  Fällen  direkte  Stellvertretung  aner- 
kannt hätte.  ^) 

Schließlich  ist  zu  erwähnen,  daß  wir  aus  spätbyzantinischer  Zeit  eine 
Anzahl  von  Kontrakten  haben,  welche  von  Sklaven  für  ihre  Herren  er- 
richtet sind-,  Oxy.  133-138  (352);  139;  Lond.  3  Nr.  774-778  p.  278-281. 
Ihnen  allen  ist  gemeinsam,  daß  der  seinen  Herrn  vertretende  Sklave  sich 
bezeichnet  als  olxstrjg  tov  eTfSQcoT&vtog  (stipulantis)  xal  TtQoöTCOQL^cav  tö 
idCa  dsöJtötri  "^W  ^y^^yu'^  '^ß^t  ivo%riv.  Wir  erkennen  hierin  mit  Leichtig- 
keit die  Anwendung  der  Justinianischen  Vorschrift  in  C.  J.  5,  37,  14. 
Danach  kam  es  vor,  daß  bei  solchen  Kontrakten  die  Schuldner  bestritten, 
daß  der  Vertreter  überhaupt  ein  Unfreier  oder  auch,  daß  er  Sklave  gerade 
des  Gläubigers  gewesen  sei.  Um  solche  Ausflüchte  abzuschneiden,  wird 
bestimmt:  'tales  scripturas  omnifariam  esse  credendas  et  sive  adscriptus 
fuerit  servus  et  ad  quandam  personam  dicitur  pertinere,  credi 
omnimodo  et  servum  adesse  et  fecisse  stipulationem  et  eum  esse  scripto 
domino  adquisitum  et  non  dubitari,  si  servus  ipse  praesto  fuerit  vel  eius 


1)  Schwierigkeiten  würden  nur  dann  bestehen,  wenn  man  annähme,  daß  der  in 
direkter  Vertretung  geschlossene  Kontrakt  von  der  römischen  Judikatur  als  voll- 
kommen, d.  h.  auch  für  den  Vertreter  nichtig  erachtet  worden  wäre.  Daß  diese  An- 
sicht nicht  nötig  ist  und  die  sie  scheinbar  begründenden  Quellenaussprüche  anders  ge- 
deutet werden  können,  habe  ich  RPß  1,217  A.  43  gezeigt. 

2)  Das  ist  auch  das  Resultat  meiner  S.  260  angeführten  Schriften  über  diese 
Frage;  zustimmend  Kubier  a.  0.  223  (dessen  Hinweis  auf  D.  17,  1,  60,  4  ich  jedoch 
nicht  beistimme,  weil  es  sich  hier  nur  darum  handelt,  ob  der  Prinzipal  auch  aus 
nicht  in  die  Vollmacht  fallenden  Geschäften  haftet);  zustimmend  auch  Frese  a.  0., 
der  nur  für  die  nachklassische  Zeit  annimmt,  daß  neben  der  A"  quasi  institoria  gegen 
den  Prinzipal  die  Klage  gegen  den  Vertreter  verweigert  wurde.  (Wie  denkt  aber 
Frese  über  die  Aktivrechte  aus  dem  Kontrakt?)  Manigk  schließt  sich  an  Wenger 
an  und  glaubt,  daß  die  Praxis,  entgegen  den  Äußerungen  der  Rechtsbücher,  direkte 
Stellvertretung  für  zulässig  angesehen  habe. 
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dominü  fuit  is,  pro  quo  scriptus  est  fecisse  Stipulationen!'.  Eben  mit 
Rücksicht  auf  diese  Praesumtio  iuris  et  de  iure  wird  in  unseren  Kon- 
trakten die  'Adscriptio'  gemacht,  wessen  Sklave  der  Kontrahent  ist;  durch 
diese  Adscriptio  wird  die  Piüsumtion  begründet. 

IV.  BÜRGSCHAFT. 

Literatur:  Wenger,  R.-hist.  Papyrusstudien  1 — 60;  Braßloff,  Zur  Kenntnis 
des  Volksrechts  in  den  röm.  Ostprovinzen  des  röm.  Kaiserreichs  (1902)  1 — 69;  Bor- 
tolucci,  La  fideiussione  nell'Egitto  Greco-Romano,  BulL  17,  265  fg.;  Partsch,  Grie- 
chisches Bürgschaftsrecht  I  (1909). 

Sehr  beträchtlich  ist  in  den  Papyri  die  Zahl  der  erhaltenen  Bürg- 
schaftsurkunden. Das  kommt  daher,  daß  im  Verwaltungs-  und  Prozeßrecht 
die  Verbürgung  im  Altertum  eine  große  Rolle  spielt.  Prozeßkautionen 
werden  im  griechisch-römischen  Ägypten  (ebenso  wie  in  Rom  selbst) 
stets  und  verwaltungsrechtliche  Kautionen  in  großem  Umfang  und  jeden- 
falls viel  häufiger  wie  heutzutage  durch  bürgschaftlichen  Kredit  bestellt; 
der  Hypothekenkredit  kommt  zwar  im  Verwaltungsrecht  vor,  läßt  aber 
der  Bürgenkaution  einen  breiten  Raum.  Außerdem  fehlt  es  auch  nicht 
an  privatrechtlichen  Verbürgungsurkunden. 

Viele  dieser  Urkunden  stehen  nun  zu  dem  Typus,  den  das  klassische 
römische  Privatrecht  zeigt,  in  einem  Gegensatz^),  welchen  in  jüngster 
Zeit  J.  Partsch  a.  0.  in  bedeutender  rechts  vergleichender  Darstellung  klar 
herausgearbeitet  und  auf  einen  allgemeinen  Grundgedanken  des  griechi- 
schen, in  weiterer  Linie  aber  auch  des  germanischen  Rechts  zurück- 
geführt hat.^) 

1.  Dieser  Gedanke  ist  folgender.  Beim  griechischen  Bürgen  ist  es 
zu    beobachten,    daß    er   nicht,    wie    der   des   römischen  Privatrechts  zur 


1)  Nur  wird  man  den  Gegensatz  zwischen  griechischem  und  römischem  Recht 
nicht  überhöhen  dürfen.  Ich  habe  schon  früher  (Festgabe  für  E.  J.  Bekker  109fg.  und 
Röm.  P.-R.  1,  266  fg.)  den  Standpunkt  verfochten,  daß  auch  die  römische  Bürgschaft 
von  Haus  aus  eine  nicht  akzessorische  Geiselstellung  ist;  das  nehme  ich  selbst 
für  die  römische  Privatbürgschaft  an,  wo  freilich  die  entgegengesetzte  Entwicklung 
sich  im  Privatrecht  so  früh  durchgesetzt  hat,  daß  die  Spuren  des  ältesten  Rechts- 
zustandes sehr  stark  verwischt  sind.  In  den  Praedes  des  Verwaltungs-  und  Straf- 
rechts hat  dieser  Rechtsznstand  sich  vielleicht  viel  länger  erhalten;  würden  wir  für 
das  römische  Recht  so  ausführliche  Urkunden  über  die  Prädiatur  besitzen  wie  die 
ägyptischen  Papyri  über  verwaltungsrechtliche  Bürgschaften  sind,  so  würde  der 
Gegensatz  zwischen  griechischer  und  römischer  Rechtsentwicklung  sich  m.  E.  als  ein 
viel  weniger  scharfer  darstellen  als  es  heute  der  Fall  ist. 

2)  Von  dem  Inhalt  des  Werks  kann  im  Nachfolgenden  keine  volle  tJTjersicht 
gegeben,  sondern  nur  das  zum  Verständnis  der  Papyri  Erforderliche  kurz  zusammen- 
gefaßt werden,  um  so  mehr  als  der  bis  jetzt  allein  vorliegende  erste  Band  zunächst 
das  altgriechische  Bürgschaftsrecht  behandelt  und  die  Papyri  nur  vergleichsweise 
herbeizieht.  Die  besondere  Behandlung  derselben,  welche  wohl  auch  eine  Unter- 
suchung über  das  ältere  ägyptische  Bürgschaftsrecht  mit  sich  bringen  wird,  ist  vom 
zweiten  Band  zu  erwarten. 
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klassisclien  Zeit  tut,  seine  eigene  Leistung  verspricht  —  idem  tu  quoque 
dare  spondes?  — ,  sondern  nur  die  eines  anderen,  das  ist  dessen,  den  wir 
heute  als  Hauptschuldner  zu  bezeichnen  gewohnt  sind.  So  leistet  in  der 
berühmten  Stelle  Od.  8,  344  fg.  ^)  Poseidon  für  den  von  Hephaistos  im 
Ehebruch  mit  Aphrodite  ertappten  Ares  Bürgschaft  wegen  der  Bußzahlung 
mit  den  Worten:  'iya  ös  rot  avrbv  VTtCöxo^at  cag  öv  xsXs'ösig  xi6siv 
al'öi^a  Ttdvxa  [ibz^  ä^avaroLöi  d-£olöiv\  d.  h.  er  bürgt,  daß  Ares  Genug- 
tuung geben  wird,  und  erst  als  Hephaistos  sich  mit  dieser  Art  der  Bürgschaft 
nicht  zufrieden  geben  will,  weil  er  zu  schwach  sei,  um  den  Poseidon  bei 
Ausbleiben  der  Genugtuung  als  Geisel  zu  fesseln,  erklärt  dieser:  ^sixsq 
yccQ  x£V  "Aqtjs  XQstog  vTiaXv^ag  oi%rirui  cpEvyav,  avtög  rot  iyco  xccöe  xIög)'^ 
also  erst  weil  die  „Bürgschaft"  in  ihrer  eigentlichen  Form  nicht  an- 
genommen wird,  gibt  er  das  Versprechen,  eventuell  selbst  Genugtuung 
leisten  zu  wollen.  Und  so  lassen  sich  denn  auch  noch  im  attischen 
Rechtsverkehr  Bürgschaftsversprechen  dahingehend  nachweisen,  „daß  der 
Hauptschuldner  leisten  wird."^) 

Der  eben  gebrauchte  Ausdruck  „Hauptschuldner"  ist  übrigens  nicht 
ganz  korrekt:  denn  das  griechische  Recht  enthält  viel  deutlicher  als  das 
römische  noch  die  Spuren  eines  Rechtszustandes,  wo  der  Bürgschaft  ein 
Hauptschuldner  nicht  unbedingt  wesentlich  ist.  Wir  besitzen  noch  aus 
der  späteren  Zeit  des  griechischen  Rechts  Urkunden,  in  welchen  iyyvri 
ohne  Hauptschuld  geleistet  wird.^) 

Im  materiellen  Rechtsverkehr  freilich  ist  das  ja  allmählich  selten  ge- 
worden. Bei  Rechtsgeschäften  tritt  vielmehr  ganz  regelmäßig,  insbesondere 
auch  in  den  Papyrusurkunden,  der  Bürge  nur  als  akzessorischer  Schuldner 
neben  einen  wirklichen  „Hauptschuldner''  hinzu,  er  tritt  neben  ihn  als 
^syyvog\  wodurch  dann  der  struktive  Grundzug  der  Bürgschaft  im  späteren 
hellenistischen  Recht  stark  verdunkelt  erscheint  (vgl.  S.  267). 

Dennoch  hat  die  nicht  akzessorische  Natur  der  Bürgschaft  sich  an 
einer  Stelle  gut  erhalten,  nämlich  in  den  Gestellungsbürgschaften  des 
Prozeß-  und  Verwaltungsrechts.  Diese  sind  durchaus  so  gefaßt,  daß  der 
Bürge  sich  ohne  Anlehnung  an  ein  eigenes  Gestellungsversprechen  des 
Verbürgten  haftbar  macht.  Man  hat  hier  den  Eindruck,  daß  infolge  der 
Verbürgung  den  zu  Gestellenden  eine  persönliche  Verpflichtung  zur  Ge- 
stellung überhaupt  nicht  trifft,  sondern  bloß  die  Haftung  für  dieselbe  auf 
dem  Bürgen  lastet.  Der  Bürge  verspricht  also  zwar  zunächst  ein  fremdes 
Verhalten;  aber  dieses  wird  vom  Verbürgten  selbst  nicht  eigentlich  ge- 
schuldet. Hätte  freilich  dieser  keinen  Bürgen  stellen  können,  so  hätten 
vom  Berechtigten  gegen  ihn  Zwangsmaß  regeln  ergriffen  werden  können; 

1)  Vgl.  Partsch  9  fg.,  der  die  Bedeutung  dieser  Stelle  zuerst  richtig  auseinander- 
gesetzt hat. 

2)  Partsch  168  fg.  3)  Partsch  27  fg. 
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aber  nachdem   er  einen  solchen  aufgebracht  hat,  ist  er  persönlich  nicht 
SteUungsschuldner.  ^) 

2.  Einige  von  den  eben  genannten  Papyri  über  Gestellungsbürg- 
schaften haben  noch  in  einer  anderen  Richtung  einen  hohen  rechts- 
geschichtlichen Wert.  Sie  enthalten  nämlich  die  Erklärung  des  Bürgen, 
daß  er  die  Person  des  zu  stellenden  „übernommen"  habe.  Das  heißt,  die 
Vorstellung  ist  die,  daß  der  Stellungsberechtigte  den  in  Anspruch  Ge- 
nommenen nicht  eigentlich  ganz  frei  gibt,  sondern  dem  Bürgen  auf 
dessen  Verantwortung  anvertraut,  wobei  wohl,  wie  eben  gesagt,  für  den 
FaU,  daß  kein  Bürge  gestellt  wird,  ein  Recht  der  Selbsthilfe  (Duktion) 
vorausgesetzt  ist. 

Von  dieser  Übernahme  durch  den  Bürgen,  die  gewiß  uralter  grie- 
chischer Rechtsgedanke  ist,  bieten  die  obigen  Papyri  deutlichere  Spuren 
als    die    altgriechischen    Quellen;    so    heißt    es    in    Teb.  156  desc.    (47) 

(91  V.  C.)^):  öfioXoyovfisv  7iccQ£tXrjq)svaL  ölcc  6ov  Zä^xifiov  ^Q(pd6iog 

iäv  de  fiij  naQuev^öcofisv  usf.^);  ebenso  Oxy.  785  desc.  (1  n.  C.)  und  Oxy. 

259  (23  n.  C.)  (101):    öiiviia) st  fn)v  jtfijöeöd-ai  (1.  -öaed'ai)  rj^sQag 

tQidxovta  iv  aig  ccTCOKaraött^öco  ov  svyeyvTjfiaL  Ttagä  6ov  ex  r-^g  TfoUtixfjg 
q)vXaxi]g.  Im  letzteren  Papyrus  bedeutet  nämlich  svyeyvrjfiai  soviel  wie 
„ich  habe  mir  aushändigen  lassen"'*),  weshalb  der  Bürge  auch  sagt:  /lm) 
sxovrög  }iov  i^ovöCav  (xQ^^^'^  e'tSQOV  xt'tjöEed-at  ^rjds)  (isrdysLV  s^avtbv^) 
sig  BTEQUv  (pvXaxTJv.  Das  heißt,  der  Bürge  soll  nicht  das  Recht  haben, 
den  Schuldner  in  ein  anderes  Gefängnis  zu  überführen  (und  sich  dadurch 
von  der  Verantwortung  zu  befreien).     Vgl.  auch  Hib.  93  (353). 

3.  Hält  der  Bürge  seine  Verpflichtung  nicht  ein,  die  Leistung  durch 
den  Verbürgten  zu  beschaffen,  so  ist  der  ursprüngliche  Rechtszustand  der 
gewesen,   daß   sich  nun  an  ihm   seine  „Haftung"  verwirklicht.     Er  wird 

1)  Die  materielle  (privat-  oder  verwaltungsrechtliche)  Verpflichtung  bleibt  ja 
natürlich  in  der  Person  des  Verbürgten  bestehen.  Aber  die  prozeßrechtliche  Pflicht, 
auf  die  gegenwärtige  Ladung  Folge  zu  leisten,  ist  durch  Bürgenstellung  beseitigt. 
So  ist  es  im  Grunde  auch  noch  im  römischen  Zivilprozeß  in  einem  Fall,  nämlich  bei 
der  Stellung  eines  Ladungsvindex ;  er  befreit  durch  seinen  Eintritt  den  Vocatus  von 
der  Folgepflicht.  Aber  das  ist  im  römischen  Recht  eine  Singularität;  das  Vorhanden- 
sein von  Parallelfällen  (S.  264  A.  1)  muß  man  erraten.  Das  griechische  Recht  hat 
die  Spuren  des  ursprünglichen  Bürgschaftsgedankens  unvergleichlich  besser  bewahrt. 

2)  Zu  dieser  wichtigen  Urkunde  s.  Wenger,  Arch.  2,  512;  Partsch  a.  0.  194 
A.  3;   217. 

3)  Diese  Urkunde  ist  auch  darum  merkwürdig,  weil  der  Bürge  hier  nicht  bloß 
auf  Geld  haftet,  sondern  eventuell  selbst  gefangen  gesetzt  werden  soll.  Ich  halte  Be- 
ziehung auf  ein  Strafverfahren  mit  Partsch  für  wahjscheinlich.     S.  Einl.  zu  47. 

4)  Vgl.  Partsch  S.  93.  Das  ist  übrigens  nicht  die  normale,  sondern  nur  eine 
übertragene  Anwendung  des  Wortes;  denn  eigentlich  bedeutet  iyyv&a&ai,  daß  der 
Bürge  sich  selbst  dem  Gläubiger  als  Geisel  in  die  Hand  {iv-yvtov)  gibt:  Partsch 
S.  47  fg. 

5)  inavrov  ist  nicht  Objekt  zu  ^stdysiv,  sondern  Subjekt;  Wenger,  R.-hist. 
Pap.-Stud.  46  A.  3  mit  dem  Zusatz  von  Partsch  283. 


IV.  Bürgschaft.  267 

also  demselben  Vorgehen  des  Gläubigers  verfallen  sein,  das  gegen  jenen 
erlaubt  war,  bei  Delikten  vielleicht  dem  Racherecht.  Das  klassische  Bei- 
spiel dafür  bietet  die  oben  (S.  265)  angeführte  Stelle  der  Od.  8,  344  fg., 
wo  Poseidon  sich  bei  Hephaistos  für  den  im  Ehebruch  mit  Aphrodite 
ertappten  Ares  verbürgt,  und  gefragt  wird,  wie  Hephaistos  den  Poseidon 
fesseln  könnte,  wenn  Ares  die  Buße  nicht  leistet.^) 

Allmählich  scheint  jedoch  die  Bürgenhaftung  in  eine  reine  Haftung 
auf  Schadenersatz  in  Geld  für  Ausbleiben  der  garantierten  Leistung  über- 
gegangen zu  sein,  vermutlich  auf  dem  Wege,  daß  der  Bürge  diesen 
Schadenersatz  gleich  von  vornherein  versprach.^)  Insbesondere  in  den 
Papyrusurkunden  verpflichtet  er  sich  sehr  oft  mit  der  Wendung  'syyvog 
(oder  syyvcofica)  slg  eKzißLv':  darin  liegt  die  Zusage  eigener  Ersatzleistung.^) 

Gleichzeitig  freilich  bedeutet  diese  einen  Prozeß  der  Umwandlung  des 
alten  Bürgschaftsbegriffs.  Namentlich  bei  Bürgschaft  für  Privatschulden, 
wo  sich  —  anders  als  bei  der  Gestellungsbürgschaft  —  die  Ersatzleistung 
des  Bürgen  von  der  Leistung  des  Verbürgten  inhaltlich  regelmäßig  nicht 
nnterschied,  trat  praktisch  der  Erfolg  eines  akzessorischen  Versprechens 
derselben  Leistung  ein.  Dadurch  ist  im  Endeffekt  die  Privatbürgschaft 
des  hellenischen  Rechts  dem  Bürgschaftsbegriff  des  römischen  Privatrechts 
doch  sehr  stark  angenähert,  natürlich  nicht  jenem  der  Sponsio,  welche 
eine  (dem  griechischen  Recht  fremde)  Verbalobligation  voraussetzt,  wohl 
aber  dem  der  freieren  Fidejussio.  Über  einen  trotzdem  wahrscheinlich 
durchhaltenden  Gegensatz  s.  unter  4.  Wegen  seiner  Verpflichtung  unter- 
liegt natürlich  der  Bürge  wie  jeder  Schuldner  der  gewöhnlichen  Voll- 
streckung, also  im  ptolemäischen  und  römischen  Ägypten  der  Personal- 
und  Vermögensexekution. 

4.  Hat  der  Bürge  im  Recht  der  Papyri  ein  Beneflcium  excussionis? 
Die  Urkunden  geben  hierauf  keine  Antwort;  aber  für  das  klassische  grie- 
chische Recht  wird  die  Frage,  wohl  mit  Recht,  verneint.*)  Es  kann  sich 
danach  nur  noch  darum  handeln,  ob  die  Behauptung,  daß  der  Verbürgte 
nicht  geleistet  habe  oder  gar,  daß  er  im  Verzug  sei,  zum  Klagfundament 
des  Gläubigers  gehört.  Li  dieser  Beziehung  glaube  ich  zunächst  nicht, 
daß  eigentlicher  Verzug  des  Hauptschuldners  erfordert  wurde.  In  Lond. 
2  p.  220  1.  15  fg.  (237)  versprechen  die  Söhne,  die  sich  für  ihre  Mutter 
Terbürgt  haben,  zu  zahlen:  iäv  ^rj  ccnodc)  ij  (ii]trjQ  @afj6Lg  ttj  TiQOXifiEvr] 
stQ0&£6{iCa  .  .  .  edv  xe  Ttagf}  7]  &%?]  xal  ^ij  xsqltj.    Ihre  Zahlungspflicht  ist 

1)  Partsch  10  fg.  2)  Näheres  bei  Partsch  21  fg.;  168  fg. 

3)  Partsch  a.  0.  209  fg.  Daselbst  (214  A.  2)  auch  Nachweise  des  gleichen  Rechts- 
«ustandes  in  Altgriechenland. 

4)  Partsch  a.  0.  190.  Übrigens  bleibt  bei  dieser  Frage,  der  Natur  der  Sache 
nach,  die  Gestellungsbürgschaft  außer  Betracht.  Bei  dieser  hat  sich  nämlich  der  im 
Text  eben  angedeutete  Umbildungsprozeß  aus  einer  Garantiepflicht  in  eine  Leistungs- 
pflicht nie  vollziehen  können;  sie  ist  immer  Garantie  geblieben. 
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einfach  auf  die  Tatsache  der  Nichtleistung  gestellt,  und  wenn  man  ein- 
wenden möchte,  daß  eben  „Nichtleistung  in  der  Frist"  als  Verzug  ver- 
standen sein  könnte,  so  zeigen  die  Worte  iäv  firj  nsQifi  —  auch  wenn 
sie  gestorben  ist  — ,  daß  subjektiver  Verzug  hier  nicht  erfordert  wird. 
Der  Gläubiger  tritt  also  einfach  auf  mit  der  Behauptung,  der  Zahlungs- 
termin sei  da  und  es  sei  nicht  geleistet  worden.  Wie  sich  dann  die  Sache 
weiter  entwickelt,  wissen  wir  nicht;  möglich  ist,  daß  vom  Gläubiger  der 
Beweis  erfordert  wurde,  daß  die  Zahlung  ausgebheben  sei;  d.  h.  der  Be- 
weis entweder  fruchtloser  Mahnung  (in  welchem  Fall  natürlich  auch  Verzug 
erwiesen  war)  oder  der  Unauffindbarkeit  oder  des  Todes  des  Schuldners.^) 
Doch  könnte  der  Gläubiger  auch  noch  günstiger  gestellt  gewesen  sein, 
indem  dem  Bürgen  lediglich  der  Gegenbeweis  erfolgter  Zahlung  (oder 
eingetretenen  Gläubigerverzugs)  ofi^en  blieb.  Auf  alle  Fälle  aber  wird  man 
nach  der  ganzen  Anlage  der  hellenistischen  Bürgschaft  annehmen  dürfen, 
daß  der  Bürge  nicht  primär  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Leistungsbereit- 
schaft des  Verbürgten  in  Anspruch  genommen  werden  konnte.^)  Und 
hierin  wird  man  einen  fortdauernden  Unterschied  des  römischen  und  grie- 
chischen Bürgschaffcsrechts  erblicken  dürfen. 

5.  Was  das  Verhältnis  anbetrifft,  welches  eintrat,  wenn  für  eine  For- 
derung gleichzeitig  Bürgschaft  und  Pfandrecht  bestellt  war,  so  scheinen 
die  Papyri  zu  zeigen,  daß  der  Gläubiger  den  Bürgen  noch  vor  dem  Pfand 
in  Ansprach  nehmen  konnte.  So  wird  in  Oxy.  270  (236)  von  der  Be- 
stellerin einer  Hypothek  und  Bürgschaft  dem  Bürgen  Garantie  dafür  ge- 
leistet, daß  er  vom  Gläubiger  nicht  in  Anspruch  genommen  werden  wird^): 
sollte  dies  aber  doch  der  Fall  sein,  so  soll  ihm  die  Hypothek  gehören. 
Hier  ist  jedenfalls  vorausgesetzt,  daß  der  Bürge  noch  vor  der  Hypothek 
in  Anspruch  genommen  werden  kann.  Auch  in  Lond.  2  p.  119/20  ist 
keine  Spur  davon  zu  entdecken,  daß  der  hier  mit  dem  Pfand  konkurrie- 
rende Bürge  ein  beneficium  excussionis  realis  besitzt. 

6.  Die  Frage  endlich,  ob  der  zahlende  Bürge  nach  dem  Recht  der 
Papyri  einen  gesetzlichen  Eintritt  in  das  etwa  bestellte  Pfand  genießt,  ist 
nicht  sicher  zu  beantworten;  doch  spricht  der  Umstand,  daß  in  Oxy.  270 
(236)  ihm  das  Pfand  für  diesen  Fall  vertragsmäßig  überlassen  wird,  da- 
gegen.'') 

7.  In    der   byzantinischen    Zeit    mischt    sich   in    den    Stil    der   Ver- 


1)  An  eine  Mahnung  der  Erben  wird  gar  nicht  gedacht. 

2)  Vgl.  Einl.  zu  71  (S.  80).  Zu  dem  auf  S.  114  Gesagten  vgl.  die  Nachträge  zu 
diesem  Buch. 

3)  Es  braucht  übrigens  kaum  bemerkt  zu  werden,  daß  die  Bestellung  eines 
Bürgen  neben  einer  Hypothek  keine  Instanz  gegen  die  S.  144  fg.  auch  von  mir  ver- 
teidigte Hypothese  bildet,  wonach  durch  die  Bestellung  einer  Hypothek  die  Personal- 
haftung des  Schuldners  regelmäßig  beseitigt  wird. 

4)  Vgl.  Partsch  272. 
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bürgungen,  wie  nicht  anders  zu  erwarten  ist,  das  römische  Element 
immer  stärker  ein.  Zunächst  findet  der  Terminus  TiiötLKsXsvötijg^  Zeit- 
wort :7r/^(?Tt  xsXs'^eiv,  die  Übersetzung  des  römischen  Fidejussor,  Eingang^); 
daneben  aber  tritt  auch  der  Ausdruck  ivtoXri  und  svtoXiTcaQiog  auf 
(Lond.  2  p.  317  1.  25;  3  p.  232,  35/6  [cf.  p.  231,  5/6]).  Dieser  ist  deutUch 
übersetzt  aus  dem  lateinischen  Mandatum  qualificatum,  wobei  nur  die 
Suffixbildung  evroXixaQiog  auffällt;  denn  diese  würde  eigentlich  den  Man- 
datarius  bedeuten  ^) ,  während  ein  Mandator  gemeint  ist.  Durch  diesen 
Eintritt  neuer  Bezeichnungen  wird,  da  daneben  das  alte  syyväöd-ai,  keines- 
wegs verschwindet,  die  Terminologie  eine  bunte;  manche  Urkunden  zeigen 
sogar  eine  Häufung  der  Ausdrücke.  Endlich  finden  wir  auch  die  avn- 
q)6vrjöLg  (constitutum  debiti  alieni  [Ferrari,  Atti  del  ist.  Ven.  67, 2  p.  1190]). 

Insbesondere  bei  Kaufverträgen  der  späteren  römischen  Zeit  kommt 
es  vor,  daß  neben  dem  Verkäufer  ein  Bürge  auftritt,  der  auch  die  dem 
griechischen  Recht  entsprechende  —  in  der  früheren  Papyruszeit  stets 
vom  Verkäufer  allein  übernommene  (S.  189)  —  Funktion  eines  övvßsßatco- 
t'ijg  oder  (einfach)  ßEßaiaxrig  haben  soU.  Dadurch  entstehen  dann  Wen- 
dungen wie  die  in  Lips.  4,  6  fg.  (171):  (6  tioXcjv)  [pErä  6vvßsßai(D]tov 
TtsKjtLXsXsvötov  tov  xccl  syyvcjfisvov  t'i]vds  f^v  tcq&ölv  %al  Ttdöccg  tag 
iyysyga^fisvag  ötccötoXdg-^  Lond.  3  p.  232,  34 fg.:  ßsßcctovvrog  ^ov  tov  nco- 
Xovvtog  xccl  tov  tcqoksi^evov  ^ov  ß£ßai(a[tov\  r[ov  xal  n tot l\%eX8v6 tov 
xal  EvtoXtxaQCov.  Ich  habe  schon  früher  (Leipziger  Papyri  1  p.  17)  an- 
genommen, daß  die  Funktion  als  ßsßaiatrig  oder  övvßsßaKotrjg  mit  der 
als  eyyvog  nicht  zusammenfällt,  vielmehr  eine  prinzipale  war,  welche 
Partsch^)  jetzt  dahin  auffaßt,  daß  sie  auf  eventuelle  eigene  Übernahme 
des  Eviktionsprozesses  gegangen  sei.  Allerdings  ist  die  Bedeutung  dessen 
gerade  in  der  späteren  Kaiserzeit  nur  eine  mehr  theoretische,  da  im  Fall 
daß  diese  Auktoritätsleistung  nicht  freiwillig  erfolgte,  doch  nur  die  Klage 
aus  der  Stipulatio  duplae  übrig  blieb,  für  welche  ja  der  ßeßaLati^g  auch 
schon  als  Bürge  haftete.  Doch  besteht  ein  wichtiger  praktischer  Unter- 
schied darin,  daß  man  als  ßsßaiaTrjg  eben  nur  wegen  der  Eviktion,  als 
syyvog  aber  für  alle  Ansprüche  gegen  Verkäufer  (Mäti gelgewähr,  Liefe- 
rung usf.)  haftete. 

Die  geschilderte  Verbindung  des  griechischen  iyyv&iicci  mit  den 
römischen  Bürgschaftsformularen  ist  natürlich  nur  ein  Ausdruck  und  eine 
Folge  davon,  daß  mit  der  allgemeinen  Einführung  des  römischen  Rechts 
das  hellenistische  Bürgschaftsrecht  seinen  Boden  verloren  hatte.  In  der 
Zeit  nach  Caracalla  muß  also  vor  allem  das  Prinzip  durchgedrungen  sein, 


1)  Lips.  4,  6  (171)  u.  ö. 

2)  Diese  Bedeutung  habe  ich  auch  oben,  Einl.  zu  77,  ftir  die  daselbst  und  in  78 
auftretende  ivroXiKagioi  angenommen. 

3)  a.  0.  345. 
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daß  die  Bürgschaft  notwendig  eine  Hauptschuld  erfordert  und  daß  sie 
nicht  in  aliam  oder  duriorem  causam  geleistet  werden  kann;  ebenso,  daß 
der  Bürge  unbedingt  primär,  nicht  subsidiär  (S.  267  fg.)  für  die  Erfüllung 
haftet.  Dennoch  scheint  der  angestammte  Gedanke  der  hellenistischen 
Bürgschaft  noch  an  einer  Stelle  eines  späten  Papyrus  durchzudringen, 
nämlich  in  Lips.  Inv.  Nr.  244  (71)  1.  3  fg.,  wenn  daselbst  ein  Bürge  sich 
beklagt,  er  sei  vom  Gläubiger  zitiert  und  eingesperrt  worden,  obwohl 
doch  der  Hauptschuldner  sich  stellte  und  nicht  entfloh  (tov  nag  ifiov 
ivsyyvfjd'svtog  lörccfisvov  xal  firj  dgaö^^  xQtjöaiisvov).  Und  dabei  handelt 
es  sich  nicht  etwa  um  ein  Vadimonium,  bei  dem  ja  der  Bürge  immer  erst 
bei  NichtgesteUung  haftbar  wird,  sondern  um  eine  Bürgschaft  für  eine 
Geldschuld  (1.  3).  Es  kann  hierbei  auch  kein  ungenauer  Ausdruck  für 
den  Prozeß  um  eine  Geldschuld  vorliegen;  denn  die  Bürgschaft  war 
bloß  mündlich  geleistet  worden  (1.  3):  ein  Vadimonium  aber  wird  nament- 
lich in  dieser  Zeit  stets  schriftlich  übernommen. 


V.  TEILUNGSVERTRÄGE. 

Solche  sind  in  beträchtlicher  Zahl  vertreten;  die  wichtigsten  sind 
Teb.  382  (bloße  {)7foyQa(pf,  30  v.  C  — 1  n.  C);  383  (46  n.  C.  [357]) 
BGU  1037  (47  n.  C);  CPR  11  (108  n.  C);  BGU  444  (Zeit  des  Trajan) 
Lond.  2  p.  187  (114  n.  C);  BGU  234  (121  n.  C);  BGU  241  (177  n.  C.) 
Amh.  99  (179  n.  C);  CPR  174  (190/1  n.  C);  Teb.  319  (248  n.  C.) 
Flor.  50  (268  n.  C);  Straßb.  29  (289  n.  C);  Lond.  3  p.  233  (331  n.  C.) 
Lips.  26  (Anfang  des  4.  Jahrb.  n.  C);  Lond.  2  p.  329/30;  330/1  (6.-7. 
Jahrh.  n.  C). 

In  der  Stilisierung  tritt  oft  eine  gewisse  Konstanz  hervor;  nach  den 
einleitenden  Formeln  folgt  die  Erklärung,  teilen  zu  wollen  (ßdoi,£v  tj^lv 
diaiQseiv  noiElG%^ai  oder  bfioXoyovfisv  diriQfi6%^ai),  sodann  die  Beschreibung 
des  Objekts  und  des  Teilungsmodus,  endlich  die  Bekräftigung:  'Evtsvd-sv 
ovv  eaatStov  xQarstv  xal  xvqlevslv  rjg  sXa%Ev  ^€Qidog  änh  tov  vvv  sig 
tov  aicavttt  iqövov  ÖEöTtotixä  dixuico  xal  iQä0&ai  %al  OLXOvofiBtv  usf. 
(so  nach  Lips.  cit.)  und  häufig  noch  Fixierung  von  Ersatzpflicht  und 
Piskalstrafe  für  den  Zuwiderhandelnden. 

Das  juristisch  Wichtige  an  diesen  Verträgen  ist,  worauf  Gradenwitz 
(Einführ.  S,  73)  sehr  zutreffend  aufmerksam  gemacht  hat,  daß  hier  nirgends 
Eviktionsgarantie  übernommen  wird.-^)  Das  ist  um  so  wichtiger  zu  be- 
tonen,   als   das  deutsche  bürgerliche   Gesetzbuch    —    in  unbedachter  An- 


1)  Nur  in  Lond.  3  p.  233, 16  steht  die  Klausel:  ßsßaiovvroav  rj^wv  {ri]v  Siccigseiv) 
Tcdaj]  ßsßaiwasi.  Aber  dies  ist  schon  den  Worten  nach  nicht  die  eigentliche  Eviktions- 
garantie, welche  auf  das  Duplum  und  Schadenersatz  geht  (S.  189).  Gemeint  ist  nur, 
daß  die  Parteien  die  Teilung  anerkennen  müssen. 
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lehimng  an  die  gemeinrechtliche  Doktrin^)  —  bei  der  Teilung  diese 
Garantie  nach  Analogie  des  Kaufs  eintreten  läßt  (§  757;  2042).  Es  ist 
ersichtlich,  daß  dies  der  Sachlage  voHkommen  widerspricht;  denn  wenn 
mehrere  einen  gemeinsamen  Gegenstand  teilen,  ist  nicht  der  eine  der  Ver- 
käufer des  andern,  auch  nicht  pro  parte,  und  es  würde  zu  den  größten 
Ungerechtigkeiten  führen,  wenn  er  wegen  eines  Rechtsmangels,  der  doch 
ursprünglich  ein  gemeinsamer  war,  allein  den  andern  schadlos  halten 
müßte.  Auch  das  richtig  verstandene  römische  Recht  hat  eine  solche 
Regelung  nicht  getroffen.^) 

VI.  FREILASSUNG. 

Die  Freilassung  von  Sklaven  richtet  sich  nach  dem  Personalrecht  des 
Herrn;  daher  vollzieht  sie  sich,  wenn  dieser  Peregrine  ist,  nach  peregri- 
nischem  Recht. 

Die  wenigen  Freilassungsurkunden  ^),  die  uns  aus  dem  griechischen 
Rechtskreis  in  Ägypten  überliefert  sind  (Oxy.  722  [368];  P.  Edmondstone 
[361])*),  stellen  sich  als  Dispositivurkunden  dar.  Das  heißt,  die  Manu- 
mission  vollzieht  sich  durch  die  schriftliche  Erklärung  des  Herrn,  daß  er 
dem  Sklaven  die  Freiheit  schenkt.  Von  der  in  Altgriechenland  reichlich 
vertretenen  Manumission  durch  Begründung  des  Hierodulismus  dagegen 
finden  wir  keine  Anwendung;  dieselbe  hat  bekanntlich  den  Inhalt,  daß 
der  Herr  seinen  Sklaven  um  ein  (von  dem  Sklaven  zu  erstellendes)  Löse- 
geld an  eine  Gottheit  verkauft,  in  deren  Schutz  dieser  nunmehr  als  Sklave 
des  Gottes,  d.  h.  tatsächlich  als  freier  Mann  lebt.  Sakraler  Einschlag  ist 
in  den  gräko- ägyptischen  Befreiungsurkunden  nur  insofern  zu  vermuten, 
als  der  Sklave  freigelassen  wird  'vnb  ^Ca  rfiv"HXiov'\  Oxy.  722,  6  (358); 
49,8  (359);  Teb.407,  5/6;  P.  Edmonstone  L7  (361);  cf.  Oxy.  494,  5/6; 
doch  ist  dies  eine  reine  Phrase  (vielleicht  historische  Reminiszenz),  welcher 
kein  juristischer  Vorgang  entspricht. 

Die  Form  der  Freilassungsurkunde  ist  in  der  erhaltenen  Überlieferung 
in  der  Zeit,  wo  ein  Staatsnotariat  vorhanden  ist,  die  notarielle  (agorano- 
mische),  Oxy.  48;  49;  349  desc;  722;  BGÜ  96  (Fragm.);  ob  daneben  schon 
zu  dieser  Zeit  den  Peregrinen  chirogfapharische  Freilassung  möglich  war, 
wissen  wir  nicht.    Wenn  das  Sklavenwesen  im  allgemeinen  der  Aufsicht 


1)  Windscheid-Kipp,  Fand.  2  §  424  bei  A.  24 ;  Demburg,  Fand.  1  §  197  bei  A.  23. 

2)  In  der  Einl.  zu  Lips.  26  habe  ich  darauf  hingewiesen,  daß  laut  D.  31,  77,  8 
in  einem  ähnlichen  Fall  (Divisio  patema)  im  Endeffekt  eine  Revision  der  Teilung 
angestrebt  wird,  und  das  ist  das  allein  Richtige.  —  Vgl.  im  allg.  noch  die  a.  0.  an- 
geführte Literatur. 

3)  Von  der  testamentarischen  Freilassung,    die  gleichfalls  vorkommt   (S.  239), 

wird  hier  abgesehen. 

4)  Seymour  de  Ricci  an  dem  S.  405  a.  0.  p.  20  zitiert  noch  eine  chriatliche  In- 
schrift aus  Nubien,  sowie  Spangenberg,  Tab.  p.  376/7. 
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der  Behörden  unterstellt  gewesen  sein  sollte  (vgl.  auch  S.  192),  so  wäre 
es  denkbar,  daß  auch  ihre  Freilassung  einer  Vorprüfung  durch  den  Agora- 
nomen  unterlag  und  dann  auch  stets  von  ihm  beurkundet  wurde.  Doch 
sind  bestimmtere  Anhaltspunkte  dafür  allerdings  nicht  vorhanden.  Denn 
wenn  in  Oxy.  48;  49  der  Agoranom  (von  den  Pächtern  des  eyxvxXLOv?) 
zur  Errichtung  der  Freilassungsurkunde  mit  den  Worten  'dög  slsvd-aQ(o- 
€lv'  aufgefordert  wird,  kann  man  das  nicht  ohne  weiteres  als  Beweis 
einer  ihm  zustehenden  Bewilligung  der  Freilassung  betrachten,  obschon 
es  auffällt,  daß  der  Stil  solcher  Aufforderungen  sonst  ein  anderer  ist:  bei 
Darlehn  oder  Kauf  heißt  es  einfach:  ävdyqaipov  oder  xatdyQaipov  (182,  3 
und  die  in  der  Einleit.  dazu  zitt.  Stücke).  Ich  möchte  dieser  Stildifferenz 
kein  besonderes  Gewicht  beilegen.  Denn  wenn  es  sich  wirklich  um  eine 
Bewilligung  der  Freilassung  handelte,  müßte  der  Inhalt  jener  Papyri 
ein  anderer  sein;  außerdem  wäre  nicht,  wie  es  daselbst  ersichtlich  ist, 
bereits  die  Freilassungssteuer  bezahlt  worden. 

In  der  Mitte  des  vierten  Jahrh.  (P.  Edmondstone  cit.)  finden  wir  eine 
Freilassung  vor  bloß  priv^aten  Zeugen.  Das  ist  aber  auch  nur  natürlich; 
denn  in  dieser  Zeit  gibt  es  keine  öffentlichen  Notare  mehr.  Außerdem 
handelt  es  sich  in  der  Zeit  nach  der  Constitutio  Antonina  nicht  mehr  um 
peregrinisches  Recht.  Für  die  Römer  aber  hat  die  Manumission  inter 
amicos  schon  vorher  gegolten.-^)  Ein  Beispiel  einer  solchen  ist  uns  auf 
einem  Diptychon  aus  Hermupolis  erhalten  (362);  auch  in  BGU  388  (91) 
I  8  fg.  u.  ö.  werden  taßilXai  slsv&sQäöscjg  erwähnt,  welche  möglicher- 
weise bloße  Urkunden   über  manumissiones   inter  amicos  gewesen   sind.^) 

Eine  Eigentümlichkeit  des  gräko- ägyptischen  Rechts  ist  die,  daß  auch 
der  Teileigentümer  eines  Sklaven  für  seinen  Teil  die  Freilassung  vollziehn 
kann^);  Beispiele  dafür  geben  Oxy.  716;  722  und  P.  Edmondstone.  Das 
steht  im  direkten  Gegensatz  zum  römischen  Recht,  welches  mit  der  zi- 
vilen Freilassung  durch  den  Teileigentümer  nur  die  Wirkung  verknüpft, 
daß  derselbe  sein  Anteilsrecht  verwirkt  und  dasselbe  dem  Miteigentümer 
akkresziert,  während  hinwiederum  die  prätorische  Freilassung,  wenn  sie 
bloß  pro  parte  erfolgt,  nach  der  bei  den  römischen  Juristen  überwiegend 
vertretenen  Meinung  für  nichtig  galt.  Nur  für  fideikommissarische  Frei- 
lassungen —  u.  zw.  ursprünglich  wohl  nur  der  Soldaten  —  haben  kaiser- 
liche Konstitutionen  der  severischen  Zeit  vorgesehen,  daß  solche,  auch 
wenn  vom  Teileigentümer  vollzogen,  durch  Enteignung  der  übrigen  An- 
teilsberechtigten zur  Wirkung  gelangen  sollten.     Doch   ist   dies   von    der 


1)  Doch  haben  auch  Römer,   so  lange   es  Staatsnotariate  gab,   vor  diesen  frei- 
gelassen; BGU  96  (3.  Jahrh.). 

2)  Vgl.  Wlassak,  Sav.-Z.  26,  420  A.  2.    Doch  kann  auch  an  Urkunden  über  Stab- 
freilassung  gedacht  werden. 

3)  Mitteis,  Arch.  3,  252 fg.;  Bortolucci,  Stud.  Romanistici  1  (Padua  1906). 
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in  den  Papyri  hervortretenden  Rechtsgestaltung  wesentlich  verschieden, 
nicht  bloß  wegen  des  begrenzten  Anwendungsgebiets,  als  namentlich  auch 
deswegen,  weil  es  hier  im  Endeffekt  doch  zu  einer  Totalfreilassung  kommt>) 
Die  gräko-ägyptische  Ordnung  dagegen  erstreckt  sich  einerseits  auch  auf 
die  Freilassung  unter  Lebenden,  andererseits  geht  sie  dahin,  daß  diese 
einfach  pro  parte  erfolgt.  So  wird  in  Oxy.  722  ein  Sklave  zum  letzten 
Drittel  freigelassen,  nachdem  er  zu  den  andern  zwei  Dritteln  schon  manu- 
mittiert  worden  ist;  ähnlich  in  P.  Edmondst.  Wie  in  solchen  Fällen  die 
Rechtslage  des  partiell  Freien  sich  gestaltete,  wissen  wir  nicht.  In  einem 
hierher  gehörigen  Papyrus,  Oxy.  716,  bitten  zwei  Mündel  um  Versteigerung 
eines  Sklaven,  der  ihnen  zu  zwei  Dritteilen  gehört,  während  das  letzte 
Drittel  von  ihrem  Bruder  freigelassen  worden  ist.  Doch  ist  es  nicht  sehr 
wahrscheinlich,  daß  die  Versteigerung  hier  etwa  zu  dem  Zwecke  erfolgte, 
um  eine  gerechte  Lösungssumme  für  die  restierenden  Eigentumsquoten 
festzustellen,  daß  also  der  Teilfreilasser  oder  der  Teilfreigelassene  einen 
gesetzlichen  Anspruch  auf  vollständige  Durchführung  der  Manumission 
gegen  Entschädigung  hatte.  Davon  ist  in  dem  Papyrus  nicht  die  Rede, 
und  es  wäre  sonst  auch  zu  erwarten  gewesen,  daß  entweder  der  Sklave 
oder  der  erste  Freilasser  die  Versteigerung  beantragt  hätten.  Vermutlich 
handelt  es  sich  daher  für  die  Mündel  nur  darum,  ihr  Eigentum,  das  unter 
solchen  Umständen  gewissen  Einschränkungen  unterlegen  sein  mag,  los 
zu  werden. 

Für  die  Freilassung  wird,  wenn  es  eine  peregrinische  ist,  laut  Oxy. 
722  folgendes  gezahlt:  1.  eine  Summe  in  ccQyvQiov  Bxl6riiiov  (1.  19),  so- 
dann: 2.  ein  aus  Silber-  und  Kupferwährung  zusammengesetztes  Lösegeld 
(1.  24 — 7).  Die  Herausgeber  (zu  1.  19)  machen  darauf  aufmerksam,  daß 
diese  zweifache  Zahlung  sich  auch  in  andern  Freilassungsurkunden  findet 
(vgl.  Oxy.  48;  49  [369];  50  und  einen  von  ihnen  erwähnten  unpubli- 
zierten  Papyrus).  Dabei  beträgt  die  erstere  Summe  in  den  vier  letzt- 
genannten Urkunden  konstant  10  Drachmen  in  aQyvQiov  ijtCörjfiov,  wes- 
halb GrenfeU-Hunt  sie  für  eine  Freilassungssteuer  halten,  vielleicht  an  den 
Staat  zu  zahlen.^) 

Bei  der  römischen  Freilassung  dagegen  wird  die  —  in  den  peregri- 
nischen  Papyri  nicht  genannte  —  BixoötT]  (vicesima  libertatium)  entrichtet; 
BGU  326  II  10  (316);  96,  8. 

Von  dem  durch  die  Freilassung  entstehenden  Patronatsrecht  endlich 
enthalten  die  Papyri  nur  geringe  Spuren;  eine  solche  ist  in  Oxy.  706  (81) 
zu  finden,  eine  andere  in  Oxy.  494,  15  (306),  wo  die  dovXela  xal  ccjco- 


1)  Vgl.  Mitteis  a.  0. 

2)  In  Oxy.  722   freilich  kann  die  erstere  Steuer  nicht   10  Drachmen   betragen 

haben,  wie  1. 19—20  {ÖQaxlii&v ]  [t]E[T]Qcoß6Xov)  zeigt,  was  (so  G-H)  vielleicht 

damit  zusammenhängt,  daß  eben  nur  eine  Teilfreilassung  stattfindet. 
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(fOQai  testamentarisch  freigelassener  Sklaven  der  Witwe  des  Erblassers 
vermacht  werden.  Aus  letzterem  Umstand  sieht  man  gleichzeitig,  daß  in 
solchem  Fall  der  Freigelassene  dem  römischen  Libertus  orcinus  nicht 
gleichsteht. 

VII.  ADOPTION. 

Die  Adoption  [vlod-eaCa  Lips.  28,  12)^)  ist  in  den  Papyri  durch  eine 
sehr  merkwürdige  Urkunde  aus  dem  vierten  Jahrh.  n.  C.  vertreten,  welche, 
wie  wenige,  den  Bestand  volks-  oder  vulgarrechtlicher  Gebräuche  neben 
dem  römischen  Recht  beweist.     Es  ist  das  Lips.  28  (363).^) 

Dieses  ist  ein  Adoptions-  oder  richtiger  (da  es  sich  um  einen  homo 
sui  iuris  handelt)  Arrogationsvertrag  aus  dem  Jahr  381,  geschlossen 
zwischen  Aurelia  Teeys  und  ihrem  jüngeren  Sohn  Aurelios  Silbanos,  laut 
dessen  die  erstgenannte  als  väterliche  Großmutter  ihren  zehnjährigen 
Enkel  Paesis,  den  von  beiden  Elternteilen  her  verwaisten  Sohn  ihres  vor- 
verstorbenen Sohnes  Papnuthios  dem  Silbanos  an  Kindesstatt  übergibt. 

Die  Singularität  dieser  Urkunde  besteht  nun  darin,  daß  sie  den  Vor- 
schriften des  für  jene  Kontrahenten  geltend  gewesenen  römischen  Rechts 
in  keiner  Weise  entspricht.  Denn  als  Arrogation,  was  sie  eigentlich  ist, 
würde  sie  nach  dem  römischen  Recht  jener  Zeit  ein  kaiserliches  Reskript 
und  einen  rechtsförmlichen  Vorgang  vor  dem  Praeses  provinciae  voraus- 
setzen^); auch  müßte  der  Adrogator  Kaution  für  die  Quarta  Di  vi  Pii  be- 
stellen. Von  alle  dem  ist  in  dem  ägyptischen  Adoptionsinstrument  keine 
Rede;  ebensowenig  aber  entspricht  es  auch  nur  den  Formen  der  Adop- 
tion eines  homo  alieni  iuris,  welche  damals  noch  in  dreimaligem  Ver- 
kauf und  Scheinvindikation  bestanden  haben  würden.  Dennoch  leidet  es 
keinen  Zweifel,  daß  unser  Papyrus  sich  als  definitive  Adoption  und  nicht 
etwa  bloß  als  ein  Präparatorium  für  einen  in  Aussicht  genommenen  solennen 
Akt  darstellt.  Denn  von  einem  solchen  ist  darin  gar  nicht  die  Rede,  die 
Parteien  glauben  offenbar,  ein  perfektes  Rechtsgeschäft  errichtet  zu  haben. 

Es  bleibt  daher  nichts  übrig  als  die  Annahme,  daß  man  in  Ägypten 
und  wohl  auch  anderwärts  damals  sich  die  Adoption  wirklich  in  dieser 
Weise  erleichterte,  und  dies  wird  auch  erhärtet  durch  das  Reskript  Dio- 
kletians C.  J.  8,  47,  4,  welches,  offenbar  im  Hinblick  auf  derartige  Vor- 
kommnisse, belehrend  bemerkt:  'Adoptio  non  tabulis,  licet  per  tabellionem 
conficiendis,  sed  sollemni  iuris  ordine  apud  praesidem  provinciae  solet  co- 
pulari';  cf.  auch  ibid.  c.  6.  Unsere  Urkunde  stellt  eben  solche  „tabulae 
per  tabellionem  confectae"  dar. 

1)  Das  Adoptivkind  heißt  ■9'STog,  z.  B.  Lips.  10  II  15. 

2)  Dazu  Mitteis,  Arch.3, 173fg.;  Costa  Storia  del  dir.  Rom.  priv.  (1911)  62  A.  2. 

3)  Diociet.  C.  J.  8,  47,  2,  1.  Wenn,  wie  Bonfante  Istit.*  138  A.  1  annimmt,  in 
dieser  Stelle  etwas  interpoliert  ist,  so  sind  es  doch  jedenfalls  nicht  die  oben  er- 
wähnten Bestimmungen. 
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Gleichzeitig  ersehen  wir,  daß  die  für  die  Emanzipation  schon  im  sy- 
rischen Rechtsbuch  (L.  3)  und  später  von  Justinian  auch  für  die  Adop- 
tion sanktionierte  Form  der  Errichtung  einer  Urkunde  vor  der  Behörde 
im  Vulgarrecht  ein  Vorbild  hatte,  freilich  ein  auch  im  späteren  Sinn 
unkorrektes,  weil  das  sehr  wesentliche  Element  der  behördlichen  Inter- 
vention hier  gänzlich  fehlt. 

Übrigens  ist  es  den  Parteien  auch  gar  nicht  um  die  Herstellung  des 
voUen  Effekts  der  römischen  Adoption  zu  tun  gewesen.  Derselbe  besteht 
bekanntlich  in  der  Begründung  der  väterKchen  Gewalt.  Von  dieser  ist  in 
Lips.  28  gar  nicht  die  Rede;  darauf  haben  die  romanisierten  Provinzialen 
eben  kein  Gewicht  gelegt.  Worauf  es  unsem  Kontrahenten  ankommt,  ist 
vielmehr:  der  Adoptivvater  verpflichtet  sich,  daß  Kind  zu  pflegen  und  zu 
erziehen,  sein  väterliches  Vermögen  getreulich  zu  verwahren  und  zu  ver- 
walten und  ihm  seine  eigene  Erbschaft  zu  hinterlassen.  Es  ist  also  ein 
Zieh-  und  Erbvertrag,  was  hier  bezweckt  wird.  Man  kann  auch  nicht 
sagen,  daß  unser  Rechtsgeschäft  im  Hinblick  auf  das  römische  Recht 
gänzlich  unwirksam  war.  Der  intendierte  Erbvertrag  konnte  freilich,  weil 
den  römischen  Grundsätzen  zuwiderlaufend,  nicht  zustande  kommen,  aber 
als  Pflegvertrag  mag  der  Kontrakt  nach  den  Grundsätzen  der  Stipulation 
gewirkt  haben. 

Jedenfalls  zeigt  unsere  Urkunde,  wie  sehr  Justinian  den  Intentionen 
der  Parteien  entgegenkam,  als  er  den  Gegensatz  der  Adoptio  plena  und 
minus  plena  schuf  Die  Wirkungen  der  letzteren  sind  es  gerade,  welche 
im  gegebenen  Fall  bezweckt  werden,  und  die  justinianische  Gesetzgebung 
hat  vollkommen  das  Richtige  getroffen,  wenn  sie  es  ermöglichte,  diese 
Wirkungen  durch  Vertrag  zu  erreichen. 

VIU.  DIVERSES. 

Einige  weitere  besonders  beachtliche  Urkunden  sind: 

1.  eine  Auslobung  v.  J.  145  v.  C,  betreffend  zwei  entflohene  Sklaven, 

Par.  10.    Diese  sehr  bekannte  Urkunde  ist  schon  von  Tzschimer,  De  indole 

promiss.  popul.  (1869)  p.  25  besprochen  worden.^) 

1)  Diese  Urkunde  wird,  da  eine  Neuedition  derselben  von  Wilckens  bevorstehen- 
der Ausgabe  der  Ptolemäertexte  zu  erwarten  ist,  hier  nicht  mitgeteilt.  Sie  ist  zuerst 
von  Letronne,  Recompense  promise  etc.  (1833)  mit  eingehendem  Kommentar  veröffentlicht 
worden ;  später  mit  diesem  Kommentar  abgedruckt  in  Notices  et  extraits  18,  2  Nr.  10. 

Letronne  bringt  diesen  Papyrus  mit  historischen  Ereignissen  in  Zusammenhang. 
Da  der  erste  der  Sklaven  als  einem  Tcgeaßsvrrig  der  karischen  Stadt  Alabanda  gehörig 
bezeichnet  ist,  nimmt  er  an,  daß  nach  dem  Krieg,  den  die  lykischen  und  karischen 
Städte  mit  Rhodos  zwischen  189—177  um  ihre  Unabhängigkeit  geführt  hatten  und 
den  weiteren  erst  i.  J.  146  beendigten  Streitigkeiten  über  die  Regelung  der  bez.  Ver- 
hältnisse die  Lykier  und  Karier  i.  J.  145  eine  Gesandtschaft  an  den  Hof  Euergetes'  11. 
entsendet  hätten.  Danach  gewinnt  er  auch  die  (wegen  mangelnder  Jahresangabe  in 
1.  1)  fehlende  Datierung  des  Papyrus. 
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2.  Ein  Eisernyieh -Vertrag  v.  J.  176  n.  C,  Pachtung  von  Ziegen  be- 
treffend; Straßb.  30  (364).  Die  Eisernvieh -Klausel  liegt  in  den  Worten 
fiL6d-G}6a6d-ai  .  . .  alyag  .  .  .  äd'avdtovg.  Ein  verwandtes  Stück  ist  Flor.  16, 
wo  1.  19 — 22  der  Pächter  eines  Gemüsegartens  zum  Betrieb  des  zuge- 
hörigen Schöpfwerkes  eine  Kuh  im  Wert  von  100  Drachmen  mit  über- 
nimmt; offenbar  ist  diese  'venditionis  gratia'  aestimiert.  ^)  Vgl.  dazu  (in 
anderer  Anwendung)  BGU  1058  (170),  wo  eine  Amme  gemietet  wird  mit 
der  Maßgabe,  daß,  wenn  der  Säugling  stirbt,  sie  einen  andern  säugen  muß 
^dtoc  TÖ  dd^ccvarov  avrijv  iTtidsdex^ccL  TQO(psv£Lv\ 

3.  Paradigmen  von  Kompromissen  über  die  Einsetzung  von  Schieds- 
gerichten {diaixaC)  bieten  folgende  Papyri:  Lond.  3  p.  253  (365)  (507  n.  C). 
2  p.  335  (7.  Jahrb.,  Fragm.);  BGÜ  309  (602  n.  C,  Fragm.);  315  (byz! 
Zeit)*).  Dazu  vgl.  noch  die  GesteUungsbürgschaft  zu  einem  Schiedsgericht 
Grenf.  2,  99  a  (6.-7.  Jahrh.).^) 

Die  Beispiele  von  schiedsgerichtlichen  Verhandlungen  sind  unter  94, 
98  und  99  gegeben;  vgl.  noch  Lond.  1  p.  200  fg.  —  Erwähnung  eines 
Schiedsgerichts  in  Oxy.  943. 

4.  "EvTSviis  V.  J.  219  V.  C.  (P.  Magd.  29  [366])  mit  Erwähnung  einer 
Platzmiete  auf  99  Jahre  (Erbzinsrecht).     S.  Einl.  zu  366. 

5.  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Ususfruktus  aus  dem  6.  Jahrh.  n.  C. 
P.  Lond.  3  p.  254  (367). 

6.  Begründung  einer  Emphyteuse  an  Klostergrundstücken,  Lond.  2 
Nr.  483  p.  323  fg.  (616  n.  C);  dazu  MuUer,  Arch.  1,437  fg. 4)  Dieses 
Stück  wird  wegen  seines  großen  TJmfangs  nicht  zum  Abdruck  gebracht.^) 

7.  Gesuch  der  Eltern  eines  verschwenderischen  Jünglings  an  den 
Strategen,  wie  es  scheint,  um  Verlautbarung  dessen,  daß  ihm  der  Kredit 
entzogen  werde;  Flor.  99  (368).  Daß  sich  der  Stratege  zu  solchen  Inter- 
ventionen verwenden  ließ,  ist  keineswegs  singulär;  vgl.  S.  29  A.  6. 

1)  Vgl.  Wenger,  Festg.  f.  E.  J.  Bekker  81. 

2)  Zum  Text  dieser  Urkunde  Wücken,  Arch.  4,  559. 

3)  Dazu  Wilcken,  Arch.  3,  126;  4,  559.  Die  Urkunde  ist  vielleicht  älter  als 
Nov.  134  c.  9,  wonach  Frauen  in  Zivüsachen  nicht  verhaftet  werden  sollen;  denn  sie 
spricht  von  solcher  Verhaftung. 

4)  Ob  auch  BGU  1020  ein  Bruchstück  eines  emphyteutischen  Vertrags  ist,  bleibt 
trotz  dem  Ausdruck  ^iLopvxBv&ivxog  (1.  4)  sehr  zweifelhaft. 

5)  Auf  die  zahlreichen  für  die  Lehre  von  der  Erbpachtung  wichtigen  Urkunden 
ist  in  diesem  Werke  geflissentlich  nicht  eingegangen  worden,  weil  diese  Materie  trotz 
der  trefflichen  Untersuchungen  von  Rostowzew  (Z.  Gesch.  des  Kolonats  1911)  noch 
keineswegs  geklärt,  ja  durch  sie  erst  recht  in  erneuten  Fluß  gebracht  worden  ist  und 
weil  sie  so  eng  mit  der  Staatsverwaltung  zusammenhängt,  daß  sie  mehr  in  den  Zu- 
sammenhang dieser  gehört.  —  Zur  kirchlichen  Emphyteuse  s.  noch  Bd.  I  S.  313/4. 


KAPITEL  XII. 

GESETZE. 

Es  ist  nicht  der  Zweck  dieses  Kapitels,  eine  vollständige  Zusammen- 
stellung der  in  den  Papyrusurkunden  erhaltenen  Überreste  von  ptolemäi- 
schen  und  römischen  Gesetzen  zu  bieten.  Einerseits  ist  ein  Teil  derselben 
verwaltungsrechtlichen  Inhalts,  und  war  daher  dem  ersten  Band  der 
Chrestomathie  zu  überlassen^);  anderseits  sind  diejenigen  Originalgesetze, 
welche  in  eine  in  den  früheren  Kapiteln  behandelte  Materie  einschlagen, 
bereits  an  der  betreffenden  Stelle  mitgeteilt  worden.  Die  gelegentlichen 
Anspielungen  endlich  auf  bestimmte  gesetzliche  Vorschriften,  welche  sich 
in  Eingaben,  VerhandlungsprotokoUen  und  sonstigen  Aktenstücken  finden, 
zu  sammeln,  wäre  ein  müßiges  Unternehmen. 

Die  Liste  der  unter  Berücksichtigung  des  vorstehenden  Gesichts- 
punktes noch  mitzuteilenden  Stücke  ist  folgende. 

A.  PTOLEMÄISCH. 

1.  Lille  29  (369).  Das  ist  ein  Abschnitt  einer  königlichen  Verord- 
nung*), welcher  sich  auf  das  Sklavenrecht  bezieht.  Es  sind  davon  auf 
zwei  Kolumnen  vier  deutlich  zu  unterscheidende  Abschnitte  erhalten. 

a)  (1.  1 — 12).  Hat  jemand  einen  fremden  Sklaven  wie  einen  Freien 
mit  Prozeß  überzogen  und  ein  siegreiches  Urteil  erlangt,  so  hat  dessen 
Eigentümer  binnen  fünf  Tagen  nach  Beginn  der  Vollstreckung  das  Recht 
zum  ccvadL%r}6ca,  d.  h.  das  Recht,  Einspruch  zu  erheben  (vgl.  noch  das 
attische  dvadiJid^s6&cci  Meyer-Schömann-Lipsius^  973),  wobei  er  jedoch  im 
UnterliegensfaU.  der  Sukkumbenzstrafe  des  imdixarov  {^  oder  ininsvtaxai- 
dsxazov  (^)  ausgesetzt  ist. 

b)  (I  13—16).  Verboten  ist  es,  Sklaven  zur  Ausfuhr  zu  verkaufen, 
zu  brandmarken  oder  zu  peitschen  (?),  doch  scheinen  hierbei  Ausnahmen 

1)  Damit  entfällt  insbesondere  das  meiste  aus  der  erheblichen  Zahl  ptolemä- 
ischer  nQoexäy^axa,  wie  vor  allem  die  Revenue  Laws  (ed.  Grenfell),  sowie  der  größte 
Teil  der  in  Teb.  5  erhaltenen  Dekrete  Euergetes  IL  Manches  von  diesen  letzteren 
jedoch  ist  in  Kap.  I  aufgeführt  worden. 

2)  Ob  sie  nach  I  11/13  Sidygainia  zu  nennen  ist,  bleibt  zweifelhaft.  Der  Aus- 
druck kann  sich  auch  auf  das  allgemeine  Prozeß-d^taypaft/ia  (S.  1)  beziehen. 
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vorbehalten  zu  sein,  die  wegen  Lücken  der  Urkunde  nicht  erkenntlich  sind; 
vgl.  auch  II  36. 

c)  (I  17 — 26).  \on  der  Vernehmung  der  Sklaven  als  Zeugen.  Nach 
17 — 20  muß  sie  irgendwie  beschränkt  gewesen  sein;  zu  dem  in  1.  16  er- 
haltenen Wort  IdixaGf^g  wiU  Schubart,  Arch.  5,  66  A.  2  aQxi]SLxa6tiqg 
ergänzen  und  vermutet,  daß  über  ihre  Vernehmung  dieser  Beamte  zu  ent- 
scheiden hatte.  Wenn  aber  Sklaven  vernommen  werden,  soll  dies  unter 
Folter  geschehen,  es  wäre  denn,  daß  die  beigebrachten  urkundlichen  Be- 
weise^) genügten.^ 

d)  I  27 — n  39  sprechen  von  der  Haftung  für  Delikte  des  Sklaven; 
leider  ist  gerade  hier  der  Papyrus  stark  beschädigt.  Der  Verletzte  hat 
das  Delikt  dem  Herrn  unter  Zuziehung  von  nicht  weniger  als  zwei  Zeugen 
anzuzeigen^  ebenso  eine  d7toyQa(pr]  vor  einer  Behörde  zu  erstatten.  Den 
unvollständig  erhaltenen  Namen  der  letzteren  wollen  die  Hgg.  zu  [vo]/io- 
(pvXaxEg  ergänzen,  während  Schubart,  Arch.  5,  78  A.  1  [d'Sö^^ocpvkccxss 
vorschlägt.^)  Des  weiteren  ist  zu  unterscheiden:  Wenn  das  Delikt  be- 
gangen ist  inscio  domino,  so  steht  dem  Herrn  die  Noxae  deditio  —  vor- 
zunehmen in  Anwesenheit  der  [  ^^ocpvlaxsg  —  frei,  sodann  soU  der  Be- 
schädigte den  Deditus  mit  nicht  weniger  als  100  Hieben  peitschen,  außer- 
dem auf  der  Stirn  brandmarken.  Hat  dagegen  der  Herr  um  das  Delikt 
gewußt  oder  es  anbefohlen,  so  scheint  er  direkt  verantwortlich  zu  sein; 
doch  sind  die  betreffenden  Regeln  (U  11  fg.)  fast  ganz  zerstört. 

Die  Sache  selbst  ist  keineswegs  überraschend.  Daß  bei  Sklaven- 
delikten unterschieden  wird  je  nachdem  sie  mit  oder  ohne  Vorwissen  des 
Herrn  begangen  sind,  ist  nicht  bloß  dem  römischen  Recht  geläufig,  son- 
dern auch  im  altgriechischen  nachweisbar.*)  In  noch  viel  weiterem  Um- 
fang tritt  uns  hier  überall  die  Prügelstrafe  gegen  den  Sklaven  entgegen. 
Selbst  daß,  wie  in  Lüle  lin.  33fg.,  die  Zahl  der  Hiebe  im  Minimum  fixiert 
ist,  findet  seine  Analogie.^) 

Etwas  einseitig  erscheint  es  mir  nach  alledem,  wenn  die  Herausgeber 

1)  Si-naiwiiara  genannt;   dazu  31  lU  23. 

2)  Der  Passus  ist  nicht  klar  gefaßt;  er  klingt,  als  ob  die  Urkunden  die  Ver- 
nehmung der  Sklaven  überhaupt  als  überflüssig  erscheinen  ließen.  Das  wäre  aber 
ein  Widerspruch  zu  den  Worten  ^täv  8h  SovXcov  räv  ^tuQtvQriodvTiov' .  Gemeint  ist  also 
wohl,  daß  die  einfache  Aussage  des  Sklaven  im  Zusammenhalt  mit  den  Urkunden 
den  Richter  überzeugt. 

3)  Vgl.  für  das  attische  Recht  die  entsprechende  Tätigkeit  der  d-eafio^srai,  von 
welchen  Aristot.  k&rjv.  noX.  59,  5  sagt:  siaäyovai  Sa  {oi  &EG(io9-eTai,)  xal  SovXwv 
(Sixas)  av  rig  rov  iXevQsQOv  xaxäg  Xiysi.  Vgl.  auch  Hitzig,  Injuria  86. 

4)  Astynomeninschrift  von  Pergamon,  Dittenberger,  Syll.  I.  Or.  2  Nr.  483  1.  175  fg.; 
dazu  Kolbe,  Mitteil,  des  arch.  Inst,  zu  Ath.  27,  47;  Dittenberger  a.  0.  Anm.  64; 
Hitzig,  Sav.-Z.  26,  447;  Glotz,  Compt.  rend.  de  l'Ac.  des  Inscr.  1908  p.  584.  Ferner 
—  für  den  xaraxfi/ifvog  —  das  2.  Gortyner  Fragm.  V  4  fg.  (Recueil  des  Insc.  Jur.  gr. 
1,  395).    Vgl.  noch  Wilhelm,  Österr.  Jahreshefte  f.  Arch.  12,  128. 

5)  Hitzig,  Sav.-Z.  26,  446. 
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in  ihrem  Kommentar  die  sachliche  Übereinstimmung  der  Vorschriften  mit 
dem  attischen  Recht  allein  besonders  betonen.  Es  ist  allerdings  richtig, 
daß  manche  andere  griechische  Gemeindeordnungen,  die  mit  der  attischen 
sachlich  übereinstimmen,  auch  ihrerseits  von  dieser  abgeleitet  sein  können. 
Aber  die  Annahme  einer  direkten  Entlehnung  aus  dem  attischen  Recht, 
welche  den  Hgg.  naheliegt,  wird  einer  ihrer  Stützen  beraubt,  wenn  man 
erwägt,  daß  es  sich  hier  um  weit  verbreitete  Normen  handelt.  Nach  An- 
gabe der  Editoren  ist  freilich  Bouche  - Leclercq  geneigt,  noch  weiter  zu 
gehn  und  sogar  die  Person  ermitteln  zu  wollen,  welche  hier  die  Über- 
tragung des  attischen  Rechts  nach  Ägypten  bewirkt  hat;  er  vermutet 
sie  in  Demetrios  von  Phaleron,  der  nach  Aelian  (V.  H.  3,  17)  am  Hof  des 
Ptolemaios  Soter  eine  gesetzgeberische  Tätigkeit  entfaltet  hat.  Das  stärkste 
Indiz  hierfür  ist  ihm  der  Umstand,  daß  unser  Papyrus  die  dem  Aristoteles 
in  seiner  Politik  und  danach  jedenfalls  auch  dem  Demetrios  geläufigen 
[vo]fio(fvXttx£g  erwähnen  soll.  Da  jedoch  au  den  bezüglichen  Stellen 
ebensogut  [d-€6]^o(pvkccx£g  ergänzt  werden  kann  (s.  o.),  ist  dieses  Argu- 
ment hinfällig,  so  sehr  es  natürlich  möglich  bleibt,  daß  die  Vermutung 
dennoch  das  Richtige  trifft. 
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2.  BGU  611  (370)  enthält  Fragmente  von  zwei  Orationes  principis 
in  senatu  habitae.  Da  in  dem  ersten  die  fünf  Richterdekurien  genannt, 
in  dem  zweiten  dagegen  die  Bestimmungen  des  Sc.  Turpillianum  noch 
nicht  berücksichtigt  sind,  so  werden  sie  in  die  Zeit  zwischen  Caligula  bis 
gegen  Ende  der  Regierung  des  Nero  zu  setzen  sein. 

Die  erstere  Oratio  (Col.  I  1 — 7)  scheint  zu  bestimmen,  daß  zur  Funk- 
tion eines  Recuperator  ein   Minimalalter  von  vierundzwanzig  Jahren    er- 

1)  Einer  Erwähnung  bedürfen  hier  noch  die  Fragmente  juristischer  Literatur, 
die  in  Ägypten  gefunden  worden  sind,  übrigens  nicht  auf  Papyrus,  sondern  auf  Per- 
gament geschrieben.  Es  sind  dies:  1)  P.  Grenf.  2,  107  Recto  und  Verso;  das  Recto 
übereinstimmend  mit  Paul,  ad  Ed.  32  D.  17,  2,  65,  16  und  nur  im  Schlußsatz  einige 
Worte  mehr  enthaltend,  welche  sich  bei  Pomp  13  ad  Sab.  D.  17,  2,  62  wiederfinden; 
das  Verso  übereinstimmend  mit  Paul.  1.  1.  D.  17,  2,  67,  1,  nur  im  Schluß  darüber 
hinausgehend.  Das  Stück  ist  nach  Revision  durch  Seymour  de  Ricci  neugedruckt 
bei  Grirard,  Textes  de  droit  Rom.^  p.  435,  woselbst  Literaturangaben.  2)  Die  teilweise 
ganz  neue  Texte  enthaltenden,  teilweise  (aber  auch  da  nicht  ganz)  mit  dem  Inhalt 
von  D.  15,  1,  32  pr.  übereinstimmenden  Straßburger  Fragmente  aus  Ulpians  Disputa- 
tionen; mit  Kommentar  herausgegeben  von  Lenel,  Berl.  Sitz.-Ber.  1903,  922  fg.;  1904, 
1156  fg.;  dazu  noch  Lenel,  Sav.  Z.  24,  416  fg.;  25,  368  fg. 

Endlich  ist  in  Fay.lO  eine  allerdings  sehr  fragmentierte,  auf  Papyrus  geschriebene 
Kopie  des  in  D.  29,  1,  1  pr.  erhaltenen  Mandats  von  Trajan  über  die  Soldatentesta- 
mente zu  nennen,  welche  vom  Digestentext  nur  zum  Schluß  abweicht.  Die  Identität 
mit  diesem  haben  Ferrini,  Rendic.  del  R.  Ist.  Lomb.  Serie  U  vol.  35  p.  1087  fg.  und 
Piasberg,  Wochenschr.  f.  klass.  Phil.  1901  Sp.  141   unabhängig  voneinander  erkannt. 
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forderlich  ist.^)  Wenn  das  richtig  ist,  so  ist  doch  die  beigegebene  Be- 
gründung sonderbar;  denn  sie  geht  dahin,  daß  man  nur  denjenig3n  zur 
Entscheidung  über  Freiheitsprozesse  zulassen  kann,  der  bei  seinen  eigenen 
Geschäften  nicht  die  Wohltat  des  Lätorischen  Gesetzes  anrufen  darf. 
Auffallend  ist  dies  nämlich  gegenüber  dem  Alter  von  vierund zwanzig 
Jahren;  denn  der  Hinweis  auf  das  Lätorische  Gesetz  würde  zu  einem 
Minimalalter  von  fünfundzwanzig  zu  führen  scheinen. 

Brassloff^)  sucht  nachzuweisen,  daß  dies  mit  der  in  mehrfachen  Er- 
scheinungen hervortretenden  Gewohnheit  der  republikanischen  und  früh- 
kaiserlichen Zeit  zusammenhängt,  wonach  das  begonnene  Lebensjahr  dem 
vollendeten  gleichgesetzt  wird;  er  nimmt  hierbei  an,  daß  man  das  intra- 
uterine Leben  als  Nasciturus  schon  mitgezählt  und  dabei  auf  ein  Jahr 
(=  300  Tage)  berechnet  habe.  Letztere  Hypothese  hat  freilich  etwas  Be- 
fremdendes, und  man  würde  jene  Erscheinung  wohl  besser  mit  der  Regel 
'dies  ultimus  coeptus  pro  completo  habetur'  zusammenstellen.  Abgesehen 
davon  ist  der  Hinweis  Brassloffs  gewiß  zu  beachten;  man  vgl.  z.  B.  ülp. 
XI  ad  Ed.  D.  50,  4,  8  (die  honores  municipales  betreffend):  Annus  autem 
vicensimus  quintus  coeptus  pro  pleno  habetur:  hoc  enim  in  honoribas 
favoris  causa  constitutum  est. 

Trotzdem  bleibt  dabei  der  Hinweis  unserer  Oratio  auf  die  lex  Laetoria 
recht  unglücklich;  denn  diese  spricht  eben  vom  fünfundzwanzigsten  Jahr, 
mag  man  selbst,  wie  Brassloff  behauptet,  in  älterer  Zeit  dessen  Beginn  als 
Ende  des  Schutzes  angesehen  haben.  Man  kann  das  auch  dahin  aus- 
drücken: wenn  die  Oratio  von  jenem  eigentümlichen  Berechnungsmodus 
ausgeht,  warum  ist  ihr  Wortlaut  so  gefaßt,  wie  es  der  natürlichen  Be- 
rechnungsweise entspricht?  Denn  daß  sie  mit  ihren  vierundzwanzig  Jahren 
das  vollendete  vierundzwanzigste  Jahr  meint,  nimmt  doch  selbst  Brass- 
loff an. 

Der  Rest  des  Papyrus  bezieht  sich  auf  die  Anklage  im  Strafprozeß 
und  die  hierbei  stattfindende  Tergiversatio  des  Anklägers  und  bestimmt, 
daß  bei  Ausbleiben  desselben  der  Prätor  nach  geschlossener  Inquisitio  ihn 
vozieren,  bei  unentschuldigtem  Ausbleiben  die  Akkusation  als  fallen  ge- 
lassen oder  vielleicht,  wenn  die  unten  mitgeteilte  Ergänzung  von  Naber 
zutrifft,  als  kalumniöse  gelten  soll. 

3.  BGU  628  (371)  enthält  ein  kaiserliches  Edikt  über  die  Appella- 
tion im  Strafprozeß.^)  Es  bezieht  sich  auf  eine  ältere,  von  dem  Divus 
Parens   des  Edizenten   herrührende  Verfügung,   welche    für   die   in   Straf- 


1)  Dabei   ist    die   Ergänzung    der    abgerissenen   Zeilenanfänge    und    damit    der 
Wortlaut  im  einzelnen  zweifelhaft.     Aber  der  Inhalt  der  Bestimmung  steht  fest. 

2)  Sav.  Z.  22,  169  fg. 

3)  Lit.:   Mitteis,  Hermes  32,  630;  Dareste,  Nouv.  R.  Hist.  22,  689 fg.;   Cuq  ebda 
23,  111  fg.;  Mommsen,  Rom.  Strafr.  472  A.  5. 
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Sachen  aus  den  Provinzen  (arg.  I  9)  an  den  Kaiser  gerichteten  Appella- 
tionen Fristen  bestimmte,  innerhalb  deren  sich  beide  Teile  zur  Verhandlung 
vor  dem  kaiserlichen  Gericht  zu  stellen  hatten,  wobei  gegen  den  Ausblei- 
benden die  Versäumnisfolge  festgesetzt  war  Dieses  ältere  Edikt  war  aber, 
wie  angegeben  wird,  nicht  ordentlich  befolgt  worden;  es  wird  darum  neu 
eingeschärft  und  dabei  auch  inhaltlich  etwas  abgeändert.  Neu  ist  ins- 
besondere, daß  auch  für  Appellationen  aus  Italien  eine  Frist  zum  Er- 
scheinen eingeführt  wird;  dieses  kann  im  früheren,  wie  gesagt,  bloß  auf 
die  Provinzen  bezüglich  gewesenen  Edikt  nicht  gestanden  haben.  Außer- 
dem sind  auch  die  Fristen  für  Appellationen  in  Kapitalsachen  verlängert 
worden,  wie  Col.  II  9  zeigt. 

Wer  ist  der  Urheber  des  Edikts?  Ich  habe  es  ursprünglich  dem 
Tiberius  zugeschrieben;  Dareste  und  Cuq  dem  Nero;  Mommsen  erklärte 
später,,  daß  es  „aus  sprachlichen  und  sachlichen  Gründen"  sicher  erst  dem 
dritten  Jahrh.  angehöre.  Die  sachlichen  Gründe  hat  Mommsen  jedoch 
nicht  namhaft  gemacht;  ich  halte  es  umgekehrt  für  sachlich  geraten,  das 
Edikt  der  frühen  Kaiserzeit  zuzuschreiben.  Denn  wir  haben  doch  den 
Eindruck,  daß  die  Bestimmungen  über  Verhandlungszeit  und  Kontumaz 
damals  ganz  neue  waren;  sie  werden  dem  Divus  Parens  des  Edizenten 
wie  eine  überhaupt  erst  von  ihm  herrührende  Einführung  zugeschrieben. 
Nun  kann  man  aber  schwer  annehmen,  daß  während  der  ganzen  zwei 
ersten  Jahrhunderte  die  Kriminalappellation  in  diesen  Beziehungen  keine 
Regelung  erfahren  haben  soUte.  Was  die  sprachliche  Frage  anbetrifft,  so 
sind  einzelne  der  bedeutendsten  Ineleganzen  vielleicht  auf  den  Abschreiber 
zurückzuführen;  so  das  aliquid  a[u]xilium  II  3  (obwohl  die  Juristen, 
wie  jetzt  das  Vocabularium  Jurisprud.  I  p.  349  zeigt,  aliquid  als  Adjektiv 
wenigstens  im  zweiten  Jahrh.  schon  häufig  gebrauchen);  ebenso  I  10:  'nee 
(statt  ne)  discederent',  falls  dies  überhaupt  als  inkorrekt  festzustellen  ist.  — 
Sehr  beachtenswert  aber  ist  der  Hinweis  von  Cuq  auf  Dio  60,  28  und 
Seneca,  Apocolocynt.  12,  19  sq.,  wonach  Claudius  für  den  Prozeß  vor  dem 
Kaiser  ein  Versäumnisverfahren  eingeführt  haben  soll.  Ich  bin  geneigt, 
anzunehmen,  daß  hiermit  wirklich  das  Edictum  divi  parentis  mei  gemeint 
ist,  welches  unser  Papyrus  erwähnt.  Demnach  wäre  das  in  ihm  erhal- 
tene zweite  Edikt  von  Nero. 

4.  P.  Cattaoui  Recto  (372).  Dieses  sehr  wichtige  Stück  enthält  eine 
Sammlung  von  Entscheidungen,  welche  mit  dem  Verbot  der  Soldatenehe  ^) 
zusammenhängen. 

1)  Dieser  Gegenstand  hat  eine  große  aber  noch  keineswegs  abgeklärte  Literatur. 
Von  dem  Verbot  im  allgemeinen  handeln:  Mommsen  CIL  3,  Suppl.  2Ullfg.;  Mispoulet, 
Etudes  d'instit.  Rom.  (Paris  1887)  227  fg. ;  Wilmanns,  Comment.  in  hon.  Mommsenii, 
1877,  201  fg.;  Scialoja,  Bull.  7,  155 fg.;  P.  Meyer,  D.  röm.  Konkubinat  100 fg.  (darüber 
Kühler,  Sav-  Z.  17.  362 fg.);  Tassistro,  il  matrim.  dei  sold.  Rom.  (Rom  1901  =  Stud. 
e  docum.   di  stör,  e  dir.  22;    darüber  Erman,   Sav.  Z.  22,  234 fg.);    Seeck,    Gesch.  1% 
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Dieses  Verbot^)  datiert  seit  dam  Beginn  der  Kaiserzeit;  die  Republik 
kennt  zwar  bereits  das  militär- disziplinarische  Verbot,  Weiber  ins  Lager 
aufzunehmen,  hat  jedoch,  soviel  wir  wissen,  privatrechtliche  Konsequenzen 
desselben  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen.^) 

Von  dem  in  der  Kaiserzeit  bestehenden  Verbot  ist  die  Quelle  jeden- 
falls in  kaiserlichen  Mandaten  zu  suchen,  nicht  etwa  in  einem  Volks- 
gesetze. Allerdings  aber  enthalten  jene  Mandate  keine  völlige  Neuschöpfung, 
sondern  lediglich  eine  schärfere  Durchführung  des,  wie  oben  gesagt,  schon 
in  republikanischer  Zeit  bestandenen  Grundsatzes,  daß  die  Frauen  das 
Militärquartier  nicht  betreten  dürfen.  Aus  diesem  Grundsatz  ergab  sich 
die  Nullität  der  von  einem  Soldaten  geschlossenen  Ehe  eigentlich  mit 
Rechtskonsequenz.  Man  brauchte  nur  den  Satz  auszusprechen,  der  im 
Grunde  selbstverständlich  war,  daß  der  Soldat  in  seinem  Standlager  stabil 
ist,  um  sofort  zu  der  Folgerung  zu  gelangen,  daß  ihm  während  der 
Dienstzeit  die  Eheschließung  unmöglich  ist.  Denn  die  Ehe  beruht  nicht 
auf  dem  bloßen  Konsens,  sondern  auf  dem  durch  den  Beginn  dauernden 
Zusammenlebens  (in  domum  deductio)  realisierten:  diese  Realisation  aber 
ist  dem  Soldaten  eben  wegen  des  obigen  Grundsatzes  unmöglich.  Inso- 
fern enthalten  jene  Mandate  nur  eine  authentische  Interpretation  über  das 
Wesen  der  Ehe  in  spezieller  Anwendung. 

Eine  Verschärfung  kann  man  nur  darin  erblicken,  daß  auch  eine  vor 
dem  Eintritt  in  den  Militärdienst  geschlossene  Ehe  als  durch  diesen  auf- 
gehoben»)  gilt  (BGU  140,  10 fg.  [373]).  Dieser  Satz,  der  zu  republika- 
nischer Zeit  wegen  der  damaligen  Militärverfassung  undenkbar  war,  ist 
aber  nur  eine  allerdings  strenge  Konsequenz  der  jetzt  eintretenden  dauern- 
den Kasernierung.    Aus  ihm  wird  die  Folgerung  gezogen,  daß  die  mit  der 


Anhang  p.  588  fg. ;  Stroppolatini,  matrim.  dei  militari  nella  storia  del  dir.  Rom. 
(Parma  1902);  Nietzold,  Ehe  in  Ägypten  (Leipzig  1903)  82 f.;  P.  Meyer,  Arch.  3,  68 fg.; 
Costa,  Storia  del  dir.  Rom.  (1911)  48  fg. 

1)  Wie  man  auf  die  Autorität  Mommsens  hin  annimmt,  besteht  dasselbe  bloß 
für  Bürgersoldaten.  Daran  ist  jedenfalls  richtig,  daß  sich  das  Reichsrecht  um  die 
Gültigkeit  der  von  den  peregrinischen  Auxiliarsoldaten  geschlossenen  Ehen  nicht  ge- 
kümmert haben  wird,  üb  aber  das  Verbot  direkt  nur  für  Bürgersoldaten  erlassen 
war,  hängt  davon  ab,  wie  man  seinen  Charakter  auffaßt.  Versteht  man  es,  wie  hier 
geschieht  (s.  das  im  Text  Folgende),  nur  als  eine  für  die  römischen  Ehen  gezogene 
Konsequenz  aus  der  Lagerdisziplin,  so  kann  man,  da  diese  letztere  auch  für  Auxiliar- 
soldaten gilt,  nicht  sagen,  daß  dieselben  als  solche  vom  Verbot  nicht  getroffen  waren, 
sondern  nur,  daß  die  Rückwirkung  der  Disziplinarvorschrift  auf  ihre  Ehen  nicht 
reichsrechtlich  geordnet  war. 

2)  Das  ist  bei  einem  Milizheer  auch  begreiflich. 

3)  Man  kann  allerdings  zweifeln,  ob  dies  der  richtige  Ausdruck  ist  und  nicht 
bloß  von  interimistischer  Suspension  der  Ehe  gesprochen  werden  muß.  Aber  im  Hin- 
blick darauf,  daß  auch  die  Ehe  des  Captivus  trotz  möglichem  Postliminium  als  gänz- 
lich aufgehoben  gilt  (Rom.  PR  1,  131/2),  halte  ich  die  Fassung  des  Textes  für  die 
richtige. 


( 
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früheren  Ehegattin  während  des  Soldatenstandes  erzeugten  Kinder  unehe- 
liche sind  (BGÜ  140  cii). 

Die  historische  Dauer  des  Verbots  ist  bestritten.  Während  manche 
Gelehrte  wie  Mommsen  und  früher  P.  Meyer  dasselbe  bis  ins  vierte  Jahrh. 
gelten  lassen,  wird  von  andern  wie  Seeck  und  Kubier,  jetzt  auch  P.  Meyer  ^), 
angenommen,  daß  Septimius  Severus  es  für  die  Landsoldaten  aufgehoben 
(Herodian  3,  8,  4)  und  nur  für  die  Marine  in  Geltung  belassen  hätte. 
Außerdem  besteht  das  Eheverbot  bleibend  wohl  nur  für  Milites  gregales, 
während  es  jedenfalls  und  von  jeher  für  die  Angehörigen  der  Militia 
equestris,  in  späterer  Zeit  auch  für  die  Subaltemoffiziere  entfällt.^)  Hierauf 
wird  es  zurückgehn,  wenn  in  den  RechtsqueUen  mitunter  von  einer  gül- 
tigen Ehe  eines  Miles  gesprochen  wird.^) 

Übrigens  ist  die  Regel,  daß  die  Soldatenehe  verboten  und  nichtig  ist, 
in  der  Praxis  nicht  immer  mit  gleicher  Schärfe  gehandhabt  worden.  Am 
Prinzip  zwar  hat  man,  so  lange  es  galt,  stets  festgehalten.  Doch  hat 
Hadrian  i.  J.  119  den  Soldatenkindem,  obwohl  sie,  wie  er  betont,  nicht 
ehelich  sind,  doch  die  Sukzession  in  den  Nachlaß  ihrer  Väter  in  der  prä- 
torischen  Erbklasse  Unde  cognati  verstattet  (BGU  140  [373j). 

Der  Papyrus  Cattaoui  Recto  nun,  der  sich  auf  unsere  Verhältnisse 
bezieht,  bildet  eine  von  einem  unbekannten  Verfasser  wohl  zur  Orientie- 
rung und  dem  gerichtlichen  Gebrauch  der  Praktiker  hergestellte  Präjudi- 
ziensammlung. 

AUen  seinen  Entscheidungen  ist  gemeinsam,  daß  es  sich  um  nichtige 
Soldatenehen  handelt;  die  Abwechslung  liegt  nur  in  den  Rechtsfragen, 
welche  durch  die  Nichtigkeit  bedingt  sind. 

Es  liegen  folgende  Entscheidungen  vor,  sämtlich  in  Verhandlungs- 
protokoUen  enthalten. 

a)  Col.  I  1 — 4:  Schlußstück  einer  Verhandlung.  Der  Praefectus  Aeg. 
M.  Rutilius  Lupus  bestellt  den  ötQccrrjybs  tfjs  TtöXsag  (d.  h.  von  Alexan- 
drien)  zum  XQUTilg. 

b)  Col.  I  5 — 13:  Entscheidung  desselben  Präfekten.*)  Lucia  Macrina 
erhebt  gegen,  den  Nachlaß  des  verstorbenen  Bürgersoldaten  Antonius  Ger- 
manus eine  Depositalklage.  Der  Präfekt  erklärt,  er  nehme  an,  daß  das 
Depositum  eine  verschleierte  Mitgiftbestellung  enthält.  Auf  solches  Be- 
gehren gebe  er  keinen  Richter,  denn  Soldaten  dürfen  nicht  heiraten. 
Sehr  umstritten  war  die  Bedeutung  der  folgenden  Worte:  'El  ds  Jtgotxcc 
ccTtKLtsig   XQitfjv    didofi^i]^    dö^co    7i£7C€t6&ai    vö^tfiov    eivai    tbv   yd(jLOv'. 

1)  Arch.  3,  71,  der  nui-  über  den  Umfang  der  Maßregel  keine  Entscheidung 
treflfen  will. 

2)  Vgl.  P.  Meyer,  Konkubinat  93;  103/4. 

3)  Pap.  D.  23,  2,  35;  49,  17,  16  pr. 

4)  Datum:  5.  Januar  117. 
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Ich  habe  das,  Hermes  30,  580  dahin  gedeutet,  daß  Lupus  geneigt  sei,  wenn 
die  Klägerin  direkt  ihre  Dos  verlange,  eine  fiktizische  Quasiformel  (S.  42  c) 
zu  gewähren,  auf  Rückgabe  der  Dos,  „als  ob  die  Ehe  gültig  wäre".^)  Dies 
hätte  sachlich  eine  gute  Rechtfertigung  gehabt;  denn  gegenüber  der  fin- 
gierten Actio  rei  uxoriae  genoß  der  Beklagte,  resp.  da  er  tot  ist,  sein 
Rechtsnachfolger,  die  Restitutionstermine  und  Dotalretentionen,  die  beim 
Depositum  entfielen.  Doch  neigt  sich  nach  ursprünglich  teilweiser  Zu- 
stimmung heute  die  Mehrheit  der  Ausleger  der  von  mir  bestritten  ge- 
wesenen Auslegung  von  Dareste  zu,  daß  Lupus  jeden  Anspruch  zurück- 
weist und  die  obigen  Worte  zu  fassen  sind:  Wenn  du  die  jtQoC^  verlangst 
und  ich  einen  Richter  gebe,  so  muß  man  mir  die  (irrige)  Meinung  zu- 
schreiben, daß  die  Ehe  gültig  sei.  Sprachlich  sind  wohl  beide  Aus- 
legungen möglich,  obwohl  bei  der  zweiten  m.  E.  hinter  si  der  Optativ 
{dCdoL[iL)  stehen  sollte.  Für  die  zweite  spricht,  wie  ich  nach  der  Ver- 
öffentlichung der  mir  ursprünglich  nicht  bekannt  gewesenen  weiteren 
Kolumnen  des  Papyrus  zugebe,  daß  die  Praxis  in  späterer  Zeit  konstant 
auf  Versagung  auch  der  Dotalklage  geht;  unter  Severus  ist  die  Kaduzität 
derselben  bestimmt  sanktioniert  worden.^)  Doch  ist  nicht  ausgeschlossen, 
daß  die  Praxis  zu  verschiedenen  Zeiten  eine  ungleiche  war,  wie  wir  ja 
auch  in  der  Epistula  Hadriani  BGU  140  (373)  eine  sehr  milde  Behand- 
lung der  Soldatenkinder  angewendet  sehen. 

c)  Col.  1  14 — III  10:  Entscheidung  des  a9;^tdtxa(?r^'ff  Ulpius  Asclepia- 
des  vom  25.  Februar  134  auf  Delegation  des  Praefectus  Aegypti  M.  Pe- 
tronius  Mamertinus. 

Die  Chthinbois  verlangt  von  dem  Bürgersoldaten  Cassius  Gemellus, 
mit  dem  sie  eine  Verbindung  eingegangen  hatte,  kraft  zweier  ^ank-diayQacpaC 
440  +  260  Drachmen  zurück;  es  wird  erwidert,  das  sei  verkappte  Mit- 
gift. Der  a:^;^idtxa(5T?^g  erkennt  letzteres  bezüglich  der  260  Drachmen  an 
und  weist  darum  diese  Forderung  wegen  Nichtigkeit  der  Ehe  ab,  während 
er  die  440  Drachmen  als  ernstliches  Darlehn  der  Chthinbois  zuerkennt. 
Die  Gründe,  auf  die  sich  seine  tatsächliche  Feststellung  stützt,  werden 
nicht  mitgeteilt,  aber  der  Rechtspunkt  tritt  deutlich  hervor.  —  Nebstbei 
spielt  eine  der  Klägerin  vorgeworfene  Unterschlagung  von  Sachen  des 
GemeUus  eine  RoUe  in  der  Verhandlung,  doch  ist  der  Papyrus  an  der 
bezüglichen  Stelle  (II  4 — 14)  zu  zerstört,  um  diesen  Punkt  erkennen  zu 
lassen. 

d)  Col.  in  11 — 22:  Entscheidung  desselben  Präfekten  vom  24.  Ok- 
tober 114:  Ein  Bürgerveteran  bittet  seinen  mit  einer  Römerin  während  der 

1)  Ich  übersetzte  also:  Wenn  du  eine  itgoi^  (als  solche)  verlangst,  so  gebe 
ich  einen  Richter;  ich  werde  (daun)  zu  glauben  scheinen  (d.  h.  fingieren),  daß  die 
Ehe  gültig  ist.  * 

2)  C.  Gregor.  V  1  (Collect,  libr.  jur.  antejust.  3,  239);    cf.  Paul.  Sent.  2,  19,  11. 
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Dienstzeit  erzeugten  Kindern  die  inlxQiöis  (Bd.  I  Kap.  V  und  Kap.  XI) 
zuteil  werden  zu  lassen;  es  handelt  sicli  dabei  um  die  bürgerliclie,  nicht 
um  die  militärische  hnCKQL0ig.  Der  Präfekt  bewilligt  dies,  aber  nur,  weil 
sie  Ton  einer  Römerin  (wenn  auch  unehelich)  geboren  sind:  dagegen 
könne  er  durch  die  STtCxQuöig  nicht  bewirken,  daß  nun  die  Söhne  auch 
als  ehelich  gelten. 

e)  Col.  IV  1 — 15:  Entscheidung  desselben  Präfekten  vom  4.  Juni  115. 
Die  Frau  Chrotis  hatte  einen  Peregrinen,  Isidoros,  zum  Gatten;  dieser  trat 
später  in  die  Kohorte  ein,  wobei  er  den  Bürgernamen  Julius  Martialis 
bekam.  Während  der  Dienstzeit  erzeugte  er  mit  der  Chrotis  einen  Sohn, 
den  er  testamentarisch  zum  Erben  einsetzte.  Sie  bittet,  dem  Kind  die 
d:jtaQXTJ  (Erbsteuer)  zu  erlassen;  denn  es  sei  ein  leiblicher  Sohn,  was 
schon  aus  der  Tatsache  hervorgehe,  daß  Martialis  ihn  eingesetzt  habe. 
Hierbei  stützt  sie  sich  stillschweigend  auf  die  Regel,  daß  die  xdvv  itQ06- 
i^xovTSs  (Dio  77,  9)  von  der  Erbsteuer  befreit  sind.  Dekret:  „Martialis 
konnte  während  der  Dienstzeit  keinen  ehelichen  Sohn  bekommen  (der  un- 
eheliche ist,  wie  selbstverständlich,  kein  Kognat  des  Vaters);  doch  ist  die 
Erbeinsetzung  gültig."  Letzteres  obwohl  das  Kind  Peregrinus  ist;  denn 
das  folgt  aus  den  Privilegien  der  Militärtestamente   (Gai  2,  110). 

f)  Col.  IV  16 — V26:  Entscheidung  des  Praefectus  Aegypti  Valeriua 
Eudaimon  vom  26.  August  142.  Der  Soldat  Octavius  Valens  besitzt 
(außer  dem  römischen,  das  er  jedenfalls  erst  durch  den  Dienst  erlangt 
hat)  noch  sein  ursprüngliches  alexandrinisches  Bürgerrecht  und  bittet, 
den  ältesten  seiner  drei  während  der  Dienstzeit  mit  der  Cassia  Secunda 
erzeugten  Knaben  als  alexandrinischen  Bürger  (Bd.  I  Kap.  I  S.  15)  einzu- 
tragen. Das  wird  abgelehnt:  alle  drei  sind  unehelich  und  können  die  Rechts- 
stellung des  Vaters  nicht  erwerben. 

g)  Col.  VI  1 — 23:  Entscheidung  des  l'ÖLog  köyog  Claudius  Julianus 
vom  22.  November  136.  Es  handelt  sich  um  einen  Delatorenprozeß:  Cor- 
nelia wird  angezeigt  wegen  sieben  Sklaven,  die  sie  von  dem  erblos  ver- 
storbenen Soldaten  Acutianus  erworben  haben  soU.  Die  Delatorenpartei 
behauptete  jedenfalls,  die  Erwerbsverträge  seien  Donationes  inter  virum  et 
uxorem,  also  nichtig,  sonach,  da  Acutianus  erblos  gestorben  war,  als  bona 
vacantia  zum  Fiskus  zu  ziehen.  Cornelia  produziert  wegen  eines  Teils 
der  Sklaven  Urkunden,  wonach  Acutianus  ihr  dieselben  nicht  geschenkt, 
sondern  verkauft  hat;  von  andern  weist  sie  nach,  daß  sie  in  ihrem  Haus 
geboren  sind.  Nur  von  einem  Sklaven  weiß  sie  keinen  Erwerbstitel  an- 
zugeben. Den  Standpunkt  der  Delatoren  erkennt  nun  auch  der  Idios 
Logos  grundsätzlich  an,  wenn  er  folgendermaßen  entscheidet:  Soweit  eine 
Kaufurkunde  nach  Beendigung  der  Dienstzeit  errichtet  ist  (was  wohl  bei 
einer  Sklavin,  Daphne,  1.  1 1,  zutrifft)  und  bezüglich  des  Sklaven,  für  den 
überhaupt  kein  Besitztitel  vorgebracht  wird,  ist  der  Fiskus  der  Berechtigte; 
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die  übrigen  bleiben  der  Cornelia.  Offenbar  ist  der  Gedanke  dieser.  Nach 
Austritt  aus  dem  Militärstand  gilt  das  Zusammenleben  zwischen  Cornelia 
und  dem  Veteranen  als  Ehe;  was  sie  in  dieser  Zeit  von  ihm  erworben  hat 
—  wie  die  angeblich  gekaufte  Sklavin  und  der  Sklave,  für  den  kein  Er- 
werbstitel produziert  werden  kann  — ,  ist  sicher  in  verbotener  Weise  ge- 
schenkt. Anders  verhält  es  sich,  wenn  er  ihr  während  der  Dienstzeit  eine 
Zuwendung  gemacht  hat.  Denn  da  bestand  nur  Konkubinat.  Schenkungen 
an  die  Konkubine  aber  sind  erlaubt. 

5.  BGÜ  140  (373)  enthält  eine  Epistola  Hadriani  an  den  Praefectus 
Aegypti  C.  Rammius  Martialis.  Dieselbe  verleiht  den  SoldatenLindem, 
obwohl  sie  eigentlich  unehelich  sind,  doch  gegenüber  ihren  Vätern  das 
Intestaterbrecht  (Bonorum  possessio  intestati)  in  der  prätorischen  Klasse 
ünde  cognati. 

6.  P.  Straßb.  'i'i  Verso  (374)  enthält,  wie  der  P.  Cattaoui  (S.  281  fg.), 
eine  private  Zusammenstellung  von  Materialien,  u.  zw.  für  die  Ersitzungs- 
lehre;  an  erster  Stelle  ein  kaiserliches  Reskript,  sodann  zwei  Statthalter- 
entscheidungen. ^) 

Das  —  im  Original  natürlich  lateinisch  gewesene  und  nur  ins  Grie- 
chische (amtlich)  übersetzte  —  Reskript  ist  von  Severus  und  Caracalla 
und  betrifft  die  longae  possessionis  praescriptio.  Wir  besaßen  davon 
schon  vor  der  Veröffentlichung  des  Straßburger  Papyrus  ein  Exemplar  in 
BGU  267,  welches,  abgesehen  von  kleinen  wohl  durch  die  Nachlässigkeit 
der  Abschrift  entstandenen  Fehlern,  eine  wichtige  Abweichung  zeigt.  Es 
hat  nämlich  das  Troposita'  vom  3.  Tybi  des  8.  Jahres  (29.  Dezember  199), 
während  dieses  in  der  Straßburger  Ausfertigung  vom  24.  Pharmuthi 
(19.  April  200)  lautet.  Man  kann  annehmen,  daß  ersteres  das  Datum  der 
Proposition  in  Rom  ist  (obwohl  es  heißt:  TCQOsra&rj  iv  ^Xs^avÖQSLa  Tvßi] 
vermutlich  standen  auf  dem  alexandrinischen  Exemplar  beide  Proposita 
und  sind  bei  der  Abschrift  des  Berliner  Stückes  verwechselt  worden).^) 
(Nicht  zu  identifizieren  mit  der  hier  besprochenen  Doppelproposition  sind 
übrigens  andere  Fälle,  wo  neben  dem  Aushang  in  Alexandrien  auch  der 
in  der  Gaumetropole  sich  findet.^)) 

Sachlich  sagt  das  Reskript  folgendes:  Zur  longae  possessionis  prae- 
scriptio {[laxQäg  vo^fjg  naQayQa^i])  gehört 

a)  eine  dixaia  aixCa.  Darunter  ist  aber  nicht  bloß  eine  iusta  causa 
(=  titulus)  possessionis  zu  verstehen,  sondern  es  ist  darin  das  Erfordernis 

1)  Vgl.  auch  die  die  gleiche  Materie  betrefiende  Äußerung  eines  Strategen 
(v.  J.  232)  in  Par.  69  Col.  C  1.  20  fg.  (neu  ediert  von  Wilcken,  Philol  53  p.  81  fg.  mit 
dem  Nachtrag  Arch.  4,  216). 

2)  So  Mitteis,  P.  Straßb.  p.  86.  Vgl.  die  Doppelproposition  in  Giss.  40  II  12 fg.; 
dazu  auch  Wenger,  Vjschr.  f.  Sozial-  u.  Wirtsch.-Gesch.  1911  p.  192. 

3)  Vgl.  Wenger  a.  0. 
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der  bona  fides  inbegriflfen.  Dies  zeigt,  wenn  es  irgendwie  bezweifelt  wer- 
den könnte,  eine  auf  demselben  Papyrus  sofort  folgende  Prozeßentschei- 
dung vom  J.  207,  wo  das  Ersitzungserfordemis  bezeichnet  wird  als  sx£iv 
'ocipoQ^rjv  xav  ßga^elav  dixaiav  y,uxo%ris\  d.  h.  einen  wenn  auch  kurzen 
gerechten  Beginn  des  Besitzes  haben.  Da  der  Titel  immer  schon  seiner 
Natur  nach  in  einen  einzigen  Moment  fällt,  konnte  der  abgelehnte  Skrupel 
über  die  Dauer  der  dixaCa  cccpoQ^^  sich  nur  auf  die  bona  fides  des  Be- 
sitzers beziehen;  d.  h.  auf  die  Frage,  ob  mala  fides  superveniens  nocet. 
Die  Entscheidung  lautet:  es  muß  die  bona  fides  nicht  während  der  ganzen 
Besitzzeit  angehalten  haben,  mala  fides  superveniens  non  nocet. 

b)  Erfordert  wird  femer  unbestrittener  Besitz,  d.  h.  die  Erhebung 
der  Klage  unterbricht  den  Lauf  der  Praescriptio  (während  die  zivile 
Usukapion  auch  während  des  Prozesses  weiterläuft). 

c)  Das  Reskript  verlangt  zehn-  oder  zwanzigjährigen  Besitz,  je  nach- 
dem der  Kläger  in  derselben  jiöhg  war,  wo  das  Grundstück  liegt  oder 
nicht.  Nach  Justinian  C.  J.  7,  33,  12  haben  freilich  die  Veteres  gestritten, 
ob  Identität  der  Civitas  oder  der  Provincia  das  Entscheidende  ist.  Daraus 
folgt,  daß  die  Reskriptengesetzgebung  keine  einheitliche  gewesen  sein 
kann;  es  müssen  Entscheidungen  bestanden  haben,  welche  auf  die  Iden- 
tität der  Provinz  abstellten. 

Von  1.  10 — 24  wird  eine  Prozeßentscheidung  des  Praefectus  Aegypti 
Subatianus  v.  J.  207  wiedergegeben,  welche  die  1.  p.  praescriptio  in  einem 
konkreten  Fall  anerkennt.  Das  Wichtigste  an  ihr  ist  der  Ausspruch: 
ÖLatd^EiS  siölv  xäv  xvqCcov  ytsgl  xav  kv  xoig  b%^vb6iv  oixovvxav  sq.  Das 
bestätigt  nicht  bloß,  was  man  schon  längst  annahm,  daß  die  1.  p.  pr.  ur- 
sprünglich nur  für  Grundstücke  eingeführt  wurde  —  denn  bei  Mobilien 
war  es  undurchführbar,  ihre  Geltung  örtlich  auf  die  sd'vr]  zu  beschränken  — , 
sondern  auch,  daß  um  jene  Zeit  schon  mehrere  dLaxcci,sig  über  das  In- 
stitut bestanden.  Erwägt  man  noch,  daß  das  Reskript  v.  J.  199  dasselbe 
anscheinend  schon  als  bekannt  voraussetzt,  so  wird  man  seinen  Ursprung 
kaum  erst  in  der  severischen  Zeit  zu  suchen  haben. 

Endlich  enthält  der  Papyrus  von  1.  26 — 33  einen  Spruch  des  Mettius 
Rufus  vom  20.  November  90  in  einem  Prozeß  unter  Römern.  Derselbe 
besagt  nur  das  Selbstverständliche:  Es  wird  unter  diesen  auch  die  ein- 
jährige Mobiliarusukapion  anerkannt. 

7.  BGU  473  (375).  Fragmentiertes  Reskript  von  Severus  und  Cara- 
caUa  200  n.  C,  die  £x6xa0Lg  (Cessio  bonorum)  betreffend.  Dasselbe  ist 
als  Einleitung  einer  Eingabe  an  den  exQaxrjyög  vorgeschrieben;  also  wohl 
als  Präjudiz  für  eine  Verwaltungssache  verwendet.  Näheres,  als  der 
selbstverständliche  Satz,  daß  man  durch  Cessio  bonorum  jeder  öffentlichen 
und  privaten  Verpflichtung  entgeht,  ist  übrigens  den  erhaltenen  Resten 
nicht  zu  entnehmen.    Dabei  läßt  sich  das  Reskript  nicht  auf  die  Besonder- 
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heiten  der  verwaltungsrechtlichen  Cessio  bonorum  ein,  bei  der  man  z.  B. 
von  Liturgien  schon  durch  Abtretung  von  zwei  Dritteln  des  Vermögens 
frei  wird  (Mitteis,  CPR  1, 107  fg.). 

8.  P.  Amh.  63  (376).  Zwei  fragmentierte  Reskripte  von  Severus  und 
Caracalla,  mit  dem  unter  7  genannten  etwa  gleichalterig.  Das  erste  be- 
zeichnet eine  Beschwerde  des  Supplikanten  als  unzulässig,  da  er  sich  mit 
irgend  einem  nicht  näher  ersichtlichen  Vorgang  einverstanden  erklärt  hat. 
Der  Inhalt  des  zweiten  ist  nicht  mehr  verständlich. 

9.  Zwei  Reskripte  von  Severus  und  Caracalla  enthalten  die  vom 
Stifter  erbetene  Genehmigung  von  Stiftungen  zugunsten  der  Epheben- 
spiele  und  der  Liturgiepflichtigen  von  Oxyrhynchos.  Der  Text  dieser 
Papyri  ist  in  Bd.  I  (153  und  407)  mitgeteilt  und  erläutert. 

10.  Von  weittragender  Bedeutung  ist  der  P.  Giss.  40,  welchen 
P.  Meyer  i.  J.  1910  herausgegeben  hat.  Er  enthält  drei  Edikte  des  Cara- 
calla; das  erste  davon  ist  die  Constitutio  Antonina  (377)  und  in  dieser 
liegt  natürlich  sein  Schwergewicht.^)  Daneben  steht  auf  einer  zweiten 
Kolumne  eine  Novelle  (378)  zu  dem  Amnestieerlaß,  den  der  Kaiser  nach 
der  Ermordung  des  Geta  publiziert  hat  (Cassius  Dio  77,  3);  dieselbe  ist 
identisch  mit  C.  J.  10,  61  (59),  1  und  die  Grundlage  zu  Ulp.  D  50,  2,  3,  1^), 
jedoch  sind  letztere  Stellen  stark  überarbeitet  imd  generalisiert.  Eine  dritte 
Kolumne  enthält  sodann  ein  Mandat  von  Caracalla  v.  J.  215  über  die  Aus- 
weisung der  AiyvntLOL  aus  Alexandrien;  dieselbe  ist  in  Bd  I  (22)  mit- 
geteilt. 

Die  Constitutio  Antonina  ist  nicht  unversehrt  erhalten;  doch  scheint 
das  Überlieferte  den  wichtigsten  Teil  der  Dispositive  darzustellen.  Der 
Wortlaut  geht  hierbei  dahin:  dCdcoiii  tol[ß  6]vvix7ia[pLv  if'votg  xoZg  xcctä 
xjijv  olxovfisvrjv  n[olLT]sLttv  'Pdfuccov,  [fijevovros  [itavrbg  ysvovg  JcoXitsv- 
lijdtcov  x^QÜ-s]  '^^'^  [ßs8'\BixixC(ov,  Damit  ist  die  Grenze  aufgewiesen, 
welche  die  Bürgerrechts  Verleihung  des  Jahres  212  gehabt  hat.  Daß  eine 
solche  Grenze  bestanden  hat  und  der  Ausspruch  Ulpians  über  den  Inhalt 
der  Konstitution  Dl,  5,  17:  'Li  orbe  Romano  qui  sunt  ex  constitutione 
imperatoris  Antonini  cives  Romani  effecti  sunt'  irgendwie  überarbeitet  war, 
wußte  man  schon  lange.')     Aber  daß  es  die  Deditizier  als  solche  waren, 


1)  Dazu  Wilcken  Bd.  I  S.  56  fg.  und  Arcli.  5,  427—430. 

2)  Vgl.  P.  Meyer  zu  P.  Gies.  H  p.  35. 

3)  Vgl.  Mommsen,  Hermes  16,  475  (=  Histor.  Sehr.  2,  419),  der  es  für  möglich 
ansah,  „daß  beispielsweise  bloß  die  Bürger  von  Alexandreia,  nicht  aber  die  Ägypter 
überhaupt  das  Bürgerrecht  erlangten".  Dem  Richtigen  noch  viel  näher  kommend 
hatte  später  P.  M.  Meyer  (Heerwesen  der  Ptolemäer  und  Römer  [1900]  bes.  142  fg.) 
auf  Grund  sorgfältiger  Statistik  über  die  Führung  des  römischen  Bürgemamens  den 
Alexandrinern  noch  eine  Anzahl  von  Honoratioren  in  den  fiTjrpoTrdift?  der  Gaue  und 
den  Komen,  die  Ugstg  der  Tempel,  sämtliche  Gaubeamte  bis  zu  den  xcü^oypaft/iarffs 
aowie  die  Katöken  zugezählt  und   damit  alle  von  der  Kopfsteuer  befreiten  'iniv.sy.Qi,- 
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welche  der  Kaiser  ausgenommen  hat,  ist  neu.  Wer  Dediticius  ist,  sagen 
freilich  die  Quellen  nicht  bestimmt.  Das  Wort  kommt  in  der  gesamten 
nicht] ur istischen  Literatur,  wie  der  Thesaurus  1.  1.  zeigt,  nur  25  mal  vor, 
und  stets  in  sehr  verschwommener  Bedeutung,  das  unterworfene  Volk 
oder  die  Kriegsgefangenen  bezeichnend.  Die  Juristen  dagegen  gebrauchen 
es  als  Terminus  für  die  libertini  dediticii;  von  seiner  staatsrechtlichen 
Bedeutung  sprechen  sie  nicht  eingehend,  sondern  setzen  sie  als  bekannt 
voraus.  Nach  den  Untersuchungen  von  P.  M.  Meyer  ^)  fällt  der  staats- 
rechtliche Begriff  des  Deditiziers  mit  der  Kopfsteuerpflicht  zusammen, 
und  dem  schließt  sich  Wilcken  (bei  Rostowzew,  Kolonat  220  fg.  und  Bd.  I 
S.  56  fg.)  mit  der  Vermutung  an,  daß  die  in  den  Quellen  erscheinenden 
6/idAoyot^)  eben  unsere  Deditizier  seien,  indem  6}iöXoyog  die  griechische 
Übersetzung  von  Dediticius  bilde.  Bestätigt  sich  dies,  so  ist  die  Zahl 
der  Deditizier  nicht  bloß  in  Ägypten,  sondern  auch  in  andern  Provinzen 
eine^  außerordentlich  große  gewesen;  denn  die  Kopfsteuer  ist  für  eine 
Reihe  von  Provinzen  bezeugt,  wobei  allerdings  gewisse  privilegierte 
Klassen  stets  ausgenommen,  die  Angehörigen  der  niederen,  insbesondere 
der  ländlichen  Bevölkerung  dagegen  ihr  unterworfen  sind.  Man  müßte, 
wenn  jene  Auffassung  sich  definitiv  bestätigt,  ohne  weiteres  annehmen, 
daß  der  größere  Teil  der  im  römischen  Reich  lebenden  Menschen  Dedi- 
tizier waren,  und  eben  auch  noch  nach  Caracalla.  Den  Kreis  der  Per- 
sonen, welche  in  Ägypten  durch  diesen  Regenten  die  Zivität  erlangten, 
sucht  Wilcken  Bd.  1  S.  57  annähernd  zu  bestimmen.  Jedenfalls  gewinnt 
durch  die  neu  gewonnene  Erkenntnis  auch  der  Hinweis  Diokletians  C.  J. 
5,  5,  2  (a°  285)  auf  diejenigen  'qui  sub  dicione  Romani  nominis  sunt' 
ein  völlig  neues  Licht. 

Es  ist  natürlich,  daß  die  durch  den  Gießener  Papyrus  erlangte 
neue  Erkenntnis  auch  neue  Probleme  in  sich  schließt.  Das  Wichtigste 
davon  ist  wohl  das,  wann  die  Verleihung  des  Bürgerrechts  an  die  nach- 
antoninischen  Dediticii  stattgefunden  hat.  Justinian  setzt  ja  bei  ihnen  die 
Zivität  als  vorhanden  voraus;  ob  er  hiermit  nur  einen  langsamen  Prozeß 
der  Verschmelzung  stillschweigend  vollendet  oder  schon  vorher  be- 
stimmte Änderungen  platzgegriffen  haben,  ist  die  Aufgabe  weiterer 
Untersuchung. 

/AEVoi'  (I  S.  196)  im  Gegensatz  zu  der  kopfsteuerpflichtigen  {XaoyQatpovusvoi)  niederen 
Bevölkerung  als  von  der  Konstitution  berührt  bezeichnet. 

1)  Zu  Giess.  40  cit.,  womit  seine  S.  288  A.  3  genannten  Ausführungen  noch  ver- 
vollständigt -werden. 

2)  Aufzählung  der  Papyruszeugnisee  Bd.  1  S.  60.  Die  meisten  fallen  noch  in 
die  Zeit  vor  der  C.  Antonina;  in  BGÜ  618  jedoch  werden  öiiöXoyoi  noch  für  das 
Jahr  213/4  genannt.  Der  C.  Th.  11,  24,  6  gedenkt  ihrer  noch  zum  J.  415.  Mag  man 
dies  selbst  mit  Zulueta,  De  patrocin.  vic.  (Oxf.  Stud.  in  soc.  and  legal  hist.  ed.  Vino- 
gradoff  1,  1909)  II  p.  59  für  eine  Interpolation  ansehen,  so  würde  auch  diese  das 
Fortleben  des  Ausdrucks  beweisen. 
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11.  Teb.  285  (379),  ein  Reskript  von  Gordian  III.,  besagt,  daß  die 
unterlassene  Geburtsanzeige  über  ein  Kind  dasselbe,  wenn  es  ehelich  ist, 
nicht  unehelich  macht,  noch  umgekehrt  ein  uneheliches  Kind  durch 
falsche  Geburtsanzeige  ehelich  wird.  Dasselbe,  in  sehr  ähnlicher  Weise, 
steht  auch  bei  Diokletian-Maximian  C.  J.  7,  16;  15.  Es  läßt  sich  über- 
haupt öfter  beobachten,  daß  jüngere  Reskripte  ältere  zur  Vorlage  gehabt 
haben.  ^) 

12.  P.  Amh.  27  (380)  enthält  Reste  von  zwei  Reskripten.  Vom  ersten 
ist  nur  soviel  erhalten,  daß  man  auf  ein  Datum  der  diokletianischen  Zeit 
schließen  darf  (s.  Einl.  zu  380).  Auch  das  zweite  ist  stark  zerstört.  M.  E. 
ist  es  das  wahrscheinliche,  daß  es  au  die  Klagepartei  in  einer  Zivilsache 
gerichtet  ist  und  sie  dahin  belehrt,  daß  ein  vom  Beklagten  erwirktes  Re- 
skript, wenn  es  erschlichen  ist,  durch  die  '^Narratio  falsi',  die  m.  E.  hier 
als  Inzidentpunkt  im  Zivilprozeß  gedacht  ist,  entkräftet  werden  kann;  daß 
aber  andererseits  der  Kläger,  wenn  er  (wegen  mißlungenen  Beweises  der 
Erschleich ung)  vom  Prozeß  zurücktritt,  einem  Judicium  calumniae  aus- 
gesetzt ist.  Doch  bleibt  sowohl  die  Gesamtauffassung  als  die  Ergänzung 
im  einzelnen  sehr  unsicher. 

13.  Lips.  44  (381)  enthält  ein  Reskript  von  Diokletian  und  Maximian 
an  eine  Synodus  xysticorum  et  thymelicorum ,  wahrscheinlich  jene  von 
Alexandrien.  Das  Reskript  bildet  die  zweite  und  dritte  Kolumne  des  Pa- 
pyrus und  ist  jedenfalls  nur  Beilage  zur  ersten;  in  dieser  ist  von  Z.  1 — 7, 
wie  es  scheint,  das  Protokoll  einer  amtlichen  Verhandlung  mitgeteilt, 
darauf  folgen  einige  Worte,  deren  Deutung  ich  in  der  Ausgabe  als  un- 
sicher bezeichnet  habe.^)  Anscheinend  ist  das  Ganze  eine  zu  privaten 
Zwecken  gemachte  Zusammenstellung.  Das  Reskript  stellt  die  Bedingungen 
fest,  unter  welchen  die  Athleten  die  Immunität  genießen^);  es  erinnert 
dabei  sehr  an  C.  J.  10,  54,  1,  enthält  aber  gewisse  Abweichungen  (vgl. 
meine  Einl.  zu  P.  Lips.  44  p.  151).    Die  Abschrift  ist  äußerst  korrupt. 

14.  Endlich  sind  neuestens  durch  das  erste  Heft  von  J.  Maspero's 
Ausgabe  der  byzantinischen  Papyri  von  Kairo  einige  justinianische  Re- 
skripte bekannt  geworden  (P.  Cairo  67024 — 29).^)  Von  ihnen  bezieht 
sich  ein  Teil  auf  Verwaltungssachen;  einzelne  dagegen  behandeln  privat- 
rechtliche Fragen,  nämlich  die  zwei  auf  die  Erbansprüche   zweier  Kinder 


1)  Vgl.  Mitteis,  Sav.  Z.  28,  385 fg.;  dazu  noch  Lips.  44  Col.  II  vgl.  mit  C.  J.  10, 
54,  1;  C.  J.  4,  7,  1  vgl.  mit  C.  J.  4,  30,  3. 

2)  Seymour  de  Ricci  macht  mir  hierzu  sowie  zu  den  sonstigen  Lücken  des  Pa- 
pyrus auf  Grund  seiner  Revision  des  Originals  einige  Vorschläge,  deren  Publikation 
ich  seiner  geplanten  Ausgabe  der  lateinischen  Papyri  überlassen  möchte. 

3)  Vgl.  zu  den  Athletenprivilegien  jetzt  BGU  1074  cf.  1073  (198)  sowie  Lond  3 
p.  165  i. 

4)  Hierüber  Näheres  bei  Partsch,  Gott.  1911,  201 — 253,  dessen  Untersuchungen 
eine  über  den  unmittelbaren  Gegenstand  noch  hinausgehende  Bedeutung  besitzen. 
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bezüglichen  Stücke  Nr.  67026  und  67028.^)  Von  ihnen  wird  das  letzt- 
genannte unter  382  mitgeteilt.  Es  ist  auch  dadurch  bemerkenswert,  daß 
es  zum  Schluß  (1.  23—25)  einen  bisher  unbekannten  Teil  des  Leoninischen 
Gesetzes  C.  J.  5,  9,  6  wörtlich  anführt;  diesen  Teil  haben  die  Kompilatoren 
also  weggelassen. 

Zu  beachten  ist  allerdings,  daß  Maspero  die  Echtheit  dieser  beiden 
Reskripte  anzweifelt  und  behauptet,  sie  enthielten  nur  private  Stilübungen 
in  der  juristischen  Darstellung.  Doch  kann  ich  derzeit  wenigstens  ebenso- 
wenig wie  Partsch  einen  entscheidenden  Grund  für  diese  Behauptung  an- 
erkennen. 


1)  Nr.  67027  ist  nur  ein  zweites  Exemplar  von  67026. 
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A.  DEUTSCH-LATEINISCH. 


Abdicatio  tutelae  169  Einl. 
Abstrakte  Versprechen  116 
Adoption  274 
Agoranomenurkunden  5  8  fg. 
AHenatio  in  fraudem  credi- 

torum  199  Einl. 
Altersberechnung,  römische 

280 
AppeUation  280  fg.;  371 
Auflassung  169  fg. 

Barkauf  171 
Bürgschaft  264  fg. 

Calumnia(?)  370  III  8 
Chrematisten  3  fg.;  15;  17 

Dediticii  288 
Defensor  civitatis  31 
Delatorenprozeß  372  VI 
Delikte  (der  Sklaven)  278 
Demetrios  vonPhaleron  279 
Depositum  257  fg. 
Destitutoria  formula  380 
Dic(asterium?)  97  I  14 

Editio  actionis  18;  42 
Ehe  199—230;  s.  auch  Sol- 
datenehe 
Eid    (des   Verkäufers   und 
Käufers)  184 

—  in  &7toyQa(pai  100 

—  Reinigungseid  121 

—  Schiedseid  40;   Einl. 
S.  XVI  A.  2 

—  zur    Bekräftigung    von 
Urkunden  319  A.  62 

Emphyteuse  69  Einl.;   95 

A.  17 
Erstgeburterecht  234;  86 
Evokation  37;  41;  74—78 
Exekutivurkunde  119  fg. 
Extraordinaria  judicia  380, 

lin.  16 

Freilassung  271  fg. 
Gewährleistung  170 


Hineinvermächtnisse  367 

Impetratio  actionis  42 

Judices  pedanei  43 
Juristische  Literatur  2  7  9  A.  1 

Kaduzität  der  Mitgift  284 
Katökengrundstücke  111 
Kirchliche  Gerichtsbarkeit 

32 
König  (Gerichtsherr)  2 
Konventionalstrafen  14,30; 

166,  18 
Korrealität  113  fg. 
Kontumaz  16;  18 

Ladung  16  fg.;  41 
Laokriten  3  fg. 
lex  Laetoria  280 j  370  I 
litis  denunciatio  86 ;  50 — 56 

Mitgift  s.  fpBQvq  und  ngol^ 

Noxae  deditio  278 
Nutzungspfand  153 

Patronatsrecht  273;  81 

Personalexekution  19  fg.; 
44  fg. 

Pignus  Gordianum  130; 
164  fg. 

Pignus  in  causa  judicati 
captum  241  A.  14 

Praescriptio  longae  posses- 
sionis 286  fg. 

Probeehe  200  fg. 

Probejahr  201  fg. 

Procurator  im  Zivilprozeß 
42 

Proposition  (von  Reskrip- 
ten) 286 

Prügelstrafe  278 

Ptolemais  2  A.  1 

Pulvini  339  A.  10/11 

Realexekution  20;  45 
Receptum  nautarum  259  fg. 
Recuperatores  370 
Responsum  Celsinum  347 


Sanch  117  A.  7 
Schuldenhaftung  der  Erben 

234  fg. 
Scriptura  interior  und  ex- 

terior  77  fg. 
Siegelung  53 
Signalement   der   Parteien 

75 
Sklaven    96;    263;   277  fg.; 

vgl.  auch  Freilassung  und 

Patronatsrecht 
Soldatenehe  281 
Soldatenkinder  286 
Stellvertretung  260  fg. 
Stipulation  76 
Strafprozeß     21;     280  fg.; 

370—1 
Synodus  xysticorum  et  thy- 

melicorum  290;  381 

Teilbau  197 

Teilung  1)  von  Grund- 
stücken 270;  152  Einl.; 
153  Einl.;  2)  elterliche 
244  fg. 

Tergiversatio  280 

Testamente  236  fg. 

—  gemeinschaftliche  240 

Testamentsvollstrecker 
239  fg. 

Vadimonium  35 
Verfangenschaft  232 ;  242  fg. 
Verfügungsgemeinschaft 

der  Ehegatten  226  fg. 
Verjährung  80  Einl.;    228 

Einl. 
Volljährigkeit    251;     345-, 

377 
Vollmacht  260  fg. 

Zehnmännergericht     7  fg.; 

15 
Zession  (von  Forderungen) 

115 
Zinsen  118 


I.  Wörterverzeichnis. 


293 


äßoXog  276,  22 

ayystov  16;  31  II  6 

aytiv  1)  im  Prozeß  41  A.  2 ; 

2)  ä.  ol%r\v  282  A.  24 
äyrifia  158  A.  3 
äyviä.  61  A.  4 
äymyiiios  20;  46;  121;   103 

—108 
'ASgiuvri  ßißXLo9rixr}  84 
ccsmaQ&evog  98  A.  4 
&d-dvarog  108  A.  25;  364, 

6  und  19. 
ahia  374  I  4;  377,  2 
ccKaKOVQyriTog    (anb    vavti- 

xjjs  Kcc-novQyiccg)  260 
av,lvSvvog  198 
an7jiava^o;^oi  114  A.  3 
dHT^'Acoi'  kyyvoi  113  fg. 
cc^s&EßTaTog  274,  22 
(ififmO-erog  241 
dva  (distributiv)  150  A.  9 

u.  ö. 
&vccyiyva)6Kco  29,  26 
ßvaypaqpEiv  51;  79fg. ;  177 

A.  3;     =  vererbpachten 

251,  11 
&vayQcc(pi]  64 
ccvccStv.£iv  277 
aväKQiaig  192;  171  I  A.  15 
ccvocvscoGig  91  A.  3;  163 
avccnavsLv  und  Ableitungen 

134  A.  22;  149  A.  15/16. 
dcvaTtifiitsiv,  avaTto\Lnrj  (De- 
legation eines  Prozesses) 

85,  1  u.  ö. 
avanoQicpog    185  A.  5;    192 
ävaffiqBiv  191,4  und  Einl. 
&v£v  dinrig  Kai  y-giasoig  120; 

62  Einl.;  132  Einl. 
ävrißog  251  A.  2 
ccvrlygcccpov  63 

—  in£Cv,£\t,iihvov    64   A.  1 ; 
159  Einl.;  166  Einl. 

avTiggriaig  127 

ccvvnoi-oyog  198 

anaQxri     285;     31  VII  10; 

372  IV  7 
ccnXi]  öjvrj  192 
aneiTteiv    rrjv    iTCLTQOTCsiav 

169,  8 
cinoyQcccpri  97  A.  3;    99fg. ; 

103  A.'26 

—  generelle  105  fg. 

—  bei    der   Eheschließung 
und  Scheidung  214 

—  bei  Sklavendelikten  278 
anoyQo.cpkod'at  31  VII  11 
anödog  59,  37;  310,  31 
cc1to■>l(x^^l.ardv(Xl   (initQonov) 

255 
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ccTt6y,oixog  284  A.  9 
ccxoXoysioQ'oci  21,  38 
ccno^sgi^siv  244 
anoatäaiov     167  fg.;     173; 

176;  222  A.  1 
ScnöaroXog  342  A.  9/10 
anoovvißtdvai  261 
aTcÖTUKTog  (cpOQog)  134  A.  15 
&7co(pccivsiv  {inixQonov)  255 
dg^iötsiv  (=  competere)  97 

II  4 
ccQQaßmv  184  fg. 
ccQ^cclov  23,  15 
aQX^tov  {ocQXTJ)  60;  35,  7 
a:ß;^idiMo;(TT^S      8  fg.;      27; 

124  fg.;  278;    66;  67,  6; 

apjjcov  26  A.  1 
ccGTÖg  158  A.  6 
aaj^oXoviisvoi  rovg  KccraXo- 

^iGfiovg  111 
cccpr)Xi,^  251 
cccpiataa&cct,  176 

ßafftXixol  yscapyoi  11 ;  18;  20 
ßsßcciaaig  188 
ßsßai(ori]g  188;  269 
^£fxo?  (^ixos)  243  A.  4 
ßLßXio&i]iiTi     Srnioßiav    Xo- 
ycav  94 

—  iyKTTjßecov  90  fg. 

—  ^7rl  t&v  roTtav  94  A.  1 

—  ^coQiKri  94  A.  1;  185 
ßißXiov   93  Einl.  und  A.  5 
ßißXiocpvXuKsg  iyxTrjGsoov  93 

yaftog,  aypaqpo?  200 — 208; 
64  Einl.;  84,  10.  26 

—  EyyQucpog  209  fg. 
yscoiiergia  276,  17 

yjj  1)  t^iroriXTj  95  A.  3; 
2)  tdioxtritog  Nachträge 
zu  95  A.3;  3)  xaroinixrj 
111;  4)  T/TTSipos  153  Einl. 

yivo^sva  18;  38,  33 

yvcogi^a  354,  14;  vgl.  auch 
yvcaarriQ 

yvaarriQ  51  A.  2 ;  287  A.  16 ; 
358,  31;    vgl.  auch  yva- 

yQa^^aToq)vlayiiov   94  A.  1 

ygacpBiov  59  fg. 

yvTjs  145   A.  3;   251,  14 

dävsiov     (fingiertes)     117; 

171;  187 
dsSsiTi-Kiog  288 
ösKaddQXT^?  30 
Srifioßiaaig  82  fg.;   126 


Sidygccyma  Einl.  S.  XIII;  S. 
(über  das  ptolemäische 
Prozeßrecht)  1;  5,  11; 
23,  22;  über  Verzugs- 
zinsen 103  Einl. 

Siaygacpri  24,13;  31  VI  2; 
32  II  30 

8iuygcc(pT}  tgaJtE^Tig  68 

didSoxoi  319  A.  43 

SmO-ri-Kri  s.  Testament 

aiccixa  32 

Siav.dtoxoi  319  A.i|3 

SiccKBiaö'cci,  101 

SittXiyBiv  14.  27 

SiaXoyri  1)  im  Prozeß  18; 
2)  ol  Ttgbg  rji  8.  xov  &g- 
%i8l%(x6xov  85;    125  A.  3 

diaXoyiciLÖg  25;  36;  60,22; 
52,19;  68,  13. 

8iaoxBXXsiv  16,  20 

8iaoxoXri  287  A.  15;  cf.  172 
I  5 

8icc6xoXi%6v  124  fg. 

8id6xgco}icc  92;  102 

8i8gaxiioi  s.  röxoi 

8i,syyv&v  131 

8iSKßoXri  70 

8fKaia  ukia  286;   374  I  4 

8i'KaLo86x7\g  26;  60;   61 

8Lv.aioXoyicc  97  II  4 

8iyiaiayLa  21,  39;  31 III  23; 
369  I  25 

8i6g%(Oii.a  Einl.  S.  XIH 

Sagsd  {ngoyafiicäcc)  229 

^yyccia  xai  vavxiv.d  283  A.  13 
iyyväa&ai  266  A.  4 
^yyvog  slg  i-AXLCiv  267 
iyyivnXiov  78  fg.;    142;    161 

A.  3;  183 
iyxcagiog  vöfiog  Einl.  S.  XTT 
£8vov  225;  64, 11;  338 
st8og  103  A.  1 
sIkovLSsiv  81 
s^xcöv  390 
Elgoasvov  63;   72 
Eieayaysvg  4 

ix  (distributiv)  =je  226,7 
k-naxovtdgxrig  30 
ix/3o73(yts  319,45 
^xdtxo,-  31;   70—73 
ixdo'ffiftov  63;  85  A.l;  237 

347 
HSoGig  215  fg. 
ixioyi)    (ausnahmsweise  = 

Aufzahlung)  146  A.  14 
^Mraaig  287;  71,  8 
^xriö/s  113  A.  2 
eM.(p6giov  151  Einl. 
i^ßaSela  161  fg. 
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I.  Wörterverzeiclmis. 


ivsxvgaala  143  fg.;  159;  161 

ivfjUl,  261 

ivTslXsad'ai  (xal  innginsiv) 

261 
Ivxiv^ig  13  fg. 
ivroXsvg  261 
ivtoXij  261;  269 
ivroXixägiog  261;    269;    77 

Einl.;  78 
i^alQsvov     (=   Präzipumn) 

161  A.  14;  317,10 
i^aiiÜQTVQOS  8.  avyyQacpi] 
iiavierävai  21, 10 
iUQXBO^cci  31;  89,  36.  42; 

372  V4 
kiLexaG^at.  31  IV  10 
iloSLÜ^nv  68  A.  3 
i^ogyil^a  71,11 
inayyslsla  246  Einl. 
inaxoXovQ'rftQia  250 
?jrapj;os  25 
inatpri  193  fg. 
inLyLvmayisiv  277,14/15 
iniyQticpEiv     (vom     xvptop) 

264—6 
iniSi-natov  277 
iniSriiLitt  25  A.  3 
inidiSovai  (ixiTQOJiov)   254 
inL&sUM  196  A  1;  274  Einl. 
ini%ataßoXri  151  A.3 ;  164  fg. ; 

-8i5  A.  31 
inlxQiaig  285 
inivoia  319,  25 
iTintsvxs-KuiSiy.oczov  211 
inieraXua  97  fg.;  80,25 
imarärrig    1)  rot;  vofiov  9; 
13  A.  4;  ^9;    2)  t^s  x«- 
firjs   9;    13  A.  4;    14;    21; 
130  A.  8. 
iniGtoX'q  37  fg. 
ijtiatQÜTTiyog    9;     28;    100 

Einl. 
iniziiiov  11  A.  1 
iniXQinsiv  255;  261 
inixQonog         1)     Vormund 
248  fg.;    2)   Testaments- 
vollstrecker 239  fg. ;  301, 
27;  316  n  17;  3)  —xov 
idiov     X6yov      30;      68; 
4)  —  nQioväxrig  l^i  6/7 
iitl  x&v  Kexaiuivcov  88  VI  1 ; 

89,2 
inifpiQBiv  116 
inixmQtog  vö^og  Einl.  S.  XII 
iQyd^scd-ai,  355 
icpTniBglg  67 

ijysfiwv  26 
ijXiKla  261 
Tj^uoXiov  118 
i^ffvjj^  164  A.  10 

^£0v  /Ji'a  260 


&£6(ioq)vXayisg  (?)   278;   369 
'ö'frös  (viog)  274 

t'^io?  ^dyo?  30 
isQod'vxal,  214  fg. 
txara  TrapaC;^«!!;  31 
'lovXia  ZBßaaxri  287  A.  1 
iaonQOLxov  290, 10 

xtt'ö'KJravai  {inixQonov)  255 
xa'ö'o^tM^  IxjciTjcta  98  Einl. 
KaiedcQSLOi  348,  3 ;  395 
KaxaygdcpSLV  82  A.  2 ;  1 76  fg. ; 

372  VI  5;  260  A.  23 
KatayQcccp'^  116  fg. 
Kuxsyyväv  27,  18 
naraXoyelov  67 
Kuxaxagi^eiv  355 
xaxaxoogiafiog  33 
xßToixtxds  8.  KatökengruD  d- 

stücke. 
Kaxoxv  96 ; 131 ; 232 ; 242  fg. ; 

217 
■uriSsumv  248  fg. 
■Kr}Siaxgicc  248 
xhSvvog  260;  168  Einl. 
TtXrigovö^oi    t)    SiäSoxoi    i} 

öiaxdxoxoL  319  A.  43 
xi^po?  111 
xoLvodixiov  6 
xoiTT]   150  A.  9 
xouparcöp  248  fg. 
xparffc^at  5i^  A.  34/6 
xgäzT\aig  232 

X^tT77|pm   8  fg. 

v.gLxr]g  (xat  fisairrig)  .81 
xTTjTtxos   ((Jovios)   171  n  6 
xTTjTcoe  192  Einl. 
Kvgiog  248  fg.,  bes.  251/2 
Kwiioygufi^axsvg  24  Einl. 

Xaixrj  ^ori&ua  105  11  A.  10 
XuoxgLtai  s.  Laokriten 
XeinsG^ai    {xfi    xgiasL)     31 
VII  35,  Tgl.  Anm.  zu  33 
Xixovgyla  129  Einl. 
Xoyslcx  129  Einl. 
Xoyiaxijgiov  xfjg  atoäg  93 
XoyoQ^sela  21 

ndyxiip  ((liad-iog)  297,  8/9 
ft^i/ftv    inl    ycopas    312,  7; 

313  A.  9 
(leoLdioco  16,  22 
^isaLXEvca  131 
fisGLxia  131 
(leaixTjg  31 
iieTaXa(ißdviiv  31  II  2 ;  206, 

6;  246,20/1  u.  Einl. 
Iisxanagaxi&ivttt  247  Einl. 
fiBxajtiitrsLv  134 
liexatpigsiv  193  Einl. 
(isx6ni,ygd(psiv     112;      213 

Einl. 


Hsxiagog  (olxovoiila)  213 
fiiaO'coGig  olxov  274  Einl. 
(iv^fiovsg  60 
fiox/ry  38  II  31 
fiovoygdq)og   52;    129;  130 

Ncivalov  84 

voftixdg  56  A.  7 

»öfit/ia  :  Tofs  v.  XQfjo^ai  130 

voiioygdcpog      1)     56    A.  7; 

2)  (ayopäg)  61,  13 
fd^og  reo»'  7rci!()Q!'9-7]X(üv  268 
i'0/ioqpi;iax8s(?)  278;  369 

olxoyivsia  372  VI  11 
oixovo^iia  73  A.  4 
olg  xud-^xBi  6  A.  2;   19,19 
oyioXoyLa  72  fg. 
6^6Xoyog  289;  31  III  12 

naguyysXia  36;  40;  60—56 
nccgaygacpri  97  II  4 
—  [Laxgäg  vo^fjg  374  I  3 
nagdd-Baig  1)  grundbücher- 

liche  103  fg.;    2)  =  De- 
positum 257 
nagad'tjxri  267 
nccgaxccxad"^xrj  257 
Jtagaxstad'ai  1)  im  Gnind- 

buch  101 ;  2)  =  itagart- 

9ivat  31  III  20 
nagaXufißdvsiv  18;  20  A.3; 

36,222;  23 
nagcc^iovl]  67  A.  6 
Ttagdcpsgva  220  fg. 
ytagaxcogelv  112 ;  176  fg. ;  181 
nagaxä>gr\aig  176;  290  A.  1 
naxgoßovXog  96  A.  7 
jtei&avdyxTj  22 
Ttegijtoiriaig   348,  26;    3ö7; 

395 
niGxixslsvHv  {-OXTig)  269 
Ät'ffTt?    1)  (=  Geleitsbrief) 

26   A.  31;      102    A.  34; 

2)  (=fide8)  247,11;  248, 

15 
Ttixxdxiov  67,  15/16 
noXixsvofiEvoL  29 
noXixixoi  vouoi  Einl.  S,  XII; 

31  VII  9 
TtoXvxgöviOQ  80  II  46;  228, 

13 
ngdxxoog  ^svixwv  19;  30 
jrpfiltg  19  fg. 

—  xcixd  xo  Stdyga^fuc  120 

—  tag  «gbgßaaiXixd  20  A.  1 ; 
120;  36  Einl. 

Tcgäaig  167 

Ttgiovaxri  ^-  i'^ixgoitog. 
ngoßoXri  36,225 
ngotaxwg  361  A.  24 
Ttgoii,  283  fg.;  66  II 11;  67 
B.  auch  tpsQv^ 


TtQOKTrjtiyiov  159  A.  10 

jtQo^wTog  Xsys&vog  196,  8 

ngoTtoXirsvofisvog  30;  56,  2; 
69,1 

aQoeayysUcc  1)  im  Grund- 
buchsverfahren 97;  2)  in 
Strafsachen  21 

TtQoeßoXi]  270  A.  11 

nqoa-naQtSQSiv  (töS  ßrj^iaxt) 
66  cf.  36 

nQoaxXriaig  16  fg. 

ngoeoSoTtoiog  91  Einl. 

ngÖGTayfia  Einl.  S.  XIII 

ngöarinov  77  A.  1 

ngoriQ'ivai  286 

TTpcoTOTT^talia  96  A.  3;  158 
Einl.;  242  Einl. 

nt&^cc  78;  129  Einl.;  152 
-155;  179;  180 

exinri  103  A.  34 

67tovSri  273,  12;  341  A.  12 

atotxeiov  102 

etgarriyog  (ptolem.)    9;  11; 

14  fg.;  (röm.)  28  fg. 
atvQiaßig    170;    31  IV  18; 

VII  2 
evyygacp'^  1)  im  allgemeinen 

72;  2)  —  önoXoylag  3,5; 

3)     —   k^andgTVQog    55; 

136;  137;  4)  —TQOtplTig 

206;  29,9;  79,9 
cvyypaqpodia^^MT]  242 
cvyyQCi(po(pvXa^  53 ;  28,25  fg. 
avyKoXX-qGifiog  61  A.  4;  63  fg. 
0vyxQr}(iciti^siv  99 
evyxcoQBiv  178  A.  5 
evyxwgrißig  65;  31  11  11 
avyyiglvBiv  19 
6vfißoXaioygdq>og  87 
ffvvayopaöTtxds  340  A.  2 
ffvfai^eicr'd'at  293  Einl. 


IL  Quellenverzeichnie. 

GvvaXXccy^ccToygd(pog5iA..b; 

54  A.  3;  56  A.  7 
Gvvßsßaiaxifjg  269 
evvtctävat  261 
awoiKiaiov  213 
GvatuGig  261 
(TuffTarixdy  261 
acpgceyig  149  A.  10 
ö;Uoia6nxds  31 
ßaiLttTia^iög  66  A.  2 
öcöos  260 

Taivm  (JlK'ö'vpscos)  153  Einl. 

ra^is  30 

TßffcTetv  372  VI  15 

Tt/iTjfia  TTJg  di'xrjs  17 

rdxot  (Verzugszinsen)  (d^i- 
dea;KfiOt)  118;  103—106; 
108 

tönog  {inl  xmv  toncav  = 
außerhalb  des  Konvents- 
ortes, in  der  Heimat) 
69,  16  u.  ö. 

rovto  Toiovto  (beim  Kauf) 
192 

xgiu'KOvxäv.Xuvov  188  I  5 

xg^LT^Giov  319  A.  73 

xgoffixig  s.  6vyyga.cpr} 

—  yvvri  206 

xvTtog  1)  =  Sententia  99, 1 ; 
2)  =  Rescriptum  319,  47 

vioQ'Bßicc  274 

vnaiiovHv  240  A.  16 

vitäXXayiia  141  fg. 

vnegßaXXeiv  29,  25 

vTtrigixrig  31 

vTtoygacpevg  Nachtr.zu  5 1  A.2 

vnoygacprj  1)  =  Unterschrift 
56;  2)  =  Erledigung 
(röm.)  38 fg.;  3)  =  Urteil 
(ptol.)  19  A.  1;  31VU33 
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vTib   z/i'a   F'^v  "HXiov    305 

A.  6 
vno^rjv.Ti  1)  :=  Pfand  141  fg. ; 

2)  =  Ttapaxara^TfxTj  138 

A.  3/4 
VTCoiivrifia  13fg. ;  37;  57 
vnofLvrjftaxoygdcpog  83,  15 
vnoxsXsTg  11;  20 

cpavsgbv  j;pios  Nachträge 
und  Berichtigungen  zu 
71,3;  vgl.  73, 4;  —  XEqpa- 
Xaiov  365,  11 

qiegv^  205;  218  fg.;  s.  auch 
TtgoL^ 

cpogog  151  Einl. 

cpgovxiax^giov  97  I  14 

qpßOvrtöTijs  249  fg. 

—  y.al  Y.vgiog  249  A.4;  250 
A.  1 

xdXccGficc  153  Einl. 
XaiiaiSiKUßX'^g  29  A.  10 
xdgayficc  80 
Xtig6ygaq>ov  55  fg. 
;^«teorov£rv  {inixgonov)  255 

;kw  89 

jjoa%i5rai  31  I  21 

Xgeicc  (oi  ngbg  xatg  jjpeiats) 

96  A.  1;  7,2 
Xgri^ccri^siv  15;  15,28;  31 

II  32 ;  —  xaglg  Kvgiov  252 
Xgr]iiari6(i6g  73  A.  4 
Xgfjßig  96 

Xagiyiri  s.  ßißXio&rjKri. 
X(oglg  yivgiov   ;|;pr]fi.ari^ov<ra 

252 

iprjtpiafia  Einl.  S.  XTTT  A.  4 

wv^  174 

—  iv  TtiGxsi  135  fg. 


II.  ÜUELLENVERZEICHNIS. 


1.  PAPYRI. 

A.  Demotische. 

P.  dem,  Berol.  3078 

P.  dem.  Libbey  209 

P.  dem.  Ryl. 

209;  212 

210  A.2 

30 
44 

209 
180  A.  1 

P.  dem.  Brit.  Mus.  bei  Grif- 
fith,  Ryl.  pap.  3   p.  116: 

16 

P.  dem.  Ryl. 

209;  210 

45 

180  A.  1 

210 

17 

(Griffith  p.  142/3)     206 

P.  dem.  Straß] 

P.  dem.  Cairo 

20 

209 

7 

233  A.  1 

30607     204;  313 

22 

209 

56 

210 

30608—9     204 

28 

209 
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n.  Quellenverzeichnis. 


B.  Griechische. 


P.  Amherst 

27  380 

32  140 

33  2  A.  4;  5 
63  376 

72  247 
78  123 
81  54;  36 

85  274;  196  A.  1 

86  274Einl.;   196 
A.  1 

88  150 

91  250 

98  65  A.  1;  86 

138  342 

141  126 

142  65 

146  76 

147  117  A.  3 
151  115 

P.  Ansonia 

3  184 

P.  Basel 

7  245;  130 

Berliner  griechische 
Urkunden 

2  113 

13  265 

19  85;  233 

36  125 

46  112 

50  205 

69  142 

70  175 

73  207 

86  306;  234 

87  260 
101  249 
112  214 
114  II     117 
136  86;  234 

140  373;  282;  283; 

284;  286 

153  261 

161  8.  BGU  448 

168  121 

174  64  A.  2 

177  253 

183  313;    201;  245 

184  202 

189  226;64A.2;117 

191  261 
193  II     268 

196  163 

226  50 

242  116 

243  216;  103 

251  201;   245;   350 

262  242;  245 


Berliner  griechische 

Urkunden 
260     137;  55 
267     286 
272     143 
300    345;  261 
308     278 
316     271 

321  114 

322  124 

326  316;  240 

327  6J 
339     250 

361  El— 9    92;  347 
364     279 

378  60 

379  219 
388     91;  272 
413     263 
415     178 
446     257 

448     310;  240 
453     144 
455     247  A.  1 

472  161;  253  A.  3 

473  375 
527     262 

578     227;  84;  123 

581     354 

611     370;  279 

613  89;  45  A.  3 

614  39 

628     371;  280  fg. 

637     336 

651     111 

702     333;    257  A.  5 

717     347  A.  1 

729     167;   257  A.  4 

741     244;   115;  130 

813     55 

856     331;   257  A.  4 

887  272 

888  239;  254 

907     97A.7;248A.l; 

250 
959     194 
970     242;  222 
987     269 

989     136;55;64A.2 
993     136;  238 
996     248  A.  1 
998     252;  173;   233 

A.  1 
1004     33 

1019  27A.3;39A.4 
1036  118 
1038  240 
1045  282; 202; 207 
1047  69  A.  4 
1050  286;  214;  241 
1052  215 


Berliner  griechische 

Urkunden 

1053  105 

1055  104 

1057  356 

1058  170 
1070  323;  250 

1072  195;  222 

1073  198 
1084  208  A.  1 
1093  260  A.  4 
1098  215 

1100  215 

1101  215 
1106  108 
1113  169 
1117  107 
1127  290;  93 
1129  254;  227 
1131  290 
1138  100 

1145  168 

1146  106 

1147  103 
1151  236 
1155  67 

1158  234;  136 

1167  149 

1171  136 

1177  253 

P.  Bouriant 

96;  8;  262 

P.  Cairo  graec. 

10474  225 

67  006  228  fg. 

67028  382;  230 

67032  262 

P.  Cattaoui 

1  88;372;579A.l; 
281—6 

2  Nachträge  u.  Be- 
richtigungen zu 
S.  33  A.  2 

P.  Chicago 
2     217;  103 

Corpus  Papyrornm 
Raineri  (s.  auch  Pap. 

Erzherzog  Rainer) 

1     220 

4     159 

6     158 

9     252  A  4 
10     145 

18  84;    200;    208; 
237 

19  69;  233  A.  1 


Corpus  Papyrornm 
Raineri 

23  294;  58^;  220; 
223  A.  1 

24  288;  220 

27  289 

28  312;  202;  242 

29  335;  257  A.  4 

30  290;  228 

39  275;  196  A.  1; 

262 
45     151 
176     179  A.  3 

P.  Edmondstone 

361;   252  A.  2  u.  4; 
272 

P.  Elephantine 

1  283;  214  fg. 

2  311;  235;  241  fg. 

P.  Erzh.  Rainer 

Inv.    144     95  A.  2 
Inv.  1436     200 

P.  Fayfim  towns 

10  279  A.l 

11  14 

12  15 

22  291;  214  fg. 
31     201 

89     166;  64  A.  2 
97     315;  232 

P.  Flor. 

1  243 

8  355 

16  407 

24  187;  207 

28  238 

36  64 

46  185 

47  Col.  I     146 
48,  5     185  Einl. 
51  186 

56  241 

61  80;  25  A.  4;  235 

75  260  A.  1 

86  247;  156 

92  223;  247  Einl. 

93  297;  228 
99  368 

P.  Gen. 

3  122 

4  27  A.l 
6     120 

21     284;    213  fg.; 
241  fg. 

23  264 

28     109;  176  A.l 

31     119 

44     215;  103 


n.  Quellenverzeichnis. 


P.  Gicss. 

2  214 

8  206 ;  98;  110 

34  75 

36  173;  206 
87     206 

40  Col.  I    377;  288 

40  Col.  11    378 

P.  Gizeh 

10388     Einl.  S.  XV 
A. 6;  234 

P.  Goodspeed 

14     260  A.  1 

P.  Grenf. 
1 

11  32 

12  341 

21  302;  237 

27  156;  178  A.  5 

36  155 

40  25 

44  237 

62  247 

II 

16  157 

17  138;  257  A. 1 

27  117 

28  178  A.  5 
41     183 

46     259 

70  191 

71  190 

72  154 

76     295; 225; 228  fg. 

78     63 

99  (a)     32  A.  2 

107  279  A.  1 

108  339 

P.  Hamburg 

16     103 

P.  Hawara 
31    70 

P.  Heidell). 
1278     233;  135 

P.  Hibeh 
30  (d)     20 
32     37 
34     34 
84  (a)     131 

92  23 

93  353;  21  A.  5 
111     38 

P.  Leyd. 

A     13  A.4;    14  A. 
P     167 

P.  Lille 
7    48 
29     369 


9 
10 

19 
22 
27 
28 
29 
31 
32 
33 
36 
38 
39 


P.  Lips. 
172;  252  A.4 
171;    59  A.  6; 
95  A.  2;     192; 
269 
171 
210 


p.264 
p.281 
p.317 


P.  Lond. 

II 
249  A.  4 
128 
270 

III 


210  p.     4    180 

211;  247;  250  p.  8/9     234 

189;    85;  130;  p.iO/U    152 

156;  247  r,.    12     153 


156;  247 

276 

277 

293 

863;  252  A.4 

318 

65  A.  1 ;  86 

93 

55;  40;  224 

77 

97;  42;  261 

127;  228 


39     127;  252» 
41     300;  225 

43  98 

44  381;  290 
120     230 

Inv.  244     71;  270 
Inv.  348     78 
Inv.  508     196 


p.  46 
p.  60 
p.214 
p  215 


P.  Lond. 

I 

129 

2  A.4 

147 

148 


p  215     14» 
p.241     319;  247 


p.    12     153 
p.    13     154 
p.lll     199 
p.ll7     67 
p.  117/8    209 
p.l28     95 
p.l32     229 
p.  148—50    69  A.  6 

p.151     256 

p.l53     351 

p.ieOf)     262 

p.l66k)     69  A.  6 

p.  169— 70     337 

p.171     162 

p.175     330 

p.220     341;  260 

p.233     270 

p.250     73 

p.253     365 

p.254     367 

p.  278— 81     263 

P.  Magd. 
12     130;  53 
14     224;  117 
18     11 


6 
13 


II 
35 

18;  341 


p.  13  18;  341 
p.151  204;  95  A.  2 
p.152  87;  157 
p.l53  351;  262 
p.156  253  A.  8 
p.168  57;  224 
p.l72     52;  117A.2; 

122 

309 

181;180A.l 

255 

149 

160 

177 

176 


21 
23 
29 
31 
33 


10 

9 

366 

91  A. 
39 


J3     3» 

P.  Melanges  Nicole 

8;  3  A.2 

P.  München 

(Arch.  1,  479)     2 


297 

P.  Oxy. 
I 
97     347;  261 
100     184 

105  303;  240 

106  308 

129     296;  228 
133—37     263 
138     352;  263 
144     343 

II 

237  V  37     39 

VI  6/7     27 ;  38 

vn  12  — vni  7 

208 

VII  39     27  A.  1 
Vni21fg.    202 

A.  3 
Vni  27-43  192; 

222;  232  fg. 
238     213 
243     182 

259  101;  266 

260  74;  337 

261  346;  261 

263  95  A.2;  184 

264  266 

265  227 

266  292 

267  281;  202  A.2 

268  290 

270  236;  268 

273  221 

274  193 
278  165 

281  66 

282  117 

286  232;  124 
327  desc.  216 


234 


p.l76 
p.l77 
p.l78 
p.l89 
p.l95 
p.l98 
p.l99 
p.204 


34 
37 

38 
45 
48 


P.  Oxy. 
I 

188;  85 
79;  44 
58 
222 
273 


197 

p.  219/20    237 
p.221     174 
p.256     340 


177  48     273 

};j  .  49     359;  273 

176A.1;185       50     403-,  273 
AI  56     320 

67        " 

68 

71 

73 

75 

76 


A.l 

p.206     332 ;  257  A.  5 

p.208  334 
«  p.211  258 
^     p.212     328;  253 

p.215     197 


56 

228 
62 
184 
224 
76     235 

94  344;  261 

95  267 


472 
483 
485 
486 
487 
489 
491 

492 
493 
494 
495 
496 

497 
501 
605 
606 

636 
650 
653 


III 
235;  135 
203 

246;  148  A.1 
69;  135 
322;  251  A.4 
240 

304;  240;  261 
A.4;  273 
240 
307 

305;  238—9 
345;   251  A  4 

287;  214  fg.; 

227 

222  A.  2 

349;  261 

350;  261 

248;  99  A.  3; 

148;  155 

134 

135 
desc.  90 


298 


II.  Quellenveizeiclinis. 


P.  Oxy. 
IV 

706  81;  273 

709  25  A.  4 

712  231 

713  3U;  242  fg. 

715  212 

716  360;' 272 

719  247  A.  1;  85 

720  324 

722  358;  271-3 

726  261  fg. 

727  2(;i 
730  273 
785  266 

VI 

888  329 

893  99 

901  70 

902  72 

905  216;  222 

907  317 

909  250 

911  326a;  251 

912  252  A.  4 

VII 
1027     199a;  110 

P.  Par. 

7  226;  117 

8  117 

10     275 


P.  Par. 

13  280;  13;  201  fg.; 
205;  207 fg.;  226 

14  234 
65     81 

P.  Petr. 
I 
19    301 

II 

2  (2)     22 
12  (3)     12 
18(1)     6 
21  (b)  (c)  (d)     28 
47  1,  34—38     135 

III 

21(b)und(f)    3;  8 
21 (g)     21 

25  30 

28  (e)    45 

29  (e)     13 

36  (a)  Verso     5 

P.  Reinach 

7  16 

8  117 
14     132 

18  26 

19  27 

20  133 

26  164 

30  139 

31  117 
44     82 


P.  Straßb. 
20     94 

22  Verso    374;  286 
30     364;  276 
41    93 
Inv.  85  (Arch.  3, 130) 

245  A.  4 


P.  Tel). 
I 

5,  207 fg.    1;  7;  11 

A.4 
5, 221—247     36 
5, 255—264     36 
7     7 

14  42 

15  43 

16  44 
29  24 
43     46 

45  40 

46  41 
49  19 
51  206 
54  17 

104     285;   214;  226 
—227 

106  134 

107  141 
110     117  A.  3 
145  desc.     266 
156  desc.     47 


P.  Teb. 
II 

279     179 

285  379;  290 

286  83;  153 
303     53 

317  348;  67;  227 

318  218;  103; 105; 
150 

323  208 
326  325 
330  110 
333  115 
378  326 
383     357;  227 

386  298;  117 

387  222 

389  173 

390  251 
392  338 

397  321;  253  A.8 
434  desc.  51 
444  117 

P.  Tor. 
1  31 

1  II  5  4  A  2 
3  234 
13  29;  117;  206 

Wessely,  Spec.  isag. 

tab.8Nr.ll     68 
tab.12Nr.27    54  A.  3 


2.  ANDERE  QUELLEN. 


Cassias  Dio 

60,  28     281 

Cod.  Gregorianns 
V  1     284  A.  2 

Codex  Jastinianns 

5,  5,  2  289 
5,  9,  6  291 
5,  37,  14  263 
7,  33,  12  287 
10,  54,  1  290 
10,  61  (59),  1  288 

Corp.  Insc.  Graec. 
4957  1.  15—17  102 


Corpus  Insc.  Lat. 

6,  4,  33  748    259  A.  3 
13,  7521     249 

Damascias 

bei  Photius  bibl. 
242  p.  ••138     214  fg. 

Digesta 

1,  5,  7     288 
18,1,81,1    236Einl. 
50,  2,  3,  1    288 
50,  4,  8     280 

Diodor 

1,27     212 


Diptycha 
Amherst    362 
Kairo  29808     327; 
249 

Foacart-Le  Bas, 

Insc.  du  Pelop. 
243a     249  A.4 

Gaius 
2,  110     285 

Heraclit  tcsqI  noXi- 

tsiäv 
40     251  A.  4 

Homer  Od. 

8,  344     265:  267 


Inschrift  von  Delos  4 

Inschrift  von 
Ghäzi(n)    2 

Marini  pap.  diplom. 

94  p.  146  i^öA. 14/15 

Ostrakon  Berlin  P. 
3983     49 

Pauli  Senteutiae  re- 
ceptae    284  A.  2 

Seneca,  Apocolo- 
cynth.  12,  29     281 

Syrische  Rechts- 
hücher  (ed.  Sachau) 
2  p.  43     355 


